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Nr. 1. 

Competoiiz zw FetttlellMng des Niveau und der Baulinie bei Bau- 
fUhrungen auf Anlagen und Gründen der Eisenbahn. — Die Bestimmung 
der Baulinie für einen Zubau an einer öffentlichen Pattage kann nur 
mit Berttcktichtigung det reohtakräftigen Straaaenregullrungtplanea er* 

feIgM. (SohlaaiM.) 

(EDtMbddnog dea V. Q. H. Tom S. Januar 1896, Z. 41.) 

Bei der Ertheilung der Baubewilligaug für Erweiterungs- 
bauten am Bahnhofe zu Troppau der Mährisch-Scbiesisehen 
CeutralbahD wurde dem Begehren der Stadtgemeiode Troppau 
um Srv«iterQDg der Durchfahrt fQr die Olmtttzer Strasse auf 
die im StadtregulirongsplaDe vorgesehene Breite von 19 Meter 
keine Folge gegeben. 

In der gegen diese Entscheidung erhobenen Beschwerde 
wurde in erster Linie die Incompetenz des Handelsministeriums 
znr Entscheidung eing-ewendet, nachdem auch bei Eisenbahn- 
bauten die Restimniuii*: der Gassenbreite und der Baulinie 
ausschliesslich lo die Oompetenz der autonomen Baubehörden 
falle. 

Die angefochtene Entscheidung wurde nach § 7 des 
Gesetzes Tom 22. Oetober 1875, B. G. 81. Nr. 36 ex 1876, 
aufgehoben. 

GrQnde: 

Die 1 bis 4 der schlesischen Bauordnung vom 2. Juni 
1883, L. G. Nr. 26, normiren ganz allgemein, dass die Fest- 
stellung der Baulinie durch die „baubewilliffende Behörde", 
„durch die Baubehörde " zu bestimmen sei. Uuler der „bau- 
bewilligenden Behörde", „Baubehörde", kann nur diejenige 
Behörde Terstanden werden, welche im conereten Falle rar 
den betreffenden Bau die Banbewilligung zu ertheilen hat. 

Wenn nun auch im 8. Abschnitte der Bauordnung, 
§ 100, im Allgemeinen bestimmt wird, dass die Handhabung 
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der Bauorduuüg durch die Gemeindevorsteher, beziehungs- 
weise in mit besonderen Statuten betheilten Orten durch die 
in diesen Statuten vorgesehenen Organe (§ 76 des Landes- 
gesdtzes vom 20. Januar 1866, Nr. 10, das ßflrgermeisteramt) 
zu erfolgen habe und daher diese Gemeindeorgane in der 
Kegel auch die Ranbehörde sein werden, so maeht hiervon 
§ 103 der Bauordnung bezüglich der Staats-, Landes- und 
öffentlichen Fondsbauten, und bezutrlidi der BaufOhriincreii 
auf Anlachen nrul Gründen der Eisenbahn eine Aiisnahnie und 
bestininil iüfcbesundere bezüglich der zuletzt augeführten 
Bauten, dass jene Behörde, weiche den Consens zum Bahn- 
baue zu ertheilen hat, auch die Baubewilliguug ertheilt. 
Hieraus ergiebt sich, dass bei Bauten auf Anlagen und 
GrQnden der Eisenbahn das Handelsministerinm als bau- 
bewilligende Behörde bezOglieh aller, also aueh bezQglieh 
der in den §§ 1 bis 4 der Bauordnung enthaltenen Fragen, 
betreffend Baulinie, Niveau und Strassenbreite, die Entscheidung 
zu trelfen, competent ist. 

Eine Ausnahme könnte nur dann stattfinden, wenn, wi»^ 
dies beispielsweise im § 127 der Banorduung für die Stadt 
Prag (Landesgesetz vom 10. April 1886, L. 0. Bl. Nr. 40) 
«resehieht, ausdrücklich normirt wäre, dass die Feststellung 
der liaüiiXiie und des Niveau auch bei Eisenbahnbauten den 
aatonomen Baubehörden zusteht. Da nun die Bauordnung 
fllr Schlesien eine solche Ausnahme nicht statuirt, kann die 
Gemeinde Troppau eine behördliche Ingerenz wegen Fest- 
stellung des Niveau und der Baulinie bei einer Bauführung 
auf Anlagen und Gründen der ßisenbahn für sieh nicht in 
Anspruch nehmen. 

In meritorischer Kis-htung konnte jedoch die ansetochtene 
Euts'^heidung nicht als gerechtfertigt erkannt wi t ien. Nach 
§ 1 der Bauordnung ist für jeden Neu-, Zu- o h r I7mhau au 
einer öffentlichen Passage um die Bestimmuiig der Baulinio 
anzusuchen. Der § 16 der Bauordnung definirt den Zuban als eine 
Tergrdsserung des Baues, in wagr eehter und lothreehter 
Richtung. Mit der projeetirten Aufmauerung des Bahndammes 
soll nun eine Erweiterung desselben in wagreohter und loth- 
reehter Richtung derart Torgenommen werden, dass bis zur 
Fusslinie der neuen Strasse gegenüber eine neue Mauerflneht 
entstehen würde. Dieser Zubau ist daher als ein an oiin r 
öffeuliichen Passage geführter anzusehen, zumal die in rtient- 
lieher mündlicher Verhandiung vorgebrachte Einwendung 
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des Handelsministeriums, dass es sich nicht um eioeu „auf 
Anlagen uod Gründen" der Eisenbahn auszuführenden Hoch- 
bau, sondern um einen Eisenbahnbau (Kunstbau) handle, 
für welchen nicht die Bestimmungen der Bauordnung, sondern 
lediglich die Vorschriften des § 10, lit. c der Verordnung 
vom 14. Sepfdmbdr 1854^ B. G. Bl. Nr. 238, maassgebend 
seien, nicht zutrifft, weil die BestimmuDgeD der Bauordaung 
in ihrem Bayon, so weit sie sachlieh anwendbar sind, fi^r alle 
Bauten Geltang haben. Hiernach raus&te bei Aufiührung des 
gedachten Zubaues die neue Baulinie, und zwar mit Rück- 
sicht auf den rechtskräftig festgesetzten Strassen rAirulirungs- 
|)ian bestimmt werden, welcher eine Strassen breite von 
19 Meter vorschreibt. 

Nr. 2. . 

Bef EriMbung einet Antpruelies nach dem Qetetze vem S. Mira 186^ 

R. G. Bl. Nr. 27, kann die Frage, ob der Vorfall, welcher die behauptete 
Körperverletzung oder Tödtung eines Menschen herbeigeführt hat, als 
eine „Ereignung im Verkehre" im Sinne des bezogenen Gesetzes an- 
zusehen ist, nicht mittelst Einwendung der Incompetenz des Handelt- 
gericbtes zur Enttebeiiiung gebracht werden, da dieee Frage dae Meritum 

der Sache betrifft. 

(Entöcheidaog des 0. G. H. vom 3. Januar ISlMi. Z. 15053 ex !8J5; Bestäti- 
gung des Urtheiles des 0. L. G. Wien vom 23. Oetober 1895, Z. 13673; 
Abftndemng dea Erkenntnisses des H. G. Wien vom 18. Avgtut 1895^ 

Z. 125694.) 

A. belangte mittelst Klage die St.-Babn bei dem H. G. 
Wien auf ZaSlang einer lebeDsläogliciieii Rente Ton täglich 
40 kr. oder eines Betrages von 1000 fl. und machte zar fiecht- 
fertigODg seines Anspruches geltend, dass er, als bei der 
Geklagten angestellter Bahnarbeiter, im Sommer 1881 von 
beinern Vorgesetzten den Auftrag erhielt, mit dem Arbeiter B. 
6 bis 7 Meter lange Bretter, welche bei der Ausbesserung 
des Bahnviaductes und von Brücken zu verwenden waren, 
von eiuem Orte des Bahnhoies auf einen anderen zu über- 
tragen und daselbst anfznschlichten, dass er gemeinschaftlich 
mit B. diese Arbeit vorüäbin, dass bei Verrichtung^ derselben B. 
aofliglitt und zur Erde fiel, dasa hierdurch das Brett, welches 
sie eben trugen, den Kläger zur Seite riss, und derselbe hier* 
bei einen doppelseitigen Bruch erlitt. Die geklagte Bahn- 
gesellschaft erhob die Einwendung der Incompetenz mit der 
BegrUndang, dass keine Ereignung im Verkehre der Bahn 
vorliege.- 
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Das H. G. Wien hat der IncompetenzpinwenduDg statt- 
gegeben in Erwägung, dass nach der dem Gesetze vom 5. März 
1869. R. G. Bl. Nr. 27, zu üruude liegenden Intention als 
Erejgauüg im Verkeliib der Bahn nur eiü buleiitir Vorfall 
aogesehen werden könne, weleher mit den dnroh die An- 
wendnnff der Dampfkreft bedingten besonderen Gefahren des 
SiBenbannbetriebes in eineai unmittelbaren Zusammenbange 
steht; daee daher solche Vorfälle, welche mit den besonderen 
Gefahren des Eisenbahnbetriebes in gar keinem Zusammen- 
hange stehen^ welche vielmehr auch ausserhalb des Betriebes 
einer Eisenbahnunternehmung, 2. B. beim Baue eines Hauses, 
auf einem Holzlagerplatze etc. «stattfinden können, und die 
eine körperliche Verletzung iieibeifübren, nicht unter den 
Begriff „Ereignung" im Sinne des Eisenbahuhaitpßichtgesetzes 
Bubsumirt werden können ; und in Ervrägung, dass im Frage- 
falle die Competenz des Handelsgerichtes nur dann platzgreiflt^ 
wenn auf den Streitfall das genannte Haftpflichtgesets An* 
Wendung findet, letzteres aber nach dem Ergebnisse der Ver- 
handlung als ausgeschlossen erscheint. 

lieber Appellation des Klägers hat das 0. L. G. Wien 
die Incompetenzeinwendung zurückgewiesen, weil nach den 
Angaben der Klage, welche, auch so weit sie widersprochen 
sind, bei Entscheidung des Coinpetenzstreites als wahr anzu- 
nehmen sind, Kläger die in Rede stehende Verletzung, niuiilich 
einen doppelseitigeu Bruch, io Ausübung seines Dienstes, als 
von der geklagten Gesellschaft bestellter Bahnarbeiter am 
Bahnhofe selbst und anlfisslich der IJebertragung Yon zur 
Ausbesserung des BahnTiaductes und der Brücken bestimmten 
Brettern erlitten hat; weil dieser Uofall immerhin als ein 
Ereigniss im Eisenbahnverkehre im Sinne des § 1 des Ge- 
setzes vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, anzusehen ist, 
weil die erwähnte Arbeit mit dem Bahnbetriebe in innigem 
Zusammeniiange steht, weil diese Arbeit am Bahnhofe und 
nach der Behauptung des Klägers über AuUiag seines Vor- 
gesetzten verrichiel wurde, uüd weil die Anschauung der 
ersten Instanz, dass der eitirte § 1 nur dann Anwendung 
finde, wenn der betreffende Vorfall mit den dem Eisenbahn* 
ttetriebe eigenthflmlichen Gefahren im Znsammenhange steht, 
im Wortlaute des citirten § 1, weicher ganz allgemein von 
elw Ereignung im Verkehre einer mit Anwendung von 
Dampfkraft betriebenen Eisenbahn spricht, nicht begründet 
erschein zumal son^t auf alle jene äisenbabnunfällei welche 
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sich auch bei dinem Dieht mit Dampfkraft betriebenen 7er- 

kehrsunternehmen ereignen können, das bezogene Haftpflicht- 
gesetz keine Anwendun|fr fände, eine solche Interpretation 
aber sicherlich nicht im Sione und Geiste dieses Gesetzes 
gelegen wäre. 

Der 0. G. H. hat Ober die ReFisionsbeschwerde der ge- 
klagten Gesellschaft das oberlaudesgerichtliche Urtheil aus 
dem Qruade bestätigt, weil Kliger seinen Ansprach auf das 
Gesetz vom 5. Hftrz 1869, B. 6. BL Nr. 27, stützt, er daher 

die Klage nur bei dem Handelsgerichte anbringen konnte, die 
Frage aber, ob der Yorfall, bei welchem der Elftger die be- 
hauptete Verletzung erlitten haben will, als eine Ereignung 
im Verkehre anzusehen ist, das Meritum der Sache betrifft, 
daher nicht mittelst einer Incompetenzeinwendung zur Ent- 
scheidung gebracht werden kann. 

Nr. a 

Beginn d«r ErwmrbsttuerpfltoM dmr EbenbahnbauiiiitonitlMiiiing. 

(Entscheidtmg des V. <?. H. Tom 7. Januar 1896, Z. 113.) 

Der H;ii]initerriehmuDg für den Ausbau des zehnten 
Loses der Eisenbahn St.-W., weiche sich durch ihren Be- 
vollmächtigten ausdrücklich zur Erwerbsteuerzahlung vom 
zweiten Semester 18ü2 angefangen erklärt hatte, wurde ihat- 
sächlich von diesem Zeitpunkte die Leistung der Erwerb- 
steuer vorgeschrieben. Gegen die Gesetzmässigkeit dieser 
Vorschreibung erhob die genannte Bannnternehmnng beim 
V. G. H. Beschwerde. Um die rechtliche Wirkung der vor- 
erwähnten Erklärung zu beseitigen, machte die Beschwerde- 
führerin geltend, dass Ende des Jahres 1892 wohl eine Zu- 
fahrtsstrasse gebaut, nicht aber der eigentliche Bahnbaubetrieb 
begonnen wurde. 

Der V. Q. ü. wies die Beschwerde als unbegründet ab. 

GrOnde: 

In der diesfalls stattgefundenen öffentlichen mündlichen 
Verhandlung wurde constatirt, dass sowohl nach der proto- 
koHarischeH Angabe des mit dnev sehriftliefaen Vollmacht 
ausgewiesenen \^rtreterB der beschwerdeführenden Eisenbahn- 
bauunternehmung de dato 16. October 1893, wie ahch laut 
Mittheilun^ der Bauleitung der St.- Bahn in St. vom 10. Sep- 
tember 18d3, 2h 1621, die gedachte Unternehmung anf Grand 
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deb Offertes vom 14. September 1892 den Bau des zehnten 
Loses der Eisenbahn St.-W. übernomiDen und die Arbeiten 
am 10., respecti?e 22. October 1892 begonnen habe. . " 

Gegen aber' 4^m: Einwände der Besch werdef&hrerin/ dass 
EDde des Jahres 1892 wobl eine Zufahrtsstrasse gebaut, nicht 
aber der eigentliche Bahobanbetrieb begonnen wurde, ist zn 
erinnern, dass über diese auch im Becufse vorgebrachte 
Einwendung die Steuerverwaltung die Geraeindevorstehung 
von J. neuerlich einvernommen habe und dass dieselbe unterm 
26. Juli 1894 ausdrücklich erklärte, dass die Ingenieure des 
zehnten Bauloses der St. -Bahn im October 1892 nach W. 
gezogen seieu. und dass sie iu dieser Zeit die Vermessungen, 
die Waldausstockung, sowie die Aushebe- und Anscbüttungs- 
arbeiten begonnen haben. Alle dipse Erhebungen stehen so- 
nach im vollen Einklangie -sowohl mit der jBrklfirung des 
bevollmächtigten Vertreters' der Banunternehmung, als auch 
mit den von der Bauleitung gegebenen Aufklärungen, und da 
au§ diesen Erbebungen hervorgeht, dass die Arbeiten beim 
Baulose 10 der Eisenbahn St.-W. im Monate October, also 
im zweiten Semester des Jahres 1892, begonnen haben, so 
war in dem Ausspruche, dass die Erwerbbesteuerung von 
diesem Zeitpunkte an zu beginnen habe, eine Gesetzwidrigkeit 
nicht zu erkennen. ■ " 

BtX «iiier EImiiImiIiii bMeMHUgte Ob«rbaiMirbeifer sind kein« Angaltollltii 

im Sinne der Vorschrift des g 39, Z. 2 des EinfUhrungsgetetzec zum 
Handetsgesetxbuche. Die Entscheidung über eine Klage auf Ausstellung 
eines Dienstzeugnisses an einen solchen gehört daher nicht zur Com' 

patenz dar HandalagarioMa. 

(Bntsahaidiuig dea 0. L. 6. Prag vom 7. Januar 1890, Z. 19; Bestätigung 
des BrkeiintiiiiMa das H. 6. Prag ▼om 28. NcYember 1866^ Z. 64020.) 

Der bei der B.-Eiseubahn als Viäirer und Oberbau- 
arbeiter beschäftigte A. Tb. wurde von der genannten Gesell- 
schaft ohne Ausstellung eines Dienstzeugnisses entlassen. 
In der diesbezüglich beim H. G. Prag flberreiebten Klage 

ersuchte der Kläger A. Tb., es möge erkannt werden, dass 
die B.-Eisenbahn schuldig sei, dem Kläger anlässlich dessen 
Entlassung aus den Diensten der Gesellschaft Ober die vom 
Kläger derselben vom 1. October 1854 bis 5. Februar 1894 
als Visirer und Oberbauarbeiter ^ioleisteten Dienste für die 
Zeit vom 1. October 1854 bis 30. August 1873, sowie über 
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4ie Art und Dauer seiner Bescbiiltigung ein wabriieilsgetreiies, 
»eiü sitilicbes Verhalten und den Werth seiner Leistungen 
beinhaltendes Zeugniss auszustellen, in demselben daher ans- 
xudrücken, dass A. Tb. bei der geklagten B. -Eisenbahn als 
^iBirer und Oberbauarbeiter seit dem i. UuLobei 1854 bis 
31. August 1873 bedieoBtel und stets ein braver, fleissiger 
Qpd redllclier Arbeiter war; ferner auch scbuldig sei, cwm 
A. Tb. die Kiosten dieses Streites zu ersetzen, alles dieses 
binnen drei Tagen bei Executionsyermeidung. 

Seitens der geklagten Gesellschaft wurde die Incom- 
petenz des angernfeneu Gerichtes eingewendet, nachdem es 
sich im vorliegenden Falle nicht um ein Handelsgeschäft 
nach § 38, Z. 2 des Einlührungsgesetzes zum Handelsgesetzbnche 
handle, und der Kläger überdies nicht als Angestellter, 
sondern als Taglohner anzusehen sei, demuacb § 39, Z. 2 
des Einf&hrongsgesetzes zum Handelsgesetzbuche auf denselben 
Iceine Anwendung finde. 

< Das H. G. Prag sohloss sieh den Aasfübmngen der 
Gelclagten an, verwies den Kläger mit dem Klagebegehren 
an das zuständige Geriebt und verurtheilte denselben zur 
Zahlung der ermässi^ten Gerichtskosten mit 73 fl- 32. kr» 
binnen drei Tagen bei sonstiger Exeeution. 

Gründe: 

> 

Der Kläger verlangt in der Schlussbitte der Klage die 
Yerurtbeilung der geklagten protokollirten Actiengesellschaft 
zur AnsstelJnn^ eines wahrheitsgetreuen Dienstzeujirnisses 
Aber seine bei der letzteren vom 10. Oetober 1854 bis 
30. August 1873 als Yisirer und Oberbauarbeiter geleisteten 
Dienste etc. 

Zur Begründung dieses Anspruches führt der Kläger an, 
er habe vor dem 1. Oetober 1854 mittelst Gesuches bei der 
Geklagten, als sie ihre Strecke Kr. zu bauen anfing, um Auf- 
nahme in ihre Dienste angesucht. Ueber dieses Gesuch sei 
er am 1. Oetober 1854 vom damaligen, zur Aufnahme von 
Bahnbediensteten von der Geklagten bevollmächtigten und 
berechtigten Ingenieur Q. L. als visirer und Oberbaoarbeiter 
in die Dienste der Geklagten aufgenommeD worden und mit 
diesem Tage au^ in die Dienste derselben als Visirer und. 
Oberbauarbeiter eingetreten, und sei damals zum Bahnbau 
der Strecke Kr. verwendet worden, welchen Dienst er auch, 
durch sieben Jahre daselbst verrichtet hüte. 
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Nach sieben Jahren. f>twa im Jnhre 1861, sei der Kläger 
von der Geklagten vom Ijahnbaue iti Kr , woselbst die Strecke 
bereits gebaut war, als V isirer uud Oberbauarbeiter zum Balm- 
bau ihrer Bahn nach Kl. versetzt worden, woselbst er wieder 
der Geklagten durcii weitere biebeü Jahre Bienattj ge- 
leistet hfitte. 

" Als der B«hnbaii in £1. zn Eode war, etwa nach sieben 
Jahren, sei der Kläger von der Geklagten zu ihrem Bahn- 

bane anf die Strecke nach W.-L. versetzt worden, woselbst 
er durch sechs Jahre der Geklagten als Yisirer und Ober- 
baüarbeiter Dienste geleistet hätte. Yen dortaus sei Kläger 
nach S. versetzt worden, woselbst er bis zu seiner am 
5. Februar 1894 erfolgteu Entlassung in den Diensten der 
Geklagten geblieben sei. 

Darüber habe der Kläger das ZeugniöS de dato 1. März 
1894 von der Bahnerhaltungssection P. erhalten. Schliesslich 
fbhrt der Kläger an, er sei seit dem 1. Ootober 1854 aueh 
als Mitglied desKrankennnterstütaangs^Institntes fttr Bedienstete 
und Arbeiter beigetreten, woselbst er stets die Einzahlungen 
pünktlich leistete und welchem Institute er bis zu seiner am 
5, Februar 1894 erfolgten Entlassung angehörte. 

Klager verlangt nach § 81 der Gewerbeordnung die Au8> 
Stellung des oben angeführten Zeugnisses. 

Die Geklagte erhebt vor allem die Einwendung der 
Incompetenz des Handelsgerichtes, weil es sich nicht um 
ein Handelsgeschäft nach § 38, Z. 2 des Eialührungs^esetzes 
zum Handelsgesetzbuehe handle und weil der Kläger nicht als 
Angestellter, sondern als Taglöhner anzusehen sei, demnach 
§ 39, Z. 2 des EinfOhrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuehe 
keine Anwendung finde. 

Es ist richtig, dass es sich in diesem Streite um kein 
Handelsgeschäft handelt, und es ist demnach zu untersuchen, 
ob es sich um eine Handelssache nach § 39, Z. 2 des 
Einftthrungsgeselzes zum Handelsgesetzbuche handelt. 

Der Kläger bezeichnet sich selbst als Visirer mit Tag- 
lohn und betrachtet sich als eine im Gewerbe der üeklagleu 
angestellte Person. 

Allein die Sachverstftndigen haben ihr Gutachten dahin 
abgegeben, dass ein Visirer Taglöhner, d. i. Arbeiter gegen 
Taglohn sei, der aus den besseren Arbeitern genommen und 
besser entlohnt wird, jedoch jeden Augenblick und ohne 
Grund entlassen werden könne. 
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Es ist demnach der Kläger nicht als ein im Gewerbe 
der Geklagten nach § 39, Z. 2 des EinführuDgsgebetzes zum 
Haudelsgesetzbuche Angestellter zu betrachten und die Com- 
petenz des HandelsgenchltJö erscheml demnach nicht be- 
grfliidet Der Kläger raehl zwar die Eigensdiaft als Ange- 
stellter auch noch dadareh zit begründen, daas er durch 
mehrere Jahre Mitglied des VerwaitaDgsanaschüsses des 
KrankenunterstQtzungs-Institutes war und beruft sich auf « 
$ 2 der Statuten dieses Institutes. 

Allein aus § 2 dieses Statutes geht hervor, dass Mit- 
glieder dieses AusschiiRSPs nicht nur im Gewerbe Angestellte, 
sondern auch die bei der Geklagten beschäftigten Arbeiter 
werden können. 

Der Kläger war ein solcher Arbeiter und kann aus 
der Mitgliedschaft die Eigenschaft eines ADgesteliten nicht 
ableiten« 

Nachdem die Competenz des Handelsgerichtes nicht be* 

K findet erscheint, musste der erhobenen Einwendung der 
competenz dieses Gerichtes stattgegeben, die Klage abge- 
wiesen und an das zuständige Gericht gewiesen werden. 

Es entfällt demnach die Erörterung der materiellen 
Frage der widersprochenen passiven Legitimation und Ver- 
pflichtung zur Ausstellung eines Dienstzeugnisses an sich. 

Der Ausspruch über die Kosten gründet sich im § 24 
des Gesetzes ?om 16. Mai 1874, B. G. Bl. Nr. 69. 

Ueber Appellation des ElSgers bestfttigte das 0. L. 0. 
Frag die erstrichterliehe Entscheidung unter Abweisung des 
Anspruches desselben auf Ersatz der Appellationskosten. 

Grfinde: 

Der Klüger giündft die Zuständi^rkeit des Gerichtshofes 
erster Instanz zur Entscheidung dieöer Hechtssache auf die 
Bestimmungen der 38. Z. 2, und 39, Z. 2 des Einführungs- 
gesetzes zum HaudeUgebelzbuche, allein nicht mit Erfolg; 
denn belangend die erstere Vorschrift, so ist es zwar richtige 
dass die Firma der geklagten Actiengesellschaft im Handels- 
register eingetragen ist, allein der Kiftger beansprucht von 
der Qel[Iagten die Ausstellung eines Zeugnisses Uber die 
derselben während einer bestimmten Zeit als Yisirer und 
Oberbaliarbeiter geleisteten Dienste, und das diesem Ansprüche 
zu Grunde liegende BechtsFerhältniss hat keineswegs die 
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-rechtliche ^uiui eiaes dei m deu Art. 272 und 273 H. U. B. 
erwähnten Handelsgeschäfte, weshalb die Vorschrift dies 
§ 38, Z. 2 des Einnihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuehe 
hier nicht Anwendung finden kann. 

Aber auch die Bestimmung des § 39, Z. 2 des ■ citirteo 
Gesetzes greift hier uicht Platz, weil der Kläger selbst zu- 
gesteht, dass er der Geklagten als Visirer und Oberbauarbeiter 
geo^en Taglohn Arbeiten verrichtete, durch die Öachverstäüdigeu 
festgestellt wiirfie, dass der Visirer ein Taglöhner ist, der 
jeden Augenldiek ohne Grund entlassen werden kann, und 
bei diesem Staude der Sache mit Grund uicht behauptet 
werden kauu, dass der Kläger jemals die rechtliche StelluQg 
eines Angestellten der Geklagten bekleidet hat, weshalb es 
sich hier auch nieht nm einen Streit aus dem ' Bechts- 
verhilltoisse der Geklagten mit einer in ihrem Gewerbe an- 
gestellten Person handelt. 

Das Urtheil erster Instanz stellt sich derageraüss als 
gesetzlich begründet dar, weshalb dasselbe bestätigt wurde. 

Der Ausspruch über die Kosten zweiter lusianz gründet 
sich im § 26 des Gesetzes vom IG. Mai 1874, B. G. Bl. Nr. 69. 

Nr. 5. 

Der Antpruch auf Schmerzensgeld iti ein hQchet pertVnlidiM il«eM; 
die Hinterbliebenen naeh einem anlietlich einee Eltenbnlmuiifiillee Ver- 
unglückten können dasselbe daher nur dann beanspruchen, wenn es vom 
Verunglückten noch bei dessen Lebzeiten geltend gemacht wurde. Meiien- 
gdder eind bei Feeleelzung der EnfsebSdigungerente in Betraoht zu zieben. 
Beitrüge aet dem Pensionsfonds und Erziehungsbeiträge bilden keine 
Abzugspost von der Entschädigungsrente. 

(Bntseheiduuj,' des 0. G. H. vom 8. Januar 1896, Z. 35; Bestätigunj? des 
£rkenutQi8ses des 0. L. G. Wien vom 12. November 1895, Z. 13275; 
theilweiee Abänderung der Entecbeldnog des H. 0. Wien vom 2. Angast 

1895, Z 2töM.) 

Der aul der i ahrt von Bok. nach Bur. befiriffene QQter- 
zug Nr. 385 wurde im 17. November 1893 von einem auf dem- 
selben Geleise naehfolgenden Masohinenzuge eingeholt, und 
infolge des Zusammenstosses der am Signalwa|fen des Qflter- 
zugeis befindliche Bremser Michael Z. von seinem Breraser- 
sitee herabgeschlendert und so sehwer verletzt, dass derselbe 
am nächsten Tage starb. 

Die Witwe des Verstorbeneu, Katharina Z., klagte die 
Bahnverwaltung im eigenen und im Namen ihrer minder- 
jährigen Töchter Emilie, Stefanie und Valerie Z., auf Zahlung 
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eines Sehmerzensgeldes 7on 6000 ri., eines einmaligeu Ent- 
schädignnfrsbetiaires von je SOOO tl. für sich und jedes ihrer 
miuderjäbrigen Kiuder, sowie auch auf Ersatz der verursachten 
öerichtskosten. 

Aülüsslich der über dieses Klagebegebren am 4. Kebruar 
1895 stattgehabten summarischen Verhandlung wurde das 
Klagebegebren modifieirt, wie folgt: 

Bie geklagte Bahn Verwaltung sei schuldig, der im eigenen, 
sowie im Namen ihrer minderjährigen Töehter als deren 
Mutter und Vormflnderin auftretenden Klägerin das ange- 
sprochene Schnierzensgeid per 6000 fl. und die einmaligen 
Rntsphndigiingsbeträge von je 8000 fl. sammt den vom Klägs- 
tage von diesen [Beträgen zu berechnenden 5procentigen Zinsen, 
eventnell an Stelle dieser EntschädigungscapitalieD vom 
18. Novenibor 1893 ungefangen der klägerischen ^\*it\ve 
kcitiiarina Z. bis zu ihrem Tode, beziehungsweise bis zu deren 
Wiederverheiratung eine jährliche Kente im Betrage von 
480 fl. in antieipativen Monatsraten pro 40 fl., den drei 
klfigerischeu Waisen aher, nnd zwar einer jeden von ihnen, 
im Falle ihrer Verehelichung ein Heiratsgut zu je 1000 fl., 
ferner bis zu deren Verehelichung und Im Falle sie ledig blieben, 
bis sie sich selbst erhalten können, eine jährliche Rente im 
Betrage von je 240 fl. in antieipativen Monatsraten von je 
20 fl. zu zahlen, und zwar die zur Zeit der Rechtskraft des 
ürtheiles b* r< its fälligen Monatsraten saramt 5 Procem Ver- 
zugszinsen binnen drei Tagen, die späteren Raten hingegen 
am 18. eines jeden Monates bei V^ermeidung der genciiLiiehen 
Execution zu bezahlen , sowie auch die mit Ausschluss der 
besonders zu vergfitenden ESrkenntnissgebQhr und Torzumerken- 
den StempelgebQbren zu bestimmenden Geriehtskosten in der- 
selben Zeit und unter derselben gerichtlichen vStrenge zu ersetzen. 

Das H. G. Wien entschied über dieses so modificirte^ 
Klagebegehren : 

Die geklagte Eisenbahnverwaltung sei schuldig zu bezahlen : 

1. Der Katharina Z. vom 18. November 1893 angelangen 
bis zu ihrem Ableben, beziehungsweise bis zu ihrer Wieder- 
verehelichung eine jährliche Rente von IGiTfl. in antieipativen 
Monatsraten pro 13 fl. 58 Vs kr., und. zwar die bis zur fieehts- 
kraflt dieses ürtheiles bereits ftllig ^wordenen Baten auf 
einmal binnen 14 Tagen bei sonstiger Execution, die künftig- 
Un föllig werdendeil aber am 18. eines jedeu Monates, bei 
sonstiger Execution;. .; 
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2* jedem der drei minderjährigen Kinder; Emilie, Stefanie 
und Valerie, zu Händen ihrer Vormünderio Katbarina Z. vom 
18. November 1893 an bis zu dem Zeitpunkte ihrer Selbst- 
erbaltuDgsfähigkeit oder falls sie sich vor Erlangung der 
Selbsterbaltun^rstuhigkeit verehelichen sollten, bis zum Zeit- 
punkte der \ erehelichuug eme jährliche Keule von 54 fl. 
33V:? anticipativen Monatsraten pro 4 tl. 52Vs) kr., und 

zwar die bis zur Rechtskraft des Urtheiles fällig gewordenen 
Baten auf einmal binnen 14 Tagen bei sonstiger Execution, 
die kflnftig f&lllg werdenden aber am 18. eines jeden Monates, 
bei sonstiger Bxeention; 

3. den Klägern die Hälfte der mit Ausschluss der be> 
sonders zu vergütenden Erkenntnissgebühr und Idealstempel, 
auf 236 11. 26 kr. bestimmten Gerichtskosten, i. e. den Ge- 
riehtskostenbetrag per 118 Ü. 13 kr. binnen 14 Tagen bei 
sonstiger Execution. 

Mit den weitereu Ansprüchen werden die Kläger abge- 
wiesen. 

Gründe: 

In der Hauptsache ist unbestritten, dass Michael Z. durch 
eine Ereignnng im Verkehre auf einer mit Dampf betriebenen 
Eisenbahn getödtet wurde, und haben daher in Gemässheit 
des § 1 des Gesetzes vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, 
beziehungsweise des § 1327 a, b. G. B. die binterbliebeue 
Gattin, wie auch die Kinder SchadeDersatzausprQche gegen 
die schuldtragen (ie Eisenbahnverwaltung. 

Das Schmerzensgeld gebührt dem Verleuteü über sein 
Verlangen (§ 1325 a. b. G. BX dasselbe stellt neh als ein 
hdehst persdnlicbes Becht des verletzten dar, welches nnr in 
dem Falle, als der Verletzte dasselbe bereits bei seinen Leb- 
zeiten geltend gemacht hat, auf die Erben transmittirt wird. 
Da nun diese Voraussetzung im vorliegenden Falle nicht zu- 
trifft, musste der Anspruch auf Schmerzensgeld, ganz abge- 
sehen davon, dass die Kläger auch nicht ausgewiesen haben, 
dass sie die erbserklärten Erben nach Michael Z. seien, ab- 
gewiesen werden. 

Nach § 1327 a. b. G. B. koüuen die hinterbliebeüe 
Gattin und die hinterbliebenen Kinder den Ersatz dessen be- 
gehren, was ihnen durch den Tod des Verletzton entgangen ist. 

Zur Grundlage der Bemessung des diesbezQglichen 
Schadenersatzes kdnnen nor die letzton fixea Bezüge des Ver- 
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letaten genommen werden, also nieht die eogenannUn Stunden- 
öder Kilometergelder, welche ooerose BezQge sind, nftmlieh 
eine VergQiuDg fUr die mit den Fahrten Yerbandenen Mehr- 
ausgaben repräsentiren und überdies nur dann gezahlt werden, 

wenn das betreiOfende lodividnum wirklich zu Fahrten ver- 
wendet worden ist. Weiters kann nicht Kücksicht genommon 
werden auf die nach Ablauf eiue« gewissen Zeitraumes in 
Aussicht genommene Beförderung des Michael Z., welche 
von emer Keihe von Zufälligkeiten abhängig eiäciieiot. 

Da nnn Michael Z. zur Zeit, als ihn der Unfall traf,- als 
Oondaetenr n. Glesse zngestandenermaassen einen Jabresgehalt 
von 350 fl. und ein Qnartiergeld im jährliehen Betrage Ton 
90 fl. bezog, kann nur der Gesammtbetrag dieser BezQge, 
n&mlieh 440 fl., der Schadenbereohoung zu Grande gelegt 
werden. Ep ist der RilhVkeit entsprechend, dass von diesem 
Oesammtbetraf^^e der I Ijoi IIjgii aü; von 120 ä. als zur Bestreitung 
der persönlichen Bedürfuisse des Michael Z. nothwendig, in 
Abzug gebracht wird, zumal selbst bei Berücksichtigung der 
Meiiengelder (Kilometergelder) in dem von klägerischer Seite 
behaupteten jährliehen Betrage von 300 fl. ?on dem Gesammt- 
einkommen des Miehael Z. per 746 fl. die Summe von 32d fl. 
anf die Kläger und 420 fl. auf Miehael entfällt, welehes 
Verb&ItDiss ganz entspreehend erscheint. Ebenso ist es den 
Grundsätzen einer gerechten Vertheilung entsprechend, dass 
von den auf die Kläger entfallenden 326 fl. ein Theilbetrag 
von 163 fl. auf die hinterbliebene Witwe und ein Theilbetrag 
per 163 fl. zu gleichen Theilen auf die hiuterbliebenen drei 
Kinder vertheiit werde. Mit der Zuerkennung von Abfertigungs- 
capitalsbeträgeu kauu nicht voigegangen werden, da diese 
Ober den Bahmeu des § 1327 a. b. G. B. hinausgehen, der 
Schaden suceessive zum Vorsehein kommt und die geeignete 
Form der Vergütung für den sueeeesi?e hervortretenden 
Schaden die Form der Rente ist, welches Princip auch in 
dem Gesetze Ober die Arbeiterunfallrersieherung ex 1888 zum 
Ausdrucke gelangt ist. 

Die Zuerkennung eines Heiratsgutes für die hinterbliebenen 
drei Töchter des Michael Z. kann nicht stattfinden, weil die 
Vermögensverhältnisse des Verunglückten nicht derartige 
waren, dass angenommen werden könnte, derselbe wäre in 
der Lage gewesen, seinen Töchtern ein Heiratsgut zu geben. 

Es wurde daher der hinterbliebenen Witwe eine.Jehres* 
rente pro 163 fl. und jedem der drei mindeijährigeo %\A^vt 
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«ine Jabresrente von 54 fl. SB% kr. zuerkannt, wobei bemerkt 
wird, das8 eine Abrecbnon^ dessen» was die Klfiger aaf Grund 
des Provisionsstatutes fQr Diener und Arbeiter der geklagten 
•Bahn 7er waltung^ zu erhalten haben, von obigen Jahresrenten 
niciit platzzugreifen hat, da der Bezug aus deu Fonds des 
ProvisioDsinstitutes auf einem ganz anderen ßechtstitpl beruht, 
indenn die Theilnehmer am Provisionsinstitiite einen be^Lim^lten 
Procentsatz ihres Gehaltes oder Lohneb und allen fallsiger als 
zur Provit^ioü anrechenbar erklärten Fersoualzulageu an das 
Previsionsinstitut zu leisten haben. 

Die FeatsetzuDg der 14tägigen an Stelle der von klSge- 
riseber Seite begehrten Stägigen Judieatfrist reehtfertigt sieb 
dadurch, dass es sich hier weder nm eine Handeis- noeb nm 
eine Wechselsache handelt. 

Die Zahlung der monatlichen Eaten der Jahresrente an 
die minderjnhrigen Töchter des Michael Z. wurde zu Händen 
der Vormünderin Katharina Z. aufgetragen, weil diese RfMiten- 
beträge die Natur von Alimentationen haben, weiche Itein 
Gegenstand eines gerichtlichen Erlages sind. 

Die Entscheidung in Ansehung der GerichtskoöLen gründet 
sieh auf § 25 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, B. G. Bl. Nr. 69. 

Das 0. L. G. Wien fand Ober Appellation beider Tbeile 
das erstgeriebtliche Urtheil tbeils zu bestätigen, theils, und 
zwar über jene der ElSgerin dabin abzuändern, dass die ge- 
klagte Eisenbahnyerwaltung der Klägerin vom 18. November 
1893 an lebenslänglich, oder doch bis zum Tage ihrer all- 
fälhgen Wiedervereheiichung eine jährliche Rente von 313 fl. 
und jedem der drei minderjährigen Kinder des Michael Z. 
vom 18. November 1893 bis zu ihrer Selbsterhaltungsfähigkeit 
oder Verehelichung eine jährliche ßente von 104 Ii. 33 /3 kr. 
zu bezahlen habe, und zwar die vom 18. November 1893 bis 
zur Beebtskraft dieses Urtbeiles föliig gewordenen monatlieben 
BentenbetrSge binnen 14 Tagen, die weiters fallig werdenden 
jedoeb am 18. eines jeden Monates im vorhinein bei sonstiger 
Executioo. Die Bente der minderjftbrigen Kinder ist zu Händen 
der Vormünderin oder des Vormundes zu entrichten. 

Weiters hat die geklagte Eisen bahnverwaltuug der Klägerin 
zwei Dritttheile der vom Erstriehter auf 236 ii. 26 kr. be- 
stimmten Kosten im Betrüge von 157 fl. 54^^/3 kr. und der auf 
•25 Ii. 35 kr. bestimmten Appelhüionskosten im Betrage von 
16 fl. 90 kr. biiiiien 14 Tagen bei boubtiger Execution zu 
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Gründe: 

Die TOD der Klägerin in der Appellatioussehrift aoege- 
fQbrteu Beschwerde D über die NichtzuerkennuDg einen 
Schmerzengeldes, allfälliger Abfertigungsbeträge und der 
Heiratsgutsforderung erfahren in den erstrichterlicheu GrüTideii 
ilire ziitreifeude Widerlegung, denn dass die Einkünfte ihre.s 
üatteu nicht dazu liingei eicht hatten, Ersparnisse zu machen, 
dass viehnehr die Gauin bestrebt sein musste, durch eigene 
Thutigkeit dem üatteu die Bestreitung der Kosten des Haus- 
hdtes zu erleichtern, und dass auch die Kinder mit der 
gröBSten Sparsamkeit zu möglichst baldiger Brwerbs&higkeic 
heranzuziehen waren, ergiebt sich klar aus den Ausführungen 
der Klägerin selbst, welche in der Klage und in der Beplik 
auf die Tbeuerung der Lebensmittel und der Wohnungsver- 
h&ltnisse in Galizien hinweist und ausführt, und unter Beweis 
stellt, dass behufs blosser Ernährung einer Mutter mit drei 
Töchtern selbst m beschränkten Yerhältoissen täglich drei 
Gulden nothwendig sind. 

Nun bezog Michael Z. aber nur 446 fl. und sammt den 
Kilometergeldern per 300 fl. also 746 fl. jährlich, konnte da- 
her zur Ernährung seiner Uattin und Kinder nicht 3 fl. tiglieh 
aufwenden, da dazu schon 1095 fl. im Jahre nothwendig ge* 
Wesen wären. 

Es ist also ofTenbar, dass die Klägerin ffir sich uud die 

drei Kinder vom Verunglückten nur viel weniger als 3 Ö. 
täglich erhalten konnte und erhalten hatte und dasfi ein Heirats- 
gut nicht zusammen zu bringen war. 

Dagegen kann angenommen werden, dass der Ver- 
unglückte als guter Familienvater auch einen Theil der ver- 
dienten Meilengelder für die Erhaltung seiner Familie Ter* 
wendet habe, dass also deren Jahresbetrag per 300 fl. bei 
Bestimmung der Entschädigungsrente in Anschlag zu bringeu 
war. Ebenso unterliegt es auch keinem Zweifel, dass sich das 
Einkommen des Verunglflckten schon in Bälde vermehrt haben 
würde und dass angesicnts dessen seinen Hinterbliebenen durch 
dessen Tod mehr entgangen ist, als der Erstrichter feststellte. 
In dieser Erwägnntr wurden die von diesem der Witwe und 
den Kiiideru zuerkannten Eütschädigungsrenten um 300 fl., 
d. i. uui den Betrag der vom Verunglückten bezogenen Meilen- 
gelder derart erhöht, dass jeuer 150 fl. und jedem der Kinder 
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50 fl. mehr jährlich zugesprochen wurden. Da aber die ge* 
klagte Bahnverwaltung der Klägerin und deren Kindern in 
der Einrede nur die vom Erstrichter zueri^aniiten Beträge 
und diese nur mit Abzug der ihneu bereits zugesprochenen 
Provisions- und Erziehungsbeiträge zugestand, die Klägerin 
aber nun mehr ersiegte, erseneint es billig and dem 
I 86 des Gesetzes ?om 16. Mai 1874, B. G. Bl. Nr. 69, ent- 
sprechend der Geklagten zwei Drittheile der Streitkosten er- 
setzen zn lassen. 

Die Geklagte wird über ihre Beschwerde auf die Be- 
stimmungen der §§ 1 und 2, dann 21; 30 und 32 des iUr 
die Diener und Arbeiter der Gekla;;ten giltigen Provisions- 
Statutes verwiesen, nach welchen, wie der Erstrichter schon 
hervorhob, der Anspruch der Kiagenu auf eine Provision und 
ihrer Kinder auf Erziehungsbeiträge auf einem anderen Kecht«- 
titel als jenem des Schadenersalzes im Sinne des § 1327 a. b. 
G. B. beruht, der Biehter daher umsomehr mit Becht auf 
die der Klägerin und ihren Kindern zugesprochenen Provisions- 
und Brziehungsbeiträge bei Bestimmung der Sehadenersatz- 
renten keine RQcksicht nahm, als in den obgenannten Para- 
graphen der Fall» dass die JEiatschädigungsmomente ohne 
Berücksichtigung der Provisions- und Emehungsbeiträge be- 
stimmt wurde, vorgesehen erscheint. 

Der Spruch in Ansehung der Appellationskosten stützt 
sich auf die §§ 25 und 26 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, 
B. G. Bl. Nr. 6^, da der wesentlichste Theil der Appellation 
von Erfolg war. 

Die von dpr (geklagten Bahnverwaltung erhobene Kevisions- 
beechwerde wurde verworfen und das Urtheil des ü. L. G. 
foesLäugt. 

Gründe: 

Das 0. G. H. bemerkt unter Hinweisung auf die vom 
0. L. G. vorgebrachte Begründung, dass immerhin Grund 
zur Annahme vorliege, dass Michael Z. seiner Familie von 
den Meilengeldern einen höheren Betrag zugewendet hfttte, 
als diesfalls dem erstgeriehtliehen Urtbeile zu Grunde ge- 
legt wurde, und dass er voraussichtlich im Laufe seiner 
Dienstzeit höhere Bezüge erhalten hätte, wonach die vom 
0. L. G. bestimmten Beuten den thatsäehiichen Verhältnissen 
«otsprechen. 



Digitized by Google 



- la — 



Kr. 6. 

Es begründ«t ktiiio Nullität in einom gegen den Staatsbahnfitcut ge* 
führten Procetse, wenn es letzterem im UrthetI uberlassen wird, die 
Person zu bezeichnen, die in feiner Vertretung einen ihm aufgetragenen 

Haaptold zu soliw9r«n hat. 

(Eatscheidong des 0. G. H. vom 9. Januar 1896, Z. 15410; Bestätigung 
der BirkenntniBse d«s 0. L. G. Lemberg fom 8. Oetober 1805, Z. 16701 
und dee L. 6. Lemberg alt H. G. vom 16. Jani 1895» Z. 18851.) 

Der Zug 961 stiess bei der Ausfahrt aus der Station L. 
mit einer Partie leerer Wagen zusammen. Infolge des Zu- 
sammenstosses wurde der anf der Plattform des Dienstwagens 
befindliche ZugsfQbrer J. D. zuerst an eine Eisenstange ge- 
fichleudert, sodann auf die linke Seite naeh rflokw&rts ge- 
worfen und aus dem Wagen geschleudert. 

J. D. wurde als zu weiteren Diensten ungeeignet ent« 

lassen. Auf Grund des Unfalles beanspruchte derselbe von 
der St. Bahn die Zahlung eines Betrages von 50 fl., einer 
jährlK b( 11 Rente von 37 fl. 17 kr. und eines Schmerzens- 
geldes vou 4000 fl. 

Das L. G. Lemberg als H. G, erklärte die Bühuverwuitung 
far sachfällig und verurtbeilte dieselbe zur Zahlung der vom 
ElSger beanspruchten Entschädigungsbeträge, vorausgesetzt 
jedoeh, dass die Geklagte nicht durch eine geeignete, von 
ihr zu bezeichnende PeiM n den Haupteid darüber leiste, 
dass es ihres Wissens und £rinnerns nach nicht wahr sei, dass 

a) bei dem Eisenbahnunfalle, welcher sieh den 30. April 
1892 Abends bei Ausfahrt des Zuges 961 ereignete, 

der Kläger mit der rechten Körperseite nach vorne an 
eine Eisenstange geschleudert, sodann nach rückwärts 
auf die linke Seite ziirrickgeworfen, am Kopfe stark 
verwundet zur Erde geialleQ und aus dem Geleise ge- 
schleudert worden sei: 

h) der Kläger nach dem Üisenbahnnnfalle vom 30. April 
1892 für Arzneien mindestens 5 fi., an Honorar für 
die denselben untersuchenden und behandelnden Aerzte 
mindestens 45 fl. verausgabt habe. 

Sollte die Geklagte durch die von ihr zu bezeichnende 
Person nur den Haupteid über die unter h angefahrten That- 
Sachen ablegen, so ist dieselbe von der Bezahlung des flQr 
Aerzte und Arzneien vom Klfigdr ausgelegten Betrages von 

2* 



Digitized by Google 



— 20 — 



50 fl. sammt 5 Proeent Zinsen befreit, jedoch verpflichtet, 

demseiben die filingen angesprocheFieü Beiräte zu Tergüteu. 

Wird dagegeü von der Geklagten, beziehungsweise durch 
die von dieser bezeichneten Persoo der Haupteid auch über 
die Tbatsachen unter a abgelegt, so wird der Kläger mit 
allen Ansprüchen abgewiesen und in die Kosten dieses 
Proeasses per IdS fl. 86 kr. verfallt. 

Gründe: 

Bezügiicli des Uaupteides über die unter a formulirten 
Thatsaehen hat der EJSger denselben mit dem Beifügen 
angeboten, dass derselbe entweder vom Präsidenten der 

<)sterreichisehen Staatsbahnen Dr. B. oder von dem pensionirten 
Betriebsdirector in L., Wladislav Kl, oder ?om eliemaligen 

Stationsvorstand in L. Stanislaus L, oder von einer durch 
die Eisenbahn zu bezeichnende Person abzuschwören sei. 

Gegen diesen Eid wendet die Geklagte dessen Unzu- 
lässigkeit mit der Begründung^ ein, dass weder Dr. B., weil 
er von dem LnfalJ- keine Keantniss besitze, noch auch Kl. 
und L., weil sich dief^eihen nicht mehr im activen Eisenbahn- 
dienste befänden, diesen Kid ablegen können, und dass es 
weiters nicht Saelie der Bahn Verwaltung, sondern des den 
Eid anbietenden Elfigers sei, jene Person zu bezeichnen, 
welche den Eid abzulegen hätte. 

In Erwägung jedoch, dass der Kläger ihatsächlich nicht 
erwiesen habe, dass Dr, B. von dem Unfälle Eenntniss be- 
sitze, und dass der Betriebsdirector Kl. und der Stations- 
vorstand L. gegenwärtig noch zur Eidesabiegung namens der 

Geklagten verpflichtet seien: in der Erwägung, dass ein 
solcher Nachweis, und selbst die Bezeichnung einer bestimmten 
Person durch den Kläger nm so schwiprie^er sei, als in der 
Person der Punctionäre jeueii Augenblick \ eränderungen 
möglich seien, welche die Beweisführung eventuell unmöglich 
gestalten könuleu; in der weiteren Erwägung, dass die Be- 
rufung auf eine durch die Bahnr^waltung selbst zu be- 
zeichnende Person, welche nomine derselben den Bid ab- 
zulegen hätte, die der Geklagten zustehenden Rechte nicht 
nur nicht beeinträchtige, sondern derselben vielmehr die 
Möglichkeit biete, nach eigenem Ermessen die Auswahl zti 
treffen, und hierdurch ihre Rechte einigermaassen erweitert, 
werden; in der Erwägung endlich, dass die Forderung, der 
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Kläger möge uobedino^t eiue bestimmte Person bezeichnen, 
welche namens der geklagten Bahnanstalt den Eid abzulegen 
hätte, in Anbetracht der bchon erwähnten Möglichkeit einer 
Veränderung in den Functionären der Eisenbahn, den Kläger 
ungerechterweise in die Gefahr versetzen könnte, seiner be- 
rechtigen ADapiüebe verlustig za werden, ist auch angesichts 
der KichtObertragung des obigen Eides seitens der Eisen* 
bahn, dieser durch den Kläger angebotene, die obigen ent- 
scheidenden Umstände betreffende Eid mit dem zuzulassen, - 
dass derselbe durch eine von der Eisenbahn zu bezeichnende 
Person zu erfolgen habe. 

Der Eid über die imfer h formulirten Thateachen wurde 
aus denselben Gründen zugelassen. 

Das 0. L. G. Lemberg verwarf die seitens des geklagten 
Eiseubahuärars überreichte Appellation und bestätigte das 
Urtheil der ersten Instanz. 

Gründe: 

Beide Facten sind nicht solcher Art, dass bezQglieh 

derselben nicht der Haupteid angeboten werden könnte, 
nachdem dieselben, als den Sinnen wahrnehmbare Ereignisse 
die Möglichkeit, von deren Biehtigkeit Kenntuiss zu erlangen; 
nicht ausschliessen. 

Sobald also die geklagte Partei — ungeachtet der Auf- 
forderung, die Eide auf den Kläger zu überuageü und auf 
diese Weise infolge der Beeidigung der Beweisthesen durch 
denselben etwaige ihrerseits mö^che Bedenken bezüglich 
der Wahrheit der zu beeidigenden Facten zu beheben — 
beharrlich darauf bestand, dass diese Beweisführung unzu- 
lässig sei, kann sie sich gegenwärtig Ober das anders lautende 
Urtheil des Richters erster Instanz umsoweniger beklagen, 
als in demselben — über die Angaben des Klägers hinaus — 
der Gekläfiften die Wahl jener Person, welche die negativen 
Eide abzulegen hätte, überlassen wurde. 

Die seitens der Finanzprocuiuiin namens des gekla^ien 
k. k. Eisenbahnärars beim 0. G. H. überreichte Nullitits- 
beschwerde machte unter anderem auch geltend, dass die 
Entschädigung aus dem Eisenbahnsohatze dem Kläger auf 
den Fall zugesprochen wurde, wenn das Eisenbahn ärar, 
beziehungsweise die k. k. Staatsbahnen den Haupteid in der 
sententionirten Rolle durch eine von ihnen zu bezeichnende 
Person nicht ablegt, was den Bestimmungen der Gerichts- 
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Ordnung und auch dem Spruche Nr. 7*) widerstreitet, wie 
dies bereits in der Appellation des Näheren ausemauder 
gesetzt wurde. 

Der 0. G. H. bat die Nullitätsbesohwerde im Grunde 
des § 51 des SummtipateDtes als nnstatthafl zurückgewiesen. 

Gründe: 

Es ist einerseits nicht richtig, dass Kläger im Processe 
jene physische Person uiclit namhaft gemacht habe, welche 
den angebotenen Haapteid fOr den Fiscus abzulegen hätte; 
andererseits kann eine Nullität bierin nicht erblickt werden, 
wenn es der geklagten k. k. Staatsbabn im Urtheile fiber- 
lassen wurde, denjenigen zu bezeichnen, der in ihrer Ver- 
tretung den Uaupteid zu sebwören habe, zumal der Vorstand 
der k. k. Staatsbahn nur zu häufig sich ändert und dieser 
Umstand allein den Eechten der Partei nicht abträglich 
sein kann. 

üt, 7. 

Bei der Ertheifung eines ßetri(?bsconsentes für eine Eisenbahn kommen 
nur i>frentliche Rücksichten in Betracht, und kann daher die bezügliche 
Enftelitidung vor dem V. 0. H. nicht ang«fo«iit»a wtrdm. B«a«li«ir«r<ien 
gtgM du Verfahren bei Concessionintng mueUMlIer Batrielwanlagen 
sind zunächst Im Instanzenzug auszutragen. 

(Entseheidiing des V. G. H. vom Id. Janaar 1896, Z. 2253 ex 1895.) 

Dr. F. A. in Graz erhob als Anrainer gegen die Er- 
tbeilung des Betriebsconsenses flir die Drahtseilbahu am 

Sehlossberge in Graz, sowie gegen die Concessionirung von 
maschinellen Betriebsanlagen dieser Bahn beim V. G. H. 
Beschwerde. Dieselbe wurde gemäss der §§ 2, 5 und 21 
des (Gesetzes vom 22. October 1875, ß. G. ßl. Nr. 36 ex 1876, 
ohne weiteres Verfahren zurückgewiesen. 

Gxünde: 

Insoweit sich die Beschwerde gegen die unterm 25. No- 
vember 1894, Z. 64271, vom Handelsministerium ertheilte 
BetriebsbewilliguDg für die Schlossber^babn in Graz richtet^ 
können — da hierbei im Sinne der §§ 1 und 2 der Eisen- 
bahnbetriebsordnung vom 16. November 1851, R, G. Bl. 



*) Spruch Nr. 7, Entscheidung vom 24. Juli 1872, Z. 7036: Dem 
Fiaeos bann vom Richter ein Haopteid nur dann aafgetragen irarden, 
wenn der Deferent im Processe jene physische Person namhaft gemieht 
hat, weiciie dea üaupteid für den Fiscus abzulegen hätte. 
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Nr. 1 er 1852, sowie gemäss § 31 der HaDdelsmioisterial- 
TOordDttDg vom 25. Jaouar 1879, B. G. BI. Nr« 19, nur 
öffeotliche BfleksicbteD, ob Dftmlieh TeniiOge der OoDstructioDS- 

art der Bahn und der Beschaffenheit und Menge der fttr den 
Bahobetrieb vorbaqdenen Gegenstände ein regelmässiger^ nn» 

gestörter und sicherer Betrieb mit vollena Grunde erwartet 
werden kann, in Betracht Jtoniraen — Rechte dritter Personen 
und insbesondere allfäUi^er Anrainer weder in Frasre noch 
in die Beurtbeilung und EuttsciieiduDg gezogen werden, und 
steht diesfalls daher der Beschwerde der Mangel der Legiti- 
mation zur Beschwerdeftihrung entgegen. 

Insoweit sieb jedoeb die Besehwerde gegen das bei der 
Ooncessionirung der masehinellen Betriebsanlagea fttr die 
fragliebe Drahtseilbahn (Aufstellung eines Dampfmotors und 
eines Kesselhauses) seinerzeit eingehaltene Verfahren richtet, 
hätte der Beschwerde in diesem Funkte das bezügliche An- 
bringen vor den Administrativbehörden und deren Ent- 
scheidung voranzugehen, und ist vor Anstraguntz; im ad- 
ministrativen Instanzenzuge die Besch werdeiührung an den 
V. G. H. gemäss § 5 des Gesetzes vom 22. October lö75 
diesfalls unzulässig. 

Zurückweisung des Recurses der Gemeinde gegen den Entwurf der 
Fahrordnung einer Pferdebahn unter Ninwets auf die mittltrwoile er- 

folgte Äctivirung der Fahrordnung. 

(Eutscheidung des V, G. H. vom 14. Januar Ibüö, Z. 152.) 

Mit deni Erlasse der Statthalterei in Wien vom 29. April 
1894, Z. 30396, wurde die für die Zeit vom 1. Mai bis 
1. October 1894 giltige Sommerfahrordnung der Wiener 
Tiamwa^geselibchaft genehmigt, nachdem die Gemeinde W ien 
Torber znr Aeusserung tlber den Entwurf dieser Fahrordnung 
angefordert, sieh mit demselben nicht einFerstandeo erld&rt 
hnd eine Beibe von Abändernngs?orHehlSgen gemacht hatte, 
welche sämmtlich auf eine Erweiterung und Verdichtung des 
Verkehres der Wiener Tramwaygesellscbaft abzielten. Der 
dagegen von der Gemeinde eingebrachte Recurs wurde vom 
Handelsministerium mit der Entscheidung vom 14. September 
1894, Z. 2530, dahin erledigt, dass grundsätzlich daran fest- 

f ehalten werden muss, dass jede Fahrorduuug schon vor dem 
eitpunkte ihrer Äctivirung endgiltig festgestellt sei und das 
Handelsministerium daher im Interesse des die Pferdebahn 
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benützönden Publicums es für geboten erachtet, au der aun 
einmal in Kratt getretenen Fahrorduuiig nicht abermals 
Aenderangen vorzunehmen. Die Gemeinde erbliciiLe darin 
die Ablehnung einer meritorischen Entscheidung Aber ihr 
Beennbegehren und erhob hierüber beim V. Gr. H. Beschwerde. 
Dieselbe warde als nnbegrOndet abgewiesen. 

GrQnde: 

Der V. G. H. konnte sich der Anschauung der beschwerde- 
führenden Gemeinde nicht anschliessen, denn mit dem an- 
gefochtenen Erlasse ist eine iiientorische Entscheidung mein 
nur nicht abgelehnt, sondern eme solche vielmehr dahin ge- 
troffen worden, dass an der Fahrordnung nichts mehr ge^ 
ändert wird, dieselbe also bestätigt bleibt. In der Begründung 
des genannten Erlasses wird nur gesagt, dass dies ans dem 
Grunde geschehe, weil an der einmal geltendeo Fahrordniing 
im Interesse des Pablicnms nichts mehr geftndert werden 
soll. Nun hat die Gemeinde in ihrem Becnrse nicht die Ver- 
letzung eines ihr zustehenden Rechtes, sondern lediglich 
Rücksichten des nfft^ntlifhon Interesses fÖr ihre auf die Ab- 
ändeiMDg der Fahrordnung hinzielenden Vorsehläge geltend 
gemacht und wenn hiernach das Handelsministerium erkennt, 
dass die Stabilität des Fahrplanes in einer Periode alle anderen 
und auch die von der Gemeinde geltend gemachten Rück- 
siebten Überwiege, so wird darin eine Bechtsverletzung auch 
Yon der Gemeinde nicht erblickt, anmal bei F&Hung der an- 
gefochtenen Becursentscheidnng (am 14. September 1894) die 
Geltungsperiode der Fahrordnung zum grossten Theile, bei 
Zustellung desselben (am 4. October 1894) aber zur G&nse 
verstrichen, in dem letzteren Zeitpunkte also die Realisirung 
einer dem Recurse stattgebenden Entscheidung physisch un- 
mögiic.li war. 

Die Rücksicht auf die Stabilität der Fahrordnung, be- 
ziehungsweise die physische Unmöglichkeit emer Aenderung 
derselben» waltete nun allerdings zu der Zeit nicht ob, als 
die Gemeinde, noch vor Aotirirnnff der Fahrordnong, ihre 
AbftnderangsTorsehlfige an die 8tattnalterei erstattet hatte and 
glanbte die Gemeinde deshalb einen Anspruch darauf zu haben, 
dass die Berufangsinetanz ohne Rücksicht darauf, ob die Be- 
rufung noch einen praktischen Nutzen haben könne oder 
nicht, sich meritorisch darüber ausspreche, ob die Berufung 
begründet war oder nicht. 
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Es ranss auch zugegeben werden, dass im Allgemeinen 
die Entscheidung über ein Parteibegehren jenen Sachverhalt 
zur Grundlage zu nehmen hat, welcher zur Zeit der Anbringung 
desselben vorgelegen ist, dass soniit aucli die über ein Rechts- 
mittel ergehende Entscheidung auf die Hasis des Erkeuntnisses 
erster Instanz zurückzugehen hat. Allein andererseits muss 
festgehalten werden, dw es doli hier — sehen naeh dem 
Inhalte der von der Gemeinde Wien erstatteten Aensserung 
— nicht um die Feststellung subjectirer fieehte dieser Ge- 
meinde, sondern um die Geltendmachung der von ihr ver- 
tretenen Verkehrsinteressen anlässlich eines Verwaltnngsactes 
handelte, welcher lediglich auf die den jewoih'j^en thatsäch- 
liehen Verhältnissen anereinespene Wahrnehmung öffentlicher 
Interessen abzielt. Eine in dieser Angeiegöuheit vom Handels^ 
ministerium wann immer getroffene Verfügung wäre daher zu 
Gunsten der Gemeinde Wien gegen die Staatsverwaltung niciiL 
in Beehtskraft enraehsen, so dass dareh dieselbe sieh die 
Staatsverwaltang der Gemeinde Wien gegentlber niefat des 
Beehtes begeben hfttie, Aenderungen der Fahrordnung nach- 
trfiglieh zu genehmigen. Mit einer Entscheidung, wie sie die 
Gemeinde anstrebt, hätte also das Handelsministerium wohl 
aussprechen müssen, dass und warum zur Zeit des Anbrin^ens 
der Gemeinde ihre Forderungen häUen erfüllt oder nicht er- 
füllt werden können, das Handelsmiuiöterium hätte aber gleich- 
zeitig beigefügt, dass diese ForderuDgen zur Zeit der Erledigung 
des ßecur^es theils wegen ihalsächlicher Unmöglicbkbii,, tbeils 
ans Bdeksiehten auf die Stabilität der Fahrordnung nicht mehr 
erfüllt werden kOnnen. 

Ein solches Erkenntniss, welches hiernach für die Periode, 
auf welche es sich besogen hätte, keine Wirkung mehr ge- 
äussert hätte, wäre aber auch für die Zukunft rechtlich ganz 
werthlos gewesen, weil es bei dem Mangel der Eechtskraft 
den Staat für die Zukunft auch nicht gebunden hätte, derselbe 
vielmehr berechtigt und verpflichtet p^ewesen wäre, über den 
Entwurf einer neuen Fahrordnung ohne Rücksicht auf die 
frühere Entscheidung zu erkennen. Eine Eutscheiduug, wie 
sie von der Gemeinde Wien begehrt wird, hätte also eine 
Beehtswifknn^^ überhanpt nicht ftnssem können and daher 
konnte auch in der Unterlassung einer solchen Entscheidung 
eine BechtSTerletzung nicht erblickt werden. 
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Nr. 9. 

Das dem Aerar gemäss Hofdecrete« vom 18. September 1786, J. Q. S. 
Nr, 577, zustehende Recht der Verbotslegung findet auf Forderungen 
des Aerar* aus dem Staatseisenbahnbetriebe keine Anwendung. 

(Entacheidong des 0. G. H. vom 14. Januar 1896, Z. 455/8; Bestätigung 
d«r Entaeheidnog des 0. L. Q. Knkau vom 1. Oetober 1895, Z. 14438; 
Ablnderang des ETkenntnissea des B. 6. Boehnia Tom L Juli 189o, 

Z. 7025.) 

Die k. k. Betriebsdirection der k. k. österreiebisebeD 
Staatsbahnen iu K. ersuchte wegen Sicberstellung eioer ihr 

gegen den A. H. aus dem Titel einer nichteingehaltenen vri- 
tragsmässigen Schwellenlieferiing zustehenden Forderung im 
Betrage von 2963 fl. um die Bewilligung eines provisorischen 
• Pfandrechtes an vier iu anderen Angelegenheiten von dem 
A. H. bei der genannten Dienststelle erlebten Cauliouen. 

Das k. k. B. G. Bocbnia gab dem Ersucben auf Grand 
der Note der k« k. ßisenbahnbetriebsdireetion K.» sowie des 
Hofdeeretea vom 18. September 1786, J, G. 8. Nr. 577, unter 
Wahrung der bereits erworbenen Rechte dritter Personen statt. 

Das 0. L. G. Krakau, bei welchem A. H. den ßecurs und 
die Nullitätsbeschwerde einbrachte, verwarf das erstrichterliche 
Urtheil, wies das Begehren der k.k. EisenbahubetriebsdirectionK, 
ab und sprach dem A. H. die Becurskosten zu. 

Gründe: 

In der Erwägung, dass die Bestimmungen des Hofdecretes 
vom 18. September 1786, J. G. S. Nr. 577, Anwendung fnden, 
wenn es sich um Forderungen des Aerars aus dem dffentliehen 
Beohte handelt, im gegenwärtigen Falle aber die Forderungen 
des Aerars aus dem priTatrechtlichen Verhältnisse abgeleitet 
werden, welches zwischen der Bahndirectiou und dem Executen 
abgeschlossen wurde, auf welche das bezogene Uofdecret keine 
Anwendnn«]: findet, wird dem Hecurse stattgegeben und die 
angefochtene EuUcheidung dahin abgeändert, dass die nomine 
der Betriebsdirection klagende Finauzprocuratur mit der 
Forderung um Bewilligung der Pfändung der betreffenden 
Gautionen abgewiesen wbdi 

In dem seitens derFinanzproeuratur dagegen eingebrachten 
Kevisionsreeurse machte dieselbe geltend, dass der Inhalt des 
Hofdecretes vom 18. September 1786, J. G. S. Nr, 577, ins- 
besondere aber der Inhalt der Absätze h und c es zweifellos 
erscheinen lasse, dass das Aerar die Sicberstellung aller auf 
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privatreohtlichen Titeln beruheLden Forderungen geltend 
machen kann. Denn sobald die Forderungen aus dem öflfent- 
lichen Titel im Wege des Streites gar nicht erhoben werden 
köiinetif so sagt Absatz h — indem er von der Möglichkeit 
einer Erstreckung des 14tägigen Termioes zur EiuleiUmg des 
jQstificiruDgsproeesses spricht — ganz deatlicfa, dass mit 
diesem Decrete auch ?or allem die SicberstelluDg der Aerar- 
forderungen aus dem privatrechtlichen Titel oormirt ist. 

üebrigens spricht von der Sicherstellung der Forderungen, 
die auf dem öffentlichen Rechte beruhen und keiner Justifici- 
rung bedürfen, das Hofdecret vom 21. October 1806» J. (i. S. 
Nr. 789. 

Da das Eisenbahnärai nur ein Theil des Finanzärares ist, 
so fehlt der obergerichtlicLen Entscheidung jede Basis. 

Der 0. 6. H. hat diesem RevisioDsracarse keine Folge 
zu geben und die damit angefoehtene obergeriehtliehe Ent- 
seheidnog aus deren Gründen und in der weiteren Erwägung 
zu bestätigen befunden, dass das Hofdecret vom 18. September 
1786, J. G. S. Nr. 577, als eine Ausnah msbestiramung strenge 
zu interpretiren ist und daher dasselbe auf solche Forderungen, 
denen ein bloss privatrechtliches Verhält mss zwischen den 
von der Finanzprocuratur vertretenen Fonds des Staates und 
der Staatsangehörigen zu Grunde liegt, nicht ausgedehnt 
werden könne. 

Nr. m 

Heilungskostm kSiuien «ucli ohn» SpecMieiniiig <l«r einzeliiM Ati$|«bs- 

potton XUerkannt werden, falls eine solche Specificirung nach Lag6 d6S 
Falles schwierig zu beschaffen gewesen wäre. 

(Entscheidupg des 0. G. H. vom 26. Jaouar 1896, Z. 14577; tbeilweise 
ßest&tigQDg und Abänderung des ürtheiles des 0. L. G. Krakau vom 
2. October 1895, Z. 14399, und des K. als H. G. Wadowice vom 3. August 

1895, Z. 8687.) 

Josef P., Wdgbüverschieber der N.-Bahn, war am 10. No- 
vember 1891 bei der Verschiebung von Waggons beschäftigt. 
Es bUteD Dftmlieb drei Waggoos mit eiDem vierten gekuppelt 
werden sollen. Die drei WaggoDB wurden zu dem vierten zu* 
geseboben. Auf dem einen dieser Waggons, welcher offen 
war, waren leere Fässer geladen, welebe auf der Seite mittelst 
Querlatten festgehalten wurden. 

Als P. die Waggons schon zusammeDgekuppelt hatte 
und aus dem Geleise treten wollte, üelen die Fässer herunter. 
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Ein Fuss traf den P. auf den Kopf Er stürzte bewiisstlos 
zwischen den Waggons zusammen und wurde auch durch die 
Bremse verletzt. Infolge der Verletzungen war P. durch 
längere Zeit bpttlHorerig, krank und wurde schliesslieh mit 
einem GnadeDgeiiüiie des Dienstes entlassen. 

P, klagte die N.-Bahn auf Zahlung von Heilangskosteo 
von 500 fl., des Sehmeraengeldes von 6000 fl. nnd einer Bente 
von 35 fl. monatlich vom 10. November 1891 an: 

Da» K. als H. G. Wadowice sprach dem Kläger zu 
I. Die Heilangskosten per 500 ü* sammt 5 Prooent Zinsen 
vom Klagstage. wenn er 
a) den Schätzuugseid schwört, dass er sich die Differenz 
zwischen den Auslagen, welche er aus Anlass des Un- 
falles für die Medicameute, die Pflege, die Kost und 
eine entsprechende Wohnung — und den Auslagen für 
die Kost, Pflege und Wohnung, welche er in gesundem 
Zustande in derselben Zeit bestreiten masste, anf 500 fl. 
Schutze, und sugleieh 
hj den unrQckschiebbaren Haupteid schwört, es sei seines 
Wissens und Erinnerns nicht wahr, dass er von der 
N.-Bahn für die Zeit vom 11. November 1891 bis 
29. März 1892 an Krankengeld 58 fl. 5 kr. erhielt 
IT. Dem T{l;ig:er bleibt freigestellt, einen geringeren 
Betrag als 500 ti. mit dem Schätzungseide zu beschwören, 
und wird dann die Bahngesellschaft nur diesen Betrag zu 
bezaiiien haben. 

III. Schwört Kläger den Schätzungseid, aber nicht den 
Haupteid, dann wird die Bahngesellschaft nur die geringere 
Summe von 441 fl. 95 kr. zu bezahleu haben. 

IV. In dem im Punkte III vorgesehenen Falle steht es 
auch dem Kläger frei, einen geringeren Betrag als 500 fl. 
schätzungsweise zu beschwören, und wird die Bahngesellschaft 
schuldig sein, diesen geringeren Betrag nach Abzug des Be- 
trages von 58 fl. 5 kr. zu bezahlen. 

T. Schwört Eiliger den Scbfilziingseid nicht, so wird er 
zum fiaupteide nicht zugelassen, und wird er fOr diesen Fall 
mit dem Begehren auf Ersatz der Heilangskosten abgewiesen; 
ferner werden zugesprochen 

VL unbedingt eine monatliche Rente von 24 fl. in den 
Wintermonaten und von 22 fl. in den Sommermonaten, jedoch 
nach Abzug der bisher bezogenen Gnadengabe ?on 110 fl.; 



Digitized by Google 



— 29 - 



Vir. unbedingt Schmerzensgeld sammt 5 Procent ZiDsen. 
VIII. Mit dem Begehren auf Zahlung von 6 Procent Zinsen 
und Stellung der BeTisionsfrist von 3 Tagen wird Klfiger ab- 
gewiesen. 

Das 0. L. G. Krakau hat der Appellationsbeschwerde 
des Kl&gers nicht stattgegeben, dagegen über die Bebclxwerde 
der Geuagten das mtriebterliehe Urtbell In den Funkten I 
II, III, IV, V absoftodern und das Klagebegehren auf Ersatz 
der Heilungskosten per 500 fl. und Zinsen unbedingt absu- 
weisen befunden. 

Der 0. G. H. hat der Bevisionsbescbwerde des Klägers 
Folge gegeben, das obergeriehtliche Urtheil in dem die 
ifeilungskosten betreffenden abändernden Theile abgeändert 
und den erbtrichterlichen Spruch in den Absätzen I bis V 
mit der Einschränkung: wiederhergestellt, dass der ange- 
bprocheiiti iieiiuiJghkoaLeübeirag von 500 i\. auf 300 11. und 
der im Absafcse III eingestellte Tbeilbetrag von 441 fl. 95 kr. 
auf 241 fl. 95 kr. herabgesetzt werde, im Uebrigen aber 
die untergeriebtlicben Urtbeile unberührt gelassen. 

Grunde: 

\'on den beiden Untergerichten wurde die Ersatzpflichl 
der geklagten Eisenbahn aus Anlass der vom Kläger am 
10. November 1891 im Bahnbetriebe erlittenen körperlichen 
Verletzungen bereits rechtskräftig auerkaunt. Diese Ersat/.- 
pflicht erstreckt bich gemäss § 1325 a. b. G. B. unstreitig 
auch auf die Heilungskosten, welche vom Kläger mit 500 fl. 
angesprochen werden; es wurde jedoch dem Klagebegehren 
in diesem Funkte vom 0. L. G deshalb nicht sUttgegeben, 
weil der Kliger diesen Aufwand nicht gehörig darge- 
than habe. 

Eiehtig ist es zwar, dass der Beschädigte seinen Ersatz- 
anspruch auszuführen, d. h. die rmstände anzugeben habe, 
welche «geeignet wären, die NothweruiiHkeit wie auch die An- 
gemesseulieii des gemachten Aufwandes darzuthun, um den 
Richter in die Lage zu setzen, sich über die Höhe der Ent- 
schädigung ein Urtheil bilden zu können. Allein unerlässlich 
ist «ne solche Naehweisung keineswegs, und ist davon im 
Sinne des § 291 a. G. 0. insbesondere dann abzusehen, wenn, 
wie im gegebenen Falle, eine Speeialisirung der gehabten 
Auslagen fast unmöglich war. Es kann zunächst nicht zweifel- 
haft sein, dass die beinahe durch sechs Monate anhaltende 
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sehwere Krankheit des Klägers mit betrftchtliehereD Auslagen 
wirklieh Terboodeo war. 

Selbstverständlich bestand dieser Aufwand in einer Menge 
von meistentbeils kleineren Auslagen, welche fQr Medicamente, 
für die kraftigere Nahrang und für die Pflege bestritten werden 
mussten, und kann daher vom Kläger als einem einfachen 
Bahndiener, der zudem noch halb gelähmt war, billiger weise 
nicht verlarsLi werden, dass er über solche Auslagen selbst 
eine Kechuuug führe oder führen lasse, viel weniger noch, 
dasB er die unzähligen Posten im Gedächtnisse behalte und 
dieselben speeiell angebe. 

Bei gehöriger Würdigung dieser Verhältnisse erweist 
sich daher der vom 0. L. G. angeführte Abweisungsgrund als 
unhaltbar, und war über die begründete Bevisionsbeschwerde 
der obergerichtliche Spruch in Betreff der Hf^ilungskosten 
überhaupt abzuändern, und das erstrichterliche Urtheil zunächst 
in dem Absätze In, jedoch mit der Einschränkung wieder- 
herzustellen, dass der angesprochene Heilungskostenbetrag 
gemäss § 291 a. G. 0. von 500 fl. auf 300 fl. herabgesetzt 
werde, weil dieser letztere Betrag mit Bücksicht auf die per- 
sönltehen Verhältnisse des Klägers iQr zoreiehend angesehen 
werden muss, um den für die Heilung nothwendigen Auf- 
wand zur Gänze zu decken und weil der Kläger wenigstens 
Uber einen Theil der gehabten Auslagen, namentlich über die 
verwendeten Medicamente, dann über die Pflegekosten sich 
einen urkundlichen Beweis hfitte verschafi'en können. 

Infolge dip«;er Aenderung musste auch der zweite Theil 
des ersten Absatzes, nämlich im Puiilite ad h saramt der mit 
dem ganzen ersten Absätze in Verbindung stellenden weiteren 
Absätzen II bis V des erstrichterlichen Spruches; jedoch mit 
entspreebender Berfleksiebtigung der erfoigton Mässigung der 
Sntschftdigungsquote von 500 fl. auf 300 fl. restituirt werden, 
weil das nach der Behauptung der Geklagten dem Kläger 
zugewendete Krankengeld, wie dies der erste Biehter saeb* 
gemäss ausführt und worauf schon die Benennung selbst hin- 
weist, nur zur Deckung der Heilungskosten bestimmt sein 
konnte, und für den Fall als die Zahlunc^ der verrechneten 
Quoten erwiesen wäre, der gesammte TheilbeUag mit 58 fl. 
5 kr. von den geltend gemachten Entschädig-nngsansprüchen 
gemäsb ^ 1412 a. b. ti. B. iu Abzug gebraclil werdeü musste. 
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Nr. 11. 

I. Der Priorititencurator ist in die Kosten eines von ihm gegen die 
EmistiontgMelitchaft erfolato» geführten Proeetset nicht ad pereontm, 
sondern bei ExMirtlon iIm v«nii0g«m der von IhM ^ntinUmm PHoritlre 

zu wirurtheilen. 

rEntsehpidnn- des 0. G. H. vom 11. Februar 1896, Z. 14580 ei 1895; 
BestÄiigoQg der fiotscheidung des 0. L. G. Wien ?om 24. Mai 1895, 
Z. 6164; tbeilweise Abändeniog des Beeoheides des H. 6. Wien Tom 

12. Mftn 1895, Z. 2tB68.) 

II. Auf drund «Ines solchen Erkernilnisses kann «Im Ekwulimi aiif die 

Entlohnungsansprüche der Vertrauens- und Ersatzmänner, auch wenn 
diese sich als Prioritäre ausgewiesen haben, nicht geführt werden. 

(Entscheidung des 0. G. H. vom 2i. Jini 1896, Z. 7417; Bestätigung 
der gleioblaotendeu Eutsoheidaag des O. L. G. Wieu vom 28. April 1890, 
Z. 6293^ und des VL G. Wien ▼om 80. Min 1896, Z. 62447.) 

Ad I. Dr. H. hat als Curator der Besitzer von Prioritäts- 
obligätiooeo II. Emii^sion der W.>Bahn wider diese beim 
L. u. Wien eine Klage auf EinbaltuDg des Terlosungs* 
planes etc. eiDgebracht. 

Das H. G. Wien entschied, dass der KlSger (das ist der 
Cnratorl schuldig sei, der W.-Bahn gemäss § 24 des Gesetzes 
vom 10. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, die mit 1313 fl. 74 kr. 
bestimmten Gericlitslcosten binnen drei Tagen bei £xeeution 
zu ersetzen. 

Das 0. L. G. Wien hat das Unheil erster Instanz im 
Kostenpunkte theils bestätigt, theils abgeändert und erkannt, 
dass lir. iL. als gemeinsamer Curator der Besitzer von 
Prioritiltspartialobligationen der W.-Bahn rom Jahre 1874 
(n. Emission) sobald ig sein soll, der geklagten Gesellsehaft 
binnen drei Tagen bei sonstiger E^eeutlon des Vermögens 
der von ihm ?ertretenen Besitzer obiger Prioritätspartial- 
obligationen die mit 1313 fl. 74 kr. bestimmten Gerichts- 
kosten erster Instanz, sowie die mit 155 fl. 52 kr. bestimmten 
Appellationskosten zu bezahlen. 

Gründe: 

Was die Besehwerde im Kostenpunkte betrifft, welche 
nieht gegen die Ziffer der Gericbtskosten, sondern dagegen 
gerichtet ist, dass nicht die Besitzer der Prioritätspartialobli- 

gationen zum Kostenersatz verhalten wurden, so sind für die 
Entscheidung hierüber § 24 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 69, und § 6, Alinea 3 des Gesetzes vom 
24. April 1874, R. G. Bi. Nr. 49, maassgebdud. Es musste 
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jedoch in einer jeden Zweifel ausschliessenden Weise zum 
Ausdrucke gebracht werden, dass nicht der geiüemücime 
Gurator persönlich, sondt^rn die von ihm vertretenen Prioritäre 
zum Kostenersatze verpÜichLet saieü. lu gleicher Weise ist 
der Ausspruch in Ansdhong* d«r Appellationskosten erfolgt» 
wobei auf den geringfügigen Brfolg: der Besehwerde, welche 
ja nur eine Ergänzung des erstriehterlieben Ürtheiles me 
Folge hatte,' kein Bedacht zu nehmen war. 

Der 0. 6. H« hat die BeTieiottfibesehwerde des Gurator s 
znrflckgewiesen und ausgesproehen, dass Dr. H. als gemein- 
samer Gurator der Besitzer von Prioritätsobhgationen der W.- 
Bahn vom Jahre 1894 (Tl. Emission) schuldig sei. der ge- 
klagten Ge'^ellschaft binnen drei Tagen bei sonstiger Exeriition 
des Vermi>gens der von ihm vertretenea Besitzer obiger 
Prioritäisubligationen die auf 130 fl. bestimmten ßevisions- 
kosten zu bezahlen. 

Gründe: 

Das 0. L. G. hat über Appellation des klagenden Gurators 
das ihn selbst in den Kostenersatz verfallende erstrichterliebe 
ürtheil dabin abgeändert, dass Dr. H. in seiner Eigenschaft 
als gemeinsamer Gurator der Besitzer von Prioritäten 
II. Emission der W.-Bahn der Geklagten die Kosten bei 
Execution des Vermögens der von ihm vertretenen Pnoiitäre 
ua bezahlen habe. Wenn er nun in der Bevision, sowie sehen 
froher in der Appellation die Abänderung des obergericbt- 
liehen Urtbeiles dahin anstrebt, dass die geklagte Gesell- 
sehaft auch im Falle ihres Obsiegens ihm die Processkosten 
zu ersetzen habe und dies doreh Einweisung auf den zweiten 
Absatz des § 6 des Gesetzes vom 24. April 1874, K G. Bl. 
Nr. 69, zu rechtfertigen sucht, so muss dagegen auf den 
dritten Absatz desselben Paragraphen verwiesen werden, nach 
welchem bei der Entscheidung der Geri litskosten im 
streitigen Veifaiiren für den Proeessrichter die allgemeine u 
procdssualen Yorschriften, also insbesondere jene des Gesetzes 
▼om 16. Mai 1874, B. G. Bl. Nr. 69, als Biehtsehour zu 
dienen haben. Zu der eTenlaell in der BeTisionsbesehwerde 
erbetenen Ergftnzung des obergerichtlichen Ürtheiles durch 
Aufnahme einer Bestimmung, welche Priorit&tenbesitzer er- 
satzpfiif'hti^ «ind, liegt kein Anlass und keine thatsächliche 
Grundlage vor. Das von der geklagten Gesellschaft in der 
Bevisionseinrßde gestellte Begebren um nähere Präcisirung 
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des Kosteuausspriiches dahin, dass der Kostenersatz der Ge- 
klagten iDsbesoudere bei ExecutioD des Vermögens der Ver- 
traueosmftBDer und deren Ersatzmänner auferlegt werde, er- 
scheint noBtatthaft, da ein solches Begehren im Rechtsmittel- 
zage nur in einer von der Geklagten selbst eingebrachten 
Beschwerde hätte gestellt werden können. Die Entscheidung 
in Ansehung der ReFisionskosten stützt sieh auf die §§ 24 
und 26 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, R. G. ßl. Nr. 69, 
und schliesst sich der diesfällige Ausspruch jenem des 
0. L. G. hinsichtlich der Process- und Appellationskosten an. 

Ad II. Bei der Wahltagsatzung vom 25. Juli 1892 hatten 
sich von den als Vertrauens- beziehungsweise Ersatzmänner 
gew&blten sechs Wiener Advocaten drei, die Ductoren B., D. 
und F., durch Vorlage ron Prioritätsobligationen der W.-Bahn 
II. Emission als Prioritäre legitimirt und an der Wahl auch 
aetiv betheiligt. Unter Beibringung eines vom L. G* Wien als 
dem Guratelsgerichte ausgefertigten Amtszeugnisses über den 
eben erwähnten Umstand ist die W.-Hahu beim H. G. Wien 
puncto der ihr durch die ad I citirten Entscheidungen zu- 
erkannten Gerichtskosten um die executive Einantwortung der 
inzwischen den Vertrauens-, beziehungsweise Ersatzmännern 
B., D. und P. curatelsbebördlich zuerkannten Entlohnungs- 
beträge eingeschritten. 

Dieses Gesuch wurde in allen drei Instanzen abgewieseoy 
und zwar vom H. G. Wien mit der Begründung: Es sei durch 
die beigebrachte Amtsbestätigung nur dargethan, dass die 
Doctoren B., D. und P. im Jahre 1892 sich als Besitzer 
solcher Obligationen ausgewiesen haben, nicht aber, dass sie 
auch derzeit im Besitze solcher Stücke seien. 

Das 0. L. G. Wien bat d^n Rec'irs rlpt- W.-Bahn zurück- 
gewiesen und die handelsgenchüiclie Erledigung mit dem 
Beifügen bestätigt, dass die Recurrentin die Kosten ihres er- 
folglosen Becurses selbst zu tragen habe, in der Erwägung, 
dass zwar der gebrauchte bände! sgerichtlicbe Abweisungs- 
^nd nicht maassgebend erscheine^ da die Zeit der Elags- 
einbriogung entscheidend ist, dass aber die derzeitigen Exe- 
cuten deshalb nicht sofort exequirt werden können, weil ein 
dieselben ad personam zum Gerichtskostenersatze an die Exe- 
qnentin verhaltender gerichtlicher Ausspruch nicht vorliegt. 

Der O. G. H. hat die au^^^erordentliche Revisions- 
beschwerde der W.-Bahn zurückgewiesen mit dem Beifügen, 
dass die Bahn deren Kosten selber zu tragen habe. Denn 
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wenn aueh, wie schon in der oberlandesgerichtlielien Entschei - 
dang richtig bemerkt ist, der Grand, aas welehem das Gericht 

erster lostanz das eingebrachte Eiecutionsgesuch abgewiesen 
hat, nicht stichhältig ist, so trifft doch der oberlandesgericht- 

liche Abweisungsgrund zu, und es kann, nachdem derselbe 
auch dem von dem 0. G. H. seinerzeit bei der Begrüoduüg 
seines Urtheiles vom 11. Februar 1896, Z. 14580, ein- 
geDornnieüen Standpunkte entspricht, iusofern mit derselben 
ausgesprochen wurde, dass das von der geklagten Gesell- 
schaft in der Revisionseinrede gestellte Begebren um nähere 
Präeisimng des Eostenaussprncbes dahin, dass der KjDstetfersatz 
der Gekla^n insbesondere bei Ezeeution des VerniGgens der 
Vertrauensmänner und deren Ersatzmänner auferlegt werde, sich 
als unstatthaft herausstelle, in den gleichförmigen untergericht- 
lichen abweisenden Erledigungen weder eine offenbare Un- 
gerechtigkeit noch auch eine Actenwidrigkeit, wie solche be- 
hauptet werden will, oder eine begangene Nullität wahr- 
genommen werden, weshalb es an jenen Voraussetzungen ge- 
bricht, uiuei welchen allein nach dem Hofdecrete vom 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593. mit deren Aufhebung 
oder Abänderung vorgegangen werden könnte. 

Nr. 12. 

Die Eisenbahn, deren Leute das bahnämtlich ermittelte Gewicht eines 
zur Ausfuhr in das Ausland bestimmten Frachtgutes Inn Frachtbrief irrig 
eingetragen haben, haftet dem Adrtttalaii fDr die ZolUtrafe, welche 
demselben wegen Unrichtigkeif der von ihm auf Qrund der bahnämt- 
lichen Gewichtseintragung gemachten Zolldeclaration auferlegt wurde. 

(Entscheidung des 0. G. H. vom 18. Februar 1896, Z. 1782; Bestätigung 
der gleichlautenden Entscheidung des 0. L. G. Wien vom 23. Decembei 
1895, Z. 14806, und des L. Q. Wien yom 20. Aiignit 1895, Z. .70S5.) 

Leopold 8. Erben, Sensenfabrikanten in T., haben am 
22. Augnst 1888 31 Kisten mit Strobmessem unter der 
Adresse Qebrtider G. nach Gr. in der Station Sch. der Staats- 
babnen aufgegeben, und wurde ihnen darüber ein Aufgabs- 

recepisse ausgefolgt. 

Die PracTitspndung wurde seitens der Bahnstation in Sch. 
durch den Mui^azineur D. abgpwofren, wofür seitens der Bahn 
von den Autgebern auch die vorgeschriebene Waaggebühr ein- 
gehoben wurde; und wurde, da die Aufgeber das Gewicht der 
Fracbtsendung nicht in den i^'rachtbrief eingesetzt,, sondern dies 
der Bahn flberlassen hatten, Ton der Aufjgabsstation das Gewicht 
der Sendung mit 4315 Kilogramm im Frachtbriefe eingesetzt. 
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^acii Äukuuft der Sendunor in Gr., der auf russischem 
Gebiete liegendeu russischeu Eintrittsstation aus Oesterreich, 
gabeil die Adreäsateu G. auf Grund der Declaration im 
Frachtbriefe die ZolldeeUration ab and deelarirten in derselben 
das Gewicht ebenfalls mit 4315 Kilogramm. 

Von Seite der russischen Zollbehörde wurde die Fracht- 
sendang nachgewogen und hierbei ein Gewicht von 5317 
Kilogramm constatirt. Wegen dieser unrichtigen Gewichtsangabe 
wnirde seitens der russischen Zollbehordi? eine Zollstrafe von 
35^5 Rubel 76 Kopeken, welche später aui 31 b Rubel 36 Ko- 
peken restiingirt wurde, verhängt, und seitens der Adressaten 
bezahlt, damit die Weiterbeförderung der Waare au M. P. 
iu K. in Rubslaiid nicht gehemmt werde; sie Hessen sich 
von P. per Nachnahme den Straf betrag ersetzen uod P. zog 
bei Bezahlung der Waare den Betrag 7on 421 fl. 20 kr. ab« 
Die Adressaten klagten das Eisenbahnärar auf Bück* 
erstattang des Betrages der Zollstrafe per 318 Bubel 36 Kopeken. 

Das L. G. Wien verurtheilte das Aerar, den Klägern den 
^ingeklL^irt'M) Zollstrafbetrag sammt 5 Procent ?om 4. Oc- 
tober 1888 zu bezahlen, falls: 

a) Die Kluger den ErfüUungseid dahiu ablegen, es sei 
wahr, dass für die von ihnen in der Staiioii Sch. am 
22. August 1888 aufgegebenen 31 Kisten Strohmesser 
an die Adressaten Gebrüder Q., Zollspeditenre in G., 
welche Eisten io der genannten Station babnämtlich 
gewogen wurden, wegen der unrichtigen Gewichts- 
deelaration von der russischen Zollbehörde in G- eioe 
Zollstrafe von 318 Bubel 36 Kopeken erhoben und von 
den genannten Zollspediteuren erlegt worden sei, und 
h) die Klüger den ihnen vom k. k. Aerar zurüekgescljo^ienen 
Haupteid, es sei wahr, dass die Käufer und Empfanger der 
obgenannteu 31 Kisten, W. E\, Handelsmann in K.. in Russ- 
land von dem au sie zu bezahlenden Kaufpreise der Zoll- 
strafbetrag in Abzug gebracht, affirmativ nnd ohne den 
Beisatz des Wissens UDdErionerns abgelegt haben werden. 
Weiter wurde entschiedeo, dass der sub h sententionirte 
Haupteid zu entfallen habe, wenn die Kläger den sob a senten« 
tionirten ürfQllungseid nicht ablegen. 

Gründe: 

Die Kläger sprechen vom geklagten Aerar als Eigeu- 
thumer der k. k. österreichischen Staatsbahuen den Ersatz 

8» 
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deä ihnen in letzter Lmie seitens des P. abgezogeneu 
Straf betrages an, und begrQoden diesen Schadenersatzanspruch 
damit, dasa di« Eiaenbahn in jedem Falle für daa Yer- 
schnlden ihrer Leute zu haften habe, im gegebenen Falle 
die Eisenbahn als Frachtführerin nach den gesetzlichen ße- 
stimmangen aber den Frachtvertrag für dieses Yer.^rhuldeu 
der unrichtigen Gewichtsaugabe im Frachtbrief Terantwortlich 
sei und bezeichnen die Art. 282, 393 und 400 des H. (j. B., 
sowie §§ 52 und 63 des B. ß. vom 10. Juni 1874, R. G. Bl. 
Nr. 75, als die für ihr Begehren einschlägigen Gesetzes- 
stellen. 

Das geklagte Aerar hat die thatsächliche Behauptung 
der Kläger Ober die Frachtaufgabe in Sch. und den bei 
Abwaage dureh den Magazineur D. Ternrsaehten Lapsns in 
der Gewichtsangabe zugegeben, findet aber in der unrichtigen 
Gewichtsangabe nur einen Latrirungsfehler, für weichen die 
Eisenbahn nicht zu haften habe, und zwar einerseits aus dem 
Grunde, weil die Eisenbahn keine öfieutliehe Maass- und 
Wägeanstalt im Sinne des Gesetzes vom 19. Juni 1866, 
ß. G. Bl. Nr. 85, sei, daher für ein richtiges Gewicht nicht 
garantiren, andererseits deshalb, weil die Abwaage nur eine 
vorbereitende Handlung zum Transport, aber nicht der Trans- 
port selbst sei, die Eisenbahn aber als Fraehtftlbrerin nur 
fQr ein Versehalden ihrer Leute bei Ausfabrung des Trans- 
portes hafte, und deshalb, weil das Frachtgeschäft mit der 
Ausfolgung der Waare in Gr. an die Gebrüder G. bereits 
abgewickelt war, damit eine Zollmanipulatiou nicht verbunden 
gewesen und die Weiterbeförderung der Fracht von diesen 
als Neusendung von Gr. aus als mit dem Frachtgeschäft vou 
Sch. nach Gr. in gar keinem Zusammenhange stehend, die 
Eisenbahn gar nichts mehr angegangen sei. 

FQr einen Schadenersatz durch Verschulden ihrer Leute 
hafte die Eisenbahn nur im Sinne des § 19 der B. 0. vom 
16. November 1851, B. G. Bl. Nr. 1 ex 1852. Das Ab- 
wägen der Frachtgüter sei ein ganz interner Vorgang der 
Eisenbahn und geschehe ausschliesslich nur zu dem Zwecke, 
um die Frachtgebühr zu ermitteln, für ihre Leute würde 
die Bahn nur dann im Sinne der §§ 1314 und 1315 
a. b. G. B. haften, wenn ihr eine culpa in eligendo zur Last 
hele. 

Das geklagte Aerar erhebt sonach die Einwendung des 
Mangels der Pasäivlegituuatiou, erhebt ferner den Einwand 
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des Maogels der ActivlegitimatioD, weil Kläger eine Oession 
der BrQder G., beziehungsweise P. hinsichtlich dor von 
diesen bezahlten Zollstrafe nicht vorgelegt haben, ferner die 
Einwendung, dass der Betrag von 318 Rubel 36 Kopeken 
nicht liquid sei, weil in der betreflfendon Quittung die Rubrik, 
in welcher obiger Betrag eingesetzt woiden, „Accidentia und 
Strs^elder" Uat«, Klfiger somit nicht nachgewiesen haben, 
dass dieser Betrag wirklieh nnr ein Strafbetrag sei» sebliess* 
lieh die Einwendung, dass zwischen dem Latrirungsfebler 
und der Zollstrafe kein Causalzusammenhang bestehe, weil 
die Gebrüder G. ebenso gut als es die rassische Zollbehörde 
zuwege gebracht, den Latrirungsfebler rechtzeitig hätten 
finden können, und die Angaben im Frachtbriefe nur ein 
Privatbehelf waren, welche der neue V^ersender (ab Gr.) auf 
eigene Gefahr zum Zwecke der bequemen Einsetzung des 
Gewichtes in die ZüUdeclaralioD benützte. Schliesslich wendet 
das geklagte Aerar ein, dass das Klagebegehren auch deshalb ab- 
gewiesen werden mflsse, weil es das Petit ganz ungenan bezeichne 
und weder den Gegenstand noeh das genns aetionls enthalte. 

Was diese Einwendungen betrifft, so haben die Kläger 
den Beweis darüber angeboten, dass die in Frage kommende Zoll- 
strafe ihnen zum Schaden gereicht, weil P. den Betrag derselben 
von der Waarenforderung der Kläger in Abzu«: gebracht hat, 
so dass der erlittene Schaden, der in letzter Linie sie allein 
treffe, nachgewiesen sei. 

Einer Gession bedarf es wohl unter diesen Umständen 
nicht, wie es sich im gegebenen Falle nicht um Abtretung 
einer Forderung, sondern Zahlung einer fOr ^ne dritte Person, 
i. e. die Klftger seitens der BrQder G. bezahlte Strafe handelt, 
weshalb von einer Gession gar nicht die Bede sein kann. 

Die Kläger erscheinen daher zur Klage legitimirt« Hin« 
sichtlich der Liquidität des Strafbetrages wurden seitens der 
Kläger Zeugen und Sachverstilndi2rc angeboten, deren Ergeb- 
niss an anderer Stelle wiedergegeben ist. Hinsichtlich des 
Mangels des Causalzusammenhanges haben die Kläger eben- 
falls Zeugen- und Sachverständigenbeweise angeboten, die an 
geeigneter Stelle erörtert werden. 

Vorerst muss die Frage erörtert werden: 

Haftet die Eisenbahn für das Versehulden ihrer Leute 
und unter welchen Umständen? 

Als erster Grundsatz hat zu gelten: Die Eisenbahnen 
haften für Dienstleistungen ihrer Angestellten nur dann nicht, 
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wenn diese Dienstleistungen ausserhalb der Dienstesaufgabeo 
dieser Augestellten creleffeu sind. Dass der Mairazinenr D. 
in Sch. das Abwägen der Unter als seine Dienstesaufgube nicht 
zu besorgen gehabt, dass dies also ausserhalb seiner Dieustes- 
obliegenheiten gewesen wäre, hat das geklagte Aerar gar nicht 
behauptet. 

Als zweiter Grundsatz hat zu gelten, dass der Beschädigte 
nicht nnr das Verschulden der Eisenbahn nachzuweisen hat, 
sondern auch den Umstand) dass durch ein solches Ver- 
schulden der Schaden entstanden ist, im gegebenen Falle also, 
dass die unriehtitre Gewichtsangabe im Frachtbriefe nicht das 
Verschulden der Kläger ist, dass den Gebrüdern G. in Gr. 
ein Verschulden nicht zuzuschreiben ist, weil diese die Zoll- 
declaratioij auf Grund der Gewichtsangabe im Frachtbriefe 
abgegeben haben, dass diese die wegen der unrichtigen Ge- 
wichtsangabe seitens der russischen Zollbehörde verhängte 
Geldstrafe bezahlt, dann dieselbe von P. mit Nachnahme ein- 
gehoben haben, und dass dieser schliesslich den Strafbetrag 
den Klägern vom Eaufschiilinge der Waare ab^rezogen hat. 

Für die Eisenbahnen gelten, wenn sie (iiitertransporte 
übernehmen, die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen des 
Handelsrechtes über das Frachtgeschäft mit den besonderen 
Bestiiniijungeu, welche in dieser Hinsicht für die Eisenbahnen 
normirt sind; es muss nur auf Art. 4*?3 H, G. H. hingewiesen 
werden, nach welchem die Eisenbahnen nicht berechtigt sind, 
die gesetzlichen Bestimmungen über die Verpflichtung des 
Fraebt()ihrer8 zum Schadenersatze zu ihren Gunsten aufzu- 
heben oder einzuschränken. Es hat aber auch fOr sie die 
Bestimmung des Art. 282 1:1. G. H. Geltung. 

Nach dem Absätze 4 des § 52 des H. R. vom 10. Juni 
1874 kann der Absender einer Fracht es der Eisenbahn über- 
lassen, das (iewicht des Frachtgutes zu ermitteln und das 
ermittelte (Iewicht in den Fracliibrief einzutragen, wofür ein 
besouderes Wägegeld erhoben wurde. 

Iin vorliegenden Falle haben die Kläger dieses Wägegeld 
gezahlt, und wurde, wie nicht bestritten ist, seitens der Bahn- 
Verwaltung in Sch. durch den hierzu berufenen Magazineur D, 
die Fracht verwogen und die constatirt nnrichttge Gewichts- 
angabe in den Frachtbrief eingesetzt. 

Den Klägern fällt also hinsichtlich dieser unrichtigen 
Gewichtsangabe im Frachtbriefe ein Verschulden nicht zur 
Last; die Bahn hatte das Abwägen mit der Sorgfalt eines 
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ordentlichen Frachtführers zu besorgen, die Khlger dunten 
sich somit auf die Richtigkeit des seitens der Bahn erraittellen 
Gewichtes und die Richtigkeit der Gewichtsangabe im Fracht- 
briefe mit Recht verlas.^en, da die bona fides im Handels- 
verkehre von eminenter A\ i :iitigkeit ist. W enn das geklagte 
Aerar behauptet, die Gebrüder G. hätten sich nicht auf die 
im Frachtbriefe enthaltene Gewichtsangabe zu verlassen ge- 
habt, sondern vor Abgabe der ZolldeclaratioD das Gewioht 
prüfen sollen, ob es mit der Angabe des Frachtbriefes Qber- 
einstimme, und wenn das geklagte Aerar weiter behauptet, 
dieselben hätten aueh die Bleistiftnotizen anf der Rückseite 
des Frachtbriefes zu beachten gehabt, so muss darauf er- 
widert werden, dass abgesehen davon, dass die G., wie später 
nachgewiesen wird, gar nicht in die Möglichkeit versetzt 
waren, vor Abgabe der ZolldecJaration sich von dem richtigen 
Gewichte der Fracht zu überzeugen, dass diese aber mit 
Hücksicht auf die bona fides ohneweiters ihrer Zolldeclaratiott 
die Gewichtsangaben im Fraehtbriefe su Grunde legen durften^ 
dass sie auch gar nicht auf das Blei8tt%ekritzel auf der Rück- 
seite derselben zu achten hatten, weil für sie nur die in die 
betreffende Rubrik des Frachtbriefes eingesetzte Gewichts- 
angabe maassgebend sein durfte, wenn überhaupt diese Notizen 
sich schon damals, als der Frachtbrief in ihre Hände gelangte, 
auf der Rückseite befanden. Was das Abwiieen der Fracht 
in Sch. selbst betrifft, so behauptet das geiiiagte Aerar, das 
Abwägen sei nur ein ganz interner Vorgang der Eisenbahn 
zur Feststellung der FrachtgeLühr, es bilde aber keineu Be- 
standtheil des übernommenen Transportes und liege ausser- 
halb desselben, sei nur eine vorbereitende Handlung hierzu 
Das Abwägen ist nun wohl auch zur Festsetzung der Fraeht- 
gebühr bestimmt, doch nicht nur hierzu, sondern auch zur 
Feststellung des Gewichtes und ganz besonders in dem Falle, 
wenn der Absender die Einsetzung des Gewichtes in den 
Frachtbrief der Eisenbahn überlässt. Im gegebenen Falle hat 
daher die Bahn auch die Ptliclil übernommen, richtig zu 
wägen, und hat für das richtige Gewicht ganz ebenso wie die 
besonderen Maass- und Wägeaustalten (Gesetz vom 19. Juni 
1866) gutzustehen. 

Das AbwAgen ist zwar nicht unmittelbar zum Transporte 
DOth wendig uud kauu wohl als eine vorbereitende Handlung 
zum Transporte angesehen werden, aber im gegebenen Falle 
bildet das Abwfigen ebenso gut einen integrirenden Theil des 
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Frachtgeschäftes, wie ein solcher Theil auch der Transport 
selbst ist, uad düiaul konuiu eben an, dass es eiuen Be* 
staodtbeil des Frachtgeschäftes ausmacht Aos der im Fnoht* 
briefe benannteD AbgabestatioD Gr. und ans dem UmstaDde, 
dass der FraebtsendoDg die erforderlichen Begleitpai>iere an* 
geaeblossen waren, musste die Aufgabsstation, wenn ihr nicht 
sehen aus häufigen früheren Sendungen dies bekannt gewesen 
sein sollte, wr\s wohl mit Recht anzunehmen ist, entnehmen, 
dass es sich um Gtiter handle, die einer zoUämtlichen Be> 
handluDg unterließen. 

Gr. ist, wie das geklagte Aerar zugestanden bat, die 
russische Eintrittsstation aus Oesterreich, ist auf russischem 
Gebiete gelegen und Sitz einer russischen Zollbehörde (Zoll* 
kammer I. CT.). Selbst wenn der Aufgabsstation nicht bekannt 
gewesen sein sollte, dass Gr. die russische Sintrittsstation 
aus Oesterreich ist und die Waaren dorthin dirigirt, der Zoll- 
behandlung unterliegen, musste sie aus dem Anschlüsse der 
Begleitpapiere unzweifelhaft entnehmen, dass es sich um eine 
Fracht handle, die zu verzollen sei; es musste daher der Abgabe- 
Station auch bekannt sein, dass auf ein unrichtiges Gewicht 
eine Zollstrafe gesetzt sei; dies zu wissen, muss als Ver- 
pflichtung eines jeden Frachtführers erachtet werden, der 
Gütertransporte über die Grenze ins Ausland übernimmt, ins- 
besondere also einer Eisenbahn, die GQtertransporte über- 
nimmt. 

Wie nun der Absender für alle Strafen und Schäden 
der Bahn gegenüber haftet, welche diese infolge der zoll- 
ämtlichen Behandlung wegen Unrichtigkeiten oder Unzuläng- 
lichkeiten der Begleitpapiere, weiche ihr der Absender vor 
dem Transporte zu übergeben hatte, trefT»^n sollten, ebenso 
haftet die Eisenbahn, wenn ihr selbst em V'erschulden in 
dieser Richtung zur Last fällt. Der Art. 393 H. G. ß. ist 
nicht auf den Fall eines Verschuldens des Absenders einzu- 
schränken; er enth&lt eine mit der Zollgesetzgebung zu- 
sammenhangende Ansnahmsvorschrift und macht auch den 
Frachtführer fdr Unrichtigkeiten haftbar, die aus seinem Ver- 
schulden entstanden sind. Gemäss Art. 400 H. G. B. haftet 
der Frachtführer für seine Leute und gemäss § 63 des B. R. 
vom 10. Juni 1874 für die Leute, die sie bei Ausführung ihrer 
Gütertransporte verwendet. 

Art. 393 H. ü. B. ist daher mit Bezug auf Art. 400 
H. G. B., respective § 63 des B. B. auch auf die Angestellten 
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der Bahn anzuwenden. Da im Handelsgesetzbuebe der Be* 
griff „Verschulden" nicht definirt ist, wie dies auch vom Be- 
griff „Schilden ' ^zilt, so haben gemäss Art. 1 H. G. B. die 
Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
hieflir Anwendung zu finden, es sind dies die §§ 1293, be- 
ziehuugsweise 1294 und 1295. 

Das8 der Magazinear D. oder jener Bahnbedieostete, 
we]efaer auf Grund der Torgenommeuen Abwaage das er- 
mittelte Gewieht iu deu Frachtbrief einzusetzen hatte, nicht 
«inen solchen Grad von Aufmerksamkeit, der bei gewöhn- 
lichen Fähigkeiten angewendet werden kann, bewiesen hat^ 
ist wohl ausser Zweifpl. 

Das geklagte Aerar hat nicht widersprochen, dass D., 
den die Kläger als Schuldtragendea bezeichnen, das Gewicht 
erhoben hat; es bezeichnet seine unrichtige Gewichts- 
angabe aber nur als einen Latrirungsfehler; sei dem auch 
wiridieb so, gesetzt also das Gewicht sei richtig mit 5317 
Kilogramm erhoben worden und bei Sommirung des Ge- 
wichtes der einzelnen Colli erst der Verstoss geschehen, so 
wird an dem Verschulden doch nichts geändert. Wer zählt, 
muss richtig zählen, wer wägt, muss richtig wägen; wird 
nicht die gehörige Aufmerksamkeit darauf yerweudet, beim 
Zusammenzählen also ein Latrirungsfehler gemacht, so 
haftet der Schuldtragende für diesen Fehler, im gegebeneu 
Falle also die Bahn für den Bediensteten. Denn eine vis 
major, welche die Eisenbahn von einer Haftung eutbiudet, 
kann selbstredend in einem Latrirungsfehler nicht gefunden 
weirden. Es ist somit ein Verschulden eines Bediensteten der 
Eisenbahn, und zwar in den Grenzen seiner Dienstesaufgabe 
erwiesen. 

Es fragt sich nunmehr, ob durch dieses Verschulden ein 

Schaden zum Nachtheile der Kläger verursacht worden, ins- 
besondere, ^ob dies iu der von demselben an^^egebenea Höhe 
der Fall sei und ob der Causalzusamraeijhaii^ zwischen der 
unrichtigen Gewichtsangabe und der behaupteten Zollstrafe 
bestehe. Durch die Aussage des Zeugen Heinrich Sp. und den 
?0D den Klägern angebotenen Erfilllungseid darüber, dass die 
Gebrüder G. fie Zollstrafe ?on mindestens 318 Rubel 36 Kopeken 
llQr die unrichtige Gewichtsdeelaration der 31 Kisten Stroh* 
messer erlegt haben, sowie den den Klagern seitens des Aerars 
zurnckgeschobenen Haupteid, dass P. diesen Strafbetrag bei 
Zahlung des Kaufpreises der 31 Kisten Strohmesser in Abzug 
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gebracht habe, erscheint jener tiiatsäcb liehe Zusamaienhaog- 
auch iiergestelit. . . . ' . 

Zudem habon die Sat^Terständi^n fibereinstimmend er- 
k|Art» dass die fragliebe WaarenBeDdun^ io Gr. der Yerzollaog 
unterzogen werden musste, weil in K. kein rassisches Zollamt 
besteht, und dass nach Handelsgebrauch zu diesem Behufe 
die Frachtsendnug an einen Spediteur in Gr. dirigirt werden 
musste, welcher dann die VVeiferbeförderiing zu besororen hatte; 
ferner haben die Sachverständigen erkUirt, dass es Handels* 
gebrauch ist, dass die Abgabe der zollamtliehen Declaration, 
wenn der Absender dem Grenzspediteur keine andere Gewichts- 
angabe macht, auf üiund der Gewichtsangaben des Fracht- 
briefes erfolgt, insbesondere wenn das Gewicht bahnämtlieh 
im Frachtbriefe eingesetzt worden ist; ebenso haben die 8ach- 
verständigen bestätigt, dass nach der Praxis der rassische» 
Zollbehörde die: Frachtgüter nicht vor Abgabe der Zoll- 
declaration,und zwar auch nicht zum Zwecke dieser Declaratioa 
der Partei ausgefolgt werden, dass endlich der in der Quittung 
eingesetzte Betrag von 318 Rubel 36 Kopeken mit Kücksiciit 
auf die Angabe der Quittung und auf den Inhalt des Fracht- 
briefes lediglich als ein Stratbetrag für die unrichtige Zoll-: 
respective Gewichtsdeclaration anzusehen ist. 

Damit ist aber auch der vollständige Zusamnienhang 
zwischen der unrichtigen bahnamtlichen Gewichtsdeclaration 
im Frachtbriefe und der von den Gebrüdern G. bezalilteD 
Zolistrafe gegeben. 

Was die Einwendung der Finanzprocuratur gegen die 
Auftraguni? des Haupteides über den Umstand betrifft, dass 
P. den Kliifrern die Zoiistrafe bei Zahlung des Kaulpreises 
der 31 Kisten Strohmesser in Abzug gebracht habe, mit der 
Begründung, dieser Eid erscheine als 8elbsteid, so ist diese 
Einwendung haltlos. Das geklagte Aerar führt im eigenen 
Namen Process, und zwar erscheint dasselbe im vorliegenden 
Falle als FrachtfQhrer; die Einwendungen, welche das ge- 
klagte Aidrar in proeessualer und meritoriseher Hinsicht er- 
hoben bat, hat es daher der Rechtslage nach auch, nur in 
dieser privatrechtlicben Stellung eines Frachtführers erheben: 
können, und die Kläger sind vollkommen berechtigt, dem ge- 
klagten Aerar über den behaupteten Umstand den Haupteid 
- aufzutragen; nicht nur §§ 203 und 207 a. G. 0. sind daher 
maassgebend, sondern auch der Umstand, dass die Kläger 
jene Personen namhaft gemacht haben, welche den Eid namens 
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des Aerars in leisten hatten, uud der weitere Umstand, dasa 
die Finanzprocuratur sieb von dem KaufmaDne P. in E, 

Kenntniss über die Richtigkeit der in Rede stehendeu kläge- 
rischen Behauptung zu verschaffen in dpr Lage war und ist. 

Der zurückgeschobene Haupieid eihc-heint daher ni^ht als 
Selbsteid. Durch den ErfüHuugseid wird somit nachgewiesen, 
dass der in ür. von den Gebrüdern G. bezahlte Zoilötraf betrag 
von P. in K. erlegt worden ist und durch den rückgeschobenen 
Haupteid, dass P. diesen Betrag den Klägern seinerseits bei 
Zahlung des Kaufpreises der Sendung abgezogen hat. Der 
Zinsenzuspraeh \ht im § 1333, respective 1334 a. b. G. ß. und 
im Gesetze vom 15. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 77, begründet, 
obgleich es den Klägern freigestanden wäre, gemäss Art. 287 
und 288 H. G. B. 6 Procent Zinsen zu beanspruchen. 

Das 0. L. G. Wien hai das Unheil der ersten Instanz^ 
80 weit es die Entscheidung in der Hauptsache betrüTt, aus 
dessen dem Gesetze und der Sachlage entsprechenden, durch 
die Ausführungen der Appellation des Geklagten nicht ent- 
lEräfteten Gründen, sowie in der Erw&gung bestätigt, dass die ' 
im Grunde des vierten Absatzes des § 52 des B. B. vom 
10. «Toni 1874 von der Eisenbahn selbst vorzunehmende Fest- 
stellung des Gewichtes des Frachtgutes, nicht als eine 
ausserhalb des Rahmens und des gesetzlichen Begriflfes des 
Prachtgeschäftes liegende blosse Hiifsmanipulation angesehen 
werden kann, dass Art. 400 H. G. 13. die Haftpflicht des 
Frachiiührers für seine Leute keineswegs auf die culpa in 
eligendo beschränkt und dass, was den denn k. k. Aerar auf- 
getragenen uud von demselben zurüekgebchobenen Haupteid 
anbelangt, derselbe im Grande der Bestimmung der §§ 203 
und 207 der a. G. 0. und mit Büeksicht auf den Umstand 
zulässig erscheint, dass die von den Klägern als fildesleister 
namtiaft gemachten Personen immerhin in der Lage gewesen 
wAren, sich von den durch diesen Eid zu erweisenden Um- 
ständen auf <if^pi<rneteni Wege Kenntniss zu verschaffen. 

Der 0. G. H. hat das Urtheii der zweiten Instanz be- 
stätigt. 

Nr. 18. 

I. Die im QM«ti» vom 18. Februar I87B, R. Q. Bl. Nr. 30, begründete 

Entschädigung für die durch die Enteignung einer GrundparceÜe ver- 
ursachte Erschwerung des Gewerbes des Enteigneten kann nicht deshalb 
abgelehnt werden, weil das Gewerbe kein mit der enteigneten Liegen* 
sehafi verbundenM dingllohet Recht bildet Eine solche Schadlothaltueg 
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kann aber nur für die Dauer der Betriebsertchwerung, und iwar mit 
der dem jährlichen Aufwände für die letztere entsprechenden Rente 
baantprMthf w«rden« 2. In d«iii dureli dat obeHirte Oetetz geregeltm 

Verfahren kann ein Ersatz jener Kosten, die den Betheiligten durch 
die Heranziehung einet Rechtsbeistandes erwachsen sind, nicht an* 

gesprochen werden. 

(Entscheidung des 0. (j. H. vom 26. Februar Z. lüGii; Abänderung 

der Eutschei diiDj^en des 0< L. 0. Pf&g yoni 8< April 18<)iJ:, Z. 8110, und 
vom 27. Joli 1895, Z. 34(51, und des stidt-deleg. B. G. Eger vom 
4. Februar 1894, Z. 1498, beziehungsweise vom 6. Juli 1894, Z. 89<)4, 
vom 19. Juli 1894, Z. 9420, vom 26. Juli 1894, Z. 987a, und vom 

8. Aognat 1894, Z. 9897.) 

Gelegentlich der Erweiterung des Bahnhofes in X. wurde 
auch der dem A. pehörip-e Strazzenlagerfdatz enteignet. In- 
folge dessen mussLe der l^agerpiatz, sowie auch die bisher knapp 
an demselben betindliche Strazzensortirungshütte verlegt werden, 
lü der nach dem Gesetze vom 18. Februar 1878, B. G. Bl, 
Nr. 30, durcbgefahrten IlDtsebädigungsrerhaDdluD^ warde dem 
A. unter Anderem 1. nebst dem Zuspräche eines Geldbetrages als 
Ersatz des Wertbes der abgelösten Grundantheile ein weiteres, 
auf Grund von Erhebung« n und Sacbverständigenhefunden 
ermitteltes und zu erlegendes Bedeekungseapital von 11.250 fl. 
» als Ersatz des Schadens, beziehuni^'; weise vermögensrechtlichen 
Nachtheiles zuerkannt, den A. durch die Verlegung des Lager- 
platzes, beziehungsweise der Sortirungsbötte erleidet, und "2. die 
gruudsätzliehe Verfällung der Eisenbahnunternehmung in den 
Ersatz der Vertretungskosten ausgesprochen; letzteres, 
weil nach der Bestimmung des § 44 des citirten Gesetzes 
die Enteignnngswerberin die Eostea der gerichtlieben Fest- 
stellang der Entschädigung zu bestreiten hat, und den Ent- 
eigneten die Zuziehung und Beiwohnung eines Bechtsfreundes 
nicht verwehrt werden kann, dieselbe vielmehr im gegen- 
wärtigen Falle wegen der angeregten mannigfachen Bechts- 
fragen nicht als uunölhig bezeichnet werden darf. 

Ueber Kepiirs des A. hat das 0. L. G. Prag das erst- 
richterliche Erkenntniss ad 1 unter Aufrechlhaltung des Zu- 
spruches eines Geldbetrages als Ersatz des Werthes des ent- 
eigneten Grundes dahin abgeändert, dass dem A. anstatt des 
erstrichterlich mit 11.2G0 fl. zugesprochenen Betrages lediglich 
der Betrag per 8&7 zuerkannt wird, welcher von den Sach- 
verständigen im Baufaebe als zur Uebertragung der Strazzen- 
hütte von ihrem gegenwärtigen Standorte in die Nähe des 
neuen Strazzenlagerplatzes erforderlich angegeben wurde, weil 
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das TOD auf den enteigneten Parcelien betriebene Strazzen- 

sortiniDgsgewerbe kein auf den pntpiofTipfpu Grundstücken 
haftendes dingliches Eeeht ist, daher die kiinüiffe, nach dem 
Gutachten der Sachverständigeü im Strazzeniache schwierigere 
und kostspieligere Betreibung des Gewerbes nicht als mit der 
EotüignuDg nothwendig zusammenhängend angesehen werden 
kann, zumal A. gar niebt behauptet und nachgewiesen hat, 
dass er sein Gewerbe an einem anderen Orte nicht lueratir 
fortsetzen kOnne, und weil daher die von den Saehverstftndigen 
im Strazzenfaehe ermittelte Summe nicht als ein dem A. durch 
die Enteignung der oben bezeichneten GrandstQcke entstandener 
vermögensrechtlicbpr Nachtheil angesehen werden kann, 
letzterer vielmehr nur in jenem Betrage besteht, welcher dem 
Aufwände für die Ueberstellung der Strazzenhütte in die Nähe 
des neuen Lagerplatzes gleichkommt; ad 2 bestätigt, weil die 
Parteien zu den richterlichen Erhebungen geladen werden 
mussten, damit sie ihre Beehte wahren können, ohne diese 
Ladung zur Feststellung der Enteignung giltig gar nicht hlltte 
geschritten werden können, von den Enteigneten aber es ein 
Gebot der Vorsicht war, sich zur Wahrnehmung ihrer Inter- 
essen eines rechtskundigen ßeiratbes zu bedienen, weshalb 
die damit verbundenen Kosten zu den Kosten der gerichtlichen 
Feststellung der Entschädigung ebenso zu rechnen sind, wie 
das Mitwirken der Enteigneten zur Vollstäudigkeit der Er- 
hebungen, und wenn erwogen wird, dass diese Erhebungen 
über Ansuchen der Eisenbahnunternehmung gepflogen wurden, 
dass nach § 44 des Gesetzes vom 18. Februar 1878, ß. G. Bl. 
Nr. 30, die Kosten des Enteignungsverfahrens und der gericht- 
lichen Feststellung der Entsehfidigung von der Eisenbabn- 
unternehmung zu bestreiten sind, und dass die Intervention 
von Advocaten als nothwendig erkannt wurde. 

Der 0. G. H. hat ad 1 die Entscheidungen der unteren 
Gerichte bezüglich der Feststellung der Entschädigung des A. 
für (las Erschwerniss des von ihrn betriebenen Strazzenhaudels- 
gewerbes dabin abgeändert, dass die Eisen babnunternebmung 
als Entschädigung für die Dauer des von A. auf der 
fraglichen Grundparcelle betriebenen Strazzensortirungs- 
geschftfltes dem A. die Jahresrente von 450 fl. in halbjährigen 
Vorausraten zu entrichten hat; ad 2 die beiden gleichförmigen 
Erledigungen der unteren Instanzen beztiglich des Ersatzes 
der Vertretungskosten dahin abgeändert, dass diese Kosten, 
sowie auch jene der Aeusserungen jede Partei selbst zu tragen bar. 



Digitized by Google 



-r 46 



GrOnde: 

1. In Betreff der Eutschiidiguug des A. für die durch 
die Euteiguung seiner. Gruudparcelle verursachte Erschwerung 
seioes Handelsgewerbes gestattet der Begriff einer angemes- 
senen Sohadioshaltung allerdings nicht, diese Entschädigung 
deshalb abzulehnen, weil das tod A, auf den enteigneten 
Parcellen betriebene Gewerbe kein auf diesen Liegenschaften 
haftendes, richtiger mit ihnen verbundenes .dingliches Recht 
bildet. Bei den nach § 11 des Enteignungsgesetzes allein 
maassgebendec thatsächlichen, also gef^enwiirtij^ horrschenden 
Verhältnissen kann einem grundsätzlichen Entschädigungs- 
ansprüche für die Betriebserschwernisse auch nicht die Ein- 
sprache der Eiseubahuuuternehraung vom Staudpunkte der 
GewerbeordouDg und der nur auf Widerruf ertbeilteu Betriebs- 
bewilligung entgegenstehen. Die Thatsache der Betriebs- 
erschwerniss und die Vermehrung der Betriebskosten mit dem 
Jahresbelrage v(in 450 fl. ist durch das eingehende Gutachten 
der hierzu berufenen Sachverständigen im Gewerbefache fest- 
gestellt. Der Enteignete kaun nicht damit abgefertigt werden, 
dass er ein nicht eingelöstes unbewegliches Gut, hier die 
StrazzenlageriiiUte, auflasse, wenn auch gegen Ersatz der Bau- 
kosten diese Hütte anderswo errichte und sich der Gefahr 
des Verlustes der gegenwärtigen gewerbebehördlicheu Be- 
willigung aussetze. Ebenso berechtigt ist jedoch die aus der 
Schadloshaltung gezogene Folgerung, dass eine solche nur 
f&r die Dauer der Betriebserschwerung beansprucht werden 
kann. Dieser Theil der Entschädigung betrifft nicht die Ent- 
eignung der Grundfläche an sieb, sondern nur das persönliche 
Gewerbe des A , dessen Bestand auf dem jetzigen Platze 
gewiss ein zeitlich beschränkter ist. Die allein zu entschädigen- 
den Folgen der Enteignung können sonach bezüglich des 
Gewerbeerschweruisses keineswegs als bleibende, sondern 
lediglich als vorübergehende aufgefasst werden. Hieraus er- 
giebt sich aber mit Nothwendigkeit, dass A. die Schadlos- 
haltong seines Gewerbes nach § 8 nicht mit einem Oapitals- 
betrage, sondern bloss mit der dem jeweiligen Aufwände fQr 
das Betriebserschwerniss entsprechenden Eeute beanspruchen 
kann. Der mit den untergericlttlichen Entscheidungen erfolgte 
Zuspruch eines Capitalbetrages war demnach in Gemässheit 
des § 16 des kaiserl. Patentes vom 9. August 1854, K. 0. Bl. 
Nr. *^0S, als offenbar gesetzwidrig abzuändern und die er- 
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raittelte Rente für die Dauer de'^ Er^elnvernisses des gegen- 
wärtigeü Betriebes als Entschädigung z u bestimmen. 2. Die 
grundsätzliche Verlällung der Eisenbaiinunternehmung in den 
Ersatz der Vertretungskosten der Eoteigneteu verstösst offen- 
bar wider das ganze Wesen des durch das Gesetz vom 
18. Februar 1878, R. G. BL Nr. 30, geregelten Verfahrens 
und ist daher über den ausserordentlichen Berisionsrecnrs 
der EisehbahnunternehmnDg in die Yerweigerang dieses 
Kostenzuspruches abgeändert worden, weil nach § 24 das 
Gericht alle für die Feststellung der Entschädigung maass- 
gebenden A^erhftltnisse nach den Grundsätzen des Verfahrf^ns 
ausser Streitsachen, also eiiies Verfahrens ohne Anwalts- 
zwang, zu erheben hat, dalier in dem Verfahren ausser Streit- 
sachen ein geg^^nseitiger Ersatz von Vertretungskosten der 
Betheiligten überiiaiipL niemals stattfindet, weil überdies § 44 
den Kosten des Enteignungsverfahrens nicht etwa die Kosten 
des gerichtlichen Entschädigungs verfahrene, sondern ganz im 
Sinne des ansserslreitigen Vorganges lediglich die Kosten der 
gerichtlichen Feststellung der Entschädigung anreiht und hier- 
mit abermals zum Ansdrucke bringt, dass ein Ersatz jeuer 
Kosten, die in diesem Verfahren den Hetheiligten durch die 
Heranziehung eines Rechtsbeistandes erwachsen siud, nicht 
angesprochen werden kann, weil endlich der für einen Bei- 
rath gemachte Aufwand doch gewiss nicht zu solchen ver- 
mögensrechtlichen Nachtheileu gezählt werden darf, welche 
durch die Enteignung verursacht worden sind, und für welche 
nach § 365 a. b. G. B. und nach § 4 des Enteignungsgesetzes 
Scbsdloshaltung gebührt, wie denn die letztere Gesetzesstelle 
Kosten eines Verfahrens flberhaupt nicht zum Gegenstande hat. 

Nr. 14. 

SerOdnlehfigttng der SfratMnregttlinifigtprb)6of« b«i Bauflihruiigen, 

daran Bewilligung in die Competenz des Handelsmrnisteriumt alt Bau- 
behörde für Eisenbahnbauten fallt (Wiener Stadtbahn.) 

(EntschaidDOg des V. G. H. vom 28. Februar 1896, Z. 1251.) 

. Das von der Commune Wien bei der am 12. September 
1894 abgehaltenen. politischen Begehungscommission Ober das 
Project für die Strecke Htttteldorf-Hiotzing' der Wienthallinie 
der Wiener Stadtbahn gestellte Begehren, dass die Bahn- 
anternehmung verpflichtet werde, die Erhöhung der land- 
seitigen Stützmauern der Bahn bis zum definitiven Niveau 
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der Quaistrasse nach Maassgabo der Anlage dieser Strasse 
auf jeweiliges Verlnufren der Gemeiode Wien vorzunelimen, 
wurde seitens des k. k. Handelsministeriums als Baubehörde 
für Eisenbahnbauten mit der Motivirnng abgewiesen, dass 
einerseits nach § 31 der Bauordnung, da es sich um einen 
Sisenbabobau handelt, die BestimmuDg auch des Kireaus in 
die Oompetenz des HandelsminlsteriaiDs als Baabehörde falle 
und dass andererseits im Sinne des § 10 des Eisenbahn 
Ooncessionsgesetzes fttr die Verpflichtungen der Eisenbahn* 
Unternehmungen nur der zur Zeit des Eisenbahnbaues be- 
stehende Zustand in Betracht kommen könne nnd daher 
als principiell unzulässig erscheine, einer Eisenbahn die 
Verpflichtung zu künftigen Leistunueii iür erst nach dem 
Bahnbaue herzustellende CommuniCitionen aufzuerlegen. 

In der dagegen beim V. G. H. erhobenen Beschwerde 
wurde geltend gemacht, dass einerseits naeh § 14 und § 1, 
Punkt 1 der Bauordnung für Wien, die Commune Wien als 
eompetente Baubehörde das Niveau des Baues zu bestimmen 
berechtigt sei nnd dass andererseits in einem Theile der 
Quaistrasse das Niveau bereits rechtskräftig höher bestimmt 
sei, als es bei der politischen Begehnngscommission gefunden 
wurde und als welches für die Anlage der Quaimauer fftr 
maassgebend angenommen worden ist. 

Die angefochtene Entscheidung wurde nach § B des 
Gesetzes vom 22. October 1875, ß. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, 
wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben. 

Gründe: 

Iq Anbetracht der Bestimmungen der §§ 31 und 106 
der Bauordnung für Wien vom 17. Januar 1883 und des 
§ 19 der Ministerialverordnung vom 25. Januar 1879, R. G. Bl. 
Nr. 19, musste der V. G. H. anerkennen, dass im eoncreteu 
Falle das Handelsministerium und nicht die Comraunalbehörde 
als Baubehörde einzuschreiten hatte und dass also das Handels- 
ministerium zur Festsetzung aller Baubedingungen für die 
erwähnte Maueranlage competent gewesen ist. Denn naeh 
§ 31 der Bauordnuug haben .bei Bauf&hruogeo auf Eisen- 
bahngmndstaeken" die »hierfiber bestehenden Vorschriften** 
Anwendung zn finden. Weder diese noeh eine andere Be- 
stimmung der Bauordnung verfügt eine Einschränkung der 
Ober Eisenbahnbauten bestehenden Normen. Nun ist nach diesen 
Normen (§§ 19 und 22 der Verordnung vom 25. Januar 1879) 
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das Handelsministerium diejenige Behörde, ohne deren Ge« 
nehmiguüg kein Eisenbahubau zur Ausführuntr gelnn^eu kann, 
welche den ßauconseus zu erlbeilen hat. Für Eiseubaiiubauteu 
ist sonach das Handelsmiuisterium die „Baubehörde". VVie 
aus dem § i und 2 der Bauordnung äich ergiebt und auch 
der Natur der Sache eut^pricht, ist die Bestimmung der Bau- 
linte osd des Niveaus regelmässig Sache der „Baabehürde'', 
also bei EiseDbahnbauteii Saehe des Handelsmioisteriams uod 
es wird f&r Eisenbahnbauteu diese oatürliclie uod regelmftssige 
CoropeteDz, betreffs der Bestimmung der ßaulinie uad dwi 
Niveaus, durch die für Hof-, Staats- und Foudsbauten ge* 
troffene ausnahmsweise BestimmoDg des § 106, Abs. 4 der 
Bauordnung nur bestätigt. 

Der Gerichtshof war aber zugleich des Erachteus, dass 
auch das H«indelfeiiiimt.rerium als Baubehörde bei Consentirung 
von Eisenbahübauteii die Bestiinmungeu der Bauordnung 2) 
entsprechend einzuhalten, also auch die gegebeoen Bauliuien 
aDd Nireaucoten, wie solehe deo obwaltenden Verhältnissen 
uod den Anordnungen der Bauordnung entfspreehen, zu be- 
obachten hat (argum. § 22 Vei Ordnung ?om 2b. Januar 1879), 
mit der einzigen Ausnahme, dass, insoweit die Ausführung 
des Eiseubahnbaues unter Einhaltung der betretfenden Hau- 
und Niveaulinien nicht möglich erscheint, im Sinne des 
§ 10 des Eisenbahii-Ooncessionsfresetzes vom 14. September 
1854 fttr die eL [sprechende Abhilie m sorgen ist. 

In Anbetracht des ümstandes. dass in Absicht auf die 
bauliche AusgestaUung der iStadt die Uttiiordaung — wie aus 
den §§ 2 und 103 sich ergiebt — eine voraussehende F&r- 
sorge fOr den öffenUichen Verkehr der Baubehörde zur 
Pflicht macht, geht es nun nicht an, so weit es sich um die 
Consentirung auch von Eisenbahnbauten handelt, lediglich 
von dem im Momente der Consentirung an irgend einer 
Stelle thatsächlich bestehenden Zustande auszugehen; als der 
bei der Consentirung der Bauten zu beachtende Zuj5tand wird 
vieiraehr derjenige zu gelten haben, der nach Maassgabe der 
zur Zeit des Baues bestehenden Regulirungsprojecte als der 
für den öffentlichen Verkehr erforderliche bereits erkannt ist, 
wenn auch dessen ihatsächliche Ausführung erst in späterer 
Zeit und nach und nach sich ?oilziehen soU. 

Der § 10 des Eisenbabn-Coucessionsgesetaes macht nuu 
den EisenbahnuDternebmungen zur Ptlicht,die Communications« 
ferhältnisse, sowie die Entwicklung des öffentlichen Verkehres 

ÜtMitateMClilti 8Blaeh«Mttaff«y. MW. 4 
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zunächst so weit als möglich UDberübrt zu lassen und, inso- 
weit dies nicht möglich erscheint, alle jene Vorkehrungen zu 
treffen, welche als entsprechender Ersatz anzusehen sind. 
Diese Verpflichtung der Eisenbahnen ist keineswegs bloss 
diuaui beschrankt, an Stelle der bestandenen oder gilti^rer- 
weise projectuteo GuiiimunicaLioüeü aiidei weiU^e heizuateiien 
(lit e eit § 10), sondern doroh den Sehlussabaatz der eben 
citirten GesetzeBbestimmung ist die Yerpflichtang der Eisen- 
bshnunternebmungeD aaeb dabin ausgedehnt, dass, insoweit 
ihre Anlagen bei den gewdhnliehen Gommnnicationsmitteln 
besondere Bauten noth wendig machen, den Eisenbahnunter- 
nehmungen die Herstellung und künftige Erhaltung solcher 
besonderer Bauten zur Last fällt. Hieraus folgt, dass auch die 
in Frage stehende Eisenbahnuntern eh mung bei der Aus- 
führung ihrer Bauten nicht bloss die im Momente der 
OommiäsioQ factisch bestehenden Niveauverhältnisse der 
Offentliehen Strassen and Wege zu berücksichtigen hatte, 
sondern dass bei diesen BaufÜhrnngen aneh anf alle ans der 
kfioftigen Begolirung der betreffenden Strassen nnd Wege 
sieb ergebenden geänderten Verhältnisse BOcksicht zu nehmen 
war. Ebenso wie der Private bei den von ihm projeetirten 
Bauten nicht die factisch bestehenden, sondern die in 
Absicht auf die ßegulirung der Strassen projeetirten Bau- 
iinien nnd Xiveaucoten einzuhalten hat, elienso obliegt 
diese Verpflichtung einer Eiseubahuunternehmung, insoweit 
es obue Gefährdung des Eisen bahnbaues selbst ausführbar 
erscheint. 

Kan ist von Seite der besehwerdeführeeden Gemeinde 
nicht nur bereits bei der Begehungscommission darauf hin- 
gewiesen worden, dass fCtr die Quaistrasse ein erhöhtes 
Niveau reehtskr&ftig festgesetzt sei, es wurde auch, allerdings 
erst im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, durch das Amts- 
zeugniss vom 7. Januar 1895, Z. 672, bescheinigt, dass fOr 
die in Eede stehende Strasse in der That ein Kegulirungs- 
project, welches das Niveau der Strasse gegenüber dem 
factisch bestehenden Zustande erhöht, rechtskräftig bereits 
bestimmt sei, so dass es sich nicht — wie in der Gegen- 
Fchriil des Handelsministeriums betont wird — um eine Ver- 
pflichtung der Eisenbahn zu künftigen Leistungen für erst 
nach dem Bahnbaue herzustellende Gommunicationen, sondern 
um Leistungen für bestehende Communicationen nach Maass 
ihrer bereits projeetirten Begulirung handelt. 
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Wenn nun auch das Begehren der OommaDe Wien etwa 
in der Richtung undeatlich and zu weit gebend gewesen ist, 
dass es auch dabin ansfrelegt werden konnte, dass damit eine 
standige VerpÜiciituug der Eiseubahuuiiternehmung zur fort- 
schreitenden Erhöhung der Stützmauer nach Maassgabe der 
im Laufe der Zeiten sich änderudeu Niveauverhaitnisse der 
Quaietrasse gefordert wird, so war dasselbe nach den ?oraus- 
gesobiekten Erwägungen gewiss losoweit berechtigt, als die 
Forderung der Gommaoe Wien lediglich darauf abzielte, dass 
bei AufTQhrung der landseitigen StQtzmaiier jenes Niveau 
der Quaistrasse die entsprechende BerQcksichtigUDg fiade, 
welches für diese bereits projectirt ist. 

Er wäre daher Sache der Begehungscommission und der 
zu treßeuden Entscheidung ^^ewesen, dieses Moment wahr- 
zunehmen und nach Maassgabe desselben zu untersuchen, ob 
wegen der Anlage der Eisenbahn die in Frage kommende 
Strasse nach den projectirten, zur Ausführung schon bestimmten 
NimuTerhAltDissen zu ihrem Schutze ODd zur Siehersteilnog 
ihrer Ausfuhrung besonderer Bauten Oberhaupt oder aber einer 
besonderen Ausftbrung soleher Bauten bedOrfe, welche etwa 
die Commune herzustellen dann nicht bemüssigt sein würde, 
wenn durch die Anlage der Bahn und insbesondere durch 
die Anlage der Stützmauer nicht die eingetretene AenderuDg 
der Terrainverhältnisse herbeigeführt worden wäre. 

Ueber diese vom Standpunkte der Bestimmungen des § 10 
des EisenbahnconcessioLsgeselzes relevanten Momente giebt 
aber das Begehungsprotoll keinerlei Aufschluss und es erfolgte 
die Abweisung des Begehrens der Commune Wien lediglich 
aus dem — wie oben aus^efQhrt — unzutreffeDden Gedehts- 
punkte, dass die erst projectirten und noch nicht factisch 
bestehenden Niveauverhaltnisse der Strasse bei der Bahnanlage 
überhaupt keine Berücksichtigung zu finden haben. — Der 
V. G. H. rausste daher erkennen, dass der derzeit vorliegende 
Thatbeetand für die £nt8oheiduog des Streitfalles uuvoU- 
btändig ist. 

Nr. 15 

Eine Eisenbahn, welche an Qetchüfttieute Standplätze vermiethet, ist in dem 
Falle als ihr das gewerbebehördliche Verbot der Benützung eines aolcbm 
Standplatzes bekannt gegeben wird, verpflichtet, den Mietner hiervon un- 
verweilt zu verständigen und haftet für den aus der Unterlassung dieser 
Vertümiigung enIttolMiidaii Si^mImi, niekt abMraueli fOr Ganvlimtiitsang. 

(EütsoheidoDg des 0. G. H. vom 4. März 189G, Z. 2303: Bestätigung der 
Eiiticli«idang dM 0. L. 6. Wwn Tom 15. Janntr 1896, Z. 14085; Ab- 
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äDderang des flrkenntDisses des städt.-dele^. B. G. Simmering vom 

19. September 1895, Z. '7828.) 

Die Kas'tanienbraterin M. hatte von der Eisenbahu VV.-A. 
für die Tage des Ällerheiligeu Verkehres im Jahre 1894 auf 
dem zur Station Centralfriedhof gehörigen Grunde einen 
Standplatz zum Auiöieileu eines Bratofens und zum Verkaufe 
TOD gebrateDeD Eastuiieii um den ffins von 1 fl. gemiethet. 
Am 28. Oetober 1894 kam der genannteD Eüsenbahn eine 
VerfdgODg des Wiener Magistrates zu, worin die Aufstellung 
700 Bratöfen auf dem Wege von der Station bis zum Eio- 
gange des Oeotralfriedbofes für die Tage des AUerheiligen- 
verkebres verboten wurde. Da die Bahn von diesem Verbote 
der M. keine Mittheilung gpmacht hatte, so bereitete dieselbe 
alles für die Aufstellung des Oieüb und den Verkauf vor und 
wurde erst im letzten Augenblicke am Verkaufe gehindert. 

Sie belangte nun die Eisenbahn W.-A. auf RückerbciU 
des Mietbzinses, Ersatz der mit dem Hin- und Rücktransporte 
?on Kastauieu, Heizmateriale uod Geritthschaften rerbniideDea 
Auslagen per 2 fl. 47 kr, Ersatz Dir verdorbene Kastanien 
per 5 fl. und Ersatz für Verdienstentgang per 30 fl. 

Das k. k. städt.-deleg. B. G. Simmering wies das Klage- 
begehren gänzlich ab, im Wesentlichen mit der Begründung, 
dass in der Unterlassung der Verständigung der M. von dem 
magistratüehen Vf^rbote ein Verschulden der Bahn nicht er- 
blickt werden könne. 

üeber Appellauon der Klägerin änderte das k. k. 0. L. G. 
in Wien das erstriciiteriiche ürtlieil ab und erkannte die 
Geklagte sehuldig, der Klägerin die von ihr zu beschwörenden 
Betrüge per 2 fl. 47 kr. & den Transport und per 6 fl. f)ar 
verdorbene Kastanien zu bezahlen. Mit dem gesteilten Mehr- 
begehren wurde die KlSgerin abgewiesen. 

Gründe: 

Im dem Umstände, dass die geklagte Bahn es unterliess, 
trotzdem sie durch nichts gehindert war, die Klägerin recht- 
zeitig zu verständifren. dass der Miethvertrag durch das in 
der Verhandlung erwähnte Verbot des Magistrates nicht ein- 
gehalten werden könne; liegt allerdings ein Unterlassen im 
Sinne des § 1294 a. b. G« B., für dessen Folgen die geklagte 
Bahn aufzukommen hat. Sie hätte sieh zu dieser Verständigung 
umsomehr veranlasst sehen müssen, als ibr ja die Adresse 
des anderen Vertragstheiles bekannt war und sie doeh nicht 
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annel)iiieD küuuie, dasö eine VprständigUDg der politischeu 
Belnude ao die derselben nicht bekannten Miether er- 
^äügeu ist. Da jedoch die Liioidernisse der vollen Genug- 
thuuDg im Sinne des § 1324 a. b. 6. B. aufliegend nicht 
Torhanden slod, so hat die geklagte Bahn wohl Skr den er- 
littenen Schaden, nicht aber auch fQr den entgangenen Gewinn 
aa&okomn[ien. 

Ueber die Revisionsbeschwerde der Geklagten bestätigte 
der 0. G. H. das oberlaüdesgerichtliche ürtheil aus dessen 
Gründen und bemerkte hierzu noch, dass die geklagte Gesell- 
schaft schon mit Rücksicht auf die Kundnaachung des 
Magistrate^:, worin das Verkaufen von Blumen etc. als erlaubt, 
das Verkaufen von Kastanien als unerlaubt angeführt wird, die 
Möglichkeit in Betracht zu ziehen hatte, dass die Aufstellung 
der in Bede stehenden Bratdfen inhibirt werde, es daher ihre 
laicht war, sieh in die Lage zu setzen, ein solches Verbot 
den Miethera der Standplätze rechtzeitig zu notificiren und 
es ihr eben deshalb auch oblag, dies zu tbun. 

Nr. le. 

Zeitpunkt, in welchem das concessionsmässige Einlösungsrecht der 
Staatsverwaltung auf die Etsenbahnstrecke Neratovic Prag wirksam 
wird. — Die böhmische Nordbahngesellschaft ist zur Aufstellung 
separater Betriebsrechnungen und beziehungsweise zur Ausscheidung d«r 
Reinerträgnisse bezüglich der Linie Turnait Kralup Prag erst in jenem 
Zeitpunkte verpflichtet, in welchem die Staatsverwaltung zur eifectiven 

EinIVeiitig dieser Linie sehreHel 

(Eutscheiduiig des V. ö. H. vom 20. März 1896, Z, 1280.). 

Unterm 15. Januar 1895, Z. 2327, ifit an den Yerwal- 

tuDgsrath der böLmischen Nordbahngesellschaft von Seite 
des Handelsministeriums nachsteheuder Erlass ergangen: 
„Mit Rücksicht anf das der k. k. StaatsverwaltuDg gemäss 
Art. III, Punkt 6 des Uebereiukommens vom 26. iMai 1882 
ausdrücklich gewahrte Befugniss, die Turnau-Kralup-Prager 
Bahn vom 16. October 1S95 angefangen^ jederzeit einzulösen^ 
wird der geehrte VerwaUnngsrath eingeladen, für diese Linie 
des gesellsehaftliehen Unternehmens eine separate Betriebs* 
rechnung aufzustellen, beziehungsweise die Beiuertrftgnisse 
dieser Linie rücksicbtlich der diesfalls in Betracht kommen- 
den Jahre 1888 bis 1894 ans den in den Geschäftsberichten 
des geehrten Verwalinngsrathes veröffentlichten Reinerträg- 
Dissen des Gesammtunternehmens auszuscheiden. Desgleichen 
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sind die für die beiden Loealbahnen Höbraisch-Kamnitz-Stein- 
schönau und Röhrsdürf-Zwickau, rait Rücksicht auf das be- 
züglich derselben der Staatsverwaltung jederzeit zustehende 
Einlösungsreeht, separate Betriebsreehnungen, und zwar 
rücksichtlich der ersteren für die Jahre 1891 bis 1894 und 
rücksichtlich der letzteren für die Jahre 1888 bis 1894 auf- 
zastellen. Ueber die hierbei in Aoweodung zo briogeodeD 
BeehDangsgrundsätze, insbeeoDdere bezüglich der TertEeilooff 
der melirere oder alle Linieo betreffeDden EinnahmeD ddI 
VergütuDgen aus dem Personen- und Gflterver kehre, ans 
Oartellen und Pauschalvergütungen, Mieth- und Pachtzinsen, 
Benützung gemeinsamer Stationen und Objecte, aus der 
Wagenmiethe, sowie der ffpmeinsamen Ausgaben, Fondsbei- 
träge u. s, w. sind uuverweiii entsprechende Anträge zu 
stellen und ist nach erfolgter Genehmigung derselben die 
Verfassung und Vorlage jener Rechnungen ehestens durch- 
znflDhren. Der geehrte Verwaltungsrath ist ferner eingeladen, 
die reehnungsmässige Trennung des Vermögens des Pensions- 
fonds und der Krankencasse^ der Materialvorr&the and der 
Qbrigeo aus dem Anlageoapitale bestrittenen Anlagen uod 
Reserven ins Auge zu lassen nnd hierüber die geeigneten 
Anträge zu erstatten." 

Diese Verfüguno" wurde von der böhmischen Nordbahn 
augefochtep, 1. weil der IStaai.sverwaltung das Befugniss, den 
Flügel Neialovic-Prag vom 16. October 1895 angefangen, 
jederzeit einzulösen, nicht zustehe, indem dieser Flügel mit 
BQekftieht auf dessen erst im Jahre 1872 erfolgte Banvollendung 
und lobetriebsetzang erst im Jahre 1902 zur Einlösung ge- 
langen könne; 2. weil für die erflossenen AuftrAge unter allen 
Umständen jede gesetzliche Grundlage mangle. 

Der V. G. H. hat die angefochtene Entscheidung nach 
§ 7 des Gesetzes vom 22. October 1875, ß. ö. BI. Nr, 36 
ex 1876, aufgehoben. 

GrQnde: 

Was zunächst die vom Kegierungsvertreter erhobene 
Einwendung anbelangt, dass mit der angefochtenen Verfügung 
ein Ausspruch Aber den Zeitpunkt des Beginnes des Ein- 
lösungsbefugnisses bezQgUeh der Eisenbahnstreeke Neratoyic- 
Prag nicht getroffen sei, se war der V. 6. H. nicht in der 
Lage, derselben stattzugeben; vielmehr musste allerdings in 
der Erwfigung, dass die aogefocbtene Verfügung in ihrem 
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Eingänge sich auf das der Staatsverwaltung „gemäss Art. III, 
Punkt 6, des Uebereinkoraraens vom 26. Mai 1882 gewahrte 
Befngniss, die Tnrnau-Kralup-Prager Bahn vom 16. October 
18U5 aügeiaiigGu jcdeiieit einzulösen ' beruU und in der 
weiteren Erwägung, dass der gedachte Art. III, Paokt 6, 
Dicht bloss das bezüglich der Linie Turnaa-Eralup im Orande 
des § 6 der Goncessionsurknnde vom 28. Angust 1863, 
sondern auch das bezüglich der Linie Neratovic-Prag im 
Grunde der Concessionsurkunde vom 20. August 1869 zu- 
stehende Einlösungsbefugniss behandelt, angenommen werden, 
dass in der angefochtenen Verfügunfr die Rechtsanschauuug 
Ausdruck gefunden hat, dass das Haudelsministerium für beide 
Theilstrecken der Turnau-Kralup-Frager Eiseubahugesellschaft 
das Einlösungsrecht als mit 16. October 1895 wirksam er- 
achtet. 

In Betreff dieses EiDlOsnogsreehtes der Staatsverwaltung 
war aber Nachstehendes zu erwfigen. Mit der Coneessions* 

Urkunde vom 20. August 1869, R. G. Bl. Nr. 164, wurde der 
priv. Turnau-Kralup-Prager Eisenbahngesellschaft, welche bis 
dahin auf Grund der Concessionsurkunde vom 28. August 1863, 
B. G. Bl. Nr. 89, lediglich die Locomotiveiscnbahü von Turnau 
nach Kralup in Betrieb hatte, d:is Recht zum Baue und Be- 
triebe einer von ihrer besteheuden Linie bei Neratovic aus- 
gehenden Locomotiveiseubahn nach Prag verliehen. In dieser 
Concessionsurkunde, welche besondere Bestimmungen nur 
aber den Zeitpunkt der Bauvollendung und der Uebergabe 
dieser Bahnstrecke an den öffentlichen Verkehr (§ 3), über 
die Festsetzung des Tarifes (§ 4), über gewährte Steuer- und 
Gebohrenbegünstigungen (§ 5), endlich die Ermächtigung 
zur Beschaffung der zum Baue erforderlichen Geldmittel (§ 6) 
aufstellt, ist eine Bestimmung über die Concessionsdauer, so- 
wie über das Einlösungsrecht der Staatsvpi-waltuDg nicht ent- 
halten, sondern es wird im § 7 ganz allgemein verfügt, dass 
^die Bestimmungen der Concessionsurkunde vom 28. August 
1803, ß. G. Bl. Nr. 89, insoweit sie nicht durch die gegen- 
wärtige Ooncession abgeändert worden sind, auch auf die 
Eisenbfthnstreeke Neratoric-Prag volle Anwendung finden*'. 

Der Mangel besonderer Anordnungen fiber die Gon- 
eessioDsdauer und das staatliche EinlOsungsrecht, welche so- 
wohl für die Eisenbahnunternehmung, als auch für die 
Staatsverwaltung von einschneidender Wichtigkeit sind, und 
zwar derart, dass es die Gesetzgebung uamentlich in der 
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ersteren Hinsicht für geboten erachtete, iiu § 7 des Eisen- 
bahnconcessions^esetzes (MinisterialveroidnuDg vorn 14. Sep- 
teiober 1854, ß. G. Bl. ^i. 238) gesetzliche Vorschrifteu 
aufzustellen» erklärt sieh im Torliegenden Falle daraus, dass 
die BiseDbahastreelEe Neratovic-Prag, deren eyentuelle Er- 
bauung durch die GoncesBion&re, beziehungsweise deren 
Bechtsnachfolger (§ 17) im § 3 der GoncesBionsurkuDde vom 
28. August 1863 flberdies vorgesehen war« nach § 2 der 
Concessionsurktinde vom 20. Augnst ]S69 einen integrirenden 
Bestandtheil der priv. Turnau-Kralup-Prager Eisenbahn zu 
bilden hat. Hieraus ergiebt sich aber, dass die Turnau-Kralup- 
Prager EisenbahnunternehmuDg bezüglich der Linien Turuau- 
Kralup und Keratovic-Prag eine einheitliche ünternehmung 
darstellt, bezüglich deren (so weit nicht die Goncessionfi- 
urkunde vom 20. August 1869 abweichende Bestimmungen 
ausdrQcklieh enthält) die Anordnungen der Goncessionsurkunde 
vom 28. August 1863 für beide im Unternehmen vereinte 
Linien die gleiche Giltigkeit haben und dass daher der § 6 
der letztbezogenen Goncessionsurkunde auch auf die Eisen- 
bahnstrecke Neratovic-Prag, wie der § 7 der Concessioos- 
uikunde vom '20. Auo-ust 1869 ausspricht, zur vollen (nicht 
etwa sinngemässen) Anwendung zu bringen ist. iJieser § 6 
räumt aber der Staatsverwaltung das Recht ein, nach Ablauf 
von 30 Jahren vom Tage der Betriebseföüüuug jederzeit die 
Goneession und beziehungsweise die eoncessionine Bahn ein- 
zulösen und da dieses Einlösungsreeht — wie auch von 
Seite der Besehwerdeführaog zugegeben ist — am 16. October 
1895 eintritt, war dasselbe für die Staatsverwaltung auch be- 
züglich der — allerdings im Jahre 1872 im Baue vollendeten 
und dem öffentlichen Verkehre tibergebenen ■ — Strecke 
Meratovic-Prag mit dem 16. October 1895 zur Existenz 
gelangt. 

Allerdings ergiebt sieh fik die gedachte Eisenbahnstrecke 
hierdurch eine kürzere als 30jährige Frist für den Eintritt des 
staatlichen Einlösungsrechtes; allein da die Bestimmung einer 
solchen kürzeren Frist durch kein Gesetz untersagt, bezüglich 
des viel einschneidenderen Heimfallrechtes im § 7 des Eisen- 
babnconcessioDsgeset/es ausdrücklich vom Gesetze als zulfissig 
erklärt ist, so hat die Staatsverwaltung bei der durch den § 7 
der Goncessionsurkunde vom 20. August 1869 vorgenommenen 
Kürzung der hinsichtlich der Strecke Neratovic-Prag gelten- 
den Einlösungsfrist nur von dem ihr mit Bücksicht auf die 



Digitized by Google 



— &7 — 



vorne festgestellten obwaltenden Umstände zustehenden Rechte 
Gebrauch gemacht. 

Dass auch die Turnau-Kralap-Prager EisenbahnaMien- 
gesellschaft, die Staatsverwaltun2" "nd selbst die böhmische 
NordhaliM^^eseiJscbaft, die bezüglich der i^isenbahaiiiiien Turiiau- 
Kralup und Neratovie-Prag bestehende Eiolösyogsfrist als eine 
einheitliche deran uuigefasfet habeii, dass das siaaiiiche Ein- 
lösungsreeht der Linie Neratovie-Prag zu gleicher Zeit mit 
jenem der Linie Turnau-Eralup, also am 16. Oetober 1895 
kl Wirksamkeit zu treten hat, ergiebt zur vollsten Bestimmt- 
heit der Punkt 6 des III. Abschnittes des Protokolles (Ueber- 
einkommeus) vom 26. Mai 1882, in welchem wortdeutlich 
angeführt erscheint, dass die Turnau-Kralap-Prager Bahn, also 
das ganze einheitliche ünteruehmen, vom 16. Oetober 1895 
angefangen, eingelost werden könne. Da diese Bestimmung 
des Protokülies (üebereinkommens) vom 26. Mai 1882 mit 
der voran entwickelten Sacb- und Rechtslage im vollen Ein- 
klänge steht, kann der Einwendung der BeschwerdefQbrungi 
dass sie sieh ihrerseits hierbei in einem Irrthnme befunden 
habe, keine Bedeutung beigelegt werden. Demnach ist der 
Y. Q. H. der Eechtsanschauung, dass der Staatsverwaltung 
allerdings auch bezQgUeb der Linie Neratovie-Prag das Be- 
fugniss der Einlösung Tom 16. Oetober 18&^ö angefangen, 
zusteht. 

Die angefochtene VerfÖgung des Handelsministeriums 
enthält aber weiters eme Anzahl von Auftrügen, welche der 
beschwerdeführenden Gesellschaft ,.rait Rücksicht auf das 
der StaatsverwaiLiiug gemäss Art. III, Punkt 6 des üeber- 
einkommens ?om 26. Mai 1882 gewahrte Befugniss, die Turnau- 
Eralup-Prager Bahn vom 16. Oetober 1895 angefangen, jeder- 
zeit einzulösen", ertheilt werden und offenbar nur den Zweek 
verfolgen, Grundlagen für die seinerzeitige Einlösung zu liefern, 
oder herzustellen. Diese Verfügungen vermochte der V. G. H. 
nicht als im Gesetze begründet zu erkennen. 

Denn für den Fall, dass die Staatsverwaltung ihr con- 
ce.ssiüusinüssiges Einlösungsrecht nur bezüglich der einen oder 
der anderen der beiden in Rede stehenden Bahnen (Turnau- 
Kralup-Prager oder böhmische Nordbahn) ausüben sollte, 
trifft der Abschnitt III, Punkt 6 des Üebereinkommens vom 
26. Mai 1882, sub lit. b, die Anordnung dahin, „dass die der 
Gesellschaft hiefOr zu bezahlende Jahresrente für die ein- 
zulösende Bahn abgesondert zu berechnen sein wird, was mit 
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Rücksicht auf die in Aussicht genommene Vereinigung der 
BetriebsrechnuDgen der beiden Bahnen die nachträgliche Er- 
mittlung des Reinerträgnisses der einzulösenden Bahn während 
der der wirklichen Einlösung vorausgegangenen sieben Jahre 
zur Voraussetzung hat". In dieser Vereinbarung ist also zum 
Ausdrucke gebracht, dass die böhmische Nordbahn zur Ver- 
einigung der Betriebsrechnungen der beiden Bahnen berechtigt 
ist und es muss ihr diese Art der Führung der Betriebs- 
reehnungen so lange gestattet sein» beziehnngsweise sie darf 
in dieser FQhrnng der BetriebBreebnnngen so lange nicht ge- 
hindert werden, als sie den Betrieb der beiden Bahnen that* 
sftchlich für ihre Rechnung führt; es ist weiters ausgesprochen, 
dass die Ermittlung des Reinerträgnisses der einzulösenden 
Bahn erst „nachträglich", d. i. wohl nach Eintritt der Ein- 
lösung vor sich zu gehen und dass dieselbe das Reinertriigniss 
während der der wirklichen Einlösung vorausgegangenen 
sieben Jahre zum Gegenstande habe, was offenbar zur Vor- 
aussetzung hat, dass die SlaaLsverwailung zur wirklichen Ein- 
lösung schreitet, und also der Tag, mit welchem der Staat 
in das Eigenthnm und den Gennss der eoneessionirten Bahn 
eintritt (§ 6 der Goncessionsnrknnde, Abs. III, 6 0 des üeber- 
einkommens vom 36. Mai 1882) unabänderlich gegeben ist. 
Der angefoehtene Erlass erklärt nun nicht, dass die Staats- 
verwaltung an einem, dem 16. October 1895 nachfolgenden 
Tn^re des Jahres 1895 in Ausübung des Einiösungsrechtes in 
das Eigenthum und den Genuss der Bahn eintreten wolle. 
Es ist aber auch nicht möglich, aus der Verfügung: „die 
Beinerträgnisse der Linie Turnau-Eralup-Prag rücksichtlich der 
diesfalls in Betracht kommenden Jahre 1888 bis 1894 aus 
den in den QeBchfiftoregistern veröffentliehten Beinertragnisaen 
des Gesammtunternebmens auszuscheiden", einen die Staats- 
verwaltung verpfichtenden Willensact, die Bahn jedenfalls 
noch im Jahre 1895 einzulösen, abzuleiten, und zwar schon 
darum nicht, weil der der Gesellschaft ertheilte Auftrag ein 
alternativer ist oder doch alternativ verstanden werden kann. 
Die Gesellschaft wird nflmlich eins-oladen, „eine separate 
betriebsrechnung aufzustellen, beziehungsweise die Reinertrag- 
nisse für die Jahre 1888 bis 1894 auszuscheiden". Das Wort 
„beziehungsweise" kiiuu nun aubtinicken, dass die geforderte 
„separate Betriebsrecbnung" etwas anderes sein soll als die 
Ausscheidung des Reinertragnisses pro 1888 bis 1894; es 
kann aber auch der YerfQgung die Bedeutung geben, dass 
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die separate BetriebsrechnuDg neben der Ausscheidung der 
ßeinerträgnisse zu bestehen hat. Die letztere Deutung lässt 
sich umsoweniger abweisen, als mich im Zuge des verwal- 
tungsgerichtlichen Verfahrens keine Erklärung der Staats- 
verwaltung auf üebernahme der Turnau-Kralup-Prager Bahn 
im Jahre 1895 abgegeben, vielmehr das Recht der Staats- 
yerwaltuDg zur Anordnung einer separaten Betriebsberechnung 
für die geoapnte BahDÜDie auf den § 64 der Eisenbahn- 
betriebsordnung vom 16. November 1851, B« G, Bl. Nr* 1 ex 
1853, gestatst wnnle. Hiernach wäre die separate Betriebs- 
rechnung als eine vorbereitende, bis zu dem noeh un- 
bestimmten Zeitpunkt der wirklichen £inidsung währende 
Maassregel verfügt worden. 

Welche Bedetitimir immer dem obbesprochenen Wort- 
laute der augefocliLeuen Anordnung zukommen mag: ob die, 
dass die beschwerdeführende Gesellschaft pro futuro zu einer 
ötjparaten Betriebsrechnuüg verpflichtet werden sollte, oder 
die, dass die Gesellschaft an die Zasammenstelluog der Bein* 
erträgnisse pro 1888 bis 1894 zu sehreiten habe, in keinem 
Falle ist dieselbe mit den Bestimmungen der bezogenen Con- 
cessionsurkunde und des Uebereinkommens vom 26. Mai 1882 
in Einklang zu bringen. Denn zur Fährung der separaten 
Betriebsreehniin.c^ pro futuro für die Eisenbahulinie Turnau- 
Kralnp Piii^r konnte die Eisen bahngesell sc haft in Anbetracht 
des obbezogenen Uebereinkommens vom 2ß. Mai 1882 nicht 
verhalten werden, aber auch zur rechmini^smiüjsigen Dar- 
stellung des Reiner trag msici) pro 1888 bis 1894 nicht, weil 
— wie bereits erwähnt — die effective Üebernahme der 
Bahn im Jahre 1895 nicht stattfinden sollte und die von der 
Staatsverwaltung behauptete Verpflichtung der Gesellschaft 
ZQ der erwähnten rechnungsmässigen Darstellung nur auf die 
der wirklichen Einlösung vorausgegangenen sieben Jahre be- 
zogen werden kann. 

Dass endlich die fragliche Verfügung des Handels- 
ministeriums auf den bezocrenen § 64 der Eisenbahnbetriebs- 
ordnung nicht gestützt zu werden vermag, geht schon daraus 
hervor, dass bezuglich der Führung der Betriebsrechnungen 
der Eisenbahnlinien Turnau-Kralup-Prag uud der böhmischen 
Nordbabn in dem mehrcitirten Protokolle vom 26. Mai 1882 
zwischen der Staatsverwaltung und der Eisenbahngesellschaft 
ein besonderes Uebereinkommen getroffen worden ist, dessen 
Inhalt allein ftlr die Frage der Betriebsrechnungen sowohl 
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ffir die Gesellschaft als auch für die Staats?erwaltUQg zur 
Bichischaur zu dienen hat. 

Kr. 17. 

Krankenv«rtich«rungspf)i€ht der beim Eisenbahnbetriebe verwendeten 
Sohiaeiohaufler und dtrtn oblifatoritelit Mttglledtohall zur bttrafTandan 

BatriabskrankaneaMe. 

(EDifloheidnog des V. 6. H. Tom 20. Mftrx 1896, Z. 1791.) 

Das Handelsministerium hat mit Erlass vona 23. April 
1895, Z. 16415, erkannt, dass die auf der von der k. k. priv. 
österreichischen Nordwestbahn betriebenen Localbahnstrecke 
Deutschbi od-Humpoletz beschäftigten Scbneeschaufler kranken- 
versieberungspflicbtig ood als im Dienste der Babngesellschaft 
btehend, verpfliebtet seien, der Krankeocasse fttr die Be- 
diensteten der priv. österreichischen Nordwestbahn und der 
sQdnorddeutschen Verbindungsbahn als Mitglieder beizutreten, 
beziehungsweise dass diese Erankencasse verpflichtet sei, die 
gedachten Schneeschaufler als CassemitgHeder aufzunehmen. 

Der Vorstand der Krankencasse führte dafrof^en I^eschwerde 
vor dem V. G. H. mit der Begrüudung, dasb die 8chnee- 
schaufler nicht im Betriebe der Bahngesellschaft beschäftigt 
seien, indem dieselben nicht in einem directen Dieustverhält- 
nisse zur Bahngesellschaft stehen, sondern durch AccordanteD 
als selbständige Unternehmer aufgenommen werden, daher 
die Schneesehaufler gemäss $ 46 Krankenrersicherungsgesetz 
vom 30. März ISHS, ß. G. Bl. Nr. 33, und § 2 des Cassen- 
Statutes nicht als Mitglieder der beschwerdeführenden Kranken- 
casse aufzunehmen seien. 

Die Beschwerde wurde als unbegründet abgewiesen. 

Orflnde: 

Der V. G. H. vermochte die Beschwerde nicht als zu- 
Irefl'eud zu erachten. Das KrankeucassebtatuL iur die Be- 
diensteten der k. k. prir. österreichischen Nordwestbahn und 
der sttdnorddeutschen Yerbindnngsbahn wurde auf Grond der 
Gesetze vom 30. März IBBB, B. G. BI. Nr. 33, und vom 
4. April 1889, B. G. Bl. Nr. 39, errichtet und mit General- 
inspeetionserlass vom 16. April 1889, Z. 5108, genehmigt. 
DieseKrankencasse gilt daher gemäss § 52Krankenvcrsicherungs- 
gesetz als Betriebskrankeucasse im Sinne der Bestimmungen 
des III. Abschnittes dieses Gesetzes. Gemäss § 46 leg. cit. 
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sind Mitglieder einer Betriebskrankencasse die in dem Be- 
triebe, für welchen dieselbe errichtet ist, beschäftigten ver- 
sicherungspüichtigen Personen, welche nicht bei einer der 
im § 11, Z. 6, bezeichneten Gassen in der in dem Kranken- 
versicheruDgsgesetze vorgeschriebenen Art und Hübe gegen 
Krankheit versichert sind. Dass letzteres der Fall wäre, wird 
im TorliegeDden Falle nicht behauptet; es ist daher nur zu 
nntersnehen, ob die erwähnten Sehneeschaufler als in dem 
Betriebe der Bahn beschäftigte versicherungspflichtige Personen 
anzusehen seien. Diese Frage ist zu bejahen. Denn gemäss 
§ 1, Abs, 2 Krankenversicherungssresetz sind alle beim Eisen- 
bahnbetriebe, und zwar im Hinblicke auf § 37, Abs. 2 Kranken- 
versichernngsgesetz ohne Unterschied, ob dinernd oder nur 
vorübergehend beschäftigteu Arbeiter kran Ken versicherungs- 
pflichtig. 

Dass die zur Herstellung der Eisenbahnätrecke in betriebs- 
fHbigen Zastand und zur Wegschaffung der Betriebshindernisse 
unternommenen Aibeiten, also auch das Ausschaufeln des 

Schnees, Beschäftigungen beim Eisenbahnbetriebe seien, kann 
fOglich nicht in Zweifel gezogen werden. Hieroach sind die 
auf einer Eisenbabnstrecke verwendeten Schneeschaufler an 
sich als beim Eisenbahnbetriebe beschäftigte, krankenver- 
sicherungspflichtige Personen anzusehen und als solche 
Mitglieder der beiretlenden Betriebskrankencasse. Eine xVus- 
nahme würde nur dann besteheu; wenn die Schneeschauf- 
lung durch selbständige Unternehmer auf ihre eigene 
Rechnung mit Personen besorgt wQrde, welche zu ihnen 
selbst im Arbeitsrerbältnisse stehen. Nur in diesem Sinne 
kann die Bestimmung des § 2 des Krankencassestatutes, 
welche den Kreis der in die Versicherung bei der Betriebs- 
krankencasse einzttbeziehenden Personen nicht enger als durch 
die Bestimmungen der §§ 1 und 46 Krankenversichenings- 
gesetz normirt ist, ziehen konnte, verstanden werden, wenn 
die Verpflichtung, der KrankencRsse beizutreten, unter Z. 3 
für alle im Ai beiLsverhaitnisse beschäftigten Personen aus- 
gesprochen, im Einlange des Paragraphen aber auf jene Per- 
sonen eingeschränkl wird, weiche im directen Dienstverhält- 
nisse zur Bahn stehen, „also nicht durch Unternehmer auf 
deren Rechnung beschäftigt sind". In dem Torliegendan Falle 
können nun aber die sogenannten Accordanten, welche die 
Schneeschanfler aufnehmen, keineswegs als selbständige Unter- 
nehmer angesehen werden. Denn sie tragen keinerlei wirth- 
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schafiliches Risico, sie haben lediglich die Durcbführung der 
Arbeiten zu beaufsiclitigen und diese erfolgt auf Eechnung 
der Bahn. Die sogeDanuteu Accordanten sind daher Mittels- 
personen der Bahnverwaltung, welche für diese die betrefifen- 
den Arbeiten zu besorgen haben. Die von ihnen aufgenom- 
meneD Arbeiter steheD nicht im Arbeitsverhältnisse zu ihnen, 
sooderu zur BahnverwaltuDg, als deren Organe die Aecordanten 
bandeln. Es wftre demnach aueh ganz onne Belang, wenn es 
richtig wäre, dass — wie die Beschwerde behauptet — die 
8chneeschaufler von den Accordanten ausgelobnt werden. 
Durch die von der Generalinspection der österreichischen 
Eisenbahnen gepflogenen Erhebungen ist aber überdies fest- 
gestellt, dass dif^ Auszahlung durch die geselUchaftlielieii 
Cassiere im lieihtia der als Accordanten fuugirenden Vor- 
aibeiler erfolgt, und dass diese letzteren hiefür einen um 
30 kr. erhöhteii Taglohn erhalten, somit eiiien Unternehmer- 
gewinn aus ihrer Tbätigkeit nieht erzielen. Ans alledem geht 
hervor, dass den sogenannten Accordanten die wesentltehen 
Kriterien der Unternehmereigensehaft fehlen, und dass dem- 
nach thatsächlich die in Rede stehenden Schneeschaufler als 
beim Eisenbahnbetriebe beschäAigte Personen zu bezeichnen 
und der bescbwerdefQhreoden Krankeneasse beizutreten Ter- 
pflichtet sind. 

Nr. Ib. 

Die Bestimmunaen des Gesetzes vom 25. Mai 1874, R. Q. Bl. Nr. 69, 
über den Qertentekottenertatz findm im VerflihrMi b«biift Fettotollviig 
der EntaignangMiittcliSdigyng ictine Anwendung. 

(Entscheidanff des 0. G. H. yom 24. Mfin 1896, Z. 3855; Bestätigung 

der Entseheiaungen des 0. L. G. Triest vom 27. November 1895, Z. 4590. 
und des städt.-deleg. B. G. Görz vom 27. September 1895, Z 11050.) 

üeber Einschreiten der S.-Bahn erfolgte die Feststellung 
der Entschädigungen an die anlässlich des Baues einer Miiitär- 
rampe in der Station R.-^. cxpropriirten (Tnindeigenthtimer 
auf gerichtlichem We^e. Gegen das bezügliclie Erkenntuis^ 
des Stadt. -deleg. H. 0. Görz wurde seitens eines der ent- 
eigueteu tirundeigenthümer wegen des zu geringen Aub- 
maaeses der demselben zugesprochenen Entschädigung beim 
0, L. G. Trieat der Appellationsrecuro überreicht 

Dieses bestätigte jedoch das Brkenntniss des Gerichtes 
erster Instanz und verfbgte,- dass der Becurrent die Becurs- 
Icosten zu tragen habe. 
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In dem gegen diese Entscheidung ron der S.-Babn 
beiai 0. G. H. eingebrachten Revisionsrecurse führte die 
VerwaltuDt^ aus, dass der Processgegner, nachdem dessen 
Appellatioüsrecurs erfolglos geblieben war, oromass § 24 des 
Gesetzes vom 16. Mai 1874, II G. Bl. Ki. Ü9, und § 44 des 
Gesetzes vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, in den 
Ersatz der Kosten zu Verfällen war, welche der S.-Bahu durch 
die Erstattung der Gegenäusserung auf die Appellationseiogabe 
erwaebseD sind. Die genannte Eisenbahn?erwaltung ersuohte 
daher um Ergänzung der oberlandesgericbtlichen Entscheidung 
durch Zuspruch der Kosten der Gegenäusserung und des 
Bevisionsrecurses. 

Der 0. G. H. wies das Begehren der 8.-Bahn ab. 

Gründe: 

iJie Bestimmungen der §§ 24. 25 und 26 des Gestsizes 
vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, önden auf das in Ge- 
mässheit des Gesetzes vom 18. Februar 1878, Ii. u. Bi. 
Nr. 30, behufs Feststellung der Entschädigung für enteignete 
Grundstücke gepflogene Verfahren keine Anwendung. Dieses 
Terfahren betrifft vielmehr eine Angelegenheit ausser Streit- 
sachen, nnd es kann aus der Bestimmung des § 44 des 
Gesetzes vom 18. Februar 1878, B. G. Bl. Nr. 30, die Be- 
rechtigung der Eisenbahnunternehmung in diesem Verfahren 
den Ersatz der ihr durch ein ungerechtfertigtes Einschreiten 
des Expropnaten erwachsenen Kosten zu begehren, keines- 
wegs abgeleitet werden. 

Nr. 19. 

Ersitzung der Servitut des Fusssteiges Uber ein BahngrundstUck. 

'EnfseheiduD^ des 0. G. H. vom 8. April 1896, Z. 3709; Bestätigung 
der gieiehlaatenden KntseheiduDg des B. Cr. Laaa vom 27. October 1895, 
Z. 12828, nod des 0. L. 0. Prag yom 21. Jantiar 1896, Z. 177/1700.) 

Die Finanzprocuratur Prag klagte namens der Staats- 
verwaltung als Kechtünachfolgerin der Pr.-D.-Bahn die Ehe- 
leute M. in Ch. auf Untersagnng der Benötzung des Fuss- 
steiges über das der i'r.-D.-Bahü gehörige Grundstück Vai- 
eelle 283 in Ob. Die Geidagten. wendeten ein: 

1. Den Mangel der ActiTlegitimation der k» k. Finanz- 
procuratur, weil die Staatsverwaltnng nur Bevollmächtigte 
der Pr.*D.-Bahn im Bahnbetriebe ist und kein Beeht hat, (iber 
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die der Gesellsehaft gehörigen GrandstQcke zu disponiren, 
so dass nur die Pr.-D.-Bahn und keineswegs die Staats- 
verwaltung als Eigenthümeria des Grundstückes anzuseheu 
ist, welches vom Wächter als Feld zur Bewirthschaftung und 
nicht zu Eisenbahuzvvecken benützt wird; 

2. dass sie die Benützung des Fusssteiges ersessen habeu, 
indem seit undenklichen Zeiten und jedenfalls länger als 
30 Jahre die MQhlenbesitzer Nr. 6 in Ob. und seit 1855 
die Geklagten als Ei^enthQmer der MQhle, ihr Gesinde, 
Mallerpersonal nnd die in die Muhle gehenden Leute, und 
zwar auch seit dem Baue der Pr.-D.-Bahn unbestritten den 
Fusssteig beuützt haben; 

3. dass das B. G. Laun incompetent sei, weil der 
strittig-e Fusssteii? infolge der allgenieiüen Benützung einen 
ötfenilicheu Ciiarakter angeuommen hat uud die Entscheidung, 
ob ein Weg als öffentlicher zu betrachten ist, den Ver- 
waltungsbehörden obliegt. 

Das B. G, Laun wies die Klage ab. 

Gründe: 

Die Einwendung des Mangels der Activlegitimation ist 
nicht begründet. Die Finanzprocuratur ist im Hinblicke auf 
den Grundbuchstand berechtigt, die Klage namens der Staats- 
verwaltung einzubringen, weil durch das im Handels- 
niiiiisterium errichtete Protokoll vom 25. Juli be- 
wiesen ist, dass der Staat ab 1. Januar 1892 Eigen ihilmer 
allen unbeweglichen Vermögens der Pr.-D.-Bahu geworden 
ist uud übrigens die Geklagten durcix« den Vergleich Yom 
29. Mftrz 1893 die Bereebtigung des Eisenbahnftrars, ftber 
das Grundstock zu Terf&gen, anerkannt haben. Zu welchem 
Zweeke das in Frage stehende Grundstock benfitzt wird, ist 
im vorliegruden Streite irrelevant. 

Was die Einwendung der Ersitzung betrifft, so i^ es 
der Geklagten gelungen, durch Zeugen die Ersitzung der 
Benutzung des Fusssteiges Ober das GnmdstQck im Sinne 
der §§ 480 und 1470 a. b. G. B. zu erweisen. 

Die von der Finanzprocuratur erhobene Einwendung, 
dass sich die Richtung des Fusssteiges seit der Erwerbung 
des Grundstückes durch die Pr.-D.-Babn geändert habe, ist 
durch Zeugen widerlegt Die weitere Einwendung, dass eine 
solche Serfitut nicht im Grundbuche enthalten ist, ist nicht 
stichhältig, weil sich auf das Grundbuch nur derjenige be« 
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rufen kann, der sich toit der richtigen Sachlage nicht 
überzeugen konnte, was gegebenenfalls nicht zutrifft, denn 
gerade dort, wo der strittige Fusssteig über das Grund- 
stück föhrt, befindet sich das Wächterhaus, bei welciiem 
Alle, die den Fusssteig benützt haben, vorübergehen müssen 
uod, wie die Zeugen bestätigen, auch unbeanständet gegangen 
sind. 

Das 0. L. G. Prag bestätigte das Urtheil dar ersteD 
InstaDK. 

Der 0. G. H. hat der ausserordentlicheo BeWsions- 

beschwerde der Finanzprociiratur keine Folo^e gegeben, weil 
die untergerichtliehen Ürtheile weder eine Nullität noch eine 
offenbare Ungerechtigkeit wahrnehmen lassen, somit die Be- 
dinguntjeu des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. 
Nr. 2593, hier nicht zutrefien, diese Urlheile vielmehr im 
Gesetze und in der Actenlage ihre volle Begründung finden, 
lo der in der Einrede behaupteten Thatsaehe, dasa die 
Geklagten seit dem Jahre 1855, als sie die Mdhle Nr. 6 in 
Ob. erwarben und vor ihnen ihre Yorbesitzer schon seit 
dem vorigen Jahrhundert frei und ungehindert über das 
fragliche Grundstück, als es zur Herrschaft C. gehörte und 
später von der Pr.-D.-Bahn erworben wurde, gegang-en sind, 
um von der Strasse in die Mühle und aus derselben auf die 
Strasse zu gelangen — ist die Besilzausübung im Sinne dt'S 
§ 313 a. b. (t. B. enthalten. Diese Besitzausübuiig durch die 
im § 1470 a. b. G. B. vorgeschriebene Zeit ist durch Zeiigeu 
erwiesen. 

Die NiehtberQcksichtigung dieses ansserbfleherliehen 
Rechtes der Geklagten musste aber Im Grnnde des § 1501 
a. b. G. B. von der Klägerin eingewendet werden, nm bei 

der Urtbeilsfällung berücksichtigt zu werden. Daraas ergiebt 
sich, dass die dieser, erst in der Schlussrede vorgebrachten, 
Einweuduns: in der Gegeuschlussrede entgegengesetzte Aus- 
führung der (ieklagten. dass die Pr.-D.-Bahn bei und nach 
der Erwerbung dos Grundstückes zu jeder Zeit von der 
Existenz der streitigen Dienstbarkeit Kenntniss erlangen 
konnte, als eine unzulässige Neuerung nieht angesehen 
werden kann, znmal sehen in der Duplik aus der Zeugen- 
aussage als erwiesen hervorgehoben worden ist, dass seit 
mehr als 30 Jahren ein ausgetretener ITusssteig über das 
bewusste Grundstück führt und ron den Geklagten frei und 
unbehindert benQtzt worden ist. 

BlMsb^iuiMlitl. Kntochtldg«««!». tw, 5 
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Nr. 20. 

Die seitens einer Bahnverwaltung gegen Widerruf gewährte Mitbenutzung 
eines Industriegeieises giebt keinen rechtlichen Anspruch auf Entschädigung, 
wenn dureh eine, anlieelleh einet Eiienbahnbaues erfolgte Oittlgnung 
an dem Grunde desjenigen, dem eine solche Mitbenützung gestattet 
wurde, diesem die Benützung des Schieppbabngeleises unmöglich ge- 

macht wird. 

SEntaclieiduug des 0. Ö. H. toiü 28- April 1896, Z. 5081; Bestätigung 
er Entscheidaagen des 0. L- 6< Prag vom 2G. November 1895, Z. 23201, 
und des B. 6. Laan vom 26. Jali 1896, Z. 7784, 7795 and 7875.) 

Gelegentlieh des Baues der Loealbahn P. L. mosste eio 
Tbeil des zur PorzellaDfabrik des Bernard B. gehörigen 
Grundes enteignet werden. Bernard B. behauptete, hierdurch 
an der Mitbenützung des zur Zuckerfabrik des M. V. führen- 
den Industriegeieises behindert zu sein. Die Benützung des 
genannten Industrie geleises, weiches au dem enteigneten 
Theile des dem liernard B. gehörigen Grundes vorüberführte, 
war diebem seinerzeit seitens der Staatsbahndirectiou in P. behufs 
Bestellung der für die Porzellanfabrik bestimmten Wagen, 
sowie behufs Abladung, beziehungsweise Verladung von GQtern 
mit dem Vorbehalte bewilligt worden, dass diese Begünstigung 
jederzeit und ohne Kündigung zurücl^gezogen werden könne, 
wenn dies Verkehrs- oder Manipulationsrücksichten erheischen 
sollten. Bernard B. beanspruchte gelegentlich der vor dem 
B. G. Laun erfolfrteu gerichtlichen Feststellung der Ent- 
eignuugsentschädiguDg den Ersatz des entstandenen Schadens. 
Die darüber einveriiommeueo Sachverständiffeu aus dem Eisen- 
bahulache gaben ihr Urtheil dahin ab, dass der Schaden 
wegen Widerruflicbkeit des Zugeständnisses nicht sehfttsbar sei. 

Die Sachverständigen aus dem Thonwaarenfaohe erklftrten 
dagegen, dass die dem Expropriaten dureh Entziehung der 
Schleppbahn erwachsenden Mehrauslagen sieh pro Jahr auf 
845 fl. belaufen. 

Das B. G, Laun entschied, dass die Frage des Ersatzes 
für den Verhist dieser Begünstigung von der Frage der recht- 
lichen Bedeutung dieses Zugeständnisses abhänge. Nachdem 
die Befugniss jederzeit widerruflich sei, sonach bei der Ab- 
schätzung ein Factor mitwirke, der sich jeder Berechnung 
entziehe, der Werth dieser Befugniss daher durch Vergleichung 
mit anderen im Verkehre stehenden Sachen nicht bestimmt 
werden kOnne (§ 303 a. b. G. B.), so sei diese BegQnstigung 
als nicht bewerthbar anzusehen und kann daher auf dieselbe 
keine BQcksicht geuommen werden. 
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Das 0. L. G. Prag gab dem Beeurse des Beruard B. 
keine FoJge« 

GrQnde: 

Die genannte Scbleppbabn steht nicht im Eigentbume des 
Beeurrenten, sondern in jenem des V. Laut Zusohrift der Staats- 
baJindireetion in P. kann die Bewilligung zur Bentttzung der 
SchleppbahD jederzeit und ohne KüodiguDg zurückgezogen 
werden. Der Becurrent hat daher keinen reehtliehen Ansprnch 
auf diese Benfltzung, er kann dieselbe auch nicht klageweise 
durchsetzen, uachdora ein blosses Präcarinm vorliegt. Es fehlt 
daher auch eiü Anhaltspunkt in der liirliiung der Zeitdauer 
dieses Vortheiles. Em derart unsicherer Anspruch kann nicht 
die Grundlage für eine Entscbädiguugsforderuni? abgeben. 
Hierbei kumml uocli m Betracht zu ziehen, dass, iiäck Angabe 
der SaehTerständigen im Eisenbahnfaehe naeh Herstellung der 
Looalbahn, eine ganz gleiche Benützung der Localbahn für 
den Recurrenten teohniseh möglich sein wird, dass daher 
durch die Localbahn selbst eine absolute Unmöglichkeit der 
Benützung einer Bahn zum Auf- und Abladen seitens des 
Becurrenten nicht berbeigefübrt wurde. 

Wenn der Eec'urrent die Zuerkennung eines Rptraixps von 
2000 fl. behufs Herstellung einer eigenen Schleppbahn nach 
Errichtung der Localbahn beansprucht, so ist diese Forderung 
mit KüeksichL aui «las vorerwähnte precäre Benützungsrecht 
an einer fremden Industriai-Schleppbahn in gar keinem Ter- 
hältnisse zn dem geltend gemachten Ans^rmäe. 

Der 0. G. H. best&tigte die nntergerichtlichen Entschei- 
dungen aus deren Gründen und fOgte denselben noch bei, 
dass es wohl richtig sei, dass dann, wenn die Bewilligung 
einer Schleppbahn von der hierzu competenten Dienststelle 
zurückgezogen werde, demjenigen, welchem die Schleppbahn 
bewiUigt worden war, durch diese Zurückziehung ein mate- 
rieller Nachtheil erwachsen könne. 

Der Anspruch des ßernard B. sei aber deshalb unbe- 
gründet, weil nicht B., sondern der Fabrikant V. derjenige 
seil welchem die in Bede stehende Schleppbahn bewilligt 
worden ist, diese Schleppbahn sonach im Sinne des § 4 des 
Gesetzes Tom 18. Februar 1878. E. G. Bl. Nr. 30, dem V. 
gehdrty an weicher dem Bernard B. ein mit (\^u\ Eigentbume 
seiner Thonwaarenfabrik verbundenes dingliches Becht nicht 
zustehe. 

6* 
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Nn 21. 

Dtr Umstand, dass die bei einem Bahnunfalle verletzte Person erst 
aaoh mehreren Monaten um Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtnisse 
Aber Ihren KraRkheiteiiittMid antachl, hindert niehl die Bewilligung 

der Beweitvornaliine. 

(EntaeheidiiDg des 0. 0. H. Tom 80. April 1896, Z. B026; AbSnderung 

der gleichlantenden Entscheidungen des L. G. als FT. G. Lemberg vom 
15. Februar 1896, Z. 8401, und des 0. L. Q.Lemberg ?om 3. März 1886, 

Z. 5109.) 

In der Nacht des 30. September 1895 befand sich 
Nikohius Sz., Aushilfsheizer der Staatsbahnen, in <lpr Station B. 
bei der Maschine eines üüterzuges!. Ein ankommender Schotter- 
zug prallLB an den Gftterzug so heftig an, dass der Kamiii 
von der Maschine des Schotterzuges heraijstuizLe uud vier 
Waggons des Gfiterzuges zertrflmmert wurden. Hierbei erlitt 
Sz. zwei StOsse und eine ioDere Verletzung. Laut ärztlichen 
Zeugnisses sind die inneren körperlichen Gefässe in der 
Gegend des Magens und längs beider Rippeogegenden 
aMcirt. Sz. ersuchte beim L. G. Lemberg um Zulassung des 
Beweises zum ewigen Gedächtnisse durch Sachverständige 
tiber seinen Gesundheitsznstand. Die Pinanzprocuratur wider- 
setzte sich namens des Eisenbahnärars der Zulassung des 
Beweises. 

Das L. G. als H. G. Lemberg und das 0. L. U. Lemberg 
lehnten das Ansuchen ab, weil keine äusseren Verletzungen 
wahrnehmbar seien und weil bis zur Einbringung des Be- 
weisansuchens Tier Monate Terstrichen seien, ohne dass Bitt- 
steller die Sache für dringend angesehen hätte. 

Der 0. G. H. hat dem ausserordentlichen Bevisions- 
recnrse des Sz. Folge gejsreben, die beiden nntergerichtlichen 
Entscheidungen abgeändert und dem Ansuchen des Sz. ge- 
mäss den Beweis zum ewi^^en Gedüchtuisse über den Krank- 
heitszubland des Gesuchstellers zugelassen, welchen das L. G. 
als H. G. Lemberg sofort vorzunehmen hat, weil in diesem 
Falle die Voraussetzung des § 260, lit. a, gal. G. 0. zutrifl't, dass 
der Erankheitszustaud des Bittstellers sich ändern kann, be- 
vor der Bichter von demselben hinlänglich Kenntniss erlangt 
hat, um in dem etwa anzustrengenden Bechtsstreite vorzugehen. 

Nr. 22. 

Der Reitende, welcher einen Qegentfand im Waggon xurlleklMsst, hat, 
falls letzterer beetlmmt lat, Im Freien . an einem allgemein leioht x«' 
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ginglichen Orte deponirt zu werden, dem Bahnbediensteten, welcher 
zufällig den Gegenstand bemerkt, und ihn der Gefahr der Wegnahme 
dureli Mmn Unredllelien entzieht, den gesetxlfehen Finderiohn zu bezahlen. 

(CüUcheidung des Bagateiigerichtes für Handel ssaoheo ia Wien vom 

27. Mai 1896, Z. 81131.) 

Samuel K., Kaufmann in 0., fuhr nin 29. Januar 1896 
von B. nach D. Dort stieg derselbe iu einen nach 0. gehen- 
den Zug und liess iu einem Wagen III. Classe des erst- 
genannten Zuges eiueu Sack mit Silbergeld im Betrage vou 
394 fl. aus Yergesslichkeit zurQck. Letzterer Zug fuhr vod 
D. saeh B., wo er um 8 Ubr 47 Minuten Abends ankam, 
wfthrend der Kläger mit dem anderen Zuge in 0. um 7 ühr 
26 Minuten Abends ankam. Dort versuchte er möglichst 
rasch^ da er den Abgang seines Geldes bemerkte« nach D. 
zurück zu kommen, erfuhr aber, dass dies erst am anderen 
MorfTtni möglieh wäre. Deshalb übergab er einem Condueteur 
eiues gegeu I). fahrenden T.a^tzuges ein Telegramm zur Auf- 
gabe, das auf das Geldsäckeiieu aufinerksam machen sollte. 
Dieses Telegruiiun wurde erst um 10 Ubr Nachts aufgegeben 
und kam um 12 Ubr Nachts iu S. an. Inzwischen wurde 
naeh 8 Uhr 47 Minuten Abends der betreffende Zug in S. 
getbeilt und sollte der Wagen, in welchem sich das Geld 
befand, ausrangirt werden. 

Als der hierbei beschäftigte Tagldbner (nicht definitiv 
Angestellter) Simon P. mit der Laterne durch den Wagen 
ging, bemerkte er das Säckchen und gab es bei dem Stations- 
vorstande ab. 

Die N.-Bahu hielt von dem Fundbetrage zu Gunsten 
des Simon P. den Finderlohn per 39 ti. 40 kr. zoriick. 
K. klagte s-ohin die N.-Bahu vor dem Bagatellgericht Wieu 
auf Ausfolgung des lelsteren Betages. 

Das B igatellgericht wies die Klage ab. 

G runde: 

Da die Entscheidung lediglich von der Frage abhängig 
ist, ob dem Simon P. ein Finderlohn gebahre, so wird vor 
allem zu untersuchen sein, ob in dem vorliegenden Falle — 
und es muss iu solchen Fragen stets die t-uchlage des ein- 
zelnen Falles in Betracht kommen — das Säckcheo mit Geld 
als verloren anzusehen war. Zweifellos steht naeh § 352 
a. b. G. B. fest, dass eine 8acbe aus dem Grunde allein, 
weil der Besitzer sie nieht mehr innehaben kann, nicht als 
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verloren gilt. Erst wenn die Wahrscheinlichkeit, die Sache 
wieder zu erlangen, sehr crering ist, dann rauss sie wohl als 
verloren gelten. Dieser Fall war hier vorhanden. Der Wagen 
sollte in dem leicht zugänglichen Bahnhofe im Freien ver- 
bleiben und wäre dort dem Zutritte und damit auch das 
Geldauckchen dem Zugüiie nicht üur der verschiedenen im 
Bahnhofe beschäftigten Personen, sondern sneh Fremder bis 
za dem Zeitpunkte ausgesetzt gewesen, bis das Telegramm 
um 12 Uhr Kaehts ankam. Nach Angabe der Bahn, die der 
Richter als wahr annahm, sollte ein Absuchen des Waggons 
in S. nicht stattfinden, da vorausgesetzt wurde, dass eine 
solche bereits in D. stattgefunden habe. Es war also auch 
diese Möglichkeit, das Säckchen vor den Fährhchkeiten, denen 
es in dem leicht zugänglichen Wagen ausgesetzt war, zu 
bewahren, ausgeschlossen. Dieser Gefahr, dass das Säckchen 
von einem Unredlichen weggenommen werde, hat es der 
Taglöhner Simon P. entzogen und ist daher als redlicher 
Finder anzusehen,. dem die Entlohnung nach § 891 a.b. G* B. 
zukommt. 

Es muss aber auch betont werden, dass F. nicht etwa 
kraft seines Dienstes verpflichtet gewesen w&re, die Wagen 

abzusuchen oder auch nur zu überwachen und in dieser 
Eigenschaft die gefundenen Gegenstände zur Aufbewahrung 
der Bahn zu übergeben; eine solche Durchsuchung ist je zwei 
Bediensteten, welche gleichzeitig die Wagen absuchen, über- 
tragen; in dem speciellen Falle sollte er bei der Theilung 
des Zuges helfen und war zu dem Ende zufällig durch den 
betreffenden 'Wagen gegangen, als er das Säckchen bemerkte. 
Der Fall also, dass jemand kraft seines Amtes oder der 
speoiellen Beauftragung einen im Wagen zurOckgelassenen 
Gegenstand dem Zugriffe Unberechtigter entzog, liegt hier 
nicht vor, sondern r. ist, wie bereits erwähnt wurde, als 
Finder anzusehen. 

Deshalb war das Klaü-ebegebren abzuweisen und war 
j^eaiäss § 74 B. V. der Ivlaü:er in den Ersatz der Gerichta- 
kosten an den Geklagten zu verhalten. , 

Nr. 23. 

Der Curator, weicher bei Ermittlung der in dat Eitonluihiigruniilftueh 
gehörigen Grundstücke für die unbekannten Interessenten von gerichtt- 
wegen bestellt wird, kann seine Entlohnung nur von der von ihm ver- 
tretenen Partei und nicht von der Eitenbennunternehmung fordern, flr 
welche die Ermittlung der Eitenbehngmndittlcke erfolgt. 
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(KntsoheiduDg des 0. G. H. vom 28. Mai 1896, Z. 6164; Bestätigung 
d«r Enttehtidmig de» 0. L. 0. Prag ▼om 17. Min 1898, Z. 9^; 
theilwda« Abftndiniiig des ürtheiles de8 8tädt.-ddeg. B. 6. T«bor vom 
V 2i, JaouBi 1896, Z. 1117.) 

Dr. C, Advocat in T., wurde vom städt.- ^ log. B. G. 
Tabor anlftsslich der eingeleiteten Erhebungea zar Ermittlung 
der in dem Gericbtssprengel Tabor gelegenen Eisenbahn- 
grundstOcke einer Theilstreckf^ der böhmisch-rafthrischen Trans- 
versalbahn zum Curator dorjt iiiirHn iinbekanntpii Interessenten 
aulgesiellt, welche gemäss § 20 des Gesetzes vom 19. Mai 
1874, R. G Bl. Nr. 70, zur Erkliirung über die lastenfreie 
Uebertraguug der einzelnen Grundstücke in die Eiseubahn- 
einl&ge aufzufordern waren. 

Gegen das vom Advocaten G. an das stftdt.-deleg. B. G. 
Tabor gerichtete Ersuchen um Adjustirung der aus diesem 
Anlasse gelegten Beehnung im Betrage von 23 fl. 27 kr. gegen 
das Eisenbabnärar^ machte dieses gelteod, dass die Kechnung 
dem Genannten mit dem Bedeuten rüekzastellen wäre, dass, 
mit Ausnahme des Falles der gemeinscbaftlichen Vertretung 
derPrioritatsobligationenbesitzer, keine gesetzliche Bestimmung 
bestehe, nach welcher der Curator unbekuünter Interessenten 
irgendwelche Ansprüche auf Ersatz der Curatelskosten gegen 
jene Seite erheben könnte, welche zur Ernennung des 
Oarators Anläse gab. 

Das städt-deleg. B. G. Tabor entschied, dass die in Bede 
stehende Beehnung gegen das Eisenbahnärar im Sinne des 
Gesetzes ?om 19. Mai 1874, E. G. ßl. Nr. 70, adjastirt werde 
und hiervon sowohl der Gesuchssteller wie auch das Eisen* 
baboärar zu verständigen seien. 

Grfinde: 

Dem Einwände des Eisenbahnärars kann keine Folge 
gegeben werden, weil die Verhandlung, betreifend Ermittlung 
der Eisenbahngrundstücke, über Antrag und im Interesse des 
Unternehmers, d. i. des Eiseubahnärars stattfand, die Inter- 
rention des Ourators und dessen Thätigkeit einen Theil der 
Verhandlung gebildet hat und gemftss § 18 des citirten Ge- 
setzes der Unternehmung die Trauung sftmmtlicher Unkosten, 
die aus der Verhandlung entspringen und somit auch der 
Curatelskosten, obliegt. 

Ueber den vom Eisenbahnärar überreichten Rpcur^ ent- 
schied das 0. L. ü. Prag, dass aus dem angefocbteneu Be- 
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scheide die Worte: „gegen das Eiseubahnärar im Sinne des 
§ 18 des Gesetzes vom 19. Mai 1874, K. G. ßi. Nr. 70" aus- 
zuscheiden seien, im üebrigen aber, insofern mit dem ange- 
fochtenen Bescheide die Adjustirung der liquidirten Kosten 
erfolgte, der Becurs abzuweisen sei. 

Gründe: 

Die Frage, ob die Verständigung des Oarators von den 
gerichtlichen Erledigungen, ob ferner die Intervention des- 
selben bei den am 7. und 17. Mai und 13. December 1895 
abgehaltenen Tagfahrten nur im Interesse der Ouranden oder • 
Im Interesse der Eisenbahnunternehmung, oder im Inter- 
esse beider erfolert. ist dermalen noch nicht spruchreif, da 
das vorliegende Actenniaienal zur Lösung dieser Frage keine 
hinreichende Grundlage bietet und darüber keinen Aufschluss 
giebt. Ks kann auch nicht beurtheilt werden, von wem die 
liquidirten Guratelskosten, ob Ton der Eisenbahnunternebminig 
oder Ton den Ouranden zu tragen sind, somit muss es dem 
Ourator fiberlassen werden, seinen Anspruch fQr den Fall, als 
er glaubt, dass ihm das Recht erwachsen sei, die Zahlung 
der Curatelskosten von dem Eisen bahn ärar begehren zu können, 
im ordentlichen Kechtswege zur Geltung zu bringen. 

Aus diesem Grunde inussten daher ans dem angefochtenen 
Bescheide die Worte, mit welchen die Adju!?iirung der liqui- 
dirten Curatelskosten ge^en das Eisenbahuärar zum Aus- 
drucke gebracht werden; ausgeschieden und es musste in 
dieser Hinsicht der angefochtene Bescheid, zumal im ror- 
liegenden Falle der § 18 des Gesetzes vom 19. Mai 1874, 
R. G. BI. Nr. 70, nieht angewendet werden kann, weil die 
in Bede stehenden Kosten nicht zu den in dieser Gesetzes- 
stelle ausschliesslich erwähnten Kosten der Amtshandlungen 
der Gerichte und der Verwaltungsbehörden gehören, welche 
allein die. Eisenbahnunternehmung schon nach dem Gesetze 
zu trauen hat, und es keine gesetzliehe Bestimmung giebt, 
dergpii];iss die liquidirten Kosten gegen die Eisenbahnunter- 
nehiiiüug in dem dermaligen Stadium der Sache adjustirt 
werden könnten, abgeändert werden. 

ünbegrflndet ist jedoeh der Beeurs insofern; als die 
g&nzliehe Aufhebung des angefochtenen Bescheides begehrt 
wird. Aus den Gerichtsacten ist uümlieh ersichtlich, und wird 
von dem Recurrenten übrigens auch selbst zugestanden, dass 
Dr. 0. vom städi.-deleg. B. G. Tabor aniftsslich der Vorhand- 
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luDg zur Ermiiiliiug der in das Eisenbahnbuch gehörigeu 
Grundstücke zum Curator der unbekannten Interessenten be- 
stellt wurde, weshalb dem Dr. C. ein Anspruch aui Eisaii 
der mit der Ffibruog der Guratel verbuo denen Kosten nur 
gegen jene Partei zusteht, zu deren Gunsten die Guratel ge- 
führt wurde. 

Der von Dr. C. gegen die Entscheidung des 0. h. G. 
Prag eingebrachte ordentliche Berisionsreeurs wurde vom 
0. G. H. verworfen. 

Gründe: 

Dr. C. wurde einerseits in einer Aogelegeuheit des Ver- 
fahrens ausser Streitsachen zum Curator gewisser Theil- 
nehmer bestellt, andererseits legt weder das hierher zu be- 
ziehende Grundbueh^fesetz noch das Gesetz Aber die An- 
legung Ton EiseDbahnbQchern vom 19. Mai 1874, B. G* 61. 
Nr. 70, der Partei, welche das Verfahren zur Ermittlung der 
fitsenbahngrundstiicke anstrebt, die Verpflichtung auf, den 
kraft des Gesetzes bestellten Curator bestimmter Theilnehmer 
zu entlohnen. 

Vielmehr ist der all^emeiiie (inindsntz des § 18 der 
Advocatenordnung zu be/ipLen, kraft dessen eiu zum Curator 
eines Dritten bestellter xldvocat seine Entlohnung nur von 
der von ihm vertretenen Partei zu fordern berechtigt ist, und 
kann sonach dem Betrisionsreenrse keine Folge gegeben 
werden. 

Nr. 34. 

Aenderungen an Eitenbahnobjecten, welche lediglich infolge von Regu- 
tlrtingibiHten behufs Zusammenfattung und concentrirter Abfuhr der 
Wüster einet Fiust* oder Bachgebietes erforderlich werden, fallen nieht 
der Eitenbahnunternehmung zur Last 

(EntBohtidang des Y. 0. H. vom 28. Mai 1896, Z, 2453 ) 

Das k. k. Haudelsmiuislerium iiai mic Eutscheiduug vom 
26. Oetober 1894, Z. 53841, entsebieden» dass die N.-Bahn 
nicht Ferpflichtet sei, den durch Aenderung der Wasserabflüsse 
verhttltnisse nothwendig gewordenen Umbau der BrQoke Aber 
den Zaya-Oiessbach auf eigene Kosten darcbzufübren. 

Die gegen diese Entscheidung vom Zaya-Concurrenz- 
ausschusse vor dem V. G. H. geführte Beschwerde wurde 
als unbegründet abgewiesen. 
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Gründe: 

Im Hinblicke auf das in der Sache ergangene hier- 
gerichtliche Erkenntniss rem 20. September 1894. Z. 3460,-^) 
war heute lediglich die Frage zu nntei -uclK^n, ob durch das 
Begehungsprotoküii vom 25. Mai 1838 gegenüber der N.-Bahn- 
gesellschaft ein Specialtitel begründet wurde, kraft dessen 
die genannte Gesellscbafl verpäichtet worden ist, jede Aende- 
runff an der Eiseobahnbraeke Ober den Zaja-Giessbaeb aaeh 
kfiDnighin auf eigene Kosten berznatellen. 

Die angefoehtene Entscheidung Terneint diese Frage, 
weil die Bestimmungen des Begehungsprotokolles nur even- 
tuelle natürliche, beziehungsweise durch den Bau und Bestand 
der Bahn herbeippffihrte Aenderungen der Wasserabflussverhält- 
nisse, nicht aber solche Veränderungen im Auo^e haben 
können, welche auf eine willkürliche, d. i. von dritter Seite 
geplante, wenn auch den dermaliffen Bedürfnissen ent- 
sprechende BachreguliruDg zui uckiuiuhiea sind. 

Der 7. G. H. mnsste diese Entscheidung als zutreffend 
erkennen. Denn in dem eitirten Begehungsprotokolle beben 
die Herrscbaft und die Uutertbanen in Betreff der im Pro- 
tokolle angefttfarten, vom Staatsingenieur zur unschädlieben 
Abführung der Hochwässer für nötbig erkannten Oeffnungen 
allerdings die ausdrückliehe Bedingung gesetzt, dass die 
Eisenbahngesellschaft in der Zukunft verpflichtet bleibe, jede 
Abänderung und Vermehrung, welche sich in der Zuicunft 
bei diesen Objecten zum unschädlichen Abflüsse dieser Ge- 
wäbier zeigen sollte, auf ihre eigenen Kosten heizubtellen 
und zu erhalten, und es hat auch die Eisenbahngesellscbaft 
diese Bedingung angenommen. 

Kaoh dem Wortlaute dieser Vereinbaruogen kann aber 
allerdings die Verpfliehtung der Babngesellsehafl; nur auf 
solcbe Aenderungen oder Vermehrungen der erwähnten 
Objecte bezogen werden, welche dadurch als nothwendig 
erscheinen, dass die errichteten Objecte für die unschädliche 
Abführung der Wä'^ser nach ibreti bestrindpnen natürlichen 
Abflussverhältnis^eij sich als unjrHiiugfjiiü erweisen «ollten. 

Nun wurde durch das Comini.ssionsprotokoll vom 16. März 
1893 constatirt, dass die von dem Zaya-Concurrenzaubschusse 
unternommeoe Begulirung des Zaya^Flussgebietes eine wesent- 
liche Aenderung der bestandenen DatQrliehen Abflussverb&lt- 

*) Vgl. Bd. Vlll. dieser Sammlung, Nr. 31, S. 100. 
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Disse in sich schliesst, lodern die Abf&hruug der Hoehw&sser 
in Hinkunft nicht mehr dareh die im Jahre 1838 gesehaffenen 
acht Objeete, sondern in der Weise erfolgen soll, dass die 
Hoc h Wässer ans dem Zaya-Flnssgebiete coocentrirt durch den 

Durchiass der in Frage stehenden Eisenbahnbrücke abzu- 
führen sein werdeo, und dass das ßeguiirungsproject ins- 
besondere auch eine wesentliche Äbänderuncf der dermaligen 
Abflussverhältnisse dadurch herbeiführt, dass der bisher 
in den Zaya-Mühlbach eingeleitete und durch den Eisenbahn- 
durchlass bei Kilometer 60*3/4 weitergeführte Eichhornbach 
nun ebenfalls in das Hauptbett einbezogen wird. 

Aus diesem Gatachten folgt nun klar, dass die £r- 
vreiteruDg der in Frage stehenden Eisenbahnbrücke keines- 
wegs dadurch als nothwendig sich herausgestellt hat, weil 
die nach dem Begehungsprotokolle vom Jahre 1838 ge- 
schaffenen Objecte zur Abfuhr der Hochwässer sich als un- 
genügend erwiesen haben, sondern dass die geplante Aende- 
ruug der Eisenbahnbrücke darum erforderlich erschien, weil 
die Zusammenfassung und concentrirte AbfHhr der Wässer 
des Zaju-iiussgebietes Ziel und Zweck der ßeguliruug ge- 
wesen wan 

Der y* G. fl. musste daher die angefochtene Entschei- 
dung als in dem Wortlaute des Ooneurrenzprotokolles vom 
Jahre 1838 begrfindet anerkennen und darum die Beschwerde 
als unbegründet abweisen. 

Nr. 25. 

Bei Beurtheilung der Frage, ob eine Eisenbahnunternehmung auf Grund 
der Bestimmung des § iü, lit. 6, Abt. 2 der Verordnung vom 14. Sep- 
tember 1854, R. Q. Bt. Nr. 238, zu Vorkehrungen gegen später ein- 
getretene Nachtheile verpf ichtet werden kann, komnnt es nicht auf ein 
Verschulden der Eisenbahnunternehmung, sondern nur auf den ursäch- 
Hetien ZuMmmmhang zwitohw dem Bahnbaue und den eonstatirlaii 
UebelstSndan an. Aus der Varpflichtung der Eisenbahnunternehmung zur 
Heratollung von Vorlcehrungen folgt die weitere Verpflichtung, dm 
hierzu erforderlichen Kostenaufwand zu bestreiten. 

(Entscheidung des V. G. H. vom 29. Mai 1896, Z. B227.) 

Die N.-Bahn erachtete sich durch die Verfügung des 
k. k. llaudelsministeriums vom 23. iSciitHmber 1895, Z. 44B64, 
in welcher ausge.sprocheu wurde, dasts seiieii.s der Verwaltuug 
der N. Bahii bphiifs Beseitigung der mit dem Bestände von 
Materialgräbeü iiii Gebiete der Gemeinde P. verbuüdeueu 
sanitftts widrigen Uebelstftiide entsprechende Vorkehraogen 
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ZU treflfen sein werden, in zweifacher BiehtuDg für beschwert, 
ond zwar: 

1. Weil diese Verfügung Oberhaupt an die Bahn- 
Terwaltttng und nicht vielmehr an die Gemeinde P. erlassen 
warde; 

2. weil diese Verfiisrnno: — wenigbtens stillschweigend 
— vou der N.-iiaiiu verlange, dass sie die ihr aufgetragenen 
Vorkehrungen auf ihre Kosten durchführe. 

Die Beschwerde wurde als uubegrüüdet abgewiesen. 

Gründe: 

Ad 1. Der Beehtstitel der aogefoehtenen Verfügung 
liegt in der Bestimmung des § 10, lit b der die Krtheilung 
TOD Eisenbabnconcessionen regelnden, mit Bflcksieht auf die 
Ooncessionsurkunde auch auf die N.-Bahn an\vpndbaren Ver- 
ordnung vom 14. September 1854. R. G. ßl. Nr. 238, wo- 
selbst gesagt wird das'; die Eiseubahminternehmuntren solche 
Vorkehrungen zu trelieu haben, dass die angrenzenden Grund- 
ßtücke, Gebäude u. s. w. durch die Bahn weder während des 
Baues derselben, noch iu der Folge Schaden leiden. 

Die thats&ebllchen Voraussetzungen der Anwendung 
dieser Gesetzesstelle sind durch die Erhebungen in zweifelloser 
Weise festgestellt worden. Denn dieselben haben ergeben, dass 
der hier in Frage kommende, durch den Bau der Bahn selbst 
gebildete Materialgraben im Laufe der Zeit in einen Sumpt 
verwandelt worden ist, welcher durch die damit verbundene 
Verpestung der ganzen Umgebung und durch die drohende 
Verseuchung der Nutzwässer sanitäre Uebelsläude utid Ge- 
fahren von weittragender Bedeutung herbeizuführen geeignet ist. 

Damit sind alle Momente gegeben, durch dereu Vor- 
handensein die Anwendung der angeführten Gesetzesstelle be- 
dingt ist. Ein Verschulden der Bafanunternebmung oder der 
Bahnverwaltung gehört zu diesen Momenten nicht. Das Ge- 
setz erwähnt von diesem Erfordernisse nichts, und es kommt 
dasselbe hier überhaupt gar nicht in Frage, da es sich nicht 
um privatrechllicbe, sondern um öß'entlich rechtliche, der 
Unternehmung mit Rücksicht auf die ihr ertheilte Concession 
auferlegte Verpflichtungeu gegenüber der 8taats?erwaltuDg 
handelt. 

Die Frage, ob irgend ein Verschulden der Bahnverwal- 
tung anzuuehmeu sei, kommt iu Fällen jeuer Kategorie, wie 
der vorliegenden, umsomebr ausser Betracht, als es sich nicht 
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um die Haftung für einen bereits zugefügten erweislichen und 
nach Vermögensweriheu abscbatzbaren Sehadeu, sondern um 
die HintaniialtüDg zukünftiger Schädigungen oder Benach- 
theiligungen handelt. 

Im eonereten Falle endlieh muss die FeststeUufig eines 
arsftcbliohen Zusammenhanges zwischen dem Bahnbaae, be- 
ziehungsweise den durch denselben bewirkten Yerändernngen 
und den constatirten sanitären Gefahren und Uebelständen 
auch aus dem weiteren Grunde genügen, weil die Bahnunter- 
nehmung vertragsmässig und unbedingt vorbehaltlos die Ver- 
pflicbtn!)2: auf sich genommen hat, die hier in Betracht 
kommenden Vorkehrungen, bobald das BedUrfniss dazu sich 
ergeben werde, zu treffen. 

Im ßegehungsprotokolle über die betreffende Eiseubahn- 
strecke vom 22. April 1841 ist nämlich eine Erklärung des 
Generalinspeetors im Namen der Eisenbabngesellschaft ent- 
halten ^ dass sich zn allen wie immer gearteten und später 
als nothwendig anerkannten Herstellungen und Durchlässen 
oder Abzügen .... herbeigelassen .... und dafür gesorgt 
werden wird, dass den diesfalls später vielleicht vorkommenden 
Uebeiständen mit möglichster Beschleunigung abgeholfen 
werde. 

In dem speciell die Strecke in der Gemeinde P. betref- 
fenden Protokolle vom 11. Mai 1841 wird auf diese Ver- 
pflichtUDgserkluruijg ausdrücklich und mit dem Bemerken, 
dass dieselbe auch hier gelte, hingewiesen. 

In der hierüber ergangenen Erledigung des Landes- 
Guberniums rem 25. Juni 1841, Z. 25871, mit welcher das 
Bauproject genehmigt wurde, wird der Beisatz gemacht, dass 
nach der von den Bevollmächtigten der Bahndirection über- 
nommenen Verpflichtung die vielleicht weiter noch noth- 
wendig werdenden WasserdurchlHsse zum Ablaufe des Regen- 
und Inundationswassers, sowie die allenfalls noch im Ver- 
folge aus öffentlichen polizeilichen Rücksichten sich als noth- 
wendig darstellenden Vorkehrungen auf jedesmalige An- 
forderung von der Eisenbahnuntern ehmnng zu bewerk- 
stelligen sind. 

In einem weiteren Protokolle vom 6. August 1844, bei 
dessen Aufnahme auch die Vertreter der Gemeinde P. be- 
theiligt waren, hat der Vertreter der Bahn nenerdinsrs die 
Zusicherung gemacht, dass in dem Falle, als etwa bei der 
wirklichen Ausführung des Bahnbaues weitere Vorkehrungen 
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bezü^^lich des Wasserabtiusses. dpr TerbinduDgswege oder in 
sonstiger polizeilicher Hinsicht als uothwendig hervortreten 
sollten, solche ohne Verzug, d. h. also ohne diesbezügliche 
Aufforderung seitens der Behörde abzuwarten, m entsprechen- 
der Art werden bewirkt werden. 

Diesen VeipfliclitungfierklSrungeD gegenQber kann sich 
die Beschwerdembrerin auch nicht mit Erfolg auf den Um- 
stand berufen, dass durcb Vernachlässigung des Ober 
den fürstlich H.'schen Grund führenden Abzugsgrabens 
die Versumpfung des Materialgral)ens fortgeschritten, und die 
trüber durch den erwähnten Abzuggrabeu bewerkstelligte 
Eeiuigun^ desselben unmöglich geworden sei. 

Denn nach dem unzweideutigen Wortlaute der obigen 
Erklärungen hatte die lidliüüuternehmung, beziehungsweise 
Bahaverwaltung schon ursprQnglich, d. h. schon zur Zeit, 
als durch den Bahnbau der in Bede stehende Materialgraben 
entstanden war, die Verpflichtung, die Versumpfung desselben 
durch entsprechende Vorkehrungen hintanzuhalten, wonach 
die oflfenbar erst später eingetretene Verschlaramuni: des 
fürstlich H.'schen Grabens auf den Zustand des Material- 
grabens gar nie einen EinÜuss zu nehmen geeignet ge- 
wesen wäre. 

Ad 2. Aus der eben erörterten Verptlichtung der 
Beschwerdeführerin, die in Kede stehenden Vorkehrungen zu 
treffen, ergiebt sich selbstverständlich auch die Verpflichtung 
zur Tragung der damit rerbundenen Kosten. 

Die Beschwerde will in dieser Bichtung zwar geltend 
machen, dass es sich vorliegend um eine sanitäts-polizeiliche 
Maassregel handle, dass daher nach den Bestimmungen der 
Gemeindeordnung die Gemeinde P. den betreffenden Kosten- 
aufwand zu bestreiten hätte. 

Allein es liaudelt sich gegen würtijr nicht um eine 
sanitätspolizeiliclie Maassregel. Der in Handhabung dieser 
Function an die ])ahn Verwaltung ergangene und in Betreff 
des jetzt noch allein einen Gegenstand der behördlichen Ver- 
fügung bildenden Materialgrabens gftnzlich nnansgeführt ge- 
bliebene Auftrag des Gemeindevorstandes von P. kommt bei 
dem jetzigen Stande der Sache gar nicht mehr in Betracht 
Es handelt sich vielmehr gegenwärtig um eine von der Staats- 
verwaltung in Ausübung der ihr durch das Eisenbahncon- 
cessionso:esetz eingerftumten Rechte an die Bahn Verwaltung 
gerichtete Aufforderung zu Maassregein, welche innerhalb 
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des durch das bezeichnete Gesetz vorgezeiolineten Kreises 
Fon Verpflichtungen der Bahn seleo^en sind. 

Mit Rücksicht auf diesen specieiien, aus dem ßechts- 
veriiähnisse der Bahn gegenüber der Staatsverwaltung ent- 
springenden ßechtstitel kann die Frage, ob aui" Uiund der 
dl^emeinen Gesetze uod auf GruDd des Yerhftltnisses 
zwiseben dem Staate uod den Gesetzesanterthaneii tlberhaupt 
die ADforderuug an die Beschwerdeführerin gestellt werden 
könne, die fraglichen Yorkehrnngen auf ihre Kosten Torza- 
nehmeu; gar nicht aufgeworfen werden. 

Es war demnach die Beschwerde als unbegründet ab«« 
zuweisen. 

Nr. 26. 

Haftung der Eisenbahnuntornehmungen für das Verschulden ihrer Organe 

81 1294 a. b. Q. B., 9 19 der kala. Verordnung vom 19. Novombor I8SI, 
Gl Bl. Nr. t ex 1852). welche durch unzweckmässiges Vorgehen olno 
Qasexplotion in den Bahnräumen veranlatst haben. 

(Entscheidung des 0. G. H. vom 3. Juni 1896, Z. 6284; Bestätigung der 
Kutscheidung des 0. L. G. Wien vom 4. Marz 1896, Z. 549, und des 
H. G. Wien vom 25. Ootober 1895, Z. 160205.) 

Am 4. October 1888 fand in der Gepäckskammer der 
Station K. der N.-ßahn eine Gasexplosion statt, welche da- 
durch veranlasst wurde, dass daselbst, infolge Herabfallens 
des Gaspendent, Gas ausströmte und der Lampist W., nach- 
dem er die offene MQndung der Gasleitung verstopft und 
das herabgefallene Gaspendent wieder eingeschraubt hatte, 
ein angezQndetes Zündhölzchen zu der Verbindungsstelle 
hielt; um zu versuchen, ob die eingeschraubte Stelle dicht 
sei. Die Explosion war so heftig, dass die Thürrahmen des 
Magazins herausgeworfen wurden, Stücke von Mauern herunter-^ 
fielen und einige grosse Seheiben des Perronplafonds zer- 
schlagen, das Glas nach allefi Richtungen geschleudert wurde, 
und in dem dem Magazine gegenliber iiegeuden Hause die 
Fensterscheiben zersprangen. 

Bei dieser Explosion erlitt der Finanz wachuufseher F., 
welcher in der Gepäckskammer sieh befand, körperliche Ver- 
letzungen, als deren Folgeflbel ein Ohrenleiden znrflckblieb. 

P. klagte die N.-Bahn auf Zahlung von Heiluogskosten 
per 2 fl. und eines Schmerzengeldes von 3000 ä. 

Das H. G. Wien verurtheilte die geklagte Eisenbahn, 
dem Kläger ein Schmerzeusgeld von 3000 Ü,, ferner eine 
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Post der Heilungskosteo per 2 fl., unter Voraussetzung der 
Ablpj^^inf]: des ErfQllungscides, und die übrigen Heilungskosten 
unter Voraussetzung der Ablegang der sententioDirten Haupt- 
eide zu bezahlen. 

Gründe : 

Es ist dureh das Gataehten der Saehverstäiidigen oon> 
statirt, dass Elftger an beiderseitiger chronischer Otitis media 
leidet, und dass diese infolge der am 4. October 1888 vom 

Kläger erlittenen, durch Zeugen bestätigten Bescbädiguog 
entstehen konnte und dass der bei der Explosion vom ' 
4. October 1888 stattgefundene Druck zur Erzeugung des 
jetzt noch bestehenden Ohrenleidens des Kläoers geeignet 
und hinreichend war, es ist ferner durch Zeugenaussagen 
erhärtet, d ass Kläger bis zum 4. October 1888 infinner ohne 
Unterbrechung den Dienst als Finauzwachaufseher ver- 
richtete, und Tor diesem Tage sich nie krank gemeldet hatte, 
60 dass es ausser Zweifel gestellt ist, dass der Eifiger dareh 
die £zplo8ion köi-perliche YerletzuDgen erlitti deren Folgen 
noch fort bestehen. 

Das Verschulden an dieser Explosion muss der Geklagten 
imputirt werden, weil sie zur Beseitigung der Gasausströmung 
im Gepücksmagazin den Lampisten W., eine zur Gasmanipu- 
lation ganz untüchtige Persönlichkeit, bestellte ('§ 1315 a. b. G. ß.) 
und weil sie den Lampenputzer W. im Gepücksmagazin allein 
und ohne Beaufsichtigung seitens eines Bahnorganes mit dem 
Gasrohre manipuliren Hess. 

Es erscheint daher die geklagte Eisenbahn ersatspflichtig 
und gebührt dem Elfiger gemäss § 1325 a. b. 6. B. der Ersatz 
der Heilungskosten und ein angemessenes Schmerzensgeld. 

Mit Rücksicht auf den Grad der Schmerzen, die Kläger 
zu erdulden hatte und die längere Dauer seiner Krankheit, 
welche der Unfall vom 4. Oktober 1888 im Gefolge hatte, 
wurde dem Kläger ein Öchmerzensgeld Fon 3000 Ü. unbe- 
dingt zuerkannt. 

Nachdem die einzelneu vom Kläger angesprochenen 
Heilungskosten von geklagter Seite bestritten worden sind 
und nur bezüglich der ersten Post per 2 fl. eine erste halbe 
Probe durch die Aussage eines Zeugen Torliegt, musste die 
Entscheidung über diese Post von der Ablegnng des senten- 
tionirten Erfüllangseides, die Entscheidung über die übrigen 
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Posten aber^ von den senteiitioDirteii Haupteiden abhängig 
gemacht werden. 

Das 0. L. G. Wien bestätigte das Urtheil der ersten 
Instanz. 

tirunde; 

Die Frage, ob der geklagten Gesellechaft hinsiehütek der 
erfolgten Explosion ein YersoholdeD im Sinne des § 1294 
a. b. G. B. beizumessen ist, miiss bejaht werden. Gemäss 
§ 19 der kaiserl. Yerordming vom 16. November 1851, 
B. G. BI. Nr. 1 ex 1852, haften die Eisenbabnunternehmungen 
für die durch eigenes oder durch Verschulden ihrer Beamten 
und Diener an Personen und Sachen zugefngten Beschädi- 
gungen: 1. Im Sinne der eingegangenen Verbindlichkeit und 
nach den über diese Haltung bestehenden besonderen gesetz- 
liehen Anordnungen; und 2. in Ermanglnng solcher, nseh 
den Besttmmnngen des allgemeinen bfirgerlienen Gesetzbuehes 
ttber Schadenersatz. Im gegebenen Falle liegt aber ein 
eclatantes Verschulden der Organe der Gel^lagten vor, weil 
dieselben die im Falle ^on Gasausströmungen bestehenden 
Vorschriften der Handelsministerialverordnung vom 9. Mai 
1875, R, 0. Bl. Nr. 76 (§§ 5, 16 und 27). sowie eines Circulars 
der geklagten Gesellschaft, nach welch letzterem Circulare 
bei Gasansströmungen der Bahnverwaltungsbeamte sogleich in 
Kenutniss zu setzen ist, und derselbe, unter eventueller 
Zuziehung des Stations-, Heizhans- oder Werkstättenvorstandes 
unter Anwendung aller VorsichtBinaassregeln den Fehler 
durch eigene fachkundige Organe oder dureh Organe der 
•Gasanstalt unter persönlicher Intervention auffinden und be* 
seitigen zu lassen hat, nicht beachtet, sondern denselben zu- 
wider gehandelt haben. Es ist erwiesen, dass das Orfran. 
welches- am fraglichen Tage als diensthabender Yerkehrsbeamter 
fungirte, nachdem ihm gemeldet worden war, dass in der 
(iepäckskammer der Gaspendent herabgefallen sei, und dass aus 
tier Gasröhre üas ausströme, sich damit begnügte, den Lata- 
pisten X. zu beauftragen, die offene Mündung des Gasrohres 
zu verstopfen, und dass er es zudem unterliess, bei dieser 
-dem X. aufgetragenen Arbeit persönlich zu intervenhnen; dass 
ferner X. in alleiniger Gegenwart des Dieners, welcher ihm 
hierbei die Leiter hielt, den ihm ertheilten Auftrag in der 
Weise ausführte, dass er zuerst die Gasröhre mit Werg umgab, 
-dann den Leuchter (das Gaspendent) anlegte und zuschraubtCi 

»MBbataMaMl. XutMlMMmffM. t8M. 6 
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und sehliesslioh ein ZOndbölzcheD anzOndete uod zur Gas- 
röhre hinhielt, um sich zu Qberzeugeo, ob Doch Gas entkörne, 
and dasa hierdarch die Gasexplosion bewirkt wurde. Dass 
X. keineswegs als ein fachkundiges Organ der geklagten Ge- 

Seilschaft im Sinne des Circulars angesehen werden kann, er- 
giebt sich ans den Aussagen zahlreicher Zeugen, welche den- 
selben als einen gewöhnlichen Lampen { utzer bezeichnen und 
anstehen, dass dessen BeschHUigung haupisacblich iu dem 
Keiuigeii und Auzüuden der Lampen bestand. Es liegt daher 
allerdings eine culpa in eligendo (§ 1315 a. b. G. ß.) vor. 
Wollte man aber selbst, wie dies seitens der Sachverständigen 
gesehehen ist, annehmen, dass der Lampist als eine zur Tor» 
nähme der proTisorisehen Vorkehrung des Yerstopfens des 
fraglichen Gasrohres geeignete Persönlichkeit angesehen werden 
konnte, so liegt auch bei dieser Annahme ein Verschulden 
des verkehrsleitenden Beamten in der Richtung: vor, dass 
derselbe, eDttreiren der bezogenen Torschrift, es miterliess, 
(leii Lampisten bei dem ihm aufgetragenen. Geschäfte persönlich 
zu überwachen: und ist weiters ein grobes Verschulden des 
Lampisten dariu gelegen, dass er ungeachtet der bestehenden 
Gasausströmung ein ZflndhGlzehen anbrannte und dadurch die 
E:q»lo8ion herbeif&hrte. Letztere Handlungsweise, welehe 
keineswegs, wie es von geklagter Seite geschieht, als eine 
muthwiUige bezeichnet werden kann, beweist übrigens am 
klarsten, dass X., welchem offenbar jede Fachkenntniss 
mangelte, zur Verrichtung des fraglichen Geschäftes ganz 
untauglich war. und wie notli wendig eine persönliche Inter- 
vention des diensthabendcu Beamten gewesen wäre. Es liegt 
daher ausser der culpa iu eligendo auch ein Verschulden des 
diensthabenden Verkehrsbeamten, sowie des X. im Sinne des 
§ 1294 a. b. G. B. vor; für welches Verschulden ibrer 
Organe die geklagte Gesellschaft gemäss § 19 der eingangs 
bezogenen kalserl. Verordnung haftet. 

Der 0. G. H. hat mit Entscheidung vom 3. Juni 1896, 
Z. 6284, die ausserordentliche Bevisionsbesehwerde der Ge- 
klagten wegen Abganges der Voraussetzungen des Ilofdecretes 
vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, zurückgewie.«en, 
zumal wenn erwogen wird, dass im § 19 der kaiserl. Ver- 
ordnung vom 16. November 1851, R. G. Bl. Nr. 1 ei 185^2 
das Verschulden der Beamten und Diener einer Eisenbahu- 
betriebsunternehmung dem eigenen Verschulden dieser Uoter- 
jiebmung gleicbgestält wird, dass durch die erwfthnte Ter* 
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ordouDg die Haliung der EibeubaiiubeUiebsuuierueiimuDgea lur 
die durch Verschulden ihrer Beamten und Diener an Personen 
und iSaclieo zugefügten Bescliadiguügeu grundadulicii züüi Aus- 
drucke gelangt iet, and dtsB die in der bezogenen Toreebrift 
erfdgte fiezngnabme anf die Bestimmungen des allgemeinen 
bQrgerlieben Gesetabnebes Qber den Schadenersatz nur die 
Bedeutung hat, dass die Art des Versehnldens und des 
Schadenersatzes in Ermanglung besonderer gesetzlicher An- 
ordnungen nach den Bestimmungen des XXX. HanptstOekes 
des aligemeinen bürgerliehen Gesetzbuches zu beurtheilen ist. 
Dass thatsäciiiicb im gegebenen Falle Organen der geklagten 
Bahngesellsehaft ein grobes Verschulden zur Last falle, hat 
die oberlandesgerichtliche Begründung in erschöjpfeuder Weise 
dargethan. 

Nr. 27. 

Meliorationsfondtbeiträge können nur dem Unternehmen al« adolmn liacl 
bMI t^Mm alnieliieii Comurreniflietor zofewren^at nvarden. Coneurreni- 

pflichtig zu einem Uferschutzbau erscheinen diejenigen, deren Liegen- 
schaften durch den Bau vor Wastergefahr geschützt werden, und gilt 
dieser Grundsatz auch in Ansehung der Eisenbahnen. Welche Liegen- 
schaften diiroh einen conereten Uferbau geschützt werden, ist eine 
Thatflrag«, welche im Falle eines Streites durch die EntaeheMiiag 4mr 
competenten Behörden festzustellen ist. 

(EDtsobeidiuig des V. 6. H. vom 11. Jooi 189ö, Z. 3494.) 

Die Gemeiode L stellte unterm 4. Februar 1894 das 
AnsueheD nm die wasserrechtliebe BaubewilUgaog zur Begu- 
liruuji des Enterbaches von der Beichastrasse aufwärts, sowie 
Hin fiinbeaiehuDg des k. k> G^assenärars uod der St.-Bahn 

in diese WaRserbauconcorrenz. 

Nach durchgeführtem wasserrechtlichen Verfahren ertheiite 
die k. k. Bezirksbauptmannschaft Innsbruck mit Deeret vom 
28. Juni 18y4, Z. 15793, den Baueonsens und bestimmte die 
CüDcurrenz in der Weise, dass die Gemeinde I. 80 Pfocöül, 
das k. k. Strassenärar sowie die St-Baho je 10 Procent der 
Banlroeten im prftliminirten Betrage yon 23.500 fl » naoh Abzug 
des vom Meliorationsfonds anzuhoffenden Beitrages, zu leisten 
haben, der Gemeinde I. aber die BIrbaltung der Anlage ob- 
liege. 

Hiergegen recurrirte die Gemeinde I. wegen des Äiis- 
spniehes bezüglieh der Erhaltungskosten, die ät.-Baha wegen 
ihrer iiiinbesiehung in die Concurrenz. 

6» 
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Die k. k. Statthalterei gab mit Entscheidung vom 
14. Januar 1895, Z. 20276, dem Becurse der Gemeinde statt 
nod behob deo Ausspruch der ersten Insüuiz rdeksiAhtlich 
der ErhaliaogskosteD, wies dagegen den Beenrs der St.-Bahn 

ab, worauf letztere den Ministerialrecurs einbrachte, welchem 
das k. k. Ackerbauministerinm mit der von der Gemeinde I. 
angefochtenen Entscheiduno^ vom 14. April 1895, Z, 4208, 
dahin Fo]o:e gab, dass das Erkonntniss der zweiten Instanz, 
insofern mit demselben die Sf.-Ixihn nnter Bestätigung des 
Ausspruches der ersten Instanz verptiichiei wurde, zu den 
durch den eventuellen Beitrag des Meliorationsfonds und des 
Landes nicht bedeckten Kosten der von der Gemeinde I. 
projectirten Reguliruogsbanten am Enterbache einen Beitrag 
▼on 10 Procent zu leisten, sowie der bezogene Ausspruch 
der ersten Instanz, als im Gesetze nicht begründet, behoben 
' und das Ansuchen der Gemeinde um Verhaltung der St.-Bahn 
zur Leistung eines ßeitrages zu den projectirten Begulirungs- 
bauten am Enterbache abgewiesen wurde. 

Diesen Ausspruch bekämpfte die Gemeinde I. vor dem 
V. G. H. in rl(.ppe]ter Riebiung, und zwar: 

1. iDboieiii der anzuhoffende Landesbeitrag als ein Bei- 
trag für das Unternehmen erklärt wurde, somit der Gesammt- 
coneurrenz zugute zu kommen hat, wogegen die Beschwerde 
vermeint, dass nur der zu gewärtigende staatliehe Beitrag zu 
Gunsten des Untwnehmens von den Gesammtkosten in Abzug 
zu bringen vsei, der Landesbeitrag aber für die Ooncurrenz- 
quote der Gemeinde L verwendet werden könne; 

2. insofern als die von den unteren Instanzen ausge- 
sprochene Oonenrrenzpflicht der St.-Bahn durch die ange- 
fochtene Entscheidung gänzlich beseitigt wurde. 

Der V. G. H. hob die angeioebtene Eutscheidung, so weit 
mit derselben die Loszäblung der St -Bahn von der Con» 
currenz ausgesprochen und das Ansuchen der Gemeinde 1. 
um Verhütung der St.-Bahn zur Leistung eines Beitrages zu 
den projectirten Beguliruugsbauten am Enterbache abgewiesen 
wurde, nach § 7 des Gesetzes vom 22. October 1875, K. G. Bl. 
K. 36 ex 1876, auf; im Uebrigen wurde die Beschwerde uls 
unbegrfindet abgewiesen. 

Gründe: 

Ad 1. Der durch die Gesetze vom 30. Juni 1884, M O. BL 
Nr. 116, vom 31. Mai 1889, R G.Bl.Nr. 96, und vom 14, August 
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1891, B. G. Bl. Nr« 129, gebildete staatliche Meliorationsfonds 

ist zur Förderung von Unternehmungen bestimmt, welche 
den Schutz des Grundeigenthums gegen VVasserverhef^riinofen 
oder die Erhöhung der Ertra<{sriihigkeit der Grundsiticke 
durch Entwässerung oder Bewabberung zum Zwecke haben 
und deren Ausführung im öffentlichen Interesse liegt (§ 1 
des Gesetzes vom 30. Juni 18S4). Das Unternehmen selbst 
IDU86 durch ein besoDderes Landesgesetz als eia aus Landes- 
mittek faerznstelleDdes oder aber von bestimmten Bezirkes, 
Gemeinden oder Wassergenossenschaften ausznfHbrendes, aus 
Landesmitteln zu unterstützendes Unternehmen erklärt sein 
(§ 4 des citirten Gesetzes). Hieraus folgt, dass Meliorations- 
fondsbeifrnge (abgesehen von den im § 12 erwähnten 
Jkleinereu iSubveutioneu) überhaupt nur dem Unternehmen 
als solchem und nicht einem einzelnen Concurrenzfactor zu- 
gewendet werden können, und dies nur unter der Bedingung, 
dass von Seiten des Landes gleichfalls eine ünterbtüuung 
des Unternehmens erfolge 6). Wenn daher die zweite and 
dritte Instanz den von der ersten Instanz gebranefaten«. zu 
MissdeutuDgen Anlass gebenden Ausdruck dtdiin richtig ge- 
stellt haben, dass die zu erhoffenden Staats- und Landes- 
beiträge (welche die erste Instanz in nicht ganz zutreffender 
Weise als Meliorationsfondsbeiträge znsamraenfasste) dem 
Unternehmen als solchem zugute kommen sollen, so kann in 
diesem Vorgänge, welcher den gesetzlichen Bestimmungen 
Rechnung trägt, weder ein Mangel des Verfahrens, noch 
eine Gesetzwidrigkeit erkannt werden, und dies umsoweniger, 
weil anderenfalls die vom Gesetze festgestellten Bedingungen 
itlr die Gewährung eines staatliehen Beitrages fiberhaupt nicht 
eintreten würden« 

In der Begründung der angefochtenen Entscheidung 
wird an der Hand des Voranschlages eine Ziffer massige Be- 
rechnung der einzelnen Concurrenzquoten versucht. Nachdem 
aetenmüssig noch nicht feststeht, ob und eventuell in welcher 
Höhe, eine Beitra^sleistnnsr des Staates und Landes für das 
Unternehjneu bewilligt werden wird, so mag zugegeben 
werden, dass diese Berechnung dermalen verfrüht ist; dieselbe 
erscheint jedoch au und lur sich nicht geeignet, irgend 
welchen Bechten zu präjadio|ren, da die endgiltige Beetiminung 
der einzelnen Goncurrenzschuldigkeiten nicht nach dem Vor- 
imschlage, sondern seinerzeit nach den wirklichen Baukosten 
Torzunehmen sein wird. Der Y..G«H, hatte mitbin im Hinblicke 
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auf die Vorschrift des ^ 2 des Gesetzes vom 22. Octoher 
1875 keinen Aulass, diesbezüglich m eine Ueberprüfung der 
Begründung des angefochteoen EnuDciates einzugeheo. 

Ad 2. Eine Goncurrenzpflicht der St.-Bahn wurde von 
der belangten Behörde deshalb negirt, weil die BestimmuogeQ 
des Wasserreebtsgesetses über die Beitragspflieht za Wasser« 
bauten auf den Torliegenden Fall keine Anwendung finden. 

Der V. 6. H. konnte dieser Becbtsansehaunng nicht bei- 
pflichten. 

Nach § 44 des Wasserrechtsgesetzes vom 28. August 
1870, L. G. Bl. fQr Tirol Nr. 64, ist die Ausführung von 
Schutzmaassregeln gegen die schädlichen Einwirkungen des 
Wassers, von besonderen Verpflichtungstitelu abgesehen, eine 
Angelegenheit derjenigen, welchen die bedrohten Liegen- 
Schäften gehören. 

Dass die Vornahme Ton Schutzvorkehrungen keineswegs 
durchaus in das Ermessen und Belieben des Besitzers einer 
einzelnen bedrohten Liegenschaft gestellt, vielmehr im Sinne 
des Gesetzes der Uferschutz in dem Falle eine Pflicht ist, 
wenn durch die Unterlassung desselben für fremdes Eigenthum 
eine Gefahr entsteht, geht aus Absatz 2 des § 44 leg. cit. 
unzweifelhaft hervor, weil das Gesetz denjenigen, der in einem 
solchen Falle den Uferschutz nicht Tornimmt, als einen 
Säumigen erUftrt, und ihn Terpfliehtet,* zu dem durch die 
anderen Betheiligten durchgeführten Schutzbaue beizutragen. 

Die aus diesem Wortlaute sich ergebende und in der 
Natur der Sache gelegene Absicht des Gesetzes ist also die, 
dass ein Uferschutzbau stets eine Angele^eiiheit derjenisfen 
ist und von jenen ausereftihrt werden soll, deren Eigenthum 
durch eben diesen Uferschulzbau geschützt wird; mit anderen 
Worten, nach dem Gesetze erscheinen als concurrenzpflichtig 
zu einem Uferschutzbau diejenigen, deren Liegenschaften 
durch den Bau vor Wassergefahr gesehfltzt werden. Welche 
Liegenschaften aber durch einen concieten Uferbau geschützt 
werden, ist eine Thatfrage, welche im Falle eines Streites 
durch die Entscheidung der competenten Beh((rdeo festzu- 
stellen ist. 

Dass die blosse Negation einer Partei — im gegebenen 
Falle der St.-Bahn — betreffs der schützenden Wirkung eines 
Uferbaues die Thatsache nicht ändert, ist einleuchtend, und 
es würde dem WorLlaute, wie der Absicht des Gesetzes gieicli- 
mässig widersprechen, wenn eine solche Negation die in den 



Digitized by Google 



— 87 — 



Tbatsacben bogrOndetd CoDCurreDzpflicht einer Partei zu be* 
heben als zureichend angesehen würde. Hieraus folgt, dass 
Ziel und Zweck des zweiten Absatzes des § 44 dahin gebt, 
allen Interessenten die nötbigen Handhaben dafür zu bieten, 
dass erforderliche Uferschutzbauten auch ausgeführt werden. 

Aus dem Gesagten geht hervor, dass die Administrativ- 
bebörden allerdings beru&n waren, über die Goncurrenzpflicbt 
der von der Gemeinde I. als betheiligt bezeichneten St.-Babn 
abzusprechen; diese Pflicht mnsBte aber im gegebenen Falle 
auch als bestehend anerkannt werden, nachdem durch den 
aufgenommenen Augenschein und das Gutachten der Eiperten 
in zweifelloser Weise dargethan wurde, dass die projectirte 
BachreguiiruDg die thiinliehste Rioheriinfr nicht nur der an- 
gfeiueuden Culturgrüude uud der ReieljssUcisse, sondern auch 
der Eisenbabii erwarten lässt, wie ja die angefochtene Ent- 
scheidung selbst den Beweis dafür als erbracht angenommen 
hat^ dass die Sanirang des dureh Murgänge gefährdeten 
Bnterbachthales aneh rar die das Gelährdongijgebiet des 
Baches durchquerende Bahnlinie von günstiger Wirkung sein 
mass, und dass namentlich die Hintanhaltung einer SU* 
nehmenden Verwilderung des Baehlaufes, deren Folgen unab- 
sehbar wären, in hohem Grade von Interesse iUr die Bahn- 
auiage ist. 

Demgemäss rausste die angefochtene Entscheidung, so 
weit mit derselben die Loszühlung der St.-Bahn von der Oon- 
currenz ausgesprochen und das Ansuchen der Gemeinde I 
um Verhaltung der 8t.-Bahn sur Leistung eines Beitrages zu 
den projectirten Begulirungsbanten am Enterbache abgewiesen 
wurde, nach § 7 des Gesetzes Tom 22. October 1875, B.G.B1. 
Nr. 36 ex 1876, aufgehoben werden. 

Nr. 28. 

liidattri«g«l«iM ftaiMMii dio fUr dl« Hayptlhie coiMeMientiiriiMig g»- 

währte SteuerfreiheH nur intoweit, als sich dieselben als ein Bettand* 
the>ii der Betriebsanlage dieses Bahnunternebmens und nicht als be- 
sondere, In der Coneeaalon nteM vorgesehene Flügel- oder Sehlepp- 

bthnen dintelleH« 

(Entsohflidiuig des V. G. H. Tom 11. Juni 1896, Z. 2865.) 

Laut eines zwischen der R.-G.-T.-Eisenbahn und der 
Firma Fr. L. ana 10. November 1893 abgeschlossenen, vom 
HaDdeisministeriam unterm 2. Februar 1894, Z. 66139, ge- 
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Dehmigteu Vertrages wurde von der Bahu^talion R. der 
ß.-G.-T. Eisenbahn zur Tuchfabrik des Fr. L. in I). eine als 
Industriegeleise bezeichnete Bahustreeke sammt den hierzu 
gehungen technischen Vorrichtungen aul Kosten der Firma 
Fr. L.f und zwar zum germgereu Theile auf dem Territorium 
der R-6.-T. Eisenbahn, znm grösseren Theile aber auf von 
der Firma Fr. L. erworbenen Grundstöcken erbaut« welehes 
Geleise, mit Ausnahme des auf dem Territoriam der mehr- 
fach erwähnten £isenbahn gelegenen kleineren Theiles, 
sararat dem darauf befindlichen sperrbaren Geleiseriegel und 
dem am Ende des Geleises angebrachten Geleisabscblusse 
Eigenthum der Firma Fr. L. ist. Das ganze Geleise besitzt 
eine Länge von 736 Meter und wurde der Betrieb am 
15. Juli 1890 eröffnet. Die lustandbaltuug obliegt laut des 
citirten Vertrages jedem Gontrabentea hinsichtlich seines 
Eigenthums, Als Zweck dieses Industriegeleises wird im 
Vertrage bezeichnet der Uebergang von Eisenbahnwagen nnd 
Frachtgütern von der GUterabfolgungsstelle K. der genannten 
Localbabn zur Tuchfabrik der Firma Fr. L. Den Stations- 
dienst in R. versieht die R.-G.-T. Eisenbahn und stellt die- 
selbe aucli einen Expeditor bei. Als Vergütung leistet die 
Firma einen monatlichen Pauschalbetrag von 10 fl.. die 
Kosten des verbrauchten Materiales und ausserdem einen 
Betrag von jäbrlicheD 300 fl. zu den Kosten des Expedienten. 
Üei Berechnung der TransportgebQhren für die in der 
Station B. auf- und abzuliefemden Gütersendungen der 
Firma L. werden die officielien Tarifsätze ab B., beziehungs- 
weise bis B. in Anwendung gebracht Ausserdem hat jedoch 
die Firma L. für die Ueberstellun» jedes Wagens von R. 
in die Fabrik und zurück eine Wagenzuschubsgebühr per 
34 kr. zu entrichten. Den Transport der Wagen in die Fabrik 
und zurüik besorgt die R.-G.-T. Eisenbahn durch die betrieb- 
führeude S.-Bahn. Für das gedachte ludustriegeieise wurde 
der B.-0.-T, Bisenbabn seitens der niederftsterreiehischen 
Finanzlandesdireetion mit Erlass vom 17. Mai 1895, Z. 24932, . 
in - der Anschauung die Erwerbssteuer vorgeschrieben, dass 
dieses Industriegeleise keinen Beatandtheil der Betriebsanlage 
der R.-G.-T. Eisenbahn, sondern ein selbständiges Steuer- 
object bilde, und somit auf dasselbe die concessionsmässig 
gewährte Erwerbssteuerlreiheit keine Anwendung zu finden habe. 

Die Entscheidung wird von der beschwerdeführenden 
Gesellschaft .damit angefuciiien, dass durch die Vorschreibuog 
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der Erwerbsteuer das der EisenbahnunternehmuDg mit der 
Concessionsurkunde voia 3. Juli 188G, R. O. Bl. Nr. 30, er- 
t hellte Steuerpriviiegium verletzt worden sei, weil die er- 
\NahüLe Babostrecke einen iotegrireuden Bestandtheil der 
Hauptstrecke bilde, und das Zu- und Abschieben der Wagen 
aaf diesem Geleise als eine selbstftndige firwerbBODteraehmuDg 
Hiebt aogesebeo werden kdnne. 

Der V. G. U. bat die Entscheidung der niederöster- 
reichischen Finanzlandesdirection nach § 7 des Gesetzes Tom 
22. Oetober 1875. B, G. BL Nr. 36 ex 1876, aufgeboben. 

Gründen 

Nach § 2, lit. d der citirteu Ooncessiousuikunde geuiesst 
die den Gegenstand dieser Urkunde bildende Eisenbahn die 
Befreinng von der Erwerb* und £inkommensleaer auf die 
Daner von 30 Jahren yom 3. Juli 1886 angefangen. Als 
Gegenstand dieser Ooneessionsurkunde wird im § 1 derselben 
das Recht zum Baue und Betrieb einer als normalspnrige 
Localbahn auszuführenden Locomotiveisenbahn von der 
Station ß. der S.-Bahn über M. nach G., eventuell nach T. 
bezeichnet. Da gesetzliche Ausnahmeu und Begünstigungen 
strenge auszulegen sind, folglich ohne ausdrückliche Willens- 
erklärung im Gesetze, beziehungsweise in der Goucessions- 
urknnde eine der Eisenbahn mit genauer Bezeichnung ihrer 
Riehtung gew&hrte zeitlicbe Befreiung von der Erwerbsteuer 
nicht auch den in diese Eisenbahn einmflndenden Flügel- 
oder Scbleppbabnen eingeräumt werden kanu, so kommt es 
darauf an, zu untersuchen, ob das in Bede stehende Geleise 
als Flügel- oder Schleppbahn zu betrachten ist, oder ob es 
sich nur als Nebengeleisf^ df^r Localbahn von R. über M. 
nach G. darstellt, da dasselbe im letztei«'u Kalle zweifellob 
zu der Linie gehört, welche den Gegenstand der bezogenen 
Ooneessionsurkunde gebildet hat und auf welche sich daher 
auch die in der citirten Ooneessionsurkunde ertheilte Steuer- 
fire^eit bezieht. 

Diesbezüglich hat nun der Gerichtshof erwogen dass 
ganz selbst?erstftndlich unter der in den Goneessionsarkunden 
regelmässig concesj^ionirten Linie, beziehungsweise Strecke, 
nicht bloss ein gerades Geleise zwischen dem Anlaogs- und 
Endpunkte der Linie gemeint sein könne, sondern dass auch 
die an einzelnen Stationen oder auch ausserhalb derselben 
zu ßahubetriebszweeken von dieser geraden Linie abzweigen- 
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den Geleise, wie sie ja z. B. für Ein- und Ausladung, 
RangiruDg, Magazine u. s. w. hei jeder Bahnaulaefe exi- 
stiren, unter die Concession Idlieu. Es erschien ferner dem 
(ierichtshofe auch nicht zweifelhaft, dass ein solches Neben- 
geieise auch dort nicht von der concessionirten Bahnlinie 
unterBehiaden werden kaao, wo dasselbe nur theilweise auf 
dem Grund und Boden der Hauptbahn und theilweise auf 
fremdem Territorium ausgeführt ist, beziehungsweise wo 
dasselbe nur theilweise ein ausschliessliches Eigentbuna der 
Bahn bildet und theilweise sich im Eigenthum einer dritten 
Person — im iregebenen Falle der Finna T.. — befindet, 
weil es keineswegs zum iiegnfi eines Eiseubahiiunternehmens 
gehört, dass dasselbe ausschliesslich auf eigenem Grund und 
Boden und mit eigenen Betriebsmitteln betrieben werde, der 
Begriff eines Eisenbabnunternebmens vielmehr aueh dessen 
Ausflbung auf fremdem Grund und Boden — auf Grund 
einer seitens des Unternehmens hierzu erworbenen Berechtigung 
— zulässt Hierzu kommt noch, dass das nur 736 Meter lange 
Industriegeleise ?on der Haltestelle R. der Localbahn R.-G.-T. 
zur Fr. L.'schen Tuchfabriii in D. nicht auf Grund einer 
besonderen Concession im Sinne der §§ 1 und 2 des Ge- 
setzes vom 14 September 1!^54, B. G. Bl. Nr. 238, sondern 
lediglich auf (rrund einer vom liandelsmiuisleriuui im Grunde 
der Yerordnung desselben vom 29. Mai 1880. B. G. Bl. 
Nr. 57 (§ 24), mit Erlass vom 23. Ootober 1888, Z. 41773, 
ertheilten Concession und eines Baueonsenses angelegt wurde, 
dass ferner das Handelsministerium selbst in diesem Erlasse 
die consentirte Bahnstrecke als einen integrirenden Theil 
der Hauptbahn bezeichnet und dass auch seitens der Finanz- 
verwaltung nicht bestritten wird, dass mit diesem Geleise 
■nur eine Verbindung zwjschen der Ladestelle und der cur- 
renten Bahn zum Zwecke der leichteren Befrachtung der 
letzteren hergestellt wurde. 

Aus alledem ergiebt sieh nach der Beebtsansehauung des 
Y. G. H. zur vollsten Evidenz, dass dieses Ivdustrimleise 
nur zum Zweeke des Betriebes der Localbahn B.*G.*T. und 
in AusQbung desselben angelegt wurde, beziehungsweise dass 
nur zu diesem Zwecke der Bptrieb auf demselben von der 
Beschwerdeführerin ausgeübt wird, und dass dasselbe sohin 
■einen Bestandtbeil der Betriebsanlage dieser Bahnlinie bildet 
und mit ihr ein einheitliches Ganzes darstellt, sonach zweifel- 
los mit dem Gegenstande der Conceääioiiäurkunde vom 3. Juli 
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1886, £. G. Bl. Nr. 130, wesentlich integrirend und unldsbat 
iQBammenhängt nsd diiier auch als ein selbständiges Stener- 

übject nicht angesehen werden könne, vielmehr unter der im 
§ 2, ]it. d dieser Urkunde ertheiiten Begönstigung der Steoer- 
Ireiheit inbegriffen ist. 

Nr. 29. 

Eine Bahn kann von einer Partei nicht auf Eraatz belangt werden, wenn 
fetzfere tof Onind der bahnteitt erfolgten GewIemaermillliiHg Im 
Praehtbriefi eise mridilige Zolldeciaration vomlmnit and daiWr in eine 

Zollstrafe vorfällt 

(fintaeheidnng des Bagatellgeriebtes für Handelssaohen in Wien vom 

lä. Jaul im, Z. 46473.)«) 

Mit Frachtbrief de dato Krakau den 9. Mai 1895 wurden 
Ton S. B. in der Station Krakaa 25 Kisten Orangen and 
Cilronen nach Granica aufgegeben. Diese Kisten wurden 
bahnämtlich gewogen, und wurde ein Gewicht von 451 Kilo- 
gramm constatirt. In Granica wurde die Sendung vom Em- 
pfänger übernommen und beim russischen Zollamte verzollt. 
Dortselbst wurde von der Partei eine Zolldeciaration über- 
reieht und in dieselbe das im Fraehtbrief ersichtliche Ge- 
wicht eingesetzt. Da dasselbe aber das von der Zollbehörde 
eoDstatirte Gewicht um mehr als 8 Procent überstieg, mussten 
von der Partei 16 Babel 18 Kopeken als Zollstraf betrag be* 
zahlt werden. 

Dieser Betrag wurde von der Partei bei dem k. k. Ba- 
gatellgerichte in Handelssachen in Wien im Klagewege gegen 
die Bahn geltend gemacht, weil nach ihrer Ansicht nur durch 
Verschulden der letzteren diese Zollstrafe verwirkt wurde, 
indem die Bahn ein falsches Gewicht im Frachtbriefe fest- 
stellte. 

Die Geklagte verweigerte die Zahlung, indem sie sieh 
darauf berief, daas die Eisenbahn zur Abwaage des Gutes bei 
der Aufgabe nur insoweit verpflichtet sei, als die Erf&lluiig 

des Frachtvertrages in Betracht komme, die Verwiegung 
daher lediglich zu dem Zwecke stattfinde, um die Transport- 
gebühr zu bemessen und ein Beweismittel für etwaige bei 
der Abgabe sich ergebende Gewichtsdifferenzen zu schaffen, 
dass aber die Eisenbahn, zumal sie keine öffentliche Wäge- 

*) Vgl. die EtttMheidaDc des 0. 0. fi. vom 18. Februar 1806, 
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und Maassanstalt sei, für die Richtigkeit des von ihr er- 
mittelten Gewichtes, falls dasselbe vom Absender in die Zoll- 
deciaratioD eingesetzt wird, sich bei der zollämtlichen Ab- 
waage jedoch als unrichtig herausstellt, keinerlei Haftung 
trage, und daher der Ir'aiiei für die derselben aus diesem 
Grunde auferlegte Zollstrafe nicht regresspflicbtig werde. 
Das Elagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: 

Vor allem muss constatirt werden, dass nach Punkt I 
des Protokolles zum internationalen Ueberpinkommen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Octoljer 1890 dieses 
üebereinkommen auf ISendungen nach Grenzstationen nur 
dann anzuweuden ist, wenn der Absender dessen An- 
wendung ausdrücklich begehrte. Demnach kommt hier das 
Betriebsreglement rom 10, December 1892 zur Anwendung, 
und wenn es aneh riebtig ist, dass nacb § 53^ Abs. 3 des- 
selben, die Bahn yerpflichtet ist, das Gewicht der Stückgüter 
bei der Aufgabe festzustellen, so ist damit noch nieht be* 
stimmt, dass die Bahn dadurch für den Schaden verant» 
wortlifh ist. welcher aus einer unrichtigen Abwaage für die 
Partei ausserhalb des Frachtvertrages entsteht. Durch die 
baijDaiiiiiicije Abwaage ist ein Beweis für den Frachtvertrag 
gegen die Bahn hergestellt, dass die Sendung ein solches 
Gewicht gehabt bat, und die Bahn ist bei Erfüllung des 
Frachtvertrages und insoweit es den Frachtvertrag betrifift, 
haftbar, als sie nicht den Gegenbeweis führen kann, dass das 
Gewicht dem eonstatirten nicht entspricht. Sie kann also die 
Fracht nur nach diesem Gewichte berechnen, und ist auch 
verpflichtet, wenn sie bei der Aufgabe ein gewisse?: Gewicht 
Cüüstatirt hat, insoweit nicht etwas Besonderes bestimmt ist, 
auch ein solches Gewicht abzuliefern. Im Weiteren aber ist 
die ßahü liieiit daiür haftbar, dass das Gewicht ein richtiges 
isl^ da die Bahn nicht eine öffentliche Wägeanstalt ist, und 
die Abwaage nur cnm Zwecke des Frachtvertrages und 
ini^erhalb desselben stattfindet 

Die Bahn war also, da sie auch die Verzollung nicht 
vornahm, nicht verantwortlich dafür, dass die Verzollung, 
welche im vorliegenden Falle nicht in den Frachtvertrfiir ein- 
geschlossen war und von der Bahn nicht Yorgoiioinmen 
wurde, nach dem im Frachtbriefe verzeichneten Gewichte er- 
folgte. Es war Sache der Partei, welche die Verzollung vor- 

t 
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nahm, $=ieh von dem richtigen Gewichte zu überzeugen und 
dasselbe in die Deelaration einzusetzen. Es liegt also nur 
ein Verschulden desjenigen vor, der die Verzollung TornahiQi 
und war das K^agebegehren deshalb abzuweisen. 

* 

Nr. 30. 

Die Ergänzung einet Beweites zunn ewigen Gedächtnisse kann nur bei 
Jenem Gerichte angetueht und dvrchge^hrt werden, weichet deil zu 
«rginsMNien Beweis zitin ewigen GedächtiiiMe bewilligt und. durob* 

geführt hat. 

(Entsoiieiduiig des 0. G. H. vom X6. Juni 1896, Z. 6671; Bestätigang 
der fintsoheidungen des 0. L. 6. Lembeig vom 14. April 1896, Z. §788» 
und des L. G. als H. 6. Lemberg vom 28. Mftrz 1896, Z. 5786.) 

üeber Ansuclien des Nicolaus G. vom 8. AugUbl 1895, 
womit derselbe behauptete, infolge eines Efsenbahniiofalles 
sich eiDe körperliche YerleizaDg, sowie eine Krankheit zu- 
gezogen zu haben, bewilligte das L. G. Lemberg die Aafiiahme 
des Beweises zum ewigen Gedächtnisse gegen das Eisen- 
bahnärar durch zwei gerichtlich bestellte sachverständige 
Aerzte. 

Das Gutachten der Sachverständigen ging dahin, dass 
G. infolge des erlittenen Unfalles an der rechten Hüfte eon- 
tusionirt wurde, und infolge der durch den plötzlichen 
ßchrecken verursachten psychischen Aufregung sich für schwer 
leidend nnd arbeitsnnflhig hält, während dem objeeti?en 
Thatbestande nach keine Veranlassung dafür vorliegt, anzu- 
nehmen^ dass seine Arbeitsunfähigkeit noch länger als ein 
Monat nach der Untersuchung (d. i. den 2t>. August 1895) 
andauern werde. 

Beide Sachverständige gaben tibereinstinmiend zu Proto- 
koll, dass es nöthig wäre, um jeden Zweifel darüber auszu- 
schliessen, dass bei dem Unterauchten nicht ein neuritischer 
Zustand eintrete, denselben einer längeren Beobachtung im 
Erankenhause zu unterziehen, wo dann zweifellos constatirt 
werden könnte, . ob und inwiefern die von dem G. be^ 
haupteten sübjectiven Erscheinungen auf Wahrheit beruhen. 

Unbeachtet dieses Gutachtens der Sachverständigen er- 
klärte Nicolaus G. durch seinen "Rechtsvertreter, dass er 
diese fortgesetzte Untersuchung zur Zeit nicht verlange. 

Einige Monate später schritt G. mit Ansuchen de praes. 
31. December 1895 beim L. G. als H. G. Lemberg um Er- 
gänzung deä tSachverständigenbeweises ein. . ; . : . . 
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Das L. G. als H. G. Lemberg wies das Ansnchen in Er- 
mangeluDg der im § 260 a. G. 0. vorgescbnebeüeü Bedm- 
guugeu mit der Begrflndaog ab, dass, n&ehddni der Geenebs- 
steller gelegentlich der vorDabme des ursprünglichen Be- 
weises die von den Sachverständigen als nOthig erUlrte 
weitere Untersucbang nidit für genügend wichtig und 
dringend erachtete, nunmehr nach Verlauf einiger Slonate 
umsowenigpr pin Grund (iafür vorliege, dieselbe ohne Verzug 
noch vor Beginn des Veil:^}irens nachzuholen. 

Das 0. L. G. Lemberg bestätigte die Enlscheidung der 
ersten Instanz, weil der Beweis zum ewigen Gedächtnisse, 
welcher auf Grund des Ansuchens vom 8. August 1895 durch- 
gefOhrt wurde, dnreh das L. G. Lemberg bewilligt und dorcb- 

SefBbrt worden war, derselbe also, selbst dann, wenn dessen 
Irgftnxung zulässig wäre, nicht durch das L. G. als H. G;. 
Lemberg TervoUständigt werden könne, an welches das An* 
suchen de praes. 31. December 1895 gerichtet war. 

Der 0. G. H. hat den ;iiisserordentliehen Rcvisions- 
recurs bei Abgang der Voraub^eizungen des Hofdecreies vom 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, zurückzuweisen befunden, 
zumal das Gesuch de praes. 31. December 1895, Z. 74343, 
eine Ergftuzung des bereits durch das L. G. Lemberg zu- 
gelassenen und angenommenen Beweises zum ewigen Ge- 
dftehtnisse durch 8aeb7erstftndige beim L. G. als H. G. Lem- 
berg eingebracht wurde und es doch nicht angeht, dass nun 
die Ergänzung des Beweises durch ein anderes Gerieht be- 
willigt und durchgeführt werde. 

Nr. 31. 

Mellengelder der Eieenbahnbediensteten sind als onerose Beziige im Sinne 
dM Qeaetzee vom 29. April 1873, R. Q. Bl. Nr. 68, kein Qegenatand der 
&i«eiilioiitfMiriim. Die V«rwalteiig «Iner Eieenbabn bl ber«ohtigt, 
iiaiiMiw Hirar Bediensteten gegen eine execuiive EinweinNig In dl« Be- 

.zttge der letoteren zu recuriren. 

(Enteoheidung des 0. G. H. vom 16. Juli 1896, Z. 8127; Bestätigung der 
BntsoheiduDg des 0. L. G. Brünn vom 13. Mai 189G, Z. 3886, tlieil- 
weiae Aenderung des ErkeDntuiäses des städt.-deleg. B. G. Bruno vom 

4. Hin 1886, X 7922.) 

Prau Marie W. in B. ersuchte wegen einer ihr gegen 
den Packer Josef E. der N.-Baho, auf Grund des rechts- 
kräftigen ürtheiles Tom 15. Oetober 1893 eastebeiideii Fordo- 
mng im Betrage von 8 fl. um die exeoutive Einantwortung 
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und ErfolglassuDg eiues Driittheiles des gegnerischen Gehaltes. 
Das städt-deleg. 6. G. Hiüdd gab dem KJagebegehren Folge, 
und bewilligte bis zur gänzlichen Hereinbringung der obigen 
Fordernng sammt 6 Procent Zinsen nnd Kosten, die exeentiye 
Einantwortung und Erfolglassung des der Execation unter- 
liegenden Theiles der DienstbezOge des Josef E., welche der* 
selbe als definitiv angestellter Packer der N.-Bahn ans der 
Stationscassa dieser Bahn in B. bezieht, bestehend aus Gehalt. 
Quartiergeld und Meilengelder, sofern dieselben zusammeQ 
den Betrag von jährlichen 800 fl. tibersteigen. 

Ueber Becurs der N.-Bahn hat das 0. L. G. Brünn den 
Ixecntionsbeseheid des städt deleg. B. Q. Brünn, insofern 
mit demselben aneh die ezecntive Einantwortung der Meilen- 
gelder bewilligt worden ist, welche Josef E. als Eisenbahn- 
packer bezieht» dahin abzuändern befunden, dass die Meilen- 
gelder aus den eingeantworteten Bezügen des Josef E. aus- 
geschieden werden. Der übrige Inhalt des angefochtenen Be* 
scheides blieb unberührt. 

Grttnde: 

Die aus Anlass des Recurses gepflogenen Erhebungen 

haben ergeben, dass die Meilengelder, welche die Packer 
der N.-Bahn beziehen, dazu bestimmt sind, die Auslagen, ins- 
besondere die Zehrungskosten zu decken, welche ihnen durch 
die mit dem Dienste verbundene Abwesenheit vom Haushalte 
erwachsen. 

Die Meilengelder sind daher als onerose BezQge im 
Sinne des Scblusssatzes im § 4 des Gesetzes ?om 29. April 
1873, B. 6. B). Nr. 68, anzusehen und als solche von den 
ezecuti? eingeantworteten Bezügen des Josef E. abzuschlagen. 

In dem von der Maria W. beim 0. G. H. eingebrachten 
Bevisionsrecurse wird unter anderem geltend gemacht, dass 

die Direction der N.-Bahn zum Recurse nicht legitimirt sei, 
der Recurs daher zurückzuweisen gewesen wäre. 

Der 0. G. H. bestätigte die Entscheidung des 0. L. G. 
aus deßsen Gründen und auch mit Rücksicht darauf, dass die 
N.-Bahn als Dienstgeberin ein rechtliches Interesse daran 
habe, dass deren Bedienstete als Executen mit ihren Dienst- 
bezügen ?on den Gläubigern nicht weiter herangezogen 
wer&o, als das Gesetz dies gestattet; dieselbe war daher 
auch mm Becarse berechtigt. 



Digitized by Google 



— 96 — 



Nr. 32. ' 

Die unteriaisene oder die irrige Berechnung eines FracHtzuschlage» 
fällt ntoht unter den Begriff einer unrichtigen Anwendung der Tarife 
«Mtor eliraa ReohnungtfMildrt bei <ler FMfMtzang iter FraeMgebUhran 

im Sinne des § 6f B. R. — Frachizuschläge, welche irrigerweise in den 
Frachtbrief nicht eingesetzt wurden, kann die Bahnverwaitung von dem 
die Fracht bezahlenden Empfänger nicht nachträglich einfordern. 

(Eatscheidung des 0. G. H. vom 30. Jali 1896, Z. 8464; Abänderung 
des Urtbeiles des 0. L. 6. Prag Tom 2. Juni 1896, Z. 11463; Bettitigung 
des Urtheiles das E. 6. Bodwds als H. 0. Tom 21. April 1896, Z. 2918.) 

Am 8. October 1891 wurde von Joiiaun N. iü 0. ein 
Wagen Schnittholz im aogebliebeii Gewichte ?oq 15.000 Kilo» 
gramm an die Firma Anton F. (Inhaberin Anna F.) in B. 

aufgegeben. Nachdem sich in 0. eine Brflckenwaage nieht 
befindet, wurde die babnämtliche Nachwaage über Auftrag 
der Station 0. in der Station Soh.-St. vollzogen und hierbei 
ein Nettogewicht von 18.750 Kilogramm erhoben. Da die 
Beladung das am Wagen Torgemerkte Ladeffewieht von 15.00U 
Kilogramm um mehr als 5 Procent nicht übersteigen darf, so 
ergab sich eine Ueberlast von 3000 Kilogramm, für welche das 
Zehnfache des Frachtunterschiedes, somit ein nach dem Sieen« 
bahntarife berechneter ßetrag von 62 fl. 25 kr. zu entrichten 
ist (§ 58 B. B. vom 16. December 1892, R. G. El. Nr. 207). 
Diese Sendung wurde in B. am 9. October 1896 von der ge- 
nannten Firma tibernommen, und zwar gegen die Entrichtung 
der Frachtgebßhr in dem auf dem Frachtbriefe vorgeschrie- 
benen Betrage per 31 fl. 13 kr. Da aber die Fraehtgeböhr 
für die Helürderung von 15.750 Kilogramm von 0. nach B. 
nur. 26 fl. 15 kr., dann diö Fi achtgebühr für die Beförde- 
rung des Uebergewichtes von 3000 Kilogramm Ton 0. nach 
8eh.-8t. weitere 1 fl. 38 kr., zneammeo also richtig nur 
27 fl. 53 kr. betrügt, so lag eine von der EmpflUigerin ge> 
ieietete Ueberzahlung von 3 fl. 60 kr. vor, nach deren Ab- 
schls^ von dem für die Ueberlast von 3000 Kilogramm be- 
rechneten tarifmässigen Frafhf/nschlas'f^ per 62 fl. 25 kr. eich 
noch eine unbezahlte Gebühr vou 5^ Ü. 65 kr. ergab. 

Nachdem die Firma F. die Bezahlung dieses restliehen 
Betrages verweigerte, klagte die St. -Bahn die genau ute Firma 
auf Grund des § 78, Abs. 7 und 10, des § 61, Abs. 1, des 
§ 67 und des § 66, Abs. 4 des fi. B, dann auf Grund der 
Art 406, 408, 412 H. G. B. auf Zahlung dieses Betrages. 
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Die Geklagte verweigerte die Zahlung, indem sie geltend 
machte : 

1. Dass die klagende Bahnverwaltung Dicht die passive 
Elagslegitim&tioQ im Sinne des § 53, Abs. 1 des B. B. be- 
sitze ; 

2. daRs die Anna F. nicht Inhaberin der Firma Anton F. 
sei, und endlich, 

3. dass die Forderung d^^r Bahn Verwaltung gemäss § 61, 

Abs. 4 des B. K. bereits verjährt sei. 

Das Kr. G. Budweis als H. G. vries die Kiag© der Babn- 
verwältuog zur Gänze ab. 

Grande: 

Die nnter 3 angeführte Einwendung stellt sich als toU- 

kommen gegründet heraus. Der bezogene § 61, Abs. 4 des 
B. B. bestimmt nämlich ausdrücklich: „Wurde der Tarif un- 
richtig angewendet oder sind Rechnungsfehler bei der Fest- 
setzung der Fracht und der Gebühren vorgekommen, so ist 
das zu wenig Geforderte nachzuzahlen, das zu viel Erhobene 
zu erstatten und zu diesem Zwecke dem Berechtigten thuulichst 
bald Nachricht zu geben. Eiu derartiger Anspruch kauu uur 
binnen Jahresfrist vom Tage der Zahlung an geltend gemacht 
werden." 

Wie die Klägerin selbst zugiebt, und die von ihr pro- 
ducirte Frachtkarte de dato 8. Octolter 1894 ausweist, mosste 
man, wie dies insbesondere die auf dieser Karte gemachten 
Anmerkungen darthun, bei dem Kiulangen des Holzes auf 
der Station B., also vor der Uebergabe der Sendung an die 
Geklagte, genaue Kenntnis^s davon haben, dass eiu Ueber- 
gewicht von oOOO Kilogramm iu der Station Scb.-St. constuui t 
worden ist, und dass also nach § 5.3, Abs. 7 und 10 des 
B. R hiefQr ein weiterer Frachtzuschlag zu bemessen und zu 
erheben war. Die Bahn Verwaltung in B. hat jedoch von der 
Geklagten bei der Uebernahme des Holzes laut des derselben 
übergebenen Frachtbriefes bloss die Gebühr per 31 fl. 13 kr. 
eingehoben, und den Frachtzuschlag für das üebergewicht 
damals offenbar aus Versehen nicht in Anschlag gebracht 
und auch nicht eingefordert. 

Hieraus geht unzweileihalt hervor, dass die Bahnver- 
waltuDg damals den Tarif aus Versehen unrichtig angewendet 
hat, und dass — ^ da die Zahlung der damals verlangten 
FrachtgebOhr per 31 fl. 13 kr. am 9. Oetober 1894 erfolgt 

ItoMtalmfMfetU Ba«Mh«ida«t«au im. 7 
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ist, die vorsteheude Klage jedoch erit am 25. October 1895 
übeiTeicht wurde — die eingeklagte Forderung gemäss der 
klaren BestimmuDg des § 61, Abs. 4 des B. B. Teijfthrt ist. 

Es musste demnach die Klage aus diesem Grunde ab- 
gewiesen werden. 

Die Einwendung der Geklagten ad 2 wird durch den 
von der Klägerin producirten Auszug: aus dem hiergericht- 
lichen Handelsregister de dato r'O. Juli 1895 vviderleo:t» da 
nach demselben derniHlen die Geklagte Anna F. Inhaberin 
der Firma Autou F., äpediuoos- und Commissionsgeschäft in 
ß. ist. 

Die Einwendung der Geklagten ad 1 wegen Mangels 
der passiven Klagslegitimation ist unsticbbältig, denn aus den 
Bestimmungen des § 61, Abs. 1, der §§ 67, 66, Abs. 4 des B. B., 
and der Art 406, 408 und 413 des H. 6. B. geht zweifellos 

hervor: 

a) dass die Frachtgelder, falls sie nicht bei der Aufgabe 
fies Gutes berichtigt werden, als an den Empfänger an- 

hj dass dureli Annithme des Gutes und des Frachtbriefes 
der Empfänger verpflichtet ist, dem Frachtführer nach 
Maassgabe des Fraehtbriefes Zahlung zu leisten. 
Ist also auch» wie es hier der Fall is^ der Tarif unrichtig 
angewendet worden, so war in erster Linie immer nur der 
Empfänger des Gutes nach den citirten Gesetzesbestimmungen 
der zur Nachzahlung Verpflichtete. 

Die Bestininiung 'les § 5?». Abs. 1 des B. R., welcher 
bestimmt, dass der Aulgeber oder Absender für alle Folgen 
haltet, welche aus in den Frachtbrief autgenominenen un- 
richtigen Angaben entstehen, steht dem nicht entgegen, denn 
diese Bestimmung reeelt nur die Begressrechte gegenüber 
dem Absender und ändert nichts an den oben sub a und h 
angeführten gesetzlichen Bestimmungen^ welche die Zahlung 
der Frachtgebfihr für den Fall der Ueberweisung dieser Ge- 
bühren an den Empfänger betreff'en. 

Es kann jedoch im vorliegenden Falle nicht unterlassen 
werden, hervorzuheben, dass die (leklagte, und zwar mit 
Grund darauf verwiesen iiat, dasb die Unterlassung der 
richtigen Anwendung des Tarifes bei Ausfolguug der Sendung 
ein schwerwiegendes Versehen der Bahn Verwaltung gegenüber 
der Geklagten bildet, weil letztere im Falle der richtigen 
Tarifirung die Annahme der Sendung ?erweigern konnte, um 
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sich dem Absender gegenüber vor allfäliigem Schaden zu 
bewabreu, was ihr ebeu durch das Versehen der Bahüver- 
waltuüg uumugiich gemacht wurde. 

Der Spruch bezüglich der Kosteu beruht auf § 24 des 
Gesetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69. 

Ueber Appellation des klägeriseheD Theiles änderte das 
0. L. G. Prag das erstrichterliehe Urtheil ab und erkannte, 
dass die Geklagte Anna F. schuldig sei, den mit 62 fl. 25 kr, 
berechneten Frachtzuschlag nach Abrechnung des der Ge* 
klagten zugute kommenden Betrages per 3 fl. 60 kr., somit 
also fl. 65 kr. sammt 6 Procent Verzugszinsen, berechnet 
vom 9. Üctober 1894. als If^m läge des Bezuges der Sendung 
durch die Gekia«4ie; bib zur Zahlung der St.-Bahn zu be- 
zahlen und der Klägerin die Gerichtökobteu für die erste und 
zweite Instanz zu vergQten. 

Gründe; 

Die von der Geklagten ^egen die Klage erhobene Ein- 
wendung des Abganges der passiven Klagslegitimation, sowie 
aiH'h der Einwand, dass sie nicht Inhaberin der Firma 
Anton F. sei, hat das angetociitene Urtheil ))ereils widerlegt, 
und genügt es, diesbezüglich bloss auf die Ausführungen der 
Entseheidungsgründe erster lustauz hinzuweisen. 

Der Anschauung der ersten Instanz aber, dass im Sinne 
des § 61, Abs. 4 des B. B. vom 10. December 1892, 
B. 6. Bl. Nr. 207, die Verjährung des Elaganspruches ein- 
getreten sei, kann nicht beigepflichtet werden. Denn diese in 
die Urtheilsgründe im Wortlaute aufgenommene Bestimmung 
normirt eine von den sonst bestehenden allgemeinen gesetz- 
lichen Anordnungen abweichen dp besondere, im Interesse 
der Sicherheit der Verkehisveiiiaküisse erlassene Ausnahme, 
Dieselbe muss als Ausuahmsgesetz auch auf die dann er- 
wähnten Fälle strenge eingeschränkt, und darf daher nicht 
anf andere Fälle ausgedehnt werden. 

Die Geltendmachung der hierin erwähnten Ansprüche 
ist nun aber ausdrücklich auf eine Jahresfrist vom Tage der 
Zahlung der Gebühren bloss in den zwei Fällen beschränkt, wenn 

1. der Tarif unrichtig angewendet wurde, oder 

2. Reebnungsfehler bei der Festsetzung der Fracht und 
der Irebüliren vorgekommen sind. 

Dem bei Berechnung der Gebühren vorgekommeneu 
ßechuuugsverstosse wurde durch Vorschreibung des Betrages 

7* 



Digitized by Google 



- 100 — 



per 3 fl. 60 kr. zur Rückerstattuug an die Geklagie, beziehungs- 
weise durch Kürzung des Klagsbetrages um 3 fl. fiO kr. 
Kecbuuiig getragen, und handelt es sich eiuzig und alleiü 
nar noch um die Frage, ob im Torliegeoden Processe von einer 
unrichtigeD A&weDduog des Tarifes die Bede sein kdoDe. 

Schon nach dem allgemeinen Sprachgebrauche (§ 6 a. b. 
G. B.) kann tod einer unrichtigen Anwendung des Tarifes 
nur dann die Bede sein, wenn die für die Beförderung der 
Fracht vorgeschriebenen Gebflhren nacii dem Tarife unrichtig 
bemessen worden sind, was vorliegeud nicht zutrifft, wobei 
der Berechnung der Fraehtgebühr nicht eine andere Tarif- 
post, wohl aber die Bestimmung des § 53, Abs. 7 und 10 
des citirten H. II. 7,u Grunde zu legen ist. 

Hierzu kommt afipi- noch, dass im concreten Falle die 
Declaration des Frachtgutes durch den Aufgeber J. N, wohl 
der Bes('hafl'enh«it. nicht aber der Menge nach eine nclitige 
war, demzufolge auch die Frachtgebühr zwar dem Tarife 
gemäss, jedoch dem Gewichte nach unrichtig, nämlich ohne 
Bücksicht auf das üebergewicht per 3000 Kilogramm bemessen 
wurde, ein Fall, den der § 61, Abs. 4 des B. B. gar nicht 
im Auge hat, da er — und zwar im Gegensätze zu § 53 des 
B. K., der die Unrichtigkeit der Angaben im Frachtbriefe 
behandelt — bei richtiger Declaration des Frachtgutes sowohl 
nach Beschaffenheit als Menge, die Anwendung einer un- 
richtigen, also auf das cnncrete Frachtgut nicht anwendbaren 
Tarifpost oder einen Eecliiiungsverstoss überhaupt voraussetzt. 

Ist aber die Anordnung de.^ § 61, Abs. 4 des B. R. 
nicht anwendbar, dann ist aber auch der Khagsanspruch nicht 
verjährt, und musa deshalb unter Abänderung des die Klage 
wegen angeblieber Verjährung abweisenden Uitheiles auf 
Zahlung des « eingeklagten Betrages durch die Geklagte er- 
kannt werden. 

Der Ausspruch über die Kosten der ersten und zweiten 
Instanz grünriet sich auf die 24 und 20 des Gesetzes vom 
16. Mai 1874, K. G. Bl. Nr. 69. 

Der 0. G. H. verwarf die obergerichtliche Entscheidung, 
stellte das erstriehterliche Urtheil wieder her und erkannte, 
dass die klagende Bahnrerwaltung die Kosten der AppeUaiions- 
beschwerde selbst zu tragen habe, und gehalten sei, die 
Kosten der Bevisionsbesch werde binnen 8 Tagen bei sonstiger 
fixecution zu bezahlen. 
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Gründe: 

Die Frage, ob die Geklagte zur Zahlung des eingeklagten 

Betrages verpflichtet ist, miiss im vorliegenden Falle ver- 
neint werden, da nach § öo des B. R. df^r Absender für die 
Eicbtigkeit der im Frachtbriefe aufgenommenen Angaben 
haftet, und alle Folgen träet, welche aus unrichtigen Er- 
klaiuugen entspriogec; dass über die Geklagte bei Anuaiime 
der Sendung wusate, es habe seitens des J. K. eine unrichtige 
Deelaration stattgefunden, wurde von der Klagsseite nicht 
behauptet. 

Wenn nun auch nach § 61, Z. 1 des B. B. die Fraeht- 

gelder als an die Geklagte angewiesen zu gelten haben, so 
war selbe nach § 67 des B. R., welcher mit dem Art. 406 
de'; H. G. B. übereinstimmt, nur die in dem Frachtbriefe er- 
sichtlich gemachten Beträge zu zahlen verpflichtet, zu denen 
aber der eingeklagte Betrag nicht gehört. 

Die Klagseite verwahrt sich gegen die Sabsumption 
ihres Anspruches unter den Abs. 4 des § 61 des B. B. Ist 
dies aber der Fall, dann kann sie ihren Klagsanspruch gegen 
die Geklagte mit Erfolg auch nicht erheben. Nachdem dieser 
Betrag in den Frachtbrief nicht aufgenommen war und die 
Geklagte als Empföngerin nach § 67 des B. R. verpflichtet 
ist, lediglieh die im Fntr'htbricfo ers'iehtlieh tremaehtcu Botr;:ge 
ZU bezahlen, mus-te das obergericiitiicüe I rtijeii abgeändert 
und die erätrichterliche Eutächeidung wieder hergestellt 
werden. 

Der Ausspruch aber die Kosten gründet sich auf die Be- 
stimmung der §§ 24 uud Si6 des Gesetzes vom 16. Mai 1874« 
B, G. Bl. Nr. 69. 

Nr. 38. 

Cemp^tei» der Handelsgerichte zur Rechtsprechung Uber Klagen gegen 

das Eisenbahnärar aus dem Frachtgeschäfte. 

(KntscbeiduDg des 0. ü. U. vom 9. September Z. 10361; Bestatiguug 
aer Eatecheiaune des Urtheiles des 0. L. G. Prag vom 23. Jani 1896. 
Z. 14110; AQfhebaog des Beschlusses des H. Q. Prag Tom la Mal 1896^ 

Z. 16749.) 

Wenzel K. belangte das Eisenbahnärar vor dem H. G. 
als Bagatellgericht Prag auf Rückerstattung einer zu viel be- 
zahlten Frachtgebühr von 2 fl. 37 kr. sanamt Nebeugebtihren. 

Das geklagte Aerar wendete durch die niederösterreichi- 
sche Finanzprocuratur die Unzuständigkeit des Gerichtes ein. 
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Das H. G. Prag gab der Einwendung statt und wies die 
Klage ab, da es sieh zwar um ein im Art. 272. Abs. 3 des 
H. G. B. angefülirteb GeschaU liaudelt, der Streit jedoch 
nach § 38, Abs. 2 des EiDfÜhrungsgesetzes zum H. G. Qod 
2 des Gesetzes vom 27. April 1873, B. G. Bl. Nr. 66, der 
aDdelsgeriohtlicheD Rechispreehuog nur dann unterliegen 
würde, wenn der Geklagte im Handelsregister eingetragen 
wäre, was im gegebenen Falle nicht zutriöt. 

Das 0. L. G. Prag hat über Appellation des Klägers die 
Entscheidung der ersten Instanz aufgehoben und dem H. G. 
Prag aufgetragen, mit Abseben von der vermeintlichen Unzu- 
ständigkeit das Verfahren fortzusetzen. 

Gründe: 

Die Klage stützt sich auf einen Frachtvertrag, somit auf 
ein im Art. 272, Abs. 3 des H. G. B. angeführtes relatives 
Handelsgeschäft nnd unterliegt sonach gemäss § 38, Abs. 2 

des Einfühningsgesetzes zum Handelsgesetze der Recht- 
sprechung des H. G. Wenn auch der geklagte Staat als 
Eisenbahnunternebmer und Frachtlüh rer nicht im Handels- 
reffister eingetragen ist, kann sich die Austragung der Rechts- 
sache der Judicaiur des Causalgerichtes nicht entziehen, weil 
— wenn das Unternehmen nicht in Staats-, sondern in Privat- 
faänden wäre — die Eintragung in das Handelsregister er- 
folgt sein müsste, wie überhaupt die Privathahnen in dem- 
selben eingetragen sind, die Staatsunternehmung einer solchen 
Verpflichtung aber nach § >^ des Einführungsgesetzes zum 
Handelsgesotzf i]m deshalb niclit unterliegt, weil bisher in 
dieser Beziehung lai Verordnungswege nichts bestimmt wurde. 

Nach § des Gesetzes vom 5. März 1)^69, R. G. Bl. 
Nr. 27, sind alle Streitfragen, welche wegen ISchadeueiöaizes 
hei Verletzung von Personen heim Eisenbahnbetriebe erhoben 
werden, den H. G. zugewiesen, woraus zu folgern ist, dass 
in diesem Sinne die Handelsgeschäfte der Staatsunternehmung 
viel eher der Rechtsprechung der H. G. und nicht der 
ordentlichen Gerichte unterliegen. 

Fs war sonach das angefochtene Erkenntuiss nnfVuheben 
und die weitere Verhandlung ohne Bücksicht auf die Com- 
petenzfrage anzuordnen. 

Der 0. G. H. hat den Revisionsrecurs des Aerars gegen 
die obergerichtliche Entscheidung abgewiesen, und zwar mit 
der Begründung, dass, wenn schon gegen die Ober eine Nnlli- 
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tätsbeschwerde ergangene obergeriohtliehe Entscheidung ge- 
nnäss § 51 des Bagatellverfahrens ein Rechtsmittel nicht statt- 
findet, dies nmsomehr gelten muss bei der fiber einen blossen 
Beschluss des üagateiigericbtes ergaugeueu obergerichtlichen 
Entsoheidung. 

Nr. 34. 

I. FOr die Prag9 der Herstellung einer EiMnbahnzufahrtetlpatse ist e« 

ohne Bedeutung, ob die in Betracht kommende Aufnahmsstelte dem 
Gesammtverkehre dient oder bloss als Personenhaltestelie errichtet 
-wrorden ist 2. lieber die Frage der NefliWendigkeit der HeretoUnng 
einer Eisenbahnzufahrtsstrasse entscheidet die zuständige Behörde nach 
freiem Ermessen. 3 Eine Vereinbarung der Parteien kann eine gesetzlich 
auferlegte Verptiichtung nicht berühren und berechtigt den von der 
Leietang Enttattetee nur, seine ReohttaneprOche gegenüber dem anderen 
Cempacieeenten auf dem eompetaaten Wege geltend »i machen. 

(Entaelieidang des Y. 6. H. vom 17. September 1896^ Z. fiOga) 

Die Frage der Heretellong einer Zufalirtsstrasse zu der 

Station „Xlagenfurt Staatsbabn*' ao der Flügelbabn Elagenfart- 
Glandorf der ehemaligen Kronprinz Rudolf- nunmehr Staats- 
bahn kam in Verhandlung, nachdem der schon bei der Anlage 
der genannten Fiügelbahn erbaute, i^eitdem aber als Verkehrs- 
statiou nicht benützte Bahnhof über Ansuchen der Stadt- 
Gemeinde Klageüfurt im Jahre 1^91 als Station für den 
Personenverkehr — Haltestelle — eingerichtet worden war. 
Der k&rntndrificbe Landesausscbttss traf diesbezüglicb im Ein- 
vernebmen mit der Landesregierung die Enttscbeidung, dass 
die Herstellung einer Eisenbahnzufahrtsstrasse von der völker- 
markter Heichsstrasse bis zu dem Plateau vor dem Aufoahms- 
gebäude der besagten Haltestelle nothwendig- sei und zog die 
österreichischen Staatsbahnen mit einem Dritttheile der Her- 
stelluugs- und Erhaltungskosten in Ooncurrenz. Gegen diese 
Entscheidung führte die niederösterreichische Fiuauzprocuratur 
vor dem V. G. H. Beschwerde, welche jedoch nicht gegen 
die Höbe des den Staatsbabnen auferlegten Ooneurrenzbei- 
tragesy sondern nur gegen die Herstellung der fraglicben 
Strasse als Eisenbahnzufahrtsstrasse überhaupt sieb richtete. 

In dieser letzteren Richtung wurde die Gesetzmässigkeit 
der angefochtenen Entscheidung von der Beschwerde in erster 
Linie mit der Einwendung bestritten, dass die Haltestelle 
^Klagenfurt Staatsbahn" nur als Personenhaltestelie errichtet 
worden und der Eilgut-, sowie der Frachtenverkehr auf der- 
selben ausgeschlossen sei, auf blosse Personenhaltestellen aber 
die Eisenbahnzufahrtsstrassengesetze keine Anwendung üudeo. 
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Die Beschwerde wurde als unbegründet abgewiesen. 

Grande: 

Der V. G. H. konnte die Anschauung der Beschwerde, 
insoweit es sich vorliegen denfalls um das kärntneriscbe 
Eisenbahnzufahrtsstrassengesetz vom 7. August 1881, L. G. Bl. 
Nr. 22, handelt; nicht als richtig erkennen, denn weder der 
Wortlaut, noch die Absicht dieses Gesetzes deuten darauf 
hin, dass dasselbe nur für Strassen Geltung habe, welche zu 
Bahnhöfen oder Stationen führen, an denen der volle Persooeu- 
und Krachtenverkehr der Eisenbahnen statlUudet. 

Der § 1 des bezogenen Gesetzes erklärt Dämlich als 
Eisenbahnzufahrtsstrassen jene öffentlichen Strassen, welche 
die Verbindung der Bahnhöfe und Aufnahmsstationen mit 
dem nächst gelegeneu Fahrwege oder mit dem Gebiete der 
nächst gelegenen Städte, Märkte oder Ortschaften vermitteln. 
An»^h im weiteren Texte des Gesetzes, sowie in seiner Ueber- 
schriit werden nur die Ausdrücke „Bahnhöfe" und „Anfnahras- 
stationen ' gebraucht ohne irgend welche beschränkende Bei- 
fügung in Hinsicht auf die Gattung und den Unafang des auf 
den Stationen statthüdendeu V erkehret». AU „ Aufuahmsstation" 
muss aber nach der natfirlichen Bedeutung des Wortes jede 
örtliche Stelle einer Eisenbahn angesehen werden, welche 
3EUr Aufnahme von Personen oder von Frachten eingerichtet 
ist und benutzt wird. Einer Einschränkung des Begriffes 
„Aufnahmsstation" auf solche Stationen, an welchen sowohl 
die Personen- als auch die Praehtenaufnahme stattfindet, steht 
aber nicht bloss die natürliche Bedeutung des Wortes, sondern 
auch die Absicht des Gesetzes entgegen, weh^hes die Her- 
6telluug und Erhaltung der zu den Bahuhöleu und Statioüeu 
der Eisenbahn fahrenden Strassen von den allgemeinen Be- 
stimmungen der Strassengesetze ausnimmt und einer be- 
sonderen Concurrenz des Landes, der Eisenbahn und der 
Gemeinde mit etwaigen Privatinteressenten tiberweist, offenbar 
zu dem Zwecke, die Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehres 
auf diesen Strassen sicherzustellen und diejenigen Kactoren 
zur Kostentra<jHn<r heranzuziehen, in deren Interesse eiue 
gute und gesicherte Communication zur Eisenbahn gelegen 
ist. Dass aber dieselben Rücksichten je nach den L mständeD 
des Falles auch bei der Communication zu einer Haltestelle, 
das ist zu einer Station, an welcher nur die Personenaufoahme 
mit Ausschluss des FrachteuTerlcehres stattfindet, obwalten 
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kdnoeD, ist gewiss, da ja ein bedeutender Personenrerkehr 
eine sichere und leiebte Zufahrt oieht minder bedingt, als 
der Frachtenvericebr, und bezOglieh der Sorge für den Per- 

sonenverkehr dieselben Gründe der besonderen Concurrenz 
des Landes, der Eisenbahn und der Gemeinden platzgreifen, 
wie für den Frachtenverkehr. 

Wenn nun aber dem Gesagten zufolge der Umstand, dass 
die Station „Klagenfurt Staatsbahn" nur als Haltostpllp er- 
richtet wurde und an derselben bloss die Personenaulutihuie 
mit Ausschluss des Frachtenverkehres stattfindet, der An- 
wendung des Gesetzes vom 7. Angust 1881, L. G. Bl. Nr. 22, 
nicht entgegensteht, so darf bierans, beziehungsweise ans der 
Kechtsaust h luung, dass das eben bezogene Gesetz unter dem 
Ausdrucke nAufnabmsstationen" auch die Personenhaltestellen 
begreift, keineswegs — wie die Beschwerde zu argumentiren 
scheint — gefolgert wprdpn. dass zu jeder h\< Haltestelle 
zur Personeuaufnahme eingerichteten Eisenbahnstation eine 
Zufahrtsstrasse im Siune des bezogenen Gesetzes hergestellt 
werden müsse; denn über die Nothweudigkeit der Herstellung 
einer neuen, sowie der Adaptiruug einer bestehenden Strasse 
als fiisenbahnzufahrtsstrasse entseheidet gemäss § 3 leg. eit 
der Landesausschuss im Einvernehmen mit der Landesregierung 
nach freiem Ermessen. Diesen Behörden steht daher auch 
die Entscheidung nach freiem Ermessen zu, ob mit Rücksicht 
auf die örtlichen Verhaltnisse des concreten Falles und auf 
die Bedeutung des Verkehres die Herstellung einer Eiseu- 
bahnzufahrtsstrasse zu einer als Haltestelle bloss für den 
Persoueuverkehr eingerichteten Station nothwendig ist, weshalb 
anch die angefochtene Entscheidung, insoweit mit derselben 
die Nothweudigkeit der Rerstellung der in Bede stehenden 
Eisenbahnzufahrtsstrasse ausgesprochen wurde, der ITeber- 
prufung durch den V. G. H. gemäss § 3, lit. e des Gesetzes vom 
22. October 1875, R. G. Bi. Nr. 36 ex 1876. nicht unterliegt. 

Auch die weitere Einwendung der Beschwerde, dass den 
österreichischen Staatsbahnen aus der Krrichtung der Halte- 
stelle „Klagenfurt Staatsbahn'' vertragsmassig keine Belasiung 
erwachsen könne, weil die Stadtgemeinde Klagenfurt bei der 
bezüglichen Verhandlung sich verpÜichtet habe, die neu an- 
zulegenden Zugänge zu der Haltestelle auf eigene Kosten zu 
erhalten, fand der Qerichtshof haltlos« 

Denn die durch die Annahme der allgemeinen Bedin- 
gungen für die Errichtung von Personenhaltestellen auf den 
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Lioien der Staatsbahnen seitens der Stadtgemeinde Klagenfurt 
dingegaugeoe, bei der TerbandlaDg am 12. Juni 1894 tod 
den Vertretern der Staatsbahnen nicht geltend gemachte Ver* 
pflichtuog durfte, auch wenn derselben die von der Beschwerde 

behauptete, auch auf die Zufahrtsstrassen ausgedehnte Be- 
d Mitling zuerkannt würde, bei der auf Grund des Gesetzes 
vom 7. August l^Sl gefällteu Eutscheidniisr über die Noft)- 
wendigkeit der fniiilicheu Zufabrtsstras.se und die Coucurren/- 
beitriige für dieselbe nicht berücksichtigt werden, weil die 
durch das Gesetz auferlegte Verpflichtung durch eine Verein- 
barung der Parteien gegenüber der Behörde nicht alterirt 
werden kann und der Partei nur freigestellt bleibt, ihre 
BechtsansprQche ans einer solchen Tereinbarung gegenQber 
dem anderen Oompaciscenten auf dem competenten Wege 
geltend zu machen. 

Diesen Erwägungen zufolge musste die Beschwerde als 
unbegründet abgewietseu werden. 

Nr. 35. 

Die seitens de« E.isenbahnmini»teriums bei Ertheifung der Baubewiiligung 
für «ine Eltenbaliniwttetlefl« getrolPen« Verfügung, dats die Minltterlal- 

entscheidung Uber einen erhobenen Parteianspruch nachfolgen werde, 

enthält keine die Rechte der Partei in irgend welcher Richtung tangirende 
Disposition und eignet sich daher nicht zur Beschwerdetührung vor 

dem V. Q. H. 

(Entscheiduii- des V. G. H. vom 21. September 1896, Z. 4099.) 

Der V. G. H. bat die am 10. Juli 1896 eingebrachte 
Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gegeu die Entscheidung 
des k. k. Eisenbabnministeriums vom 15. April 1896, Z. 3183, 
betreffend die Banbewilligung für die Haltestelle „Braun- 
schweiggasse*' der Wiener Stadtbahn, nach §§ 5 und 21 des 
Gesetzes vom 22. October 1875, B. 6. Bl. 36 ex 1876^ 
ohne weiteres Verfahren zurückgewiesen, weil die allein an- 
gefochtene Verfugung der in Beschwerde gezogenen Ent- 
scheidung. ,,dass hinsichtlich dor von d^r (iemeinde Wien 
erhobeneu Forderung, betrefinni die KrliDhung der bahn- 
geitigen Stützmauern der Quai:?Uas.se aui Kosten des Bahu- 
uuteruehmerä über Verlangen der Gemeinde, die Ministerial- 
entseheidung nachfolgen werde", eine die Beehte der Gommune 
in irgend welcher Bichtung tangirende Disposition nicht ent- 
hält, vielmehr die administrative Entscheidung über den er- 
hobenen Anspruch ausdrücklich vorbehält und in Aussicht 
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stellt, weil daher die Besch werde, da der Streitpunkt admini- 
strativ nicht ausgetragen ist, sich als unzulässig darstellt. 

Nr. 36. 

Verletzungen, welche sich ein Bahnbediensteter beim Heben von Sohienen 
o<l«r beim 8ehi«bwi «tnet beladmen B«hnwag«nt und Herauswerftii 

desselben aus dem Geleise zuzieht, fallen nicht unter das Haftpflicht« 
gesetz. Der von einem Streckenvorstand aufgenommene Bahnarheiter 
kann Ansprüche aus dem Dienstverhältnisse gegen die Bahnunternehmung 

alt «oleh« galtond maehan. 

(Entscheidung des 0. L. G. Prag vom 22. September 1896, Z. U637/20037; 
Beatätigang der Entscheiduiig des H. G. Pnig vom 18. Mai 1895, Z. 24939.) 

Der bei der B.-Bahu iü Dieosten gestandene Visierer und 
Oberbauarbeiter A. Tb. hatte sich in AusQbung seines Dienstes 
▼or etwa zwölf Jahren eine unheilbare innere Verletzung zu- 
gezogen. Der Genannte war damit beschäftigt, schwere 
vSchienenstficke zu heben, musste sodann einen beladenen 
Bahnwagen schieben und aus dem Geleise werfen, als er 
plötzlich in der linken Leistengegend einen heftigen Schmerz 
verspfirto. Der zu Rathe L'"<^7ncrene Bahnartz 0. stellte einen 
linksseitigen JAUiftenbruch lest, und verordnete das Tragen 
eines Bruchbandes, was A. Th. auch befolgte. Nichtsdesto- 
weniger verheilte der Leistenbruch jedoch nicht, vielmehr 
wurde Th. infolge des Bruehleidens schwächlich und kränklich, 
musste längere Zeit im Spitale liegen, und wurde sodann als 
unheilbar aus dem Spitale entlassen. Wegen der mit dem 
Leiden verbundenen Dienstuntauglichkeit erfolgte sodann auch 
die Entlassung aus den Diensten der B.-Bahn gegen eine Ab- 
fertigung von 100 fl. Th. bezeichnete dieselbe als zu gering 
und klagte die genannte Bahnverwaltung auf Gewährung einer 
jährlichen Rente, beziehungsweise Pension im Betrage von 
250 fl., auf Zahlung der bereits fälligen Beute von 250 ü. 
sammt 6 Procent Verzugszinsen vom Tage der KlageQber- 
reichongy bezieh nngsweise auf Leistung einer einmaligen Ab- 
fertigung im Betrage von 1000 fl. nebst 6 Proeent Verzugs- 
zinsen vom Tage der Elageeinbringung. 

Kläger giebt ferner an, er sei am 1. October 1854 vom 
Ingenieur L. als Visierer aufgenommen und durch sieben Jahre 
auf der Strecke bei K. verwendet worden. 

Im Jahre 18»il sei er als ViMerer und Oberbauarbeiter 
zum Babnbaue nach Kl., wo er durch sieben Jahre Dienste 
leistete, hierauf zum Bahnbaue auf die Strecke W.-L. versetzt 
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worden, wo er sechs Jahre Dienste als Visierer und Oberbau« 
arbeiter leistete. 

Von der Strecke VV.-L. sei er endlich nach Pr. versetzt 
wordeUf wo er bis zu seiner Entlassung, am 5. Februar 1894, 
in den Diensten der geklagten Eisenbän blieb. 

Vom 1. October 1854 bis zum Tage seiner Entlassung 
sei er überdies Mitglied des Kranken uQteratfitmngsinstitates 
fttr Bedienstete uod Arbeiter der B.-Babn gewesen. 

Das H. G. Prag wies das Klagebegebren ab und ver- 
urtheilte deu lüüger zum Ersätze der Kosten an die geklagte 
Verwaltung, 

Gründe: 

Der Kläger grflndet seine Ansprache auf zwei Beehtstitel, 
und zwar einmal aof die §§ 7 und 10 der Statuten des 
Kranken Unterstützungsinstitutes fQr Bedienstete und Arbeiter 
der geklagten Bahn und dann auf das Hafigesetz vom 5. März 
1869, K. G. Bl. Nr. 27. 

Die geklagte Bahn bestreitet all" Angaben des Klägers, 
ausgenommen den Umstand, dass deriviager vom 1. September 
1873 bis 5. Februar 1894 beim Streckenvorstande am S.- 
Bahnhofe iu Pr. in Arbeit stand und durch diese Zeit Mitglied 
des bestandenen KrankenunterstQtzungsinstitates bis 1. Juli 
1889 und bis 4. Februar 1894 der bestehenden Krankencasse 
tflr Bedienstete und Arbeiter der geklagten Bahn war, und dass 
er von letzterer aus dem UnterstQtzungsfonds Unterstützungen 
zn 30 fl., iiO fl. und 50 Ii., also 100 fl. ausbezahlt erhielt. 

Die geklagte Bahn erhebt vor allem die Einwendung der 
Unzuständigkeit des H, G. und der Unzulässigkeit des 
Summarverfahrens, weil es sich nicht um eine Ereigouog im 
Sinne des vorcitirteu Haftgesetzes handle. 

Allein nach der Klage wird ein Anspruch auf Grund 
jenes Gesetzes erhoben und es kann erst durch die meritoriscbe 
Beurtheilung des Sachverhaltes entschieden werden, ob jener 
geltend gemachte Anspruch besteht oder nicht, und kommt 
diese Entscheidung nach jenem Gesetze nur dem H. G. zu, 
welches jeweilig das summarische Verfahren einzuleiten hat. 

Es ist demnach sowohl die Einwendung: der Unznstrinrlig- 
keit als auch die der Unzulässi^keit des SummarverlahreDS, 
welch letztere übrigens erst im Rechtsmittelverfahren geltend 
gemacht werden kann, unbegründet, und musste erstere ver- 
worfen werden. 
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In merito bestreitet die Geklagte die passive Legitimation 
des Klägers, indem sie behauptet, derselbe sei nicht bei ihr, 
sondern beim jeweiligem Streekenvorstande in Arbeit e^e- 
standen, dem die Aufnahme, Entlohnung und Entlassuug der 
Hilfsarbeiter zustehe, und zwar ohne Ingerenz der Gesellschaft, 
welche bloss dem ersteren den Betrag der Löhne zur Ver- 
fügung stellt. Allein aneh diese Einwendnog ist nobegrQndet, 
weil der Streekenvorstand^ indem er einen Arbeiter nicht fflr 
seine Privatdienste, sondern fQr Arbeiten auf der Bahn auf- 
nimmt, f&r dieselbe als Mandatar der letzteren anzusehen ist, 
dessen inneres Yerhältniss zur Bahn ganz irrelevant ist, und 
demnach letztere durck ihn berechtigt, beziehungsweise ob- 
ligirt wird. 

Nunmehr ist zu untersuchen, ob, wenn der vom Kläger 
angeführte Sachverhalt wahr wäre, die Ansprüche des Klägers 
auf Grnnd der beiden angeführten Beehtstitel begründet wftren. 

Nachdem, wie auch von der Geklagten zugestanden ist, 

der Kläger Mitglied des bestandeneu KrankenunterstQtzungs- 
institutes für Bedienstete und Arbeiter der geklagten Bahn 
war, demnach bei letzterer in Arbeit stand und laut des 
Gutachtens' der Sachverständigen mit einem linksseitigen 
Leistenin ui he behaftet ist, welchen er sich in der eingangs 
bezeichiit ti u Weise, und zwar zu einer Zeit, als er noch bei 
der Geklagten in Arbeit stand, zugezogen haben soll, so 
wären allerdings die Bestimmungen der Statuten jenes Insti- 
tutes, nftmlich die §§ 7 und 10 derselben, fiftr den Anspruch 
auf Abfertigung maassgebend. Nach § 10 aber ist ein arbeits- 
unfähig gewordenes Mitglied jenes Institutes mit einer Ab- 
fertigung zu betheilen, welche von der Generaldirection der 
Bahn über Antrag des Verwaltungsansschusses bestimmt 
wird, und zwar nach § 16 unter Ausschluss eines jeden 
weiteren ßechtsverfahrens. 

Statutenmässig ist also die Höhe der Abfertigung in das 
Arbitrium der Generaldirection gelegt und kann demnach 
vom Gerichte nicht bestimmt werden. 

Es ist demnach das Elagebegehren, insofern es sich 
auf jene Statuten gründet, unbegründet. 

Ueberdies besteht dieses Institut infolge des Gesetzes vom 
30. März 1SS8, R. G. Bl. Nr 33, § 52, nicht mehr und es 
müsste der Klüger die an Stelle des Institutes gotretone 
Krankencasse klagen, weil nach diesem Gesetze nur diese be- 
rechtigt, beziehungsweise verpflichtet wird. 
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Was die liründuug der Klage auf das Haftgesetz 
vom 5. März 1869^ ß. G. B). Nr. 27, betrifft, so ist zu 

{>rüfeu, ob eiue Ereignung vorliegt, durch welche die körper- 
iche YerietzQDg des Klägers herbeigefELhrt wurde. Als eine 
solche Ereiguung bezeiebnet der Kläger das ihm angebHch 
aufgetragene Heben von Schienen und den Umstand, dass 
er einen beladenen Bahnwagen schieben und aus den Schienen 
werfen musste. 

Allein laut (nitachtens dpr Sachverständigen gehören 
jene Thatigkeiten zu den regelma.^sigen bei der Bahn und 
es kann demnach jenes Heben, 8chiebeu uud Werfen nicht 
als eine Ereiguung im Sinne des Gesetzes angesehen werden, 
es mus8 vielmehr die angebliche Zuziehung des Bruches des 
KlSgers hierbei dem Zufalle und nach dem Gutachten der 
Sacbverst&ndigen der Disposition des Klägers zum Leisten- 
bruche zugeschrieben werden. Es kann demnach von einem 
nach dem Gesetze vermutheten oder einem wirklichen Ver- 
schulden der geklagten Eisenbahn keine Rede sein, und kann 
der Kläger ^^miipm Anspruch weder auf d:i^ Haftgosetz noch 
auf die aligememeu Bestimmungen über deu Öchadeoersatz 
gründen. 

Das Klagebegehreil erscheint demnach unbegründet und 
es musste die Klage abgewiesen werden. 

Es entfallen demnach die von der Geklagten erhobenen 

Einwendungen der Verjährung und Plurispetitio bezüglich 
der Verzugszinsen. Der Ausspruch über die Processkostea 
gründet sich im § 24 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, 
B. (3. B. Nr. 69. 

Das 0. L. G. bestätigte das erstrichterliche Urtheil. 

Gründe: 

Der die Competeuzfrage betreffende Ausspruch des erst^ 
richterlichen Urtheilsabsatzes wurde nicht in Beschwerde ge- 
zogen, weshalb derselbe nach § 258 a. G. 0. unberfihrt bleibt. 

Belangend den in Beschwerde gezogenen Ausspruch der 
ersten Instanz in der Sache selbst, so ist die Abweisung des 
Klagebegehrens durch die im Wesentlichen richtigen und 
durch die Ausführungen der Appeilationsbeschwcrde nicht 
widerlegten erstrichterlichen Gründe, auf welche sich hier 
bezogen wird, gerechtfertigt. 

Der Hinweis der Appellationsbeschwerde auf die Vor- 
schrift des I 904 a. b. G. B. und die hieraus gezogene 
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Schlus.sfolgerunjg^ ist unzutreffend, weil es sich hier kpines- 
wegs um die Festsetzuuje: des Zeitpunktes der Erfüllung eiue-^ 
Vertrages handelt. Ebenso unzutreffend ist die Berufung auf 
die Vorschrift des § 937 a. b. G. ß., weil die im § 16 der 
Statuten des Krankenuaterstützungsinstitutes für die Bedien- 
steten und Arbeiter der B.-Bahn normirte AttssehliessuDg 
jedes weiteren T?» i htsverfabrens gegen die Entscheidung des 
Verwaltangsrathes doch gewiss nicht einer VerziehtleistuDg 
auf eine Einwendung gleiehzuhalten ist. Es kann aber weiter 
auch nicht mit (irund in Abrede gestellt werden, dass das 
Heben von Schienen, das Schieben eines beladenen Babn- 
wagens und das Herauswerfen desselben aus den Schienen, 
durch welche Arbeiten augeblich die körperliche Verletzung 
des Klägers herbeigeführt wurde, wenn damit auch die Er- 
mögliehuDg des EiseDbahnverkehres bezweckt wurde, doch 
mit dem letzteren in keinem Zusammenhaiige steht, und es 
liegt daher in diesem Falle eine Ereignung „im Verkehre" 
im Sinne des § 1 des Gesetzes vom 5. März 1869, ß. G. Bl. 
Nr. 27, nicht vor. Ebenso wenig ist dargethan, dass durch 
Unterlassung welcher Obsorge und seitens welcher Person, 
deren sich die Geklagte zur Ausübung lies Eisenbahnbetriebes 
bediente, die Ereiguung, welche die körperliche Verletzung 
des Klägers zur Folge gehabt haben soll, verursacht worden 
ist, yielmehr lassen die eigenen Angaben des KiSgers keinen 
Zweifel darüber, dass er selbst durch eigenes Handeln seine 
Verletzung herbeigeführt habe. Hieraus folgt, dass in diesem 
Falle die Verrauthung eines Verschuldens der geklagten 
Bahogesells chaft nacfi der Ausnahrasbestimmiin? des bezogenen 
Gesetzes Dinht pl.itzgreift, und dass derpii Verantwortlichkeit 
für die Verletzung des Klägers, daher nur nach dem 30. Haupt- 
stücke des n. Theiles a. b. G. B. zu beurtheileu ist. 

Diesen hier maassgebenden Bestimmungen zufolge hätte 
der Kläger zur Begründung seines Anspruches das Ver- 
schulden der belangten Bahn zur Entkräftung der Vermuthung 
des § 1296 a. b. G. B. erweisen müssen. 

Ein derartiges die Ersatzpfiicht der Geklagten begrün- 
dendes Verschülden dieser letzteren hat der Kläger nicht 
erwiesen und musste sohin das im abweislichen Sinne er- 
gangene Urtheii erster Instanz bestätigt werden. 

Der Ausspruch über die Appellationskosten gründet sich 
im § 26 des Gesetzes vom lü. .Mai 1874, K. G. Bl. Nr. 69. 
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Nr. 37. 

Die Constatirung des Zustandes, in welchem sich die her einem Bahn- 
unfatle verletzte Person nach demselben befunden habe, durch die be- 
bliideliiden A«rzto ist kein Qegenttend det SaeliveretllndigentMweieee 
im Sinne des § 260, lit. a, und § 266 galiz. Q. 0., sondern des Zeugen- 
beweises zum ewigen Gedächtnisse, und setzt demnach die Zulassung 
desselben den Nachweis voraus, dass mit Grund der Verlust eines für 
den HftuptproMit wiolitIgMi Ztugen zu iMfürohtiii iet 

(BntsoheiduDg des 0. 6. H. vom 23. September 1896, Z. 10162; Be- 
stätigung der gleichlautenden £ntscheidiingen des 0. L. G. Krakau vom 
5. Mai 1896, Z. 6329, uud des L. Q. Krakau vom 21. Februar 1896, 

Z. 6301.) 

Jakob K. halte beim L. G. Krakau um Beweisaufnahme 
zum ewigeu Uedacbtoisse über seinen (iesuiidheitszustaud au- 
gesnefat, iodem er geltend maehte, dass er am 8. Mai 1895 
in der Station B. einen Unfall erlitten und infolge desselben 
sich eine schwere Kranicheit zugezogen habe. Das L. G. 
Krakau bewilligte das Ad suchen. Die SachTerstftndigen gaben 
das Gutachten dahin ab, dass die Vermutbung für eine Simu- 
lation der Krankheit spreche, dass übrigens ein bestimmtes 
Gutachten erst nach Einvernahme der Zeugen Dr. Z., Dr. S., 
T>r. Pi. und Dr. P. möglich wäre, welche den Gesuchstelier 
OtjJiandelt haben. 

Daraufhin suchte K um Vernehmung der erwähnten 
Zeugen bezüglich des ümstandes, welche Erankheitsverän* 
deruDgen sieh bei R nach dem am 8. Mai 189& erlittenen 
Unfälle vorgefunden haben und sohin um Aufforderung der 
Sachverständigen nach Vernehmung der Zeugen ein decidirtes 
Gutachten abzugeben, an. 

Das [. G. Krakau wies das Begehreu ab, da es sich 
dem Wesen nach nicht um Ergänzuncr des Sachbefundes, 
sondern um Vernehmung von Zeugen zum ewigen Gedächtnisse 
bandelt, während andererseits nicht im Sinne des § 251 
g. G. 0. nachgewiesen ist, dass für den Gesuehateller Grund 
zur Befürchtung des Verlustes eines für den Entsehfidigungs- 
process wesentlichen Zeugen bestehe. 

Das 0. L. G. Krakau bestätigte die Entscheidung der 
ersten Instanz. 

GrQnde: 

Mit Entscheidung vom 21. lanuar 1896 wurde der Saeh- 
verständigenbeweis zum ewigen Gedächtnisse zugelahbeu, um 
den Gesundheitszustand des Gesuchstellers zu constatiren. 
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Dieser Beweis wurde vollständig durchgeführt, während das 
abgewiesene neuerliche Gesuch die DurcbfÖhrung eines Zeugen- 
beweises anstrebt, um den Zustand festznstellen, in welebem 
sieh Beeurrent naeh dem Unfälle vom 8. Mai 1895 befand, 
und wurde, da Beeurrent wegen Znlassung dieses Beweises 
nicht in der durch das Gesete Tor^eschriebenen Weise an- 
suchte, dem Begehren mit Recht keine Folge gegeben. 

Der 0. G. H. gab dem ausserordentlichen Eovisions- 
recurse des K. keine Folge, und zwar in der Erwägung, dass 
der in Rede stehende Beweis durch Sachverständige im Sinne 
des Ansuchens des Beschwerdeführers und des § 260, Iii. a 
a. G. 0. und des § 268, Seblnsssatz galiz. G. 0. im Rahmen 
des erstriebterlicbeo, diesen Beweis zulassenden Beseheides 
Tom 31. Januar 1896, Z. 3967, durchgeführt erseheint, und 
dass nunmehr der Beschwerdeftihrer nicht den dermaligen, 
sondern den früheren Gesundheitszustand, wie derselbe in der 
Zeit nach dem 8. Mai 1^95 beschaffen war, auf Grundlage 
der Aussagen der obgenannten, erst einzuvernehmenden Zeiisfen 
festzustellen anstrebt, es sich somit allerdings nicht um emeu 
Sachbefund, beziehungsweise um dessen Ergänzung im Sinne des 
§ 260, lit. a a. G. 0., und § 266. Schlusssatz galiz. G. 0., sondern 
vielmehr um Durchführung eines Zeuge nbeweises zum ewigen 
Gedächtnisse behufs Feststellung eines ror längerer Zeit be- 
standenen Zustandes handelt (§§ &, 251, 253^ 254 galiz. G. 0)y 
somit die Voraussetzungen des Eofdecretes vom 15, Februar 
1833 J. G. S. Nr. 2593 nieht zutreffen. 

Nr. 38. 

Stellung der Parteien in den verschiedenen Abschnitten des VerlMrw» 
bei Enteignung für Eisenbehnzwecke. Wirkung der innerhalb der Edictal- 
frist erhobenen Einwendungen der Betheiligten auf die Ertheilung des 
BaveoiMtneM. — Dm bei der pelHieehen Begehung geltend gemachte, 
auf einem öffentlich- reohtlichen Verhältnisse beruhende dingliche Ver- 
fUgungsrecht an einem vom Concessionsinhaber für Eisenbahnzwecke in 
Mitbenutzung genommenen (Aerarial-) Strassenkbrper bildet ein Ent- 
•IgmuigtolijMi im Sinne den EisenlMiiNiexpro|irialionsgnMtBtt. 

(EntsoheidaDg des Y. 6. H. vom 1. Jali 1896, Z. 8909.) 

Angesichts der Nothwendigi^eit einer theilweisen Uni- 
legung der Beich<;strasse von N. über T. nach B. fanden 
schon vor dem Jahre 1882 Erhebungen uud Verhand- 
lungen zwibclieu der Staatsverwakuüg und den betbeili^ten 
Gemeinden statt. Hierbei tauchte auch das Project einer 
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Localbabü auf, welche mit tbeilweiser Beuützung der neuzu- 
erbauenden ärariBehen StraseenBtreeke von N. naeh A« (der 
sogenannten Mazsastrasse) eine Verbindung der Sfidbabn mit 

R. herstellen sollte. 

Mit den Erlässen vom 10. Juni 1S81, Nr. 8593, und vom 
15. Juli 1881, Nr. 9484, stimmte das Ministerium des Innern 
ira Principe zu, dass ein Alternativproject bezüglich der Mazza- 
strasse und deren eventueller Benüt/un^ für Localbahuzwecke 
ausgearbeitet werde, unter der Bediugung, dass die Mehr- 
kosten, welche aui den Strasseubau N.-A. zu verwenden 
wären, um denselben aueh für die Anlage einer £isenbahn 
geeignet zu maeben, jedenfalls von der Unternehmung einer 
solchen Bahnanlage getragen werden mttssten. 

Nach längeren Verhandlungen kam zwischen der Stadt- 
gemeinde A. und dem Strassenärar der Vertrag vom 
12. April 1Ö82 zu Stande, laut welchem die Stadt A. die 
Ausführung des Strassenbaues von N. bis zur Wendung bei 
der Sarcabrücke nach dem vorliegendem Plane zu bestimmten 
Einheitspreisen, und zwar mit einer gewissen Mehrbreite be- 
hufs Ermöglichung der Bahnanlage flbernahm und sich zu- 
gleich verpflichtete, für diese Mehrbreite von dO Gentimeter 
keinerlei Ersatzansprüche an das Strassenärar zo stellen. 
Dieser Vertrag wurde vom Ministerium des Innern mit Erlass 
vom 25. Juli 1882, Nr. 7076, mit dem Beifügen bestätigt, 
daiis die Baukosten und die Bewerthung der Arbeitsleistung 
lediglich nach der Normalbreite der Strassenbaha per 55 
Meter zu berechnen sein werden. 

In der Zwischenzeit hatte Gedeuu B. mit Erlass vom 
29. Mai 1882, Z. 9958, die Bewilligung des Handelsministeriums 
zur Vornahme von Vorarbeiten für die gedachte Localbahn 
erlangt und auch ein bezflgliches Project ausgearbeitet, welches 
sohin dem Abkommen der Stadt A. mit der Staatsverwaltung 
vom 4. September 1883 (genehmigt mit Erlass des Ministeriums 
des Innern vom 3. Januar 1884, Nr. 15879) in dem Sinne 
zur nnindlage diente, dass das SteigUügsverhältniss der 
Strasse nach dem Plane B.'s angenommen und die Breite der 
Strassenbahn mit 5 5 Meter bestimmt wurde, wobei weitere 
90 Gentimeter für die Zwecke der Eisenbahn hinzukommen 
sollten, so dass die Totalbreite def StrassenkOrpers 6*4 Meter 
betrug. 

Auf Grund dieses Abkommens wurde sodann zwischen 
der Stadtgemeinde A. und dem Strassenlrar der fürmliche 
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Baavertrag vom 21. April 1884 abgefieblosBen, laut welchem 
die Stadtgemeinde zur Ausftihruog des Baues gegen Ver- 
gfituDg der auf die Strassenbreike von 5*5 Meter entfallenden 
Kosten sich verpflichtete, dagegen die Kosten der Ueberbreite 
ans Eigenem zu bpstreiten übernahm. Die Stadtgemeinde A. 
hatte mit Zustiiumung der Statthalterei vom 17. Februar 1883, 
Nr. 2640, die Ausführung des Baues dem Gedeon B. über- 
tragen, welcher laut seines Oflfertes vom 30. Januar 1883 in 
alle Verpflichtungen der Gemeinde eintreten zu wollen er- 
klärte. B. führte sohin den Bau im Laufe des Jahres 1884 
aus, worauf am 28. Juli 1885 die Collaudirung erfolgte. Hier- 
bei wurde im Sinne der vorerwähnten VereiobaruDgeD uod 
im Sinne des Erlasses des Ministeriums des Innern vom 13. No« 
vcmber 1884. Nr. 10261, die vom Aerar zu vergütenden Bau- 
kosten linier Nif^htbenicksichtigung der Mehrbreite von 90 Cen- 
timerer, sowie der Anlage von vier Curven, weiche wegen der 
geplanten Eisenbahn einen grösseren Halbmesser erhalten 
hatten, bemessen, wogegen dem B. ein Ersatz fQr die er- 
wähnten von ihm bestrittenen Mehrkosten eonform der ge- 
troffenen Vereinbarungen niebt geleistet wurde. 

B. bewarb sich nun um die Concession der Eisenbahn- 
anlage, konnte dieselbe aber nicht erlangen, wogegen diese 
Concession laut Urkunde vom 23. November 1889, R. G. BI. 
Nr. 194, dem Ingenieur ßudolf St. Eitter v. Tr. in W. er- 
theilt wurde. 

Schon bei der bezüglichen Tracenrevision und dann aus 
Anlass der politischen Begehung machte B. schriiiiicii und 
protokoUariseb seinen Anspruch geltend, wonach er auf die 
von ihm fttr £isenbabnzweeke erbaute Mebrbreite des Strassen* 
kdrpers ein Verfügungsrecht behauptetOi welehe vom Gon- 
cessionsiobaber im Wege des Expropriatioosverfabrens er- 
worben werden müsse, wenn er die Bewilligung zur Be- 
nützung dieser Strassenmehrbreite für seine Eisenbahn und 
folglich den Baueonsens erlangen wolle. Die Begehungs- 
comrnission gab ihr Gutachten dahin ab, dass die privatrecht- 
lieheu Vorbehalte B.'s nicht Gegenstand der politischen Be- 
gehung bilden und constatirte zugleich über Ermächtigung 
des Handelsministeriums, dass sieb der Baueonsens für ge- 
wisse Bahnstrecken ergebe. 

Das Operat der Oommission wurde mit Erlass des 
Handelsministeriums vom 5. October 1890, Nr. 35789, mit dem 
Beifügen genehmigt, dass den Anforderungen der Pi^tejen in 

8» 
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der GemeiDde N. durch die Cornmissiousbestimmuügen in 
ausreichendem Maasse entsprocheu worden ist. B. erhielt 
indes vou diesem Erlasse keine Keuntaisg, weshalb er in 
wiederbolteD BlogabeD die Erledigung seines Anspruches be- 
züglich Feststellung des von ihni behaupteten Beehtes am 
Strassenkörper als Ezpropriationsobject gegenflber dem Con- 
cessionsinhaber begehrte, welch letzterer mittlerweile die 
Eisenbahn erbaut und den Betrieb auf derselben eröffnet hatte. 
Schliesslich wurde B. mif Erlass der Statthaltereiabtheiluno: 
Trient vom 14. Februar 1892, Nr. 2244, verständigt, es sei 
die Begehuniiscommissioo des Erachtens gewesen, dass seine 
privatrechtlichen Verwahrungen keinen (iegenstand der poli- 
tiseben Begehung bilden. 

Heber Beeurs B/s erging die Entscheidung vem 4. Juni 
1892. Nr. 8761, welche lautet, wie folgt: «Das Ministerium 
des Inneren findet im Einvernehmen mit dem Handelsmini- 
sterium den Recurs des Gedeon B. gegen den Bescheid 
der k. k. Statthaltereiabtheilung Trient vom 14. Fe- 
bruar d. J.. Z. ?'244, inbaltlich dessen tlber die wieder- 
holten Aulagen des Reeurreuieu mit dem Hinweise auf die 
im Sinne des Gesetzes vom 18. Februar, 1878, R. G. Bi. 
Nr. 30, rücksichtüch der Eisenbahn M.-A.-R. endgiltig und 
längst reehtskrftftig durchgefQhrte Expropriationsreriiandlung 
die neuerliehe Einleitung und Durebf&hrung einer solchen 
Verhandlung in Bezug auf die Ansprüche des Recurrenten, 
hinsichtlich welcher bereits anlässlich der politischen Be- 
gehung im Juni 1890 ;C:em;iss de? Hommissionsgutacbfens 
und der hierüber erfoliiten Genehmigung des Handels- 
rainiäteriums vom 5. October 1890, Z. 3.5789, erkannt wurde, 
dass sie einen Gegenstand der politischen Begehung, be- 
ziehungsweise Amtshandlung nach dem Gesetze vom 18. Fe- 
bruar 1878 nicht bilden, abgelehnt worden ist, zurfickzuweisen 
und den angefochtenen Bescheid zu bestfttigeo, weil B. gegen- 
über der EisenbahnontemehmuDg im Sinne des § 4, Abs. 2 
des citirten Gesetzes als Expropriat nicht angesehen werden 
kann, es sich vielmehr lediglieh um die Mitbenötzung einer 
Aerarialstrasse m Bahnzwecken handelt, in welcher Beziehung 
nur Rechtsverhältnisse zwischen der Bahnunteniöhmung und 
dem Strassenärar in Frage stehen, aus welchem ü runde hier 
ebenso wenig der Fall des § 21 1. c. gegeben erscheint." 

Gegen diese Entscheidung fahrte B: Besehwerde vor 
dem y. Q. H. 
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Deröeibe hob die augtjfocbteue EütsciieiduDg gemäss 
§ 7 des Gesetzes vom 22. October 1875, B. G. Bl Nr. 36 
ex 1876, auf. 

Gründe: 

Nach dem voraufgef&hrten Thatbestande handelte es sieb 
im gegebenen Falle um die Frage, ob der Anspruch des B. auf 
ein VerfüguDgsrecht an dem vom Concessionsinbaber St. für 
Eiseubahnzweeke in Aussicht genommeuen Strassenkörper 
einen üegeusiaud des EoteigDUD^sFerfahreus im Sinne des 
Gesetzes vom 18. Februar 1878, E. G. Bl. Nr. 30, zu bilden 
iiabe. Die politische Begehungbcommissiou fand diese Fia^e 
zn Terneinea« ohne in eine n&here Erörterung der von B. 
behaupteten Beehtsansprache, welche als pri?atreehfliche be- 
zeichnet wurden, einzugehen. Auch das Handelsministerium 
trat dieser AnscbaiiuDg durch die Genehmigung des commis- 
sionellen Operates bei. 

Nachdem aber der bezügliche Erlass vom 5. October 1890 
dem Anspruchswerber B. nachweisbar nicht zugestellt worden 
ist, so kaun ihm gegenüber von einer rechtskräftig durch- 
gefübrieu Expropriationsverhdudlung in dem dermaligen 
Stadium der Angelegenheit fuglich nicht gesprochen werden. 
Da weiters mit dem Erlasse der Stattbaltereiabtheilung Trient 
vom 14« Februar 1892 dem Beschwerdefahrer lediglich be- 
kannt gegeben worden ist, dass die Begehungscommission 
des Erachtens war, e> seien seine privatrechtlichen Ansprüche 
nicht Gegenstand der Begehiinfr, und da über Recurs B.'s 
sohiu der beute augefoehtouc Erlass des Ministeriums des 
Innern vom 4. Juni 1892 ei ilossen ist, mit welchem im Einver- 
nehmen mit dem HaDdelsmiLiiäturium ausgesprochen wurde, 
dass der Anspruch des ßecurrenteu eiueu Gegeostaud der 
politischen Begehung, beziehungsweise Amtshandlung nach 
dem Gesetze vom 18. Februar 1878 nicht bilde, so stellt 
sich letzterer Ausspruch thatsftcblich als die einziee definitive 
instanzm&ssige Entscheidung dar, welche dem Besehwerde- 
führer Ober sein an die Begehnngseommission im Jahre 1890 
gestelltes Anbringen zutheil wurde. Nachdem also eine „res 
judieata nicht eingewendet werden kann, so hatte der V. G. H. 
in die Prüfung der angefochtenen Entscheidung einzugehen. 

Was uuü zunächst die formelle Seite der Augelegen- 
heit betrifiti so muss Folgendes bemerkt werden. Das durch 
das Gesetz vom 18. Februar 1878, B. G. Bl. Nr. 30, be- 
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treffend die Enteignung zum Zwecke der Herstellnng oud 

des Betriebes von Eieenbahnen vorgeschriebeoe und in den 
Ministerialverordnungen vom 25. Januar 1879, B. G. Bl. 
Nr. 19, und 29. Mai 1^80, R. G. Bl. Nr. 57, näher geregelte 
Verfahren lässt, insoweit dasselbe in die Oompetpnz der 
Verwaltungsbehörden fallt, zwei genau voneinander unter- 
schiedene Abschnitte erkennen, und zwar einerseits die Er- 
hebung der für den projectirten Bau und die EnteignuDg 
maasegebenden thatsäenliehen Yerh&ltniase, welche durch die 
poUtische Begehangscommission Tone;enommeD wird (§ 13 u. ff.), 
andererseitB die instanzmässige Fftllung der Enteignungs- 
erkenntnisse (§ 17 ü. ff.). Der erste Theii des Verfahrene 
hat zum Zwecke, von amtswegen den Gegenstand und l^rafang 
der für die Herstellung nnd den Betrieb der Eisenbahn noth- 
weudigen Objecte (welche in den §§ 2 und 3 des Gesetzes 
aufgezählt sind) im allgemeinen festzustellen und hierbei 
insbesondere zu eiüebeu,^ ob und inwiefern dem Bauunter- 
nehmer die volle Dispositionabefognies Qber dieee Objecte 
auf Omnd besonderer Beehtsverhlltnisse bereits sukommt, 
oder ob und inwiefern ein solches Dispositionsrecht bezOglich 
gewisser Objecte hoch nicht besteht, d. h. also, es sind 
diejenigen Objecte auszuscheiden, deren Expropriation für 
Bahnzweeke erforderlich sein wird, um so dem Bauunter- 
nehmer das Mittel an die Hand zu geben, sein Enteignungs- 
begehren auf bestimmte Objecte und gegen bestimmte Per- 
sonen richten zu können, insoweit dies durch das seinerzeit 
vorgelegte Enteiguuug:^üperat nicht oder nicht entsprechend 
geschehen ist. Dagegen bildet die Fällung der Erkenntnisse 
selbst den formalen Abschluss der administrativ-behördlichen 
Ingerenz, indem durch diese Erkenntnisse tkber das Petit des 
Bauunternehmers entschieden, und der Gegenstand und Umfang 
der von ihm begehrten Expropriation fallweise und endgiltig 
bestimmt wird. Hieraus folf?t, dass auch die Stellung der 
Parteien in den verschiedeneu Abschnitten dt s \ rit;ihrens 
eine verschiedene sein muss. Im ersten Stadium steht es 
nicht nur dem Bauunternehmer, sondern auch jedem Be- 
theüigten, sei er nun Expropriat im Sinne des § 4 oder Ent- 
schädigungsanspreeher im Sinne des § 5, frei, sein Anbringen 
iuDerhalb der vorgeschriebenen Edictalfrist vor derOommission 
zur GeltuDg zu bringen und ist es dann Sache der Gommission 
und eventuell des Handelsministeriums als oberster Aufsichts- 
behörde in Eisenbahusachen (nach den bis zur Errichtung 
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d€8 Eisenbahnmioisterinins geltenden Direetiven) die erhobenen 
AnsprQehe bei der von am ts wegen vorzuDebmenden Fest* 
Stellung des Gegenstandes und Umfanges der Enteignung zu 
berücksichtigen und über deren Stichhältigkeit zu entscheiden. 
Im zweiten Stadium bleibt es lediglich dem Bauunternehmer 
überlassen, um die förmliche Expropriation aller jener Objecte 
eiuzukonimen, welche als für die Eisenbahn nothwendig und 
noch nicht unter der Disposition des Bauwerbers stehend, 
daher einen Gegenstand der Enteignnng bildend, erUftrt 
worden sind. Hieraus folgt aber auch weiters» dass das 
Handelsministerinm als oberster Eisenbahnadmihistratirbehörde 
mit der Ertheilung des Baueonsenses nicht vorgehen kann, 
insolange über sämmtliche innerhalb der EdictaltVist erhobene 
Einwendungen der ßetheiligten nicht rechti^kräftig abgesprochen 
worden ist, und hierdurch Gegenstand und Umfang der zur 
Enteignung nothwendisen Objecte bestimmt worden sind. 

Im gegebenen Falle stellt sich nun die Sachlage so, 
dass der vor der Begehungscommisston erhobene Anspruch des 
Betheiligten B. seine definitive abweisliohe Erledigung erst 
mit der heute angefochtenen Entscheidung des Ministeriums 
des Innern gefunden hat, welehe^ weil im Einverständnisse 
mit dem Handelsministerium ergangen, auch als die entgiltige 
Emanation der allein compptenten obersten staatlichen Eisen- 
bahuauföichtsbehörde ang* sehen werden muss. Trotzdem wurde 
inzwischen nicht nur der Hauconsens unter Bewilligung der 
Benützung des streitigen Strassenkörpers für die Zwecke der 
Eisenbahn ertheilt, sondern auch der Bau selbst mit Benützung 
dieser fraglichen Strassen mehrbreite ausgeführt und die Eisen- 
bahn dem Betriebe fibergeben. Hierdurch erscheint die ord- 
nungsmässige Fortsetzung und eventuelle Austragung des 
Expropriationsverfahrens umgangen und dem Beschwerdefiihrer 
B. formell jeder Weg abgeschnitten, um eine instanzmässige 
Entscheidung der competenten Behörden über seine materiellen 
Ansprüche zu erlangen. 

Hierbei mag zugegeben werden, dass es aus öffentlichen 
Rücksichten des Verkehres unstatthaft gewesen sein würde, 
wegen der erwähnten formellen Uftngel des Verfahrens den 
Anspruch B.'s unter Ignorirong der hentigen Saehlage nadk 
den zur Zeit der Stellung seines 'Anbringens bestandenen 
thatsächlichen Verhältnissen zu überprüfen und dass daher 
der Administrativbehorde nur erübrigte, diese Prüfung unter 
BerQcJcsichügung der in der Zwischenzeit eingetretenen Ver- 
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änderungeu vorzunehmen. Letztere lassen sich kurz dabin zu- 
«ammefl fassen, dass der BauuuierDehmer nach Erltiuguüg des 
BauconseübBs die fragliche Strassenmebibieue iiüt Zustimmung 
des Strassenärars in Besitz geuuiumeDf den Bau ausgeführt 
UDd deo Betrieb der EisenbabD eröfifnet hat. Durch diese 
nachträgliche Aenderuog des Thatbestaedes konnte aber ein 
alliUllig zur Zeit der eommissionellen Begehting bereits be- 
standenes Beoht des Bescfivrerdefübrers in materieller Bichtung 
nicht tangirt werden, vielmehr durfte im Falle der verspäteten 
Anerkennung eines solchen Rechtsbestaudes dm thatsächlich 
geänderten Verhältnissen nur insofern Rechnung getragen 
werden, als bezüglich der formellen bieliuudiuug eines solchen 
Ausnahmsfalles, d. i. bezüglich des hierbei einzubultendeü 
Terfahrens auf die eingetretene Aenderuug der Sachlage Be- 
dacht genommen werden konnte und musste. 

Die angefochtene Entscheidung beurtheilt nun die getreu 
den Erlass der St&tthaltereiabtheÜaoe Trient erhobene Ein- 
wendung dahin, dass der Anspruchswerber gegenüber der 
Eisenbahnunternehmung nicht als Expropriat im Sinne des 
§ 4, Abs. 2 des Gesetzes vom 18. Februar 1878 angesehen 
werden könne, es sich vielmehr lediglich um ein Rechts- 
verhältöiss zwischen dem Strassenarar und der Bahnunter- 
nehmuog handle. Wie aber schon erwähnt würde, die An- 
nahme, dass die Voraussetzungen des § 4 leg. eit. nicht 
zutreffen, an und f&r sich noch nicht hinreichen, um den An- 
spruch B.'s von einer Behandlung bei der politischen Be- 

fehung auszuschliessen. Denn selbst angenommen, dass 
t. nur als Entschädigungswerber im Sinne des § 5 des 
citirten Gesetzes aufgetreten wäre, so erschien er doch zu 
einem solchen Auftreten vor der Begehungscommission nach 
dem Vorgesagten legjiimirt, und es musste doch von den 
Admiuiätralivbehuideu erörtert und entschieden werden, ob 
die Strassenmehrbreite, bezüglich deren B. ein dingliches 
Verftlgungsrecht behauptete, ein Enteignungsobject bilde oder 
nicht, weil vor der ordoungsmässigen Durchführung des Ex- 
propriationsverfahrens der Entschädigungswerber Oberhaupt 
Dicht in der Lage ist, seine Ansprüche gegen den Expro- 
priirteu (d. h. gegebenenfalles gegen das Strassenarar) auf 
Grund des politischen Expropriationserkenntnisses gerichtlich 
giltend zu machen (§§ 22 uud folgende des Gesetzes). That- 
sächlich hat aber B. nicht nur ein dingliches Yerfügungs> 
recht am ärarischen Strassenkörper, sondern geradezu ein 
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Eigenthums- oder Miteigenthumsrechi behauptet, weshalb iim- 
fiomehr die Anwendbarkeit des § 4 des citirteo Geseizeb 
nicht von vornherem ohne nähere Prüfung der Sachlage aus- 

gesehlossen werden konnte. Die angefochtene Entscheidung 
etont iodessen, dsss es sieh lediglieh am. ein BeehtsTerhftltni&s 
zwischen dem Strasseo&rar und der Bauanternehmoiig handle. 
Hierin glaubte der Y. G. H. den Ausspruch enthalten zu 
sehen, dass das Begehren des Beschwerdeführers zur Gänze 
als unstichhähig erkannt, mithin sein Anspruch auf Erklärung 
des Slrassenkörpers, an welchem er Bechte behauptet, als 
ElprupriatioDsobject abgewiesen wurde. 

Es frägt sich demnach, ob dieser meritorische Ausspruch 
gesetzlich begründet war: Diesbezüglich rauss auf die Eut- 
stehungsgesemehte der Strasse zurflck^tigangea werden. — 
Schon in den firlftssen vom 10. Juni und 15. Juli 1881 setzte 
das Ministerium des Innern, als es sieh noch um die Aus- 
arbeitung eines Strassenbauprojectes handelte, die Bedingung, 
dass die Mehrkosten, welche auf den Strassenbau N.-A. zu 
verwenden wären, um denselben auch für die Anlage einer 
Eisen bahu geeignet zu machen, jedenfalls von der Unter- 
nehniuii^ einer solchen Kahnanlage getragen werden müssten. 
— Auch iü der ganzen folgenden Verhandlung blieb der 
Standpunkt der Administratirbehörden stets der, dass das 
Strassenftrar nur jene Baukosten übernehmen zu wollen er- 
klärte, welche aui die für ftrarisehe Zwecke nothwendige 
Strassenbreite entfallen, wogegen die för Eisenbahnzwecke zu 
erbauende Mehrbreite der Strasse vom bezüglichen Unter- 
nehmer aus Eigenem bestritten werden raü'^sto. Als dann die 
Stadtgemeinde A. die BauausfÜhruns: üb( nmhm, verpflichtete 
sich dieselbe im Vertrage vom 12. April 1^82 ausdrücklich, 
bezüglich der Mehrbreite von 90 Centimeter keinerlei Ersatz- 
ansprüche au das Strassenftrar zu stellen. In den folgenden 
Verträgen Tom 4. September 1883 und 21« April 1884, welche 
die näheren Baubestimmungen enthalten, wurde die für den 
öffentlichen Verkehr benötmgte Strassenbreite mit 5*5 Meter 
festgestellt und weiters vereinbart, dass für die gleichzeitige 
Benützung der Strasse durch eine Trambahn eine Mehrbreite 
von 90 Centimeter unter Zugrun deleo:iinpr eines von B. aus- 
gearbeiteten und dem Vertrage beigeschlossenen Projectes, 
somit der ganze Strassenkörper in einer Breite von ti 40 Meter 
herzustellen sei, wobei jedoch die Stadt A. die Kosten dieser 
Uehrbreite zu tragen habe. In die Rechte und Yerpfiiehtungen 
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der Stadt A. trat mit Zastimmuog des Strasseoärars der 
Subunternehmer B., welcher sohin den Bau auch ausgeführt 
und unbestrittenernaaassen die sämmtlichen Kosten, welche 
aus der Herstellung der Mehrbreite, sowie der vier durch 
die beabsichtigte Bahnanlage bedingten Gurven sich ergaben, 
aus Eigenem gedeckt bat. 

Nun ist es allerdings riehtig« dsss die fllr den ganzen 
Strassenbaa erforderlichen Gmoderwerbungen und Expropria* 
tidoen yod B. im Namen und für das Strassenftrar durch- 
geführt wurden; die bezüglichen Auslagen worden aber, 
ebenso wie alle Baukosten laut Oollaudirungsact vom Strassen- 
ärar nur insofern vergütet, als sie die für den öffentlichea- 
Verkehr von demselben bean^^pruchte Strassen breite von 
5*50 Meter betroffen haben. 

■ Aus dem Zu^uuiraenhalte aller dieser Umstände ergiebt 
sich zur Evidenz, dass das Strassenärar ein Verfügungsrecht 
an der Mehrbreite der Strasse tlberhaupt nie beanspraeht hat 
and aueh nieht beanspruchen konnte, weil die Strassen- 
administrativbehörden von vornherein den Standpunkt 7er* 
treten und festgehalten haboD, dass diese Mehrbreite gar 
nicht für Strassenzwecke und nicht für das Strassenärar ge- 
baut wurde, sondern dem geplanten Eisenbahuuuternehmen 
gegen Tragung der eatfalienden Quote der Baukosten zugute 
kommen solle. 

ßs erscheint bumil em liechtsverhältniss gegeben, 
wonach das Strassenftrar zwar durch die in seinem Namen 
durchgeführten Grunderwerbungen nominell EigenthOmer 
des ganzen Strassenkörpers geworden ist, ein materielles 
VerfflgUDgareeht aber nur beztiglich der von ihm für 
Strassenzwecke bestellten und occupirten Fahrbahn er- 
worben hat, wogegen das Verfügungsrecht rücksichtlich der 
für Bahnzwecke hergestellten Mehrbreite dem Erbauer, d. h. 
im gegebenen Falle der Stadt A. und dem an deren Stelle 
getretenen B. in der Weise vurbehaltea blieb, dass eben der 
Erbauer und niemand Anderer diese Mehrbreite f&r Bahn- 
zwecke verwenden darf. Dieses Beehtsverhftltniss stellt sieh 
als ein öffentlich-rechtliches dar, weil es die Benfitzung eines 
öffentlichen Gutes, einer Aerarialstrasse für besondere Zwecke 
des öffentlichen Verkehres, nämlich für eine Eisenbahn, zum 
Gegenstande hat und regelt; dieses Recht ist aber auch ein 
dingliches, weil dasselbe an der Sache selbst haftet und 
gegen jedermann geltend gemacht werden kann. 
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. Werden nun auf da« erOrterte BechtsverbSitniss die Be- 
stimmuogeo des Expropriatioosgesetzes vom 18. Febraar 1878 
angewendet, so ergiebt sich zunächst zweifellos, dass der 
Anspruch des ßahnuDternehmers St., die Mebrbreite für die 
ibm coDcessiooirte Eisenbahn benützen zu können, unter die 
Z. 3 des § 2 des citirten Gesetzes fällt, weil die Ein- 
räumung des beüDsprucbieü Belugnisses obne gleichzeitige 
Aufbebung jenes dinglichen Kechtes nicht denkbar wäre, 
welches dem Beschwerdeführer B. an eben dieser Mehrbreite 
zokommt, und dessen Ausabung an diesen bestimmten Ort 
gebunden ist. Dieses Becht musste sonach allerdings einen 
Gegenstand des Enteignungsverfahrens bilden. 

Was nun die Frage betrifft, ob B, als Enteigneter im 
Sinne des § 4 oder als Entschädigungswerber im Sinne des § 5 
\ofr. cit. anzusehen sei, so lässt sich uicht verkennen, dass die 
'bezogenen üeseizt?s.<tLlh'n ihrem Wortlaute nach zunächst 
Privatrechtsverhftktiisse hü Auge haben, dass also der vor- 
liegende Fall, in welchem es sich um ein oüeatiich-rechtliches 
Yerbältniss handelt, nur nach der Analogie dieser Paragraphe 
beurtheilt werden kann. Unter demjenigen, welchem ein 
Gegenstand der Enteignung gehört (§ 4j, ist gewiss in erster 
Linie der priTatrechtliobe EigentbUmer im Sinne des § 354 
a. b. G. B. zu verstehen; allein durch diesen Wortlaut ist 
die Subsunrition des Inhabers eines dirifrlichen, jeden dritten 
ausschliessendeu Verfügungsbefugnisses unter den Begriff 
„desjenigen, welchem ein Gegenstand der Enteignung ge- 
hört umso weniger ausgeschlossen, als § 2, Punkt 3- des 
Bisenbabnexpropriationsgesetzes, genau jenes Itecbt als Gegen« 
stand der Enteignung bezeichnet, welehef, wie oben aus* 
geführt, die Stadt A., beziehungsweise B. betreffs der Strassen- 
■mehrbreite und ihrer Benützung für Eisenbahnzwecke er- 
worben hat. Im Sinne des § 4 leg. cit. war daher gegebenen- 
falls B. als Expropriat anzusehen, und zwar um so gewisser, 
als die Strasseuverw^altuugsbehörde dadurch, dass sie der Be- , 
nützuüg der Strasse für das Eisenbahnproject des St. zustimmte, 
über ihr V^erfügungsrecbt, insoweit ihr überhaupt ein solches 
zukam, bereits disponirt hat, und es sieh daher gegenwärtig 
nur mehr um die Austragung der Angelegenheit zwischen dem 
fi. und der Bsbnunternebmung handelt. 

Hierbei fällt insbesondere ins Gewicht, dass eine Ex- 
propriation des Strassenkörpers nach Art. X des Gesetzes vom 
17. Jnni 1887, B. G. Bl. Nr. 81, überhaupt nicht stattzufinden 
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hatte uüd auch nicht stattgefunden hat. und dass nach dem 
citirten Gesetze für die Strassefibenützun«,' für Localbahn- 
zwecke ein besonderes Entgelt (Entschädigung) nicht zu ent- 
richten ist, 80 dass die Voraussetzungen des § 16, Abs. 7 
der Verordnung vom 25. Januar 1879, R. G. Hl. iSr. 19, und 
des § 5 des EisenbahnezpropriatioDsgesetaBes vom 18. Februar 
1878, für die Uebergehung gewisser Beehtsansprüehe bei der 
BegehuDgscommissioD und im Enteignungsverfahren im con- 
ereten Falle fttr das dem B. zweifellos zukommende, durch 
einen nach seiner Angabe 50.000 fl. übersteigenden, jedenfalls 
aber sehr bedeutenden Aufwand erworbene Beebt überhaupt 
nicht gegeben waren. 

Dieser Auffassung steht auch die dem R. St. R, 
V. T. ertheilte Concessionsurkunde vom 23. November 
1889, B. G. Bl. Nr. 194, nicht entgegen; denn wenn im § 4 
dieser Urkunde dem Ooneessionftr das Beeht der Expropriation 
nach den Bestimmungen der einsehlfigigen gesetzlichen Yor- 
sehriften ertheilt und weiters festgesetzt wird, dass sieh 
derselbe in Ansehung der zur Anlage der Bahn zu benQtzen- 
den Reichsstrasse von M. über A, nach R. jenen Be- 
dingungen zu fügen habe, welche von der politischen Laudes- 
bebörde als Strassen Verwaltung im Einvernehmen mit der 
Generalinspection der österreichischen Eisenbahnen vorge- 
zeichnet werden, so ist es hierbei selbstverständlich, dass die 
Benfltzung der Beiehsstrasse f&r Eisenbahnzweeke seitens der 
Administrativbehörden auch nach der Goneession nur insoweit 
gestattet werden konnte, als diesen Behörden ein ausschliesa- 
Hohes VerfDigmigsreelit aber den betreffenden StrassenkGrper 
zukam, wogegen dort, wo dieses Verfügungsrecht nicht 
vorhanden war, das dem Ooncessionär ertheilte Becht zur 
Expropriation eintrat und von ihm ausgeübt werden musste, 
.sofern er den Baueonsens erlangen, oder den bereits erlangten 
BaucoQseus aui'reciiL erhallen äuhen wollte. 

Auch die wiederholte Erklärung St*8, dass er die Gon- 
eession und den Eisenbahn bau nur unter der Bedingung an- 
strebe, wenn seinem Unternehmen die unentgeltliche Benutzung 
der Beiehsstrasse für die Eisenbahn eingerftumt werde, er- 
scheint inconcludent und nicht geeignet, die bestehende 
Rechtslage zu ändern, da das Strassenärar eben i» nur jene 
Rechte am Strassenkörper einzuräumen in der Lage war, über 
welche dasselbe selbst frei verfügen konnte, da weiters ein 
Zwang für den Coucessionär zur Ausführung seines Uuter- 
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nehmens nicht bestand und derselbe dadurch, dass er das 
Uoternehmen thatsäehlich ausführte, bevor über die recht- 
zeilig angebrachten Einwendungen B.'s auch in rechtskräftiger 
Weise erkannt war, auch die iragung der Folgen seiner 
Haudlaogsweise flberoommen bat. 

Nr. 39. 

Ausschliessliche Competenz des Landesausschusses zur Entscheidung 
Über die VonohrellMiiig von SteiMmiselilVgoii für LaniloMrfordmiilMe. 

(Entscheidung des V. G. H. vom 3. Juli 1896, Z. 3963.) 

Mit dem Zahlungsauftrage der Steueradministration Lem- 
berg vom 4, October 1894, Z. 12320, wurde im Grunde der 
mit dem Zablnngsauftrage der SteueradministratioD fQr den 
I. Bezirk in Wien yorgeDommeoen BemeMung der Einkommen- 
8tener I. Classe für den Bahnbetrieb und die Dampfsebiffahrt 
der k. k. Generaldirection der österreichischen Staatsbahnen 
für das Verwaltungsjahr 1894 und die im Grunde der Gesetze 
vom 19. März l^Sl, R. G. Bl. Nr. 33, und 8. Mai 1869, 
R. G. LJl. Nr, (U, vorgeuomroene Vertheilung dieser Steuer 
auf die einzelnen Länder der genannten Generaldirection für 
den Betrieb der Staatsbahneu, im Krakauer Gebiete pro 1894 
die Einkommensteuer mit 222 fl. 21 kr. sammt Zuschlägen 
Torgesehriebeo. — Unter diesen Zusehlägen befindet sieh der 
Zuschlag für Landeserfordemisse im Betrage per 288 fl. 87 kr. 
— Gegen die Vorschreibuoff dieses Zuschlages hat die ge- 
nannte Generaldirection den Kecurs an den galizischen Landes- 
ausschuss aus dem Grunde ergriffen, weil bei Berechnung 
desselben nicht der für das Krakauer Gebiet pro 181i4 mit 
der im Landescresetz- und Verordnuugsblatte für Galizien 
Nr. 34 ex 1SU4 verlautbarten Kundmachung der k. k. Statt- 
halterei in Lemberg vom 21. April 1894, Z. 30989, mit 51 kr. 
von jedem Gulden der GesammtgebQhr der directen Steuern 
festgesetzte, sondern ein höherer Satz angewendet worden ist. 

Der galizisehe Landesausschuss hat diesen Recurs der 
Becurrentin mit dem Bemerken 'zurückgestellt, dass dem 
Landesausschusse keine Competenz zur Entscheidung von 
Becursen gegen Erlässe der k. k. Behörden überhaupt und 
insbesondere gegen Zahlungsaufträge der k. k. Steueradmioi- 
stration zustehe. 

Der y. G. U. hat über die gegen diese Entscheidung 
Ton der Generaldirection der österreiehisehen Staatsbahnen 
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erhobene Beschwerde die angefochtene Entächeiduii£ nach 
§ 7 des Gesetzes Tom 22. Oetober 187&» R 0. Bl. I^r. 36 
ex 1876, aufgehoben. 

(irüDde: 

Der V. G. H. hat diese Entscheidung nicht im Gesetze 
beffründet befunden. Nach § 18, Punkt 4, lit. a der Landes- 
ordnuug für das Königreich Galizien und Lodomerien sammt 
dem Grossherzogüiume Krakau Beilage II o, zum Gesetze 
vom 26. Februar 1861, K. G. Bl. Nr. 20, ist die Besteuerung 
für Landeszwecke eine Landesangelegenheit, gehört also in 
den Wirkungskreis der Landesyertretung, bezienungsweise des 
Landesausschusses und kann nach § 22 ebendort der Landtag 
— nach Umständen unter kaiserl. Genehmigung — Zuschläge 
zu den directen landesfürstlichen Steuern umlegen und ein- 
heben. Nach diesen gesetzlichen Bestimmungen fällt also dip 
Ausschreibunir der Landesumlagen in den selbständigeu 
Wirkungskreis der autonomen Landesurgane und kann daher 
eine Enischeidung über die Gesetzmässigkeit der Vorschreibung 
solcher Zuschläge nur durch eben diese Organe herbeigeführt 
werden. 

Der Umstand, dass die Bepartition und Einhebung dieser 
Zuschläge durch Organe der Finanzverwaltung besorgt wird, 

giebt diesen letzteren noch keineswegs ein Dispositionsrecht 
über die Zuschläge, also auch nicht das Recht in streitigen 
Fällen über die Gesetzmässigkeit der Yorschreibung jsolcher 
Zuschläge zu entscheiden. 

Dagegen kann sich mit Grund nicht auf den ^ .>2 der 
bezogenen Landesordnung berufen werden, welcher bestimmt, 
dass die näheren Weisungen Ober die dem Landesaussehusse 
zukommenden Geseh&fte und Aber die A.rt ihrer Besorgung 
den Yom Landtage zu ertheilenden Instructionen und in Betr^ 
der Binflussnahme auf die Gemeindesachen und auf die An- 
gelegenheiten der landesfürstlichen Steuern den besonderen 
Gemeinde- und Steuergesetzen vorbehalten bleiben: denn 
dieser Vorbehalt betrifft in Hinsiebt der Steuergesetze lediglich 
die Angelegenheit der landesfürstlichen Steuern, um welche 
es sich im vorliegendeu Falle gar nicht handelt, nicht aber 
Angßlegenbeiten. der Landeszumläge, bezüglich deren eine 
Bestimmung in dem bezogenen g 32 niebt enthalten ist Es 
ceht daher aoeb picht an, hinsichtlich der Landeszuschläge 
dws Cfesetz vond Id, März 187ß, B. G* Bl. Kr. 28, ;^u beziehen, 
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da dasbeibe laut § 1 nur die Vorstelluogeü, Beschwerdeu 
oder Recurse gegen die im admiaifitrativeQ Wege erlassenen 
AuftrSge, VerfQgungen oder EDtschei düngen der fQr die Ver- 
anlagung, Bemessung und Verwaltung der directen Steuern, 

der indirecten Abgaben und sonstigen Gefälle für Staatszwecke 
bestelUeu Behörden, Aemter und Organe der Finanz\rerwaltung 

zum Gegenstande hat, daher das bezogene Gesetz nicht asf 
Keeurse gegen die Vors<"hreibung von Laodt^szuschlägen io 
Anwendung gebracht weiiien kann: wie denu auch im ge- 
gebenen Falle in dem bezogeneu Zubluugsauftrage der Steuer- 
administration Lemberg vom 4. October 1894, Z. 12320, im 
Einklänge mit dem letztbezogenen Gesetze die k. k. Bezirks* 
hauptmannsehaftj beziehungsweise die Steueradministration 
als Becurseinbringnngsstelle niir bezuglich der Bemessung 
der Einkommensteuer oder deren Entrichtung angegeben ist 
Aus diesen Erwägungen ergiebt sich, dass allerdings der 
galizipchc Laudesausschuss und nur dieser zur meritorischen 
Entscheid uiig des von der k. k. (jeueraldirection der öster- 
reichischen Staatsbahuen in Betreif der Vorschreibaug der 
Landeserfordernisse eingebrachten Becurses competeut war. 

Nr. 40. 

Untarhalttkottan des V«rl«txton im Spital fallMi «iiler den Begriff der 
Heilungskosten und enthebt die Tragung dieear Kotten seitens der Eisen- 
bahn dieselbe nicht von der Verpflichtung zum Ertafz des Verdi«nst- 
eniganges für dieselbe Zeit. Auf die Bemessung der Hohe des Schmerzens- 

ßldat hat dar Stand daa Varletxten keinen Elnfittat, und kann Inabaaondara 
i ainam Arbattar nioht eine Empfindungsiosigkalt gagan Sahmarxan 

vorausgesetzt werden. 

(Entscheidung des 0. G. H. vom 17. September 1896, Z. 8630, Bestätigung 
des Urtlieiles des U. L. G. Krakau vom ö. Mai 1Ö96, Z. 4995, Abänderuug 
d6f Sntiebeidong des E. 6. als H. G. Wadowioe lova. 8. Februar 1896, 

Z. 4288.) 

Bei einer am 11. September 1893 zwischen den Sta- 
tionen B. und P. der N.-Bahn stattgefundenen Entgleisung 
des PostzufTf^s «rlitt B. W. mehrfache körperliehe Verletzungen, 
und belangte VV". deshalb die genannte Bahn auf Schadenersatz. 
Das K. G. als H. G. Wadowice sprach dem K^läger ein 
ScbmerzeDsgeld von 100 ä. sainmt Zinsen zu. 

Mit der weitergehenden Forderung bezüglich der Höhe 
des Schmerzensgeldes (1000 fl.), des Ersutjses der Heilqnfe*. 
kosten per ÖO fl., des entgangenen Verdienstiftetrages 86 fl^. ^Jir.' 
lind einer monatliislien. lieibrente per, 12 fl. oder nach W^bl 
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eines einmaligen Onpitalbetrages per 2880 fl. wurde Klfiger 
abgewiesen. 

De? 0. Ii. G. in Krakau hat ühpr Appellation beider 
Parteieu dem Klagebegehren insofern Folge gegeben, als 
der Betrag des Schmerzensgeldes auf 200 fl. sammt Zinsen 
erhöht und dem Kläger ao VeidiensteDtgaog 11 ü. 20 kr. 
sammt Zinsen sneikanut wurde. 



Es ist zu erwäget), in welcher Höhe das vom Kläger 

mit 1000 fl. beanspruchte Schmerzensgeld, und zwar für die 
Verletzung an der Stirne 200 fl., für die Contiisionirung des 
Steissbeines und Schenkels 350 fl., ftlr Verunstaltung der 
Lippe 150 fl. und Verlust des Gehörs 300 fl. zu bemesseo ist. 
Der Kläger sucht die Höhe dieses Schoaerzensgeldes 



begründen, f&r welehe er den SaehrerBtftndigenbeweis und 

den ScbätzuDgseid anbietet, welehe Beweismittel aber zur 
Erweisung der Höbe des Schmerzensgeldes ungeeignet sind, 
nachdem solche im Sinne des § 1325 a. b. G. B. vom Ge- 
richte selbst nach Beurtheilung aller die körperliche Be» 
'Schädigung begleitenden Umstünde, als Bedeutung der Ver- 
letzung, ihre Folgen, ihre Schmerzhafcigkeit u. s. w. bemessen 
werden soll. 

Bei Prüfung der begleitenden Umstände, welche ihrer 
Natur naeh nicht immer die Möglichkeit bieten, den dareh 
die Gerichtsordnung geforderten Nachweis foringereobt zu 
liefern, muss sich darauf bescbr&nkt werden, die Wabrschein« 
iiehkeit der Angaben darzulegen. 

Bei Prüfung der Angelegenheit von diesem Gesichtspunkte 
kam das 0. L. (t. augesichts der Acten läge dieses Streitfalles 
zu der üeberzeugung, dass die Höhe des vom Kläger ge- 
forderten Schmerzensgeldes mit 1000 fl. übertrieben, anderer- 
seits die Bemessung desselben mit 100 fl. seitens der ersten 
Instanz zu niedrig gegriffen sei, und dass dessen Höhe mit 
200 fl. zu bemessen sei, wofür nachfolgende Erwflgnngen 
maassgebend sind. Die Bisswnnde an der Nase, die bedeutend» 
Verletzung der Lippe neben zahlreichen Contusionen rer- 
sehief^ener Körpertheiie und die Aufschürfung der Stirnhaut, 
?on welchen Verwundungen die beiden ersteren durch Ver- 
nähen geheilt werden miissten, stellen eine Reihe von an und 
für sich mit bedeutenden Schmerzen verbundenen Verletzungen 



Gründe: 




erlittenen Verletzungen zu 
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dar. !i)(lrm Risswuüden stets erapfindliVher siind als Haut- 
wunden. Die Qual des Beschädigten wunin erhöht durch den 
natürlichen Sctireckeo während der plötzlich zur Nachtzeit 
eingetreteoeu Eisen babnkatastrophe und im Hinblick auf das 
längere Zeitintorrall, bevor der ßesehädigte in dae Spital ge- 
braeht und dorch einen Arzt behandelt werden konnte. Aller- 
dings hat nach der, von der Tertheidigung gelieferten Krank- 
heitsgeschicbte der Kläger das Spital schon nach einer 
Woche als „geheilt" verlassen, dies bedeutet jedoch nur, dass 
er der Spitaispflege von diesem Zeilpunkte entrathen konnte, 
nicht aber, dass er sich schon zu jener Zeit in vollständig 
normalem Gesundheitszustande befand, indem der Schluss- 
satz dieser Krankbeitsgeschichte besagt, dass der Kläger im 
Augenblieke seiner Entlas8uag aus dem ErankenhanBe. noch an 
Kopfschmerzen litt Wenn auch die der Klage beigeschlossenen 
Zeugnisse eine so lang andauernde Arbeitsunföhigkeit nicht 
begrQnden, wie solche vom Kläger behauptet wird, so machen 
sie es doch sehr glaubhaft, dass gewisse physische Schmerzen 
noch nach zwei und drei Monaten den Kläger heimsuchten, 
was bei Bemessung des Scbmerzen^eldes gleichfalls Ausdruck 
zu finden hat. 

Die Geklagte hat zugestanden, dass der Klager eio Tag- 
arbeiter war, wie nicht minder, dass er vom 12. September 
bis 19. September 1893 im Spital in Pflege war, dass er also 
während dieser Zeit bedingungslos nicht arbeiten konnte» es 
wurde aber nicht erwiesen, dass seine Entlassung aus dem 
Spital gleichbedeutend war mit seiner vollständigen Arbeits- 
fähigkeit; es gebührt somit dem Kläger ohne Zweifel die 
Vero:fltung des entgangenen Verdienstes während seines Auf- 
enthaltes im Spital, wie nicht minder Üh einen gewissen 
Zeitraum nach Verlassen des Spitales, welcher znzfiglich des 
achttägigen Spitalanfenthaltes nnd entsprechend den erlittenen 
Verletzungen mit 14 Tagen angenommen wurde. Den Ter- 
hftltnissen des Klägers entsprechend wurde sein Tagesverdienst 
mit 80 kr. angenommen und dem Kläger unter dem Titel 
des erlittenen Verdiensteniganges der Betrag von 11 fl. 20 kr. 
zugesprochen. 

Der 0. G. H. hat die NuUitätsbeschwerde des f\l;ifrers 
als unbegründet zurückzuweisen und die als solche bezeichnete 
ausserordentliche Eevisionsbeschwerde mit Rücksicht auf den 
§ 51 des Hofdecretes vom 24. October 1<^45, J. G. S. Nr. 906, 
als unzulässig zu verwerfen, ferner der ordentlichen Bevisions- 
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beschwerde der Belangten keine Folge zu <rebeii und die daiiiii 
augefochteneu Beformatabsätze des obeigeiichtlichea Urtheiles 
za bestfttigen befunden. 

Gründer 

Die Angemebseuheii des Schmerzensgeldes im erhöhten 
Betrage von 200 fl. hat die zweite Instanz in zutreffender 
Weise begründet, wobei zu bemerken ist, dass der Khlger im 
Proeesszuge wiederholt die empfindliebe Schmerzbaftigkeit 
der erlittenen Beschftdigungen betont bat und dass derartige 
Beschädigungen notorisch reeht sehmerzhafl zu sein pflegen. 
Der Umstand, dass der Klfiger dem Arbeiterstand angeh(>rty 
vermag noch keineswegs zur Annahme einer Empfindungs- 
losigkeit desselben gegen physische Schmerzm zu berechtigen. 

Nach g 1325 a. h. G. Ü. bat der ßeschädiger dem Ver- 
letzten die Heilungskosten zu bestreiten und den entgangenen 
Gewmii zu ersetzen. 

Die ünterfaaltakoaten des Verletzten wäbrend der Spitals - 
bebandlung desselben fallen unter den Begriff der Heilungs- 
kosten und kann daher deren wirkliche Tragang seitens der 
Belangten dieselbe von derPflieht zum Ersätze des entgangenen 
Verdienstes nicht befreien. 

Nr. 41. 

Der ordentliche Qerichtsttand einer Actiengeseüschaft zum Betriebe 
•Ikm EiMübaliMiiiiteriMliineiit ist Mi^t jene« Gericht, in dcMeti Sprengel 
•loh Ihre Geschäftsleitung befindet, «ondem dasjenige, in dessen Sproiigtl 
die Actienunternehmung ihren statuter.miässigen Sitz hat. 

(Entscheidung des 0. G. H. vom 29. September 1S9Ü, Z. 8897; Be- 
stätigung der Kotscheidutigeu des O. L. G. Prag vom 5. xMai Z. 9G80, 
vod des 6. 0. Tepiite Tom 28. Februar 1899, Z. 6105.) 

Die M.-B. Gewerksebaft idagte die D.-Babn nnd die 
Direetion der S.-Babn tot dem B. G. Teplitz auf Ersatz des 
Geldwerthes eines Rohlenpfeilers, welcher dem Abbau dnrch 
die Gewerkschaft aus dem Grunde entzogen worden war. um 
die in der Nähe dieses Kohlenpfeilers befiudlicheu Bahn- 
strecken der genannten Eisenbahngesellschaften nicht zu ge- 
fährden. 

Die Gekhigteu wenden die Incompetenz des angerufenen 
Gerichtes ein. 

Das B. G. Teplitz gab jedoch diesem Einwände keine 
Folge und Temrtbeiite die Geklagten zar Zahlung der Kosten 
des Ineidenzstreites. 
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Werden mehrere juristische oder physische Personell zu- 
sammen geklagt, welche einen verschiedenen allgemeinen Ge- 
riehtsstand haben» so ist gemtes § 41 J. N. fQr alle Beklagten 
jenes Gericht zuständig, welchem der in der Klage zoer&t 
genannte Beklagte untersteht. In diesem Falle ist die D.-Bahn 
die Erstgeklagte, und ist daher in diesem Streite deren Forum 
maassgebend. 

Bei Entscheidung dieses Incidenzstreites sind maassgebend 
die §§ 26, 58 und 59 J. N., §§ 1 und 43 des Einführungs- 
gestitzes zum H. G. ß. und An. III, 164, 211, 212 und 213 
H. G. B. 

Bei der Auslegung der eitirten Normen genügt jedoeh 
deren Wortlaut nicht, sondern muss vielmehr zum richtigen 
Verstftndnisse der legislatir-politische Grund zur Erlassung 
des Handelsgesetzes, die Geschichte desselben und der Zu- 
samraenhanjs: mit den Gesetzen über die Civil(^ericlitsverfassunfr 
erwogen werden. Wie in der Einleitung zum Einführungs- 
gesetze zum H. G. B. hervorgehoben wird, wurde die För- 
derung des Handels mit Bedacht auf die eigentbümlicheu 
Verhältnisse in Oesterreich bei Einführung des neuen Handels- 
gesetzes beabsichtigt und hat nicht der Österreichische, sondern 
der preussische Entwurf zur Grundlage der Berathungen ge- 
dient. Durch die Ersetzuug des Wortes „HaDdelsgericht" 
durch das Wort „Gericht" (Art, III, 164, 213) wurde eine 
Verallcremeinenmg festgesetzt. 

Was nnn den § 26 J. N. anbelangt, so verhält sich dessen 
zweiter Absatz zum ersten, wie die Ausnahme zu der Regel 
und bat dieser Paragraph seine Aufnahrae in den Abbchuiit 1 
„Persönlicher Gerichtsstand, A. Allgemeiner ' gefunden. Da 
nun der erste Absatz des § 26 J. N. mit Backsicht auf § 1 
des Einftlbrungsgesetzes zum H. G. B. und Art. III, 164 
und 213 des H. G. B. (mit dem er in Widerspruch steht), 
trotz der Bestimmungen des § 43 J. N. aufgehoben erscheint, 
so ist hier allein Art. 213 H. G. B. maassgebend. Da der citirte 
zweite Absatz des § 26 J. N. die Ausnahme von der Begei 
uormirt so ist hier dor Grundsatz maassgebend, dass hei 
Aufhebung eines (jeseUes nicht von selbst aiie AusiiainiiHu 
aufgehüben sind, die vor jenem Gesetze bestanden. Das 
H. G. B. schreibt nun im Art. 213, Abs. 2, vor, dass eine 
Actiengesellschatt ihren ordentlichen Gerichtsstand bei jenem 
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Oerichte habe, in dessen Bezirk sich ihr Sitz befindet, und 
verordnet in Art. 209, Abs. 1, und Art. 210, Abs. 2, dass 
der Gebeiischaftsvertrag eine Bestiiiimung über den Sitz der 
Oesellschaft enthalten und dass diese Bestimmung in das 
Handelsregister jenes Oeriebtes, in dessen ßpreu^rel die 
Aetiengesellsehaft ihren Sitz hat, eingetragen werden muss. 

Diesen ausdrücklichen Vorsehriften gegenüber muss es 
ttir irrelevant betrachtet werden, wo der Vorstand der Ge- 
sellschaft seinen Wohnsitz aufsehlägt, wo die Fabrik der Ge- 
sellsehaft ihren Wohnsitz aufsehla^'-t, wo sieh dip Fabrik der 
(le.-^eilöcbaft befindet und von wo aus die (iehcliiiiiü betrieben 
werden. Der durch Statut und Eintragung in das Handels- 
register festgestellte Sitz der Gesellschaft ist ihr ordentlicher 
persGnlieher Gerichtsstand und Icann dureh solche Umst&nde 
nicht abgeändert werden. 

Durch die Zweigniederlassung wird ein Gerichtsstand der 
geführten Verwaltung (Art. 21 H. G. B., § 26, Abs. 2 J. N.) 
begründet. Im vorliegenden Falle liegt nun eine Ersatzklasre 
i^egen die Aetiengesellsehaft der D.-Bahn, die laut Auszug aus 
dem Handelsregister seit 1. Juli 1871 ihren Sitz in T. hat, 
vor, und ist zur Entseheidung über diese Klage im Sinne 
der vorausgesehickteu Erwägungen mit Rücksicht auf Art. 213 
H. G. B. dieses Gerieht competent, weshalb der Einwendung 
des nicht gehörigen Gerichtsstandes keine Folge gegeben 
werden kann. 

Der Ausspruch über die Streitkosten beruht auf § 24- 
des Gesetzes vom 24. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69. 

Das 0. L. G. Prag bestätigte über Appellation der Ge- 
klagten das erstriehterliche Urtheil. 

Gründe: 

Das angefochtene Urtheil hat bereits zutreffend aus- 
icsführt, dass der erste Absatz des § 26 J. N. durch den 
Art. 213 H. G. B. bezQglich der Actiengesellschaften dahin 

abgeändert worden sei, dass die Actieugesellschafiteo nicht 
mehr jeuem Gerichte unterstehen, in dessen Spreugel sich 
ihre Geschäftsleitung befindet, sondern dass ihr ordentlicher 

Gerichtsstand jenes Gericht sei, in dessen Hezirke sie ihren 
Sitz haben. Die D.-Bahu — die Erstgeklagte — ist daher mit 
Recht bei dem B. G. in Teplitz als dem Gerichte ihres 
Statuten mässigen Bitzes belaugt worden, und die erhobene 
Ineompetenzeinwendung unbegründet. 
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Der Ausspruch über die Appellationskosteu ist in den 
§§ 891, 1301 und 1302 des a. b. ü. B. uüd §§ 24 und 25 
des Gesetzes vom 16. Mai 1874, B. G. BK Nr. 69, begründet. 

lieber die seitens der Zweitgeklagten — Direction der 
8.-Balm ^ eingebrachte BeTi&ionsbdsehwerde bat der 0. 0. H. 
in der Srwfigang, dass eine Nielitigkeit nicht vorliegt, und dase 
in der Zarflelcweisung der Einwendung der Unzust£idigkeit des 
angerufenen Gerichtes auch eine offenbare üngereehtigkeit 
nicht erkannt zu werden vermaj?, nnd daher die Voraussetzungen 
des Hotdecretes vorn 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593. 
nicht zutreäeu, zu entscheiden belunden, dass derselben keine 
Folge zu geben sei. 

Nr. 42. 

V«raiilwortllehkelt <l«r Eitetibahnv^rwaltong fOr dl« Folgm d«r Vtr* 

letzung. welche einem Bahnbedicnstcten bei dem geduldeten Patsirm 
eines gefährlichen Weges innerhalb des Stafionsbereiches zustosst. Zu- 
tprueh von Schmerzentgeld bei einem operativen Eingriff unter Narkose. 
Zuspruch des Schadenertatze» an den verletzton Bahnbediensteten ohn« 
Rückttcht auf da« ihm aus der UnfallversiGherungsanttait iiquidirt« Capital. 

(Ent8cheiduDg des 0. G. H. vom 29. September 1896; Z. 9169; Be- 
stäti^ng der EntacheidaDg des 0. L. 6. Eraiiaa Tom 29. April 1896» 
Z. 2713; Abioderong du Urtheiiet des JL 6. «Is fi. (}. Krakaa-Kea-SaDdes 

vom 12. Ootobef 1896, Z. 7m.) 

Stanislaw K, als WeieheDWäeiiter in der Station S. der 
k. k. St.-Bahn angestellt, wurde am 15. Januar 1889 bei 

der durch eine Maschine Torgenommenen Wagenverschiebung 
überführt und erlitt hierbei eine körperiielie Verletzung, infolge 
welcher er den rechten Arm verlor. 

N. belangte das i^isenbahnärar auf Ersatz des Verdienst- 
entganges durch IIV2 Monate per 276 fl., Zahlung emes 
Schmerzensgeldes von 2000 ü, und einer lebenslänglichen 
Bente von 24 fl. 

Das Klagebegehren wurde von dem Kreis- als H. G. Krakau- 
Neu*Sandez abgewiesen und Kläger in die Kosten Terurtheilt^ 
indem das Gericht annahm, dass die erlittene körperliche Be- 
schädigung nicht aus Versehulden der SÜseobahn oder der 
PersotiPTi, deren sie sich zur Ausführung des Dienstes be- 
dient, sondern -Am eigenem Verschuiden (Unvorsichtigkeit) 
des Klägers entstanden sei (§ 2 des Gesetzes vom 5. März 
1869, E. G. ßl. Nr. 27). 

Entgegen der Angabe des Klägers, er hätte den en^en 
Steig längst des Geleises benQtzen mflssen, obawar dersube 
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eben an jener Stelle durch herabgefallene Kohlen verlegt war, 
indem es einen anderen Weg zum Stationsgebäude, wohia 
der Kläger vom Vorstande berufen worden war, nicht gab, 
betrachtete es das Gericht als durch Zeugenanssagen erwiesen, 
dass ein anderer, wenn auch iiiugerer, sicherer Weg be- 
standen habe, und hfttte sogar der Stationsvorstand dem 
dienstthoenden Personal die Passirung des vom Kläger be- 
nutzten Weges untersagt. 

Das 0. L. G. Krakau hat Ober Appellation des Klägers 
demselben zuerkannt: 

1. voi] dem Klagebelrage per 2276 fl. den Betrag 7on 
2105 ü. sammt Zinsen; 

2. eine Monatsrente von 15 Ü. ab 1. Januar 1890 bis zu 
seinem Tode. 

Mit dem Bestbetrage 7on 171 fi. sammt Zinsen wurde 
er abgewiesen. 

Grunde; 

Im Sinne des Gesetzes vom 5. März 1869, R. G. Bl. 
Nr. 27, besteht die rechtliehe Vermutbiing, dass ein Unfall, 
von welchem dieses Gesetz handelt, durch Verschulden der 
Eisenbahnunternehmung oder ihrer Leute entstand (§ 1); 
wenn sich also die Eisenbahn von der HaftpÜicht betreien 
will, muss sie entweder ein unabwendbares Ereigniss (vis major) 
oder unabwendbare Handlungen dritter Personen oder endlieh 
ein Verschulden auf Seiten des Beschädigten naehweisen. 

Im vorliegenden Streitfalle macht die Geklagte geltend, 
dass der Unfall, in dessen Folge der Kläger eine Band ver- 
lor, durch dessen eigenes Verschulden entstand, indem 

1, der Kläcrer auf seinem Wege zum Statioiisvorstand 
aus eigeiiüui Verschulden den sehr gefährhchen Weg längs 
der Geleise wählte, obzwar er einen sicheren, ausserhalb der 
Geleise führenden Weg benützen konnte; 

2. der Kläger auf diesem Wege von Weiche Nr. 17 zur 
.Weiche Nr. 13 alle Vorsicht, als das Umsehauen etc., ausser 
Acht liess, obzwar er wusste, dass um diese Zeit stets die 
WagenwschiebuDgen vor sich gingen. 

Aus der durchgeführten Verhandlung erhellt aber, dass 
es der Eisenbahn nicht gelungen ist, das klägerische Ver- 
schulden zu erweisen, insbesondere sagten die Zeugen aus, 
dass der Weg, auf welchem sieh der Unfall ereignete, aller- 
dings mii Kohlen und Körben, welche von dem Kohlenstoss 
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am dritten Geleise herabgefallen waren, verlegt war, dass aber 
dieser Weg als der kürzere vom Eisenbahnpersonal besoüders 
im Dieuste gewöhnlich benutzt wurde. 

Was den anderen etwas längeren Weg vom Heizhause 
zum Stationsgebäude ausserhalb der Geleise betriift, so 
sagten allerdings die Zeugen aus, dass dieser Weg bequemer 
and sicherer war, dagegen constatirten die Zeugen, dass man 
zu diesem Wege an den Geleiseweehseln infolge der Kohlen» 
depots am dritten Geleise nicht gelangen konnte, welchen 
Umstand auch der Kläger gelegentlich des gerichtlichen Local- 
augenscheines vom 14. März 1893 mit ds m Beifügen hervor- 
hob, daäs die Strecke zwischen dem Kuhlenmagazine und 
der Kohlenniederlage für den üebergang von den Haupt- 
geleisen zum Weg ausserhalb der Geleise gewühuiich frei, 
zur kritisehen Zeit des Unfalles durch Eohlenstösse yer- 
legt war. 

Zwischen den erwähnten Aussagen der Zeugen besteht 
kein Widerspruch, indem die einen beschreiben, wie der 

längere Weg als solcher, die anderen, wie der Zugang zu 
diesem Wege zur Zeit des Unfalles beschaffen war. 

Es geht daraus hervor, dass der Kläger, indem er zu 
dem sicheren Wege nicht gelangen konnte, und sich gleich- 
zeitig beeilte, den durch ihn und Andere gewöhnlich be- 
Qützten kürzeren Weg wählte, auf welchem ihm der Unfall 
zusUess. 

Bei Prüfung des Verschuldens des Beklagten, beziehungs- 
weise der Eisenbahn, muss besonderer Nachdruck auf den 
Umstand gelegt werden, dass der kürzere Weg durch das 

Bahnpersonnl beständig benützt wurde. 

Der damalige Stationsvorstand W. sagte zwar als Zeuge aus, 
dass er dem diensthabenden Personal, welches längs der 
Geleise gehen muss, auftrug, wenn auf diesem Geleise eine 
Maschine fährt, nicht zwischen dem Geleise und den Kohlen- 
stössen, sondern auf der anderen Seite des Geleises zu gehen, 
doch hat aus der ganzen Beihe der übrigen diesbezüglich 
befragten Zeugen kemer ausgesagt, dass ihm ein derartiges 
Verbot bekannt w&re, wohl aber bestätigten diese Zeugen ge> 
radezu, dass ein solches Verbot vor dem Unfallstage nicht 
bestand und kann der Aussage des W., auf welchem mög- 
licherweise eine Verantwortlichkeit wegen Nichterfüllung 
seiner Obliegenheiten lasten kann, als eines abzulehnenden 
Zeugen (§ 216 lit. d, gal. G. 0., bzw. § 141, lit. d, a. G. 0., 



Digitized by Google 



— 136 - 



ein Gewicht nicht beigeleoft werden, besondprs dor Zeuge 
durchaus nicht angab, wo und iu wessen Gegenwart er ein 
solches Verbot erlassen» wem es bekannt war und naraeutlich ob 
der Kläger von demselben wusste oder wissen sollte. 

Wenn also der Statioosrerwaltung bekannt war (und in 
jedem Falle sollte dies bekannt sein), dass das Babopersonal 
den gefUhrlicben Weg benatzte, hätte sie das Verbot des 
Passirens jenes Weges erlassen nnd gehörig kundmaehen 
oder unverzüglich die denselben verlegenden Kohlen entfernen 
sollen. Ein derartiges Verbot, wenn es überhaupt bestand, 
wurde m ppät erlassen, d. i. nach dem kritischen Ereignisse 
und aiiüii der Umstand, dass der Stationsvorstand nach diesem 
Lüiailti diesen Weg cassiren Hess und sogar der Kohleustoss 
am Geleise IQ umzäunt wurde, erweist ebne Zweifel, dass, 
wenn die Babnverwaltang im Interesse der Sicherheit des 
menschlichen Lebens für nothwendig hielt, diese Maassregeln 
nach dem Unfälle zu treffen, solche auch frQber nothwendig 
waren und zu spät veranlasst wurden. 

Der Kläger giebt an, dass die Verschiebung nicht regel- 
mässig vor sich gin?. indpm der Verschieber, anstatt vor den 
verschobenen Waggons zu gehen, am Trittbrett des Wagens 
stand. 

Diese letztere Art der Verschiebuns^ soll im Sinne der 
Instruction fQr die Woohsel-* und Oontrolwtchter, auf welche 
sich beide Parteien berufen, entschieden nur ausnahmsweise 

angewendet werden, nämlich „unter besonders gflnstigen 

Umständen und insbesondere nur dann, wenn vom ersten 
Wagen das ganze Geleise, auf dem gefahren werden soll, 
überblickt werden kann". 

Die zum Proiokull vom 14. Juni 1893 vernommenen 
Sachverständigen deponirtöü allerdings, dass die obbeschriebene 
Art der Verschiebung der Instruction entsprach, indem sie 
ihrer Aussage zu Grunde legten, dass das Geleise ?ollstftndig 
frei war. 

Dieser Aussage kann kein ausschlaggebendes Gewicht 
beigelegt werden, nachdem zur Zeit als die Sachverständigen 

die Unfallsstelle in Augenschein nahmen, die Uebergünge 
länpr« des Geleises mcht mit Kohle verlegt waren und wie oben 
ausgeftihrt, diesn Steile schon in Ordnung gebracht worden 
war, es muss angesichts dessen die Frage, ob die Ver- 
schiebung regelrecht vorgenommen worden ist, auf Grund 
anderer Daten erOrtert werden. 
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Die kritische Verschiebung fand Abends statt, die auf 
einem hohen Ständer angebrachte Luterne diente nicht zur 
Beleuchtung des Geleises, sondern zur Signalisirungr und 
könnte diese Laterne das Geleise nur sehr schwach be- 
leuchieii (Aussagen der Zeugenj, der kritische Weg, welcher 
regeloDftssig begangen warde, war mit Kohle verlegt, es kaoD 
also nicht behauptet werden, dass die Yersebiebung unter 
besonders günstigen Umständen vor sieb ging. 

Im Uebrigen zeigte der Unfall, wie er sieb ereignete, 
dass die Uebersieht des ganzen Geleises vom Wagentriitbrett 
nicht möglich war und erwies die geklagte Eisenbahn keines- 
falls, dass N. nicht um und hinter sich blickte und auf die 
Signale nicht Acht gab, es geht vielmehr aus dem ganzen 
Verlaufe der Angelegenheit hervor, dass N., indem er über 
die verstreuten' Kohlen ging, in eine derartige Situation 
gelangen konnte^ dass, wenn er auch das Signal des Yer* 
Schiebers bemerkt hatte, nicht mehr die Zeit, noeh einen 
sicheren Ort fand, um anssuweichen. 

Wenn dagegen der Verschieber dem Waggon in ge- 
höriger Distanz vorangegangen wäre, hätte er ohne Zweifel 
N^. bemerkt und das Signal zum Aohalteu der Locomotive 
gegeben. 

Wenn übrigens die Baiiuvei walluug das Betreten des 
WegeS) welcher erst im letzten Augenblick gef&brlich wurde, 
dnreh das Dienstpersonal nicht verhinderte, so sollte sie 
jedenfalls die Yersehieber vor der Gefahr warnen, welche 

mit der Benutzung dieses Weges verbunden war. 

Schliesslich wird bemerkt, dass schon die besprochene 

Thatsache vollstündig hinreicht, um die Verpflichtung der 
Geklagten /um Schadenersatze zn hoLn-ünden, indem schon in 
der Nichtabbiellung der Ungeiiungkeiien, welche in Bezug 
auf das Passiren der Geleise herrschten, im Mangel eines 
bezüglichen Verbotes und jedenfalls darin, dass die Babn- 
verwaltnng es zoliess, dass die hart am Geleise gelegene 
Stelle, welche der Klftger passirte, ebenso wie dass die Stelle, 
welche den Uebergang von den Weichen zu dem bequemeren 
Weg bildete, dnrch längere Zeit mit Kohlen verlegt war, das 
Verschulden der Eisenbahn lieirt, der Kläger dagegen, indem 
er auf dem Wege ging, wo ihn das Unglück traf, dasselbe 
that, was Andere thaten, und was zu ihun ihnen niemand 
verbot; es kann auch N. nicht vorgeworfen werden, dass er 
dort liichlä zu thuu liaLie, da er doch iu dienstlicher Angelegen- 
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beit zum Stationsvorstand ging, im Lebrigeu konnte N., 
weicher uach längerer Unterbrechung den Dienst antrat, nicht 
wissen und setzte wahrsebeiulich auch mchi vuraus, dasä der 
ofterwäbnte Weg mit Kohlen verlegt und dass ein Passiren 
desselben Abends mit Gefahr verbunden ist 

Dass aber dem Kläger auf diesem Wege auch ohne sein 
Verschulden und trotz Umsichblickens ein Unfall zustosseu 
konnte, ist klar, da der Weg selbst geHlhrlich war, so dass 
stellenweise das Geleise betreten, stellenweise über die an- 
gehäuften Kohlen geklettert werden miisste. 

Das geklagte Eisenbahnärar wendete ferner ein, dass 
dem Kläger im Sinne der Vorschriften über die Unfall- 
versicherung der Arbeiter der Betrag von 700 fi. aus dem 
Titel der Beschädigung als Gesammtentschftdiguiig, aufweiche 
N. mit Bflcksicht auf seine Diensteseigenscbaft ein Anrecht 
hatte, ausbezahlt wurde, dass der Elfiger also dem Eisen- 
babnärar gegenüber keinen Anspruch aus Anlass des er- 
littenen Unfalles erheben kann und dass zum Mindesten d^r 
Hptrag von 700 fl. von der durch den Kläger gesteliteu For- 
derung abzuziehen ist. 

Diese Einwendung besitzt keine rechtliche (iiundlage, 
indem die bezeichnete Summe per 700 ü. nicht direct das 
EisenbahnSrar trägt, wohl aber jener Fonds« zu welchem die 
Arbeiter selbst beisteuern, und wie im Allgemeinen bei Ver- 
sicherungsverträgen, so hat auch hier jeder Versicherte das 
Becbt zu fordern, dass ihm die Summe, auf welche er sich 
versicherte, aus dem Titel der von ihm entrichteten Asse- 
curanzprämie ausbezahlt wprdf. was indes^oii soin Recht 
Forderungen auf ganz anderer iieciiisgrundiage gegenüber 
den zum Schadenersatze Verflichteteu geltend zu machen, im 
Sinne der VorschriUeu Abschnitt XXX a. b. G. B. (obligatio 
ex delicto) nicht beeinträchtigen kann, während die Bahn- 
verwaltung im Sinne des Schlussabsatzes des § 2 des Ge- 
setzes vom 5. März 1869, B. G. Bl. Nr. 27, sich der Ver- 
pflichtung der Entschädigung des Beschädigten nicht ent- 
ziehen kann. 

Bei dieser Sachlage war der Appellation des Klägers 
stattzugeben und im Sinne des eingangs citirteu Gesetzes, 
sowie im Sinne des § 1293 und 1325 a. b. G. B. im Principe 
bedingungslos im Sinne der Klage zu entscheiden und das 
IJrtheil der ersten Instanz als im Gesetze nicht begrilndet 
abzuändern. 
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Bezüglich der einzelnen dem Klfiger durch diis Urtheü 
zuerkannten Positionen ist zu bemerken wie folgt: 

a) Der als Schmerzensgeld geforderte und zuerkannte 
Betrag von 2000 fl. ist nicht zu hoch, angesichts des Ver- 
lustes der rechten Hand, der schweren Oiu ration, als welcher 
sich zweifelsohne eine Amputation der Hand dar?>;tellt, sowie 
angehichtä der moralisehen und physischen Leiden, weiche 
das Bewusstiseiu des unheilbaren Krüppelstaudeä und der üü' 
fähigkeit zur Arbeit uud zum Erwerb mit sich bringt; 

bj mit Kücksicht darauf, dass Kläger bei der Bahn aar 
proTitiorifleb angestellt war, sowie mit RQcksicht darauf, dass 
die lAögliebkeit des Erwerbes beim Kläger niobt gänzlich * 
ausgesobloBsen ist, wenn er auch augenscheiniieb nieht so 

weit Hi werbeu kann, als im Besitze beider gesunder Hände, 
wird dem Kläger aus dem Titel der Entschädigung für den 
entgaugeneu und künftig entgehenden Erwerb eine Beute von 
15 ti. nionatlich zuerkannt. 

Der Kläger liquidirt die Entschädigung für rli« ganze 
Zeit vora ünfallstage bis zur Einbringung der Klage mit 
276 t1.. giebt aber in der Replik zu, dass ihm die Eisenbahn 
vom 15. JaiiUcii bis 15. April 1889 pro Tag 80 kr. 

zahlte; das belangte Babnftrar behauptet, dass es dem Kläger 
80 kr. täglich bis zum 1. Juni 1889 zahlte. Diesen Umstand 
bewies die geklagte Partei durch die Monatsrecbnnngen der 
Station Ströte pro April und Mai 1889, daher dem Kläger 
für die Zeit vom 1. Juni 1889 bis zum Tage der Klage zu 
15 Ü. monatlich der Betrag von 106 fl. zuerkannt wird. 

Das Urlheil beztifflich der Verzugszinsen beruht auf der 
Vorschrift der §§ 133B und 1334 a. b. G. B. und des Ge- 
setzes vom 15. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 77, bezüglich der 
Processkosten auf §§ 24^ 26 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 69. 

Der 0. G. H. hat der ordentlichen Eevisionsbeschwerde 
theilweise dahin zu willfahren befunden, dass in Abänderung 
des angefochtenen obergertehtlichen und des kreisgenehtüchen 
ürtbeiles zu Beebt erkannt wurde, die beklagte Eiseubabn- 
verwaltung sei sehuldig. dem Kläger N. 

1. von dem mittelst Klage de praes. 4. Januar 1890, 
Z. 90, eingeklagten Betra^re per 276 fl. bloss den Theilbetrag 
per 52 tl 50 kr. mit 5 Procent Zinsen vom 4. Januar 1890, 
als dem Klagstage, dann 
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2. von der weiters ein^rpklagten Summe von 2000 fl. 
bloss den Theilbetrat? per luüO fl. mit 5 Froceot Zinsen vom 
4. Januar 1890 als dem Klao^sta^e zu bezahlen, sowie 

3. au den Klüger vom 1. Januar 1890 an eine Leibrente 
im Mooat&betrage per 7 fl. 50 kr. am ersten Tage eines 
jeden Monates sn entrichten. 

Dagegen wurde der KIfiger mit dem Ansprüche auf die 
restlichen Klagsbetrilge per 223 fl. 50 kr. und 1000 fl-, so* 
wie mit dem Mebransprucbe im Pankte der Leibrente ab* 
gewiesen. 

Gründe: 

Das angefochtene obergericbtliche Urtheii stellt sich in 
dem Ansspruebe, dass die belangte Babnnnternebmung an 
dem, dem Kläger zngestossenen Unfälle ein Verscbulden 
trifiib, als saeh- und gesetzmässig begründet dar. 

Die dagegen in der Bevisionsbescbwerde vorgebrachten 
Einwürfe haben keinen Halt. 

Vor allem i?t ps namlic.h zweifellos, dass das Gutachten 
der Sachverständigen vom 14. Juni 1893 den im Zeitpunkte 
des gegenständlichen Unialles erwiesenermaassen bestandenen 
thatsächlicben Verhältnissen nicht vollständig entspricht und 
auch der Bestimmung des Art 28, alinea 12, der von der ' 
geklagten Bahnanstalt für Weichen- und Gontrolwftehter erlas- 
senen Dienstinstruetion nicht gehörig Kechnung trSgt 

Wenn nun bei* diesem Sachbewandtnisse die zweite Instanz 
jenem Gutachten eine beweismachende Bedeutung beizulegen 
Anstand genommen hatte, so lässt sich darin eine Verletzung 
der Bestimmung des § 272 gal. G. 0. nio.hl: ersehen. 

Die Einstellung der anlässlieh des vorliegenden Unfalles 
gepflogeneu strafgerichtliclieu Vorerhebuugen ist für die Ent- 
schädigungsfrage keineswegs präjudieirend und die gegen- 
tbeilige Behauptung der Bevisionsbeschwerde wird schon 
durch den Wortlaut des § 366 St P. nachhaltig widerlegt 

Thatsächlich sind wohl Ablagerungen von Materialien, 
Kohlen und anderen Artikeln an der Bahnlinie im Umkreise 
eines Bahnhofes im Allgemeinen nicht untersagt, sie finden 
aber ihre natürliche Einschränkung in der selbstverständlich auf- 
liegenden Verpflichtung der Bahnverwaltungfür dieHintanhaltuug, 
beziehungsweise Beseitigung eines die körperliche Integrität von 
Menschen geffthrdenden Ziistandes Sorge zu tragen. 
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Dass dieser Obliegenheit nicht nachgekommen war, dar- 
über enthält das Urtheil zweiter Inst&nz durchschlagende Be- 
weise. 

Anderentheils lässt sich aber nicht verkennen, dass der 
Eiiiger den ihm zugestossenen Unfall auch mitverschuhiel habe. 

Naeh den Torliegenden flbereiDstiiiimeDdeii Zeagenaus* 
sagen steht fest, dass die WaireaversehieboDgen in der Station 
8t. seit lange her täglich um 6 Uhr Abends stattzufinden pflegten 
und dass der Kläger, welcher seit einem Jahre vor dem Un- 
fälle als Weiehenwäehter in der fraglichen Bahnstation ver- 
wendet wurde, bei dieser täglichen Wagenverschiebung auf 
dem dritten Bahngeleise, auf welchem der UnfaU geschah, 
oftmals mitgewirkt hatte. 

Bei gewöhnlicher Aufmerksamkeit liuue sonach der Kläger 
das Gefahrvolle seines Ganges in der gewählten Sichtung 
einsehen müssen und daher auch der nöthigen Vorsicht 

Segen die ihm bewusst drohende Ueberfühmng sich be- 
eissen sollen. 

Bei dem stattgehabten Unfälle tritt somit zugleich auch 
ein Verschulden des Klägers ein und er muss daher nach 
§§ 1294 und 1304 a. b. G. B. den Schaden mit der ebenfalls 
im Verschuideu behudiichen belangten Bahn, da sieh das 
VerhäUuiss nicht ermitteln lässt, zu gleichen Theileu tragen, 

Bs war sonach das von der zweiten Instanz dem Kläger 
zugesprochene Schmerzensgeld, der Verdienstentgang nod die 
Leibrente auf den halben Betrag herabzusetzen. 

Hierbei wurde erwogen, dass die zweite Instanz bei der 
Bestimmung des Schmerzensgeldes, Verdienstentganges und 
der Leibrente die Schwere der Verletzung und deren Folgen, 
die Grösse der Schmerzen, wplehe der Kläger zu dulden 
hatte, die Dauer der Krankheit, steine V'ermögensverhilltnisse 
und bisherige Lebensstellung iu gehöriger Weise ge- 
würdigt hatte. 

Der Einwand der Bemionsbeschwerde, dass der Kläger 
überhaupt keine Schmerzen zu erdulden hatte, nachdem die 
Amputation des verletzten Armes unter Anwendung von 
Narkose vorgenommen worden sein soll, erscheint gehaltlos, 

da nicht übersehen werden darf, was schon aus der gewöhn- 
lichen Lebenserfahrung folgt, dass die Sfhmerzen sich doch 
schon gewiss gleich nach erfolgter Beschädigung eingestellt 
und auch nach dem operativen flingriffe bis zur Heilung an- 
gedauert haben mussteu. 
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Bezüglich der zuerkannleu Leibreute kuiurat in Betracht, 
dass der Kläger den rechten Arm verloreu hatte. Dieser Ver- 
lust ist ein bleibender und Oberdies insbesoDdere darnm, weil 
der Elftirer dem ArbeitmtaDde aog^ehört und eine speeielle 
FaehbilduD^ nicht besitzt, Oberhaupt auf niederer Bildangs- 
stufe steht, ffir ihn ein um so empfind lieberer, da er eben nur 
oder zumeist anf mechanisehf» Arbeiten angewiesen ist, zu 
weichen aber beide Arme bt^nöthtiot werden. 

Die eingetrett^ne Arbeitsunfähigkeit des Klägers ist. wenn 
auch keine gänzliche, so doch eiue sehr erhebliehe und daher 
heiii Auj-pruch aui Entschädigung der verminderten Erwerbs- 
fähigkeit ein gesetzlich begründeter. 

Mit Beebt hat endlieh aneh die zweite Instanz den Antrag 
auf Compensation des Klageanspruches mit der dem Kläger 
anlässlich desselben Unfalles ausgezahlten Versicherungssumme 
per 700 fl. iibgelebnt und genügt es nunmehr in dieser Be- 
ziehung auf die diesfaliige BegrüDdung des obergericbtlichen 
ürtheiles hinzuweisf^n. 

J)ie ZuerkeniiuDg der Verzugszinsen fusst auf der Vor- 
schrift des § 1334 des a. b. G. ß. 

Nr. 43. 

Verantwortlichkeit der Elsenbahn für die Verletzung, welche dem mit 
der Fahrkartenrevision im Zuge betrauten Bediensteten gelegentlich des 
Uabwateigene aiit einem Wag«n in lian anderen infolg« 3uioicant des 
Zligaa beim Ueberfahren des Wechsels zustosst. Entgang «n IMeilen- 
goldam bildet keinen Qegenatand der Entaohädigung. 

(Entscheidung des 0. G. H. vom 7. Ootober 1896. Z. 9409: Bestätigung 
der Entscheidung des O. L. G. Prao; vom 9. Jiini 1896, Z. 9899, Abänderung 
des Unheiles des H. (j. Prag vom 2. April 1896, Z. 14627.; 

Am 13. JoDi 1891 begleitete der io Dieoeteo der B.-Bahn 

als Aspirant für den Verkehrsdienst ständig (laut Replik 
nicht definitiv) angestellte Franz iSch. in dieser Eigenseiiaft 
den Zug Nr. 12 dieser Bahn und oblag dem Genannten die 
Be Vision der Fahrkarten in den drei letzten Wagen dieses 
Zuges. 

Diese drei dem Sch. zugetheilten Waggons waren nicht 
voü gleicher Type, und zwar waren der erste und letzte 
Wagen ftlteren Systems mit Laufbrett und Haltestaoge auf 
der Seite, der mittlere neneo Systems, ein sogenannter 
„amerikaniscber", war rfiekwftrts mit einer Plattform ?er- 
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seheo, von der man auf schmaler Stiege mit Geländer 
heruntergeht: derselbe war überdies bedeutend breiter als 
der erste und dritte VV^ageu. Bei der Einfahrt in die Staüuu T. 
war Kläger im zweiten Wagen und wollte auf deo entten 
Wagen, wo zwei bis drei Beisende waren^ welche in T. aas* 
steigen sollten, Übersteigen, nm ihnen nach Vorschrift die 
Karten abzunehmen. Ais Klüger auf der schmalen Stiege auf 
die letzte Stufe hinabstieg, um von dort auf das Laufbrett auf 
den ersten Wagnn zu übersteigen und mit einem Fussp «^erade 
auf der letzten btufe stand, während der andere Fuss diese 
Stufe noch nicht erreicht hatte und in diesem Momente er- 
hoben war, erlitt der Zug beim Befahren des Wechsels einen 
heftigen Huck, die Hand glitt dem Kläger vom schiefen Ge- 
ISnder ab, so zwar, dass der Kläger von der Stiege stttrzte 
und unter die Bäder des Zuges gerietb, welche ihm den 
rechten Fuss überfuhren und zerschmetterten. 

Seh. belangte die B.-Bahn auf Ersatz des Verdienstent- 
ganges, und zwar vom 13. Juni 1891 bis 1. December 1891 
per 200 fl., von da ab bis zur Rechtskraft des ürtheiles per 
monatlich 25 fl. und des Verdienstentganges vom Tage der 
Eechtbkraft des Ürtheiles bis zu seinem Tode per monatlich 
50 fl., endlich der Pflegekosten per 40 fl. und des Schmerzens- 
geldes per 3000 fl. 

Das H. G. Prag wies die Klage zur G&nze ab. 

Gründe: 

Der Sturz des Klägers ist nach seinen Angaben von der 
Heklagten. respective deren Vprwaltung dadurch verschuldet, 
dass bei dem betreffenden Zuge nicht Wagen gleicher Gattung 
verwendet wurden, und überdies der breiteste in der Mitte 
eingefügt wurde. Denn, wenn der Zug nur aus Wagen alten 
Systems mit Laufbrett und ELaltestangen, an welchen man 
sich anhalten kann, und auf denen die Hand nicht aus* 
rutscht, zusammengestellt gewesen w&re, oder, wenn nur Wagen 
neuen Systems verwendet worden wären, welche unmittelbar 
durch die Plattform verbunden sind, so dass ps nicht noth- 
wendig gewesen wäre, während des Fahrens nuf S'tTifen 
hiuunterzusteigen, oder, wenn der breite Wagen neuen bystems 
am Ende gewesen wäre, so hätte der Unfall den Kläger 
nicht trefl'eu köuueu, da er nicht unter die Eäder hätte 
kommen können. Nach seinem Sturae sei der Kläger sofort am 
13. Juni 1891 in das Krankenhaus in IJger transportirt worden, 
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wo ihm am selbeu Tage der reelitp I^'uss, etwa 25 Centimeter 
unter dem Knie, abgenomroen wurde, und sodann daselbst 
bis 30. Juni 1891 behandelt worden; im Cianzen sei derselbe 
vom 13. Jani 1891 bis 1. December 1891 gelegen. Infolge 
des Verlustes des rechten Fasses, der dureb eioen hölzernen 
ersetzt wurde, litt der Körper grosse Sehmerzen, hierzu ge- 
sellte sieh einigemale eine stets längere Zeit dauernde Bnt* 
Zündung der Händer und noch jetzt entzünde sich infolge 
des Gehens der Fnss an oder oberhalb der Amputations- 
stelle und verurüache grosse Schmerzen. Der Kläger erhebt 
demnach die im Urtheile angeführten Ansprüche gegen die 
OeivUgte, wobei er weiter aiiiuhri, er habe ajä Aspirant beim 
Wagen dienste, zu dem er seit 13. Juni» 1891 fQr immer nn- 
tauglieh ist, bis jetzt an Taglobn 85 kr., an Meilengeld 
beim Lastenzuge 66 kr., beim gemisdhten Zug 53 kr. und beim 
Person enzng 40 kr. pro 100 Kilometer, was monatlich 24 bis 
25 fl. macht, gehabt. 

Vom 13. Juni 1891 bis 1. December 1891 zahlte ihm 
die Geklagte täglich blo-;s 2*2 kr., von da ab etwa durch 
fünf Monaie täglich 51 kr., danach durch vier Monate täglich 
55 kr. und vom 24. Marz 1892 täglich 1 fl. 

Es entgingen dem Kläger demnach an Verdienst bis 
1. Deoember 1891 mindei^tens ^{00 fl.» vom 1. December 1891 
monatlich 25 fl. bis zar Bechtskraft des Urtbeiles, voransge- 
setzt, dass dem Klüger fortan 1 fl. ausbezahlt werden wird. 

Weil der Kläger zu jeder Arbeit nunmehr unfähig ist, 
insbesondere zu jenen Arbeiten, die er bisher versehen hatte, 
verlangt derselbe von der Ivechtskraft des Urtbeiles an künftigen 
Uewinnstentgang monatlich 50 fl. 

Zum Pflegen des Fusses brauche er jährlich vom 
1. Januar 1891 mindestens 40 fl. und verlange 3000 il. 
Schmerzensgeld, weil der Elftger w&hrend der ärztlichen Be- 
handlung bis 1. December 1891 und von da ab infolge der 
angeführten Entzündungen Ober ein Jabr Schmerzen leidet und 
er überdies nicht nur körperlich verunstaltet, sondern auch 
zu vielen Berufsarbeiten nnliihig ist. 

Die «rnkhiirt*» Bahn gesteht im Allgemeinen die That- 
umstäude, betreliend den Unfall zu, aupgenomraen den rlem 
Zuge widerfahrenen Ruck, die Dauer nnii den Grad der 
Schmerzen, und bestreitet, dass der Unfall dann nicht ge- 
schehen wäre, wenn die Wagen auf die vom ElSger angefahrte 
Weise zusammengestellt worden wftren. Die Geklagte bestreitet 
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ferner die Höhe des Verrlienstentganges, weilers formell auch 
ihr Yprsclmlden. wie auch das Eintreten einer Ereignung nach 
dem iiaugesetze vom 5. März 1869, R. G. B). Nr. 27, und 
behauptet, dass sie zum Ersätze überhaupt nicht verpflichtet sei. 

Inn vorliegenden Rechtsstreite sind vor allem zwei Haupt- 
punkte zu erörtern und zu prflfeiiy und zwar die Substantürung 
des Anspruches auf Ersatz im AUgemeineu und dann die- 
Substautiiruog der coneret erhobenen Ansprüche im Besonderen. 

£s bandelt sich also ror allem um den EeehtsgruDd, 
also um den Yerpflichtungsgrund zum Schadenersatze nach 
dem XXX. Hauptstück des allgemeiueu bürgerlichen Gesetz- 
buches. 

Der Kläger stützt den Anspruch auf Schadenersatz aus- 
drücklich auf das Verschulden dei geklagLeo bahn und be- 
gründet dies damit, dass er behauptet, sein Sturz sei dadurch 
veranlasst worden, dass bei dem Zuge nicht Wagen gleicher 
(Gattung verwendet wurden, und überdies noch der breiteste 
in der Mitte eingefügt wurde. Denn wenn der Zug nur aus 
Waggons alten Systems mit Laufbrett und Haltstangen, an 
welchen man sich halten kann, und auf denen die Hand nicht 
ausrutscht, zusammengestellt gewesen wäre, oder wenn nur 
Wagen neuen Systems verwendet weiden wären, welche un- 
mittelbar durch die Plaltfurm miteiuauder verbunden sind, 
so dass es nicht nothwendig gewesen wäre, während des 
'Fahrens auf Stufen herunterzusteigen, oder wenn der breite 
Wagen neuen Systems am Bode gewesen wäre, so hätte der 
Unfall den Kläger nicht treffen können, da er nicht unter 
die Räder hätte kommen können. 

Die Beweislast diesfalls hat der Klä<^er, weil die Zu- 
sammenstellung eines Zuges nicht als eine Ereignung im 
Sinne des Haftpflichtgesetzes aufgefasst werden kann, und 
dem Kläger die gesetzUche Yermuthuug für das Verschulden 
der Bahn nach diesem Gesetze nicht zu Statten kommen kann. 

Der Beweis aber, dass in jener Zusammenstellung des 
Zuges ein Verschulden der Bahn gelegen sei, ist aber dem 
Kläger nicht gelungen, denn die Sachverständigen haben 
einhellig das Gutachten dahin abgegeben, es sei nicht richtig, 
dass der Kläger bei gleichen Waggons alten Systems mit 
wao-rechten Haltestangen sieh hätte sicherer halten können, 
als bei angeblich senkrechten oder schiefen Haltestaugen der 
Wagen neueren Systems, und es sei nicht richtig, dass nur 
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das HeruDterrutfJohpn den Absturz des KUigers zur Folge 
gehabt habe, ebeubo bei es unrichtig, dass der Absturz des 
Klägers nicht leicht hätte geschehen können, wenn alle 
.Waggons gleiche Haltestangen gehabt hätten. 

Das Verschulden der Bahn dureh jene Zusammenstellung 
des Zuges hat demnach der Kläger nicht bewiesen, es bleibt 
demnach nur noch zu untersuchen, ob ausser der Zusammen- 
stellung des Zuges nicht eine Ereignung im Verkehre vurliegt. 

Als eine solche könnte nur der Ruck, welchen die 
Wao-iTons erhielten, aufgefasst werden, wenn auch der Kläger 
seinen Anspruch nicht ausdrucklich auf diesen Umstand basirt. 
Wenn dieser Huck als eine Ereignung im Verkehre im Sinne 
des Haftpflichtgesetzes anzusehen wäre, danu würde es sich bloss 
■um den Beweis desselben handelo^ und im Falle des Gelingens 
desselben wQrde die Vermutbung fttr das Verschulden der 
Bahn platzgreifen, und es mflsste dann die geklagte Bahn 
beweisen, dass die Ereignung durch eine vis major oder 
unabwendbare Handlung einer dritten Person oder durch 
Verscbu! rien des Beschädigten verursacht wurde, welch 
letzteren Beweis die Geklagte auch versucht. 

Der Kläger führt selbst an, dass die Ursache dieses Ruckes 
des Zuges der Umstand war, dass der Zug über den 
Wechsel fuhr. 

Das Fahren auf einem Wechsel ist aber keine Ereignung 

im Sinne des Haftpflichtgesetzes, weil dasselbe zum ordent- 
lichen Verkehre gehört, und ebenso wenig kann der durch einen 

solchen zum ordentlichen Verkehre gehörenden Umstand be- 
wirkte Stoss als eine Erpit^nung im Sinne des Haftpflicht- 
gesetzes angesehen werden, weil notorisch im ordentlichen 
Verkehre beim Auffahren auf den We( li>el regelmässig ein 
Stoss erzeugt wird; einen aussergewuhnlich starken Stoss 
hat aber der Kläger nicht behauptet 

Eine Ereignung im Verkehre wäre nur ein Vorfall, der 
nicht zum ordentlichen Verkehre einer Eisenbahn gehürt. 

Es fehlen demnach die Voraussetzungen zur, Anwendung 
des § 1 des Gesetzes vom 5. März 1869, und es entfällt auch 
die Erörterung des von der Geklagten verursachten Beweises 
der Schuld des Klägers nach § 2 desselben Gesetzes. 

Nachdem sonach dem Kläger weder nach den allgemeinen 
Vorschriften der §§ 1325 bis 1327 a. b. G. B., noch nach 
der Vorschrift des Haftpflichtgesetzes ein Anspruch auf 
Schadenersatz in abstracto zusteht, so ist auf die Prüfung 
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der SubstantiiruDg der coDcreten BecbUaDsprIlche oiebt 
weiter einzugehen. 

Das 0. L. G. Prag hat das Urtheii der ersten Instanz 
abgeändert und zu Becht erkannt: 

1. Die Geklagte ist ecbuldig, dem Klüger infolge der ihm 
durch ihr Tersehulden am 13. Jaoi 1B91 während der Fahrt 
des Zuges 12 von G. oftehst T. verursachten körperlichen 
Beschädigung bis zu seinem Tode den ihm entgehenden Ver« 
dienst, und zwar den Betrag von 80 kr. täglich, in monat- 
lichen Decursivraten zahlbar, sammt 5 Procent Zinsen vom 
Tage der jeweiligen Fälligkeit bis zur Zahlnn?, binnen 
14 Tagen bei Execution zu bezahlen, dies jedoch erst von 
dem Tage an, an welchem die Geklagte dem Kläger den Bezug 
der ihm für bisher seine anderweitige Verwendung in Diensten 
der Gesellschaft ausgezahlten Entlohnung einstellen oder der 
Kläger auf seine bisherige Anstellung bei der Geklagten 
verzichten würde; 

2. die Geklagte ist ferner schuldig, dem Kläger aus 
demselben Anlass ein Schmerzensgeld von 3000 fl. sammt 
5 Procent Zinsen vom Klan-^tairf au zu bezahlen. 

Mit den weiteren Ausprücheu wird Klüver abgewiesen. 

Gründe: 

Nach dem Gesetze Tom 5. März 1869, B. G. Bl. Nr. 27, 
wird vermuthet, dass die Ereignung, durch welche die 
körperliche Verletzung des Klägers herbeigeführt worden ist, 
durch Verschulden der Eisenbahnunternehmnng oder ihrer 

Bediensteten eingetreten sei. 

Es liegt daher keineswegs, wie die erste Instanz an- 
nimmt, dem Kläger ob, diejenige Ereignung, welche die 
Ursaclie seines Unfalles gewesen ist, zu beweisen, vielmehr 
hat nach § 2 des bezogenen Gesetzes die belangte £!»en* 
bahn die Verpflichtung, die gesetzliche Vermutbung zu ent- 
kräften, sohin das Verschulden des Klägers an der erlittenen 
Beschädigung zu beweisen. 

Diesen Beweis hat die belangte Eisenbahnunternehmung 
nicht erbracht und ist daher im Torliegenden Falle die 
Hal'tptlicbt derselben gegeben. 

Die geklagte Eisenbahn will zwar ein \ eröcliulden des 
Klägers darin erblicken, dass derselbe noch, wäiirend der 
Zug in Bewegung war und in die Station einfuhr, au3 dem 

10* 
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Communicationswatren auf die Stiege heraustrat, was nach 
§ 5 der Instniction für das Zugsbegieituagspersonal au&> 
drücklich verboten ist. 

Allein mit Unrecht, denn nach Absatz 3 des vorcitirten 
§ 5 ist nur das Betreten der Laufbretter und Yerweileu aut 
denselben während der Rinfabit der ZOge in die Stationen 
nnd wftbrend der AoBfahri ans denselben rerboten, nnd findet 
dieses Verbot seine Rechtfertigung darin, dass bei der fiin- 
nnd Ausfahrt der Zuge die Gefahr einer Collision, einer auf 
dem, an der Aussenseite des Waggons angebrachten, Laufbrette 
stehenden Person mit den in den Stationen angebrachten, den 
Geleisen nahestehenden Gegenständeo vorhanden ist, wogegen 
diese Gefahr bei der Fahrt aul" offerier Strecke ausgeschlossen, 
daher auch nach Absatz 1, § 5 der citirten Instruction das 
üebersteigen von einem Laufbrett auf das andere bei der 
FahrJcartenrevision von dem Verbote ausgenommen ist 

Es kann daher im gegebenen Falle von einem in- 
structionswidrigen Verhalten des Klägers schon darum keine 
Bede sein, weil zugestanden ist, dass der Kläger im Momente 
des Absturzes nicht auf dem Laufbrette, sondern auf der 
Stiege des Comüiiinieationswagens stand, auf welcher das 
Verweilen mit einer augenscheinlichen Gefahr nicht verbunden, 
daher auch nicht untersagt, vielmehr durch die dem Kläger 
obliegenden Pflichten des Amtes gerechtfertigt war, nachdem 
der Elfiger sich bereit halten mnsste, behufs der ihm in* 
struetionsmftssig obliegenden Abnahme der Fahrlegitimationen 
auf den anderen Waggon zu übersteigen. (Art. 18, lit. A 
und § 5 der Instruction für das Zugsbegleitungspersonal. 

Zum Beweise der Einwendiin?, dass der Kläger durch 
sein eigenes Verschulden verunglückte, beruft sieh die be- 
klagte Eisen bahu lerrier auf das aussergerichtliche Gestand- 
niss des Klägers (Protokoll vom 15. Juni 1891), wonach 
derselbe, als er auf der bezeichneten Stiege stand, in der 
linken Hand, mit weleher er sieh an dem Gelftnder festhalten 
sollte, mehrere Fahrkarten hielt und infolge dessen an der 
freien Benützung seiner linken Hand gebindert war, ungeaohtet 
ihm bekannt sein musste, dass man beim Üebersteigen von einem 
Waggon auf den anderen beide Hände frei haben müsse und 
behauptet die Geklagte, dass der Kläger infolge dieser Un- 
vorsichtigkeit in dem Augenblicke, als er mit dem Fusse 
ausglitt, nicht im Stande war, sich au dem Geländer zu er- 
halten. 
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Aber selbst wenn dieser Umstand als erwiesen ange- 
nommen werden wollte, könnte doch hieraus ein Verschulden 
des Kliigerä nicht abgeleitet werden, weil ein solches dem 
Kläger im Hinblieke auf dio Vorschrift des § 1297 a. b. 6. B. 
nur in dem Falle zur Last gelegt werden könnte, wenn der 
Eläger aus dieser Handlung die Mdglicbkeit des ihm zu* 
gestossenen Unfalles voraussehen konnte^ diese Annahme 
jedoch in dem concreten Falle ausgeschlossen erseheint, 
nachdem zwischen dem Halten der Fahrkarten in der einen 
Hand nnd dem Abstürze von der Stiege des Waggons ein 
Causalüeius nicht gefunden wer(]en kann. 

Ein soubiiges Verschulden des Klägers wurde von Seite 
der belangten Eisenbahn nicht behauptet; die geltend ge- 
maehten GrQnde sind aber dem Obenangefllhrten zufolge 
nicht geeignet, die belangte Bisenbahn von der Ersatzleistung 
im Sinne des § 2 des eingangs eitirten Gesetzes zu befreien. 

Die dem erstrichterlichen Urtheile zu Grunde liegende 
Anschauung, dass dem Kläger der Beweis obliege, dass der 
Unfall durch Verschulden der bolan^ten Eisenbahn verursacht 
wurde, dass jedoch dieser ijeweis dem Kläger nicht gelungen 
sei; und die hierauf gestützte unbedingte Abweisung der 
Klage erscheinen daher nicht begründet, stehen vielmehr mit 
der aasdrQekliehen Bestimmung des Gesetzes in dtrectem 
Widerspruche, weshalb das angefochtene Urtheii über Ap- 
pellation des Klägers abzuändern und die Ersatzpflicht der 
belangten Eisenbahn im Principe auszusprechen war. 

Nach § 1 des Gesetzes vom 5. März 1869, R. G. Bl. 
Nr. 27, bat die belangte Eisenbahnuuternehmung ihr Ver- 
schulden durch Leistung des Ersatzes nach Maassgabe der 
§§ 1325 bis 1327 des a. b. G. B. zu vertreten. 

Durch die AmpuLaiiou des rechten Fusses ist der Kläger 
zwar nicht zur Qftnze erwerbsunfähig geworden, in jedem 
Falle ist er aber unfilhig zur AusObung seines bisherigen 
Dienstes (als Aspirant des Zugsbegleitungsdienstes), und ist 
ihm daher nach § 1325 a. b. G. B. der nachweisbar ent- 
gangene und der künftig entgehende Verdienst zu ersetzen. 

Anlangend den künftig entgehenden Verdienst hat der 
Kläger zur Zeit des Unfalles einen täglichen Lohn von 85 kr. 
bezogen. Nach dem Unfälle hat die geklagte Eisenbahngesell- 
schait den Klager in ihren Diensten belassen und ihu ander* 
weitig rerwendet, und es ist zugestanden, dass dem Kläger 
seit 1. December 1891 der bisherige Lohn im Betrage von 
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bb kr. täglich UDgeschmälert ausbezahlt, seit 29. März 1892 
auf den Betrag von 1 fl. täglich und späterhin, und zwar 
seit 1. October 1892 auf den Betrag von 1 fl. 20 kr. täglich 
erh&ht wurde, und dass der Kl^er diesen Lohn weiter 
fortbezieht. 

Dadurch erscheint der Kläger hinsichtlich seiner An- 
sprüche auf Ersatz des Verdien stentganges seit 1. December 
schadlos gestellt, weil ilim Feit 1. Decemhor sein bis- 

heriger, seit 29. März 1S92 aber sogar ein h öherer Lohn 
ausbezahlt wurde, als er zur Zeit des Unfalles bezog, und 
sein Anspruch auf Ersatz von weiteren 25 fl. monatlich seit 
1. December 1891 bis zur Kechibkriiii, des Urtheiles und von 
da ab auf Leistung einer in monatliehen Änticipatirraten zu 
50 fl. zahlbaren, daher seinen gegenwärtigen Lohn aber^ 
steigenden Entschädigung, welchen Anspruch der Kläger darauf 
stfltzt, dafis ihm Meilengelder in diesem Betrage entgangen sind, 
beziehungsweise künftii; entgehen werden, im Gesetze nicht 
begründet ist, zurnnl die Meilengelder kein stabiles, sondern 
nur ein zufälh'ges KntLi^olt bilden, welebes dem Kläger nur 
im Falle seiner Verwenduüg als Zugsbegleiter gebührt und 
welches sich nur als ein Ersatz für die dem Eiseubahn- 
bedieosteten durch die Abwesenheit von seinem regelmässigen 
Wohnorte ?eruraaehten Mehrausgaben, somit als eine Art 
von Fall zu Fall zu entrichtender Theuerungsbeitrag darstellt, 
und dem Kläger überdies im Falle seiner anderweitigen Ver- 
wendung ein Anspruch auf Meilengelder nicht zustand, daher 
dieselben auch nicht als ein dem Kläger entgangener Verdienst 
in Ansehlag gebracht werden können. 

Es war sonach dem Kläger nur für den Fall, dass die 
belangte Eiseubahngesellschaft ihn entlassen und die fernere 
Auszahluüg des ihm bisher ausbezahlten Lohnes yerweigern 
oder der Kläger, sei es, um sich seine materielle Lage zu 
verbessern, oder als zum Versehen des ihm zugewiesenen 
Dienstes infolge seines körperlichen Gebrechens nicht ge- 
eignet, oder aus sonstigen anderen Gründen auf seine gegen* 
wärtige Anstellung bei der belangten Bahn verzichten sollte, 
ein Ersatz für den künftigen Erwerhsento-ang zuzusprechen, 
und dieser Verdieustentgang unter Zugruudeleg'niig des dem 
Kl^er zur Zeit des Unfalles gebührenden Lohnes mit. dem 
Betrage von 80 kr. täglich zu bemessen, weil der Kläger 
durch seine Yerstflmmelung in seiner firwerbsi&bigkeit zwar 
in grossem Maasse behindert, gleichwohl aber nicbt zur 
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Falltt seiner Entlassung oder im Falle seiner freiwilligen Ver- 
zieh tleistung auf die bisherige Versorgung, sich noch einen 
Erwerb zu verscbaflfen. 

Insoweit daher die Aosprüche des Klagers den mit 
80 kr. tsglich bemessenen Verdienstentgang übersteigen, war 
die Elage abzuweisen und in dieser BiciituDg das erstriohter* 
liebe Urtheil zu bestfttigen. 

In gleieher Weise wurde der Kläger mit dem Begehren 
um Zuerkennung des Verdienstent^anges für die Zeit vom 
13. Juni 1891 bis 1. December 1^91 im Betrage von 200 fl. 
und um VerbaUung der belangten Eisenbahn zur Zahlung 
eines jährlichen Betrages von 40 fl. zur Deckung der Kosten 
des verstiimmelteo Fasses mit Recht abgewiesen, und das 
erstriehterliehe Urtheil sohin auch in (ücsem Punkte be- 
stätigt, well die dem Kläger während dieser Zeit yon Seite 
der belangten Eisenbahn gewährten üntersttttsungen mehr 
ansmaehen als sein Taglohn per 85 kr. betrag, und weil 
andererseits keineswegs bewiesen ist, dass dem Kläger im 
Lanfe der Zeit durch die Pflege des verstQmmelten Fusses 
irgend welche Heilungskosten überhaupt, geschweige denn 
solche im Betrage von 40 fl. jährlich verursacht werden. 

Dagegen erschbiut der- Anspruch auf ein Sehmerzeusgeld 
im Gesetze (§ 1325 des a. b. G. B.) begründet und der von 
dem Kläger angesprochene Betrag den Umständen des con- 
creten Falles angemessen, weshalb dem Kläger der ganze 
eingeklagte Betrag zuzuerkennen war. 

Schliesslich wurde ausgesprochen, dass die dem Kläger 
auf Lebensdauer zugesprochene Entschädigung von 80 kr. 
tliglicii nicht, wie klägerischerseits begehrt wird, in monat- 
lichen Anticipativrateu, sondern in monatlichen Decursivrateu 
zu entrichten ist, weil der Anspruch des Klägers auf diese 
tägliche Eutsehädiguiig mit dem Tode desselben erlischt, 
diäer aneh nur bis zum Todestage zu berechnen und aus* 
zuzahlen ist. 

Der 0. G. H. hat die ausserordentliche Berisions- 
besch werde des Klägers als unzulässig zurückgewiesen, der 

ordentlichen Revisionsbeschwerde der geklagten Eisenbahn 
aber keine Folge gegeben, und das oberlandesgerichtliehe 
Urtheil in dessen das erstrichterliche Urtheil abändernden 
Theilen, unter Verweisung auf dessen Begründung bestätigt, 
wobei noch bemerkt wurde, dass in dem Betieleu der Stufen 
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des CommnnicatioDSwagens kpin YerschuldeD des Kläcrers er- 
blickt werden kann, da es erklärlich ist, dass der Kläger, 
welcher, nach der eigenen Angabe der Geklagten, eine be- 
deuteiide Anzahl von Karten zu revidiren uud diese Eevision 
erst uDinittelbar vor der Einfahrt des Zuges in die Station 
beendigt hatte, darauf Bedacht sein mnsste, mOgliebst bald 
in den nächsten Wagen zu gelangen, am den in dieser Station 
aussteigenden Passagieren, wie es sein Dienst Torschrieb, 
noch vor dem Verlassen des Waggons die revidirten Karten 
abzunehmen. 

Nr. 44. 

DI« Frage, ob eine kbrperlicHe Verletzung im Eisenbahnverkehre sich 
ereignete, ist nicht im Inoidenzstreite wegen der Zuständigkeit des Qe- 
riobtot, l»ei dem «He Klage eingebreoht wurd«, teiHl«ni mH der Haupt« 
sache zu entscheiden. Das Gesetz vom 5, März f869, R. G. Bf. Nr. 27, 
ist bezüglich der Eltenbahnbediensteten durch das Gesetz vom 20. Juli 
1894, R. G. Bf. Nr. 168, nicht zur Gänze aufgehoben. 

(Entscheidung des 0. G. H. vom U. October 1896, Z. 11059; Beatätiguui; 
der Entscheidung des 0. L. ö. Lemberg vom 21. Juli 1896^ Z. 17129, 
Abandemiig des Beaeheides des L. Q. b,U H. Qt, Lemberg vom 27. Jooi 

1896, Z. 38789.) 

Josef Gh., ThnrwHchtpr in der Station Z, wurde ara 
15. Mai 1895 bei Füllung eines Fasswaofens mit Wasser be- 
schädigt und belangte am 3. MäYz 1896 das li^isenbabnärar 
vor dem L. G. als H. G. Lemberg auf kDciiadeoersatz auf 
Grund des Haflpflichtgesetzes. 

Die Flnanzproeuratur machte die Ineompetenzeinwendung 
geltend und f&hrte aus, dass die Klage nicht beim Handelsge- 
richte, sondern vor dem gewöhnlichen Gerichtsstände auszu- 
tragen wäre, umsomehr als das angerufene Gericht, in der 
Anschauung, dass das Gpsetz vom 5. März 1869, R. G: Bl. 
Nr. 27, rücksichtlich der üiseDbababedienstelen durch den 
Art. VII des Gesetzes vom 20. Juli 1894, E. G. Bl. Nr. 168, 
aufgehoben worden sei, die Klage zum schriftlichen statt zum 
summarischen Verfahren decretirte. Die Finanzprocuratur hob 
weiters hervor, dass der klägerische Anspruch sich zur Ver- 
handlung nach dem Gesetze vom 5. Mai 1869 schon deshalb 
nicht eigne, weil die angebliche körperliche Terletzung sich 
bei FflUung des zur Feuerlöschung bestimmten Fasswagens 
und nicht im Verkehre der Eisenbahn ereignete, dass ferners 
die Bestimmungen des Uufallversicherungsgesetzes, welches 
mit dem Gpsetze vom 20. Juli 1894, R. G. Bl. Nr. 168, auf 
die gesammten Betriebe der £iseubahnen ausgedehnt wurde, 
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und dem zufolge die Kisenbabiibediensteten, zu welchen auch 
Kläger gebort, für Unfälle versichert sind, auf die Eisen- 
babnbedien steten uoQsoweDiger Anwendung fioden können, als 
dieselben ohnehin nach dem Gesetze vom Jahre 1S94 rück- 
siehtlieh der Bereehnang des Sobtdenersatzes besser gestellt 
erseheiDen. . ■ 

Das Gericht erster Instanz scbloss sich der AnschauuDg 
der Geklagten an und hat der Incompetenzeinwendung statt- 
gegeben, weil bei dem Umstände, als Klager selbst zuge- 
geben hat, dass er bei der Uüfaiiversicherungsanstalfe der 
österreichischen Eisenbahnen versichert sei, das Gesetz vom 
Jahre 1869 niclit anwendbar und demnach das L. G. als 
H. G. nicht zuständig sei. 

Ueber Becura des Klägers hat das 0. L. G. Lemberg 
den erstriohterlichen Bescheid abgeftodert, die lacompeteos- 
eiaweiiduiig zurückgewiesen und der belangten Seite den 
Kostenersatz auferlegt, weil selbst auf den Fall, dass Kläger 
bei der ünfallversicherungsanstalt versichert wäre, das L. G. 
als H. G. zuständif^ sei, zumal die Eisen hahnanstalt im 
Grunde § 272 H. G. und § 38 des Einführungsgesetzes zum 
Handelsgesetzbuche Handelsg'escbäfte betreibe; und die Frage, 
ob die Verletzung im Eiseubahu verkehre geschah, zum Meri- 
tum der Sache gehöre. 

Der p. G. H. hat dem Bevisionsreeurse des Eisenbahn- 
ärars keine Folge zu geben nnd die oberlandesgerichtliehen 
BeformatentscheidüDg zu bestätigen befunden, and dies in 
Erwägung, dass nach § 1 des Hofdecretes vom 7. November 
1820, J, G. S. l^r. 1714 (beziehungsweise vom 25. Januar 
1822, J. G. S. Nr. 1832) die Emwendnng, dass dem Richter 
in der anhängigen Rechtssache die Gerichtsbarkeit nicht zu- 
stehe, allein, und ohne die Hauptsache zu berühren, an- 
zubringen sei, dass daher die Frage, ob die körperliche Ver- 
letzQDg des Klfigers im Eisenbahnverkehre geschah, nicht in 
diesem Incidenzstreite, wohl aber bei Entscheidung der Sache 
selbst zu lösen ist, dass ferner der Kläger nicht bloss die 
Zahlung einer LebensrentOy sonderD auch die Entschädigung 
f(5r die Krankheitskosten und das Schmerzensgeld begehrt, 
sowie dass das Gesetz vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, 
durch das Gesetz vom 20. Juli 1894, R. G. Bl. Nr. 168, 
nicht zur Gänze aufgehoben ist und überdies Kläger aus- 
drücklich leugnete, dass er bei der geuosseuschafilichen 
UDfallfersicheningsanstalt der österreichischen Eisenbahn ver- 
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sichert sei, sowie schliesslich, dass nach dem Gesetze vom 
5. März 1869, K. G. BK Nr. 27, die Klage bei dem L. 0. 
als H. G. in Lemberg aDZubringea war. 

Nr. 45. 

Im 8 68 des B. R. vom 10. August 1874 itl der Umfang d«r Ent- 
schädigung, welche die Eisenbahn im Falle der Beschidigung eines 

Fraohtgutet zu leisten hat, bezeichnet und Ist darüber hinaus aus dem 
Art* 395 H. Q. B. — den Fall böswilliger Handiungsweise abgesehen — 
nieMi mnwpreehm. Es können daher in solchen Fällen insbesondere 

auch kein 3 AntprUche auf Ersatz von Zeitverlust, Reisespesen von Aus- 
lagen für Advocaten, Urgenzen, Telegramme u. s. w. gestellt werden. 

(Entschpidnog des 0. G. H. vom 21. October 1896, Z. 10643; Bestätigung 
der EnUcbeidung des 0. L. G. Wien vom 2. Juli 1896. Z. 8565: Ab- 
iadeniDg des ürtbeile« des G. H. Wien vom 17. April 1898, Z. 788^.) 

Der Kaul'maiiij Jakob S. gab am 5. Februar 1892 iu der 
Station L. der St.-Bahn 500 Stück Kinderbäute an Georg G. 
IQ Sz. B. auf. Dieselben langen am Bestimmungsorte erst am 
10. Januar 1893, und zwar in gftnzlieb verdorbenem Zustande 
an. Der Empfaoger verweigerte deshalb die Annahme und 
Hess Ober den Thatbestand uod den Schaden ein ootarielles 
Protokoll unter Reiziehiing von Sachverständigen aufnehmen. 
Die Häute wurden sodann vom Bevollmächtigten des Jakob S., 
Moriz gegen Berichtigung der darauf lastenden Gebtlbrea 
bezogen und Ober die rumänische Grenze geschafft. 

Der Absender Jakob S. klagte soduuu die St.-Babu auf 
Ersatz des mit 3561 fl. 33 kr. bezifferten SehadeDS^ sowie auf 
Bezahlung von 5 Froeent Zinsen vom Klagstage an. 

Das H. 0. Wien entschied, dass dem Klagebebren nicht 
stattzugeben sei und der Kläger sehuldig sei, der Geklagten 
die Gerichiskosten zu bezahlen. 

GrQnde: 

Die seitens der Geklagten geltend gemachte Einwendung 
der mangelnden aetiven Klagslegitimation erscheint nieht 
haltbar, da zwischen dem Kläger und der die Transport 

besorgenden Bahnanstalt ein directes durch den Frachtvertrag 
begründetes Bechtsverhältniss zu Stande gekommen ist, Kläger 
zudem im Besitze des Frachtbriefes ist, und der im Fracht- 
brief bezeichnete Empfänger, welcher gemäss Art, 405 H G. B., 
allerdings aus eigenem Rechte, die Bahn zu belangen befugt 
ist, auf dieses Recht jedoch durch Nichtannahme der Waare 
und Euck^abe deä l^'iacktbriefes an den Klager verzichtet hat. 
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Ebenso ist es mit Kücksicht auf das Vorgesagte irrelevant, 
ob der Adressat die Gefahr während des Transportes der 
Waare zu tragen hatte, was die geklagte Partei durch Be- 
rafooff auf die Faetura darthun will. 

Auch auf die weitere EiDwendang der Geklagten, dass 
die im Proeesse erwähnten Häule durch die Kläger seibat 
verladen wurden, somit gemäss § 67. Abs. 7 des B« B. vom 
10, Juni 1^74^ die Bahnverwaltun^ nur für den nachweislich 
durch ihr oder ihrer Leute Verschulden verursachten Schaden 
hafte, konute kein Bedacht genommen werden, weil Kläger 
den Umstarid, dass er selbst die Verladung der Häute besorfft 
habe, widersprochen hat, aus Uem Frachtbriefe letzterer Lm- 
staod nicht ersichtlich, und ein Beweis hierüber geklagterseits 
nieht erbracht ist. 

Den Umstand, dass die Häute im trockenen Zustand in 
L. bei der Bahn aufgegeben wurden, hätte allerdings der 
Kläger zu erweisen, allein der hierüber durch das dem Fracht- 
brief anf^eheftete Zeugniss des städtischen Tbierar/tes Josef N., 
sowie durch dessen Zeuoren aussage augebotene Beweis war 
nicht zu berücksichtigen, weil diese Beweismittel ohne Le- 
guogsbewilligung erst in der Beplik vorgebracht wurden. 

Es hätte also diesfalls höchstens der in der Replik ange- 
botene Beweis durch den negativen referiblen Haupteid Bedeutung. 

Die weitere Berufung der geklagten Partei, dass der 
durch das Notariatsprotokoll geAbrte Beweis durch Sach- 
verständige über die Beschädigung und Entwertbung der 
Häute bei ihrer Ankunft in Sz. R. nur für das Verhältniss 
zwischen dem Kläger als Absender der W^aare und Georg G. 
als Adressaten allenfalls als raaassgebend anereseheu werden 
könne, ist nicht begründet, weil der ein mal durch Sach- 
verständige festgestellte Zustand einer Waare auch der Bahn- 
Terwaltung gegeoaber von Wirksamkeit erscheint. 

Allein die SaehverständigeD wurden nicht vor dem 
Augenseheine beeidigt, und es ist auch aus dem Notariats- 
protokolle nicht ersichtlich, dass dieselben etwa gemäss 
§ 48 Einf.-Ges. zum H. P. bereits ständig bestellte Sach- 
versländige gewesen seien. Ebenso wenii; ist auch dargethan, 
dass etwa nach ungarischem Rechte eine Beeidigung der 
Sachverständigen im vorliegenden Falle nicht erforderlich ge- 
wesen wäre. Die erst in der Beplik ohne Legungsbe willigung 
beantragte Einvernahme der Saehverständigen als Zeugen er- 
scheint aber unzulässig. 



Digitized by Google 



— 156 



Was endlich die geklagterseits erhobene Einwendung 
der VerjäbruDg anbetrifift, so erscheint dieselbe nicht gerecht- 
fertigt) weil das Gut ja nicht in Verlust gerathen, sondern 
ledi^ioh eine Werthmindernng und Beeeh&digui^g erlitten 
bat und laot Notariatsprotokoll offenbar erst nach dem 
20. Januar 1893 bezogen wurde, demnach die am 9. Jannar 
1894 eingebrachte nnd infolge hiergeriebtlieher Weisung vom 
14. Januar 1894 reproducirtfi Kla^re gemäss § 64, Abs. 5 des 
B. E., rechtzeiti,«- überreicht erscheint. 

Dagegen war ri^s Klagebetiehren ans folgenden Gründen 
abzuweisen. Nach dem kiagerischeD Zugeständnisse und nach 
dem Notariatsprotokolle ist es zweifellos, dass die Waare vom 
kiägeriscben Bevollmächtigten Moriz S. bezogen wurde, sowie 
dass die Fracht bezahlt worden ist Naeh Art. 400 H. Q. und 
§ 64» Abs. 4 des B.B., erlischt aber durch Annahme des Gutes 
und Bezahlung der Fracht jeder Anspruch wider die Eisenbahn. 
Kläger kann sich in dieser Richtung nicht darauf berufen, dass 
die Annahme von Seiten des Adressaten verweigert worden 
sei. denn nach Art. 402 H. G. nnd § 59, Abs. 1 und 2 des 
B. iL, konnte, nachdem zngestandenermaassen der Frachtbrief 
bereits am 10. Januar 1893 dem Adressaten Georg G. zuge- 
kommen war, die Bahnverwaltung das Gut nur flber An- 
weisung der Adressaten einer anderen Person als dem letz- 
teren ausfolgen. Die zugegebene Weiterfdhrnng der Häute 
durch den Kläger konnte also nur infolge einer Anweisung 
des Georg G. an die Bahnverwaltung na^lieh sein, und gilt 
das Gnt sohin der Bahn gegenüber als angenommen. Die Ver- 
fällung des abgewiesenen Klägers in die Oericbtskosten beruht 
auf § 24 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Hl. Nr. G9. 

lieber Appellation des Klägers hat das 0. L. G. Wien 
die erstinstanzliche Entscheidung theils zu bestätigen, theils 
abzufindern und demnach zu erkennen befunden: 

1. Das Elagebegehren habe bezQglicb des (Ur Zeit- 
Terlust des Georg G., dann für Urgenzen, Telegramme und 
Fraditspesen angesprochenen Betrages per 30 bezüglich der 
den Sachverständigen angeblich bezahlten 30 fl., bezüglich 
der dem Advocaten angeblich bezahlten 25 Ii., beziigliph der 
m Ta^löhner angeblich bezahlten 4 fl., bezüglich dfi dem 
konigl. ungarischen Notar Dr. Stefan G. angeblich bezahlten 
49 il. 19 kr., und bezüglich der angeblichen Eeisespesen des 
klägerisehen Bevollmächtigten Moria 8. verausgabten 276 fi. 
40 kr. sammt zugehörigen Zinsen nieht statt. 
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2. Bezüglich des Bestes der eingeklagteo Forderung per 
414 fl. 59 kr. werden die vom Kläger angeboteneo Zeugen- 
beweise zugelassen. 

3. Die Entscheidung über die Gerichtskosteo, in welche 
auch die jetzt verzeichneten Appellationskosten einzubeziehea 
sind, wird bis zum Euduitheile aufgeschobeD. 

Hieniaeh liegt dem Kläger ob, die ihm seotentionirteo 
Zeugenbeweise so gewiss binnen 14 Tagen nach Zostellung 
dieses Urtheiles anzubieten, widrigens der nicht angetretene 
Beweis erloschen sein soll. 

Gründe: 

Die Bestätigung des erstrichterlichen, das Klagebegehreu 
zui üiiuze abweisenden Unheiles bezüglich des in der hier- 
ortliehen Sentenz snecificirten Tbeilbetrages von 414 iL 59 kr. 
geschah in der ErwSgung, dass der Umfang der Ent- 
schädigung, welche der Beschädigte in Fällen wie der vor* 
liegende rechtlich ansprechen darf, im § 68 des B. B. vom 
10. Juni 1874 maassgebend bezeichnet und darüber hinaus 
aus dem Art. 395 H. G. B. überhaupt nichts zuzuerkennen 
ist, dass übrigens das von dem königl. ungarischen Notar 
Dr. G. auf Veranlassung eines au diesem Processe nicht be- 
theiligten Dritten mit den von diesem Dritten vorgeschlageueu 
nicht beeideten Sachverständigen ohne Zuziehung eines Ver- 
treters der jetzt Geklagten anfgenommene Protokoll im Be- 
stände der §§ 187 und 194 der a* G. 0. nicht beweiskräftig, 
der einschlägige Kostenaufwand also unter den § 24 des 
Gesetzes vom 16. Mai 1874, ß. G. Bi. Nr. 6, nicht sub- 
summirbar ist und dass der angebliche Keisespesenaufwand 
des Moriz S, zur zweckentsprechenden Rechtsverfolorunfir vol- 
lends unnöthig erscheint, da nach Art. 348 H. (i. Georg G. 
verpflichtet war, für die einstweilige Aufbewahrung der 
Waare zu sorgen und die ihm bezüghch derselben vom 
Kläger ertheilten Weisungen zn befolgen. Die Abänderung 
des erstrichterlichen Ürtheiles bezflglieh des verbleibenden 
Bestes der eingeklagten Forderung und die Zulassung der 
darauf sich beziehenden, vom Kläger angebotenen Zeugen- 
beweise erfolgte in der Betrachtung, dass das Ergebniss 
dieser Beweise für die Entscheidnnir über den Rest der ein- 
areklagten Forderung von unverkennbarer Wichtigkeit sein 
kann, da ja die geklagterseits erhobene Einwendung, der dem 
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Kläger mangelnden Legitimation zur Klage, sowie die der 
bereits eingetreteoen Verjährung seiner Ansprüche vom 
ersten Richter bereits erfolgreich widerlegt worden ist, die 
Behauptung des Geklagten und nach ihm des ersten Richters, 
wonach wegen Annahme der Waare und Bezahlung der 
Fracht seitens des Georg G. nach Art 408 H. G. B. und 
§ 64, Abs. 4 des B. B. der in Frage kommende Becbtsansprueh 
erloschen sein soll, aber in der dermaligen Sachlage Keine 
stichhältige Begründung findet. 

Der 0. G. H. hat der ausserordentlichen Revisions- 
beschwerde des Klägers ^^Pirf^u Punkt 1 des obergericht- 
lichen Erkenntnisses keine Folge zu geben, die Revisions- 
beschwerde beider Theile gegen die Punkte 2 und 3 des- 
selben Erkenntnisses als gesetzlieh unzulässig zurückzuweisen 
befunden, ferner zur Antretung der im obergerichtlichen Er- 
kenntnisse zugelassenen Zeugen beweise eine neuerliche 
TierzehntSgige Frist, von Zustellung dieses Urtheiles an 
gerechnet, ertheilt, und zwar in der Erwägung, dass der ausser- 
ordentlichen Bevisionsbeschwerde des Klägers gegen Punkt 1 
des ober^-priehtlic'lien Uitheiles, womit die daselbst speci- 
ficirten Entscbädigungsatisprüche zusammen per 41-4 fl 59 kr. 
in theilweiser Bestätigung des erstricliterlicheu Urtheiles un- 
bedingt abgewiesen worden sind, keine Folge gegeben werden 
konnte, weil eine — übrigens vom Kläger selbst nicht be- 
hauptete — Nullität oder offenbare Ungerechtigkeit in diesem 
abweisenden Spruche nicht zu erkennen ist, die Voraus- 
setzungen des Hofdecretes vom 15. Februar 18P»3, Nr. 2593 
J. G. S., daher nicht vorliegen, weil vielmehr dieser Spruch 
aus den dem Gesetze und der Sachlage entsprechenden ober- 
gerichtlichen Griiuden, sowip deshalb gei eciiLlertigt ist, weil 
seitens des Kiayei s ein böswilliges Vorgehen der Bahuverwaltung 
oder ihrer Orgaue keineswegs dargethan wurde, die Be- 
stimmung des § 68, letzter Absatz des BetriebsregiementS; 
und des Art. 396, letzter Absatz H. G., daher in diesem 
Falle keine Anwendung finden, dann in Erwägung, dass die 
Bevisionsbeschwerde beider Theile gegen das sub Punkt 2 des 
obergerichtlicben Urtheiles in Ansehung des restlichen ein- 
geklagten Betrages geschöpfte Beiurtheil und tolglich auch 
gegen den sub 3 hinsichtlich der Kosten erster uüd zweiter 
lostauz ergangenen dilatorischen Ausspruch gemäss § 17 des 
Gesetzes vom 16. Mai 1874, K. G. Bl. Nr. 69, unzulässig 
erscheint, zumal eine diesfalls etwa unterlaufene Nullität von 
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keinem Tbeile behauptet wird und auch thatsäehlich nicht 
forliegt. 

Nr. 48. 

Gesetxkraft der Verordnung des Ministeriums des Innern, der Finanzen, 
der Justiz und des Handelt vom 2. Januar 1859, R. G. Bl. Nr. 2S« 
Entschädigungsansprüche gegen eine bereits bestehende Eisenbahn wegen 
Beschränkung des Bergbaues im Interesse des Bahnbetriebes. Verjährung 

derartiger Amprllob«. 

(Eotaeheidung des 0. G. H. vom 22. October 1896, Z. %6S; Bestatigasg 
der Eat8cbdattiig«n des L. 0. Prag Tom 29. Februar 1886» Z. 4023 nnd 
des 0. L. 0. Prag vom 19. Mai 1896, Z. 16894.) 

Die Besitzer der Ottomar I. und Anna II. Braunkohleu- 
gruben iu D., G. v. S. uüd CoüsoiIcü, ersucliteü um die Be- 
williguog zur ünterfahrung des Bahnbörpera der B,*Ei8en- 
bahn im Kilometer 182 und 183, in der Gemeinde D., mit 
zwei Grubenmaassen und um die Bestimmung der Abbau- 
grenzen ^egen denselben. Die k. k. böbmisohe Statthaiterei 
hat auf Grund der am 26. October 18^8 voro^cnommenen 
commisäionelieQ Erhebungen unter Zuhandnabme des Si- 
tnationsplanes, mit Erlass vom 14. Januar 1889, Z. 12044, die 
Entscheidung dahin geföllt, dass die ünterfahrung des Bahn- 
körpers zwischen Kilometer 182*8 und 183 0 mit zwei Grubeu- 
streeken im Anna II. Gruben maasae bewilligt wird. 

Die Statthaiterei bat ferner die Btcbtung nnd Dimensi- 
onen, wie diese beiden Strecken vorgetrieben werden sollen, 
n&her bestimmt, und angeordnet, dass unterhalb des Bahn- 
körpers und 6 Meter beiderseits desselben beide Strecken iu 
der im erwähnten Erlasse näher bezeichneten Art und Weise 
in Ziegelmauening zu setzen, beide Strecken aber auf der 
ganzen Länge dieses Sicherheitspfeilers mit brandöicherera 
Erdmaierial vollständig zu versetzen sind, uijd dass ferner 
in den Grubenmaassen Anna II. und Maria I. jede wie immer 
geartete Kohlengewinnung dureh Strecken auffabrung oder 
Abbau, mit Ausnahme jener, welehe dureh den eben ge- 
statteten Streckenvortrieb bedingt ist, unterhalb des Bahn- 
körpers der B.-Bahn, sowie auf eine Entfernung von 
20 Meter westlich und 25 Meter östlich vom Fusse der 
Hahnböschung-, beziehungsweise vom äussersten Bande der- 
selben zu unterbleiben hat. 

Endlich wurde in jenem Statthaltereierlasse bestimmt, 
dass etwaige aus der Durchführung dieser Sicherheits- 
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vorkehruDgeu erwachsende Eotschädigungsansprüche von der 
Bergbauunternehmung gemäss § 8 der Mioisterialverordnung 
vom 2. Januar 1859, R. G. BI. Nr. 25, strittigeu Falles auf 
dem Rechtswege geltend zu maclieu bind. 

Die in diesem Statthaltereierlasse überdies eathaltene 
•Verfügung, dass die Kosten dieser im Interesse der öfifent- 
lichen Sicherheit gepflogenen Verhandlung die B.-Bahn als 
die jüngere im Felde 2U tragen habe, wurde vom Ministerium 
des Innern im Einvernehmen mit dem Handels- und Acker- 
bauministerium über Beeurs der genannten Bahnverwaltung 
aufrecht erhalten. 

Nach vorausgegaugener Correspoüdenz des Vertreters 
der Bergwerksbesitzer mit der Generaldireetion der B.-Bahu, 
und uachdem seitens der Bevollmächtigten der Bahn- 
Verwaltung die Eunstschachtgrube bei D. befahren, an vor« 
sehiedenen Grubenpunkten, die Flötzprofile in ausgeführten 
üeberhöhen gemessen und die Kohlenmächtigkeit an diesen 
Stellen geprüft und von den Vertretern der geklagten Eisen- 
bahn brieflich anerkannt worden war, wurde über Ansuchen 
der ßergwerksbesitzer mit dem Bescheide des B. G. Karls- 
bad, Z. 20240 ex 1891, der Beweis zum ewigen Gedächtnisse 
mit Zuziehung von Sachverständigren darüber zugelassen, 
„dass und welcher Schade den Eiuschreit^rn mit dem Er- 
lasse der k. k. Statthalterei vom 14. Januar 1889, Z. 120041, 
aufgetragenen Stehenbleiben der in diesem Erlasse bestimmten 
Eohleupfeiler in den Hi ubenmaassen Ottomar I. und IL, 
Anna IL, Maria 1. und II. bei D. unterhalb des Bahnkörpers 
der ß.-ßahn erwächst". 

Auf Grund dieser thatsächlicheu Umstände wurde von 
G. V. S. und Gousorteu als ßechtsnachfolgern ihrer Vor- 
besitzer und als gegenwärtigen Besitzern der Ottoraar I. uud 
Anna II. Grubeiiüjaabäeu an Entschädigung für diw mm Vor- 
theile der geklagten Bahn nn abgebaut belassenen Theite 
des Kohlenpfeilers im Ottomar L und Annall. Grubenmaasse 
der im Jahre 1891 and 1892 f&llig gewordene Theilbetrag per 
1554 fl. 87 kr. mit 5 Procent Verzugszinsen seit dem 1. Januar 
1892 und 1751 d. 32 kr. mit 5 Procent Verzugszinsen seit 
dem 1. Januar 1893, sowif^ auch der Ersatz der Kosten des 
durchgeführten Sachverstäudigungsbeweises zum ewigen Ge- 
dächtnisse per 607 Ü. 42 kr. betfehrt. 
! . Von der geklagten Eiben bahngesellschaft wurden gegen 
diese Klage nachstehende Einwendungen erhoben: 
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1. Dass die Klage übeiliaiipt unzulässig ist, da von der 
geklagten Eisenbahngesellscbaft ein Schade nicht ver- 
ursacht und zugefügt wurde, und ohne Verächuiden von 
einem Schaden nicht gesprochen werden kann; 

2. dass die Klage ihrem Inhalte nach jedenfalls ver- 
fröht ist; 

3. dass dieselbe sich ihrem Wortlaute nach als Ent- 
schädigung darstellt» und als solche nach § 1489 ver- 
jährt ist; 

4. dass die Klage, abge^eiieo vou den Ei nv^en düngen, 
eine pliiris petitio enthalt, da der Kohlenpteiier zum Schutze 
der iialiu iin Ottomar I (irubeninaasöe, dessen Ent^icbädigaug 
mit 1457 fl. 24 kr. eingeklagt wird, behördlich nicht fest- 
gesetzt wurde. 

Das L. G. Prag entschied, dass die B.-Bahn schuldig 
sei, den Klägern an Entschädigung fOr den zum Yortheile der 
geklagten Bahn unab^ebaut belassenen Theil des Koblen- 
pfeÜers im Ottomar I. und Anna 11. (irubeomaasse, die im 
Jabre 1891 und 1892 Jällig gewordenen Theilbeträge per 
1554 fl. 87 kr. uüd 1567 fl. mit 5 Procent Verzugszinsen 
von diesen beiden Beträgen seit dem Klagstage, d. i. dem 
19. Juni 1893, dann die Terhältnissmassigeu Kosten dieses 
Streites im Betrage yon 810 fl. 45 kr., sowie die von den 
Klägern bezahlten Commissionskosten und Sachverständigen* 
gebühren des durchgeführten Beweises zum ewigen Gedächt- 
nisse per 607 Ü, 42 kr. binnen vierzehn Tagen bei sonstiger 
Execution zu bezahlen. 

Bezüglich des weiter eingeklagten Betrages pro 1892 
per 184 ti. '62 kr. nebst 5 Procent Verzugszinsen liiervo?) 
vom 1. Januar 1893, dann be/r!*:!li(li der beansprucliten 
Zinsen vom Theilbetrage per 1554 Ii. 87 kr. vom 1. Jauuar 
1892 bis zum 18. Juni 1893 und vom Theilbetrage per 
1567 iL vom 1. Januar 1893 bis zum 18. J^uni 1893 wird 
die Klage und deren Sehlussbitte abgewiesen. 

GrOnde: 

Die von der geklagten Batingesellscbatt angeführten 
Einwendungen eiscbeineu gesetzlieh nicht betrrflndet, denn: 

aii 1. Die Kläger, weiche mit dem Staiüialtereierlasse 
vom 14. Januar 1889, Z. 120041, bezüglich etwaiger aus den 
oben angeführten Slcherheitsvorkehruogen erwaehsenden Ent* 
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schädiflfungsansprüchen gemäss § 8 der Ministerialverordnuüg 
vom 2. Jauuar 1859, Ii. G. Bl. Nr. 25, auf deü ßechUweg 
gewiesen worden sind, stützen ihre Klage auf diese Mini- 
äterialsrerordnuDg und auf die Yorscbrift des § 365 a. b. G. B., 
indem 68 sich im vorliegenden Falle um eine Enteignung 
ans Öffentliohen Bfieksichten handelt. Die geklagte Eisenbahn- 
Unternehmung setzt dem entgegen^ dass die Ministeria!verord> 
nnng vom 2. Januar 1859, deren Gesetzkraft sie übrigens 
anzweifelt, im § 7 eine EntschädigniiG-'^pflieht dos Eisenhahn- 
unternebmers der Bergbauunternehniunü gegeuübpr weiche 
sieh eine ßesebränkung ihres Betriebes zu Gunsten der 
Eisenbalm gefallen lassen muss, nur für den Fall norinirt, 
wenu eine Collisiou in dieser Hinsicht zwischen einer pro* 
jectirten Eisenbahn und einem bereits bestehenden Unter- 
nehmen eintritt Dies sei jedoch hier nicht der Fall, denn 
die B.-Bahn steht bereits seit dem Jahre 1871 über dem 
fraglichen Qrubenfelde im Betriebe, und es könne daher nur 
der § 8 jener JVlinisteriakerordnung hier Anwendung finden, 
inhaltlich dessen sich der Bergwerksbesitzer diejenigen Be- 
schräuliuugeu gefallen lassen muss, welche die ungestörte 
Erhaltung und Benützung einer in öfleutlicher und volks- 
wiithschaftlicher Hinsicht wichtigen Eisenbahn nach dem von 
der zustilndigen Verwaltungsbehörde erlassenen Erkenntnisse 
als uaumgänglieh nothwendig erscheinen lässt^ die Frage, 
ob und welche Entschädigung in diesem Falle dem Berg* 
bauberechtigten zusteht, jedoch vom Gerichte nach Maass* 
gäbe der bestehenden Gesetze zu entscheiden ist. In letzterer 
Beziehufig können jedoch nur das allgemeine Berggesetz 
vorn 23. Mai 1854 und das allgemeine bürgerliche Gesetz- 
buch in Betracht kommen. Keines dieser beiden Gesetze ent- 
halte jedoch eine diese Entschädigungsptiicht normirende 
Vorschrift. Nach 106 und 107 allgemeines Berggesetz 
sei es yielmehr zweifellos, dass innerhalb eines Grubenfeldes 
auch nach dessen Verleihung mit obrigkeitlicher Bewilligung 
Gebäude, Wasserleitungen und andere Anlagen errichtet 
werden können, und dass der Berg Werksbesitzer für Be- 
schädigungen derselben verantwortlich ist, und nach §§ 220, 
221 und 222 citirtes Gesetz hat die Behörde, wenn 'ü^^ 
Sicherheit der Personen, Gebände oder Anlagen durch den 
Hergbaubeti gefährdet ist, die erforderlichen Sicherheits- 
luaassregeln anzuordnen, welchen sieh der Bergwerksbesitzer 
fügen muss, ohne einen Ersatz beanspruchen zu können. 
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Aber auch nach dem allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch 
könne von einer Schadenersatzpflicht keine Kede sein, weil 
das Verschulden fehlt, die Festsetzung des Sehutzpfeilers 
über Ansuchen der Kläger, beziehungsweise ihrer Rechts- 
vorgäüger erfolgt ist, und den Kiageru, beziehungsweise ihren 
BeätB?orgängerii nur jene Grenze gezogen worden ist, 
welche der EigenthQmer bei Aasflbung seines Eigenthums- 
rechtes gemäss § 364 a. b. G. B. nicht überschreiten darf^ 
während die geklagte Eisenbahn nur von ihrem Bechte des 
coDcessionsmässigen Betriebes Gebrauch gemacht hat, und 
daher gemäss § 1305 a. b. G. ß. für den daraus für einen 
Anderen etwa entspringenden Naehtheii nicht verantwortlich 
werden kann. 

Was nun zunächst die Ministerialverordnung vom 2. Ja- 
nuar 1859, B. G. El. Nr. 25, betrifft, so ist dieselbe vor 
der Wirksamkeit des Staatsgrondgesetzes vom 20. October 
1860, B. G. 81. Nr. 226 (Octoberdiplom), erlassen und im 

Beichsgesetzblatt ordnungsmässig publicirt worden, dieselbe 
erhielt dadurch Gesetzkraft, und es ist kein Grund vor- 
handen, dieser seither in zahlreichen Entscheidungen der Ge- 
richts- lind Verwaitunirshphörden angewendeten Verord- 
nung die üihigkeit abzusprechen (§ 7 St. ü. ü. vom 21. De- 
cember 1867, R. G. Bl. Nr. 144). 

Es ist nun allerdings richtig, dass der § 7 der citirten 
MinisterialverordnuDg nur auf projectirte, noch nicht in Be- 
trieb gesetzte Eisenbahnen Anwendung findet, daraus kann 
jedoch nicht gefolgert werden, dass falls spfiterhin« wenn 
nämlich die Eisenbahn bereits in Betrieb gesetzt ist, eine 
Einschränkung des Bergwerkbetriebes zu Gunsten der Eisen- 
bahn HfUhwendig erscheint, der Bergwerksbesitzer sich eine 
solche ohne jeden Ersatz gefallen lassen muss. Vielmehr 
muss nach den Intentionen dieser Ministeriiiiverordnung ge- 
rade das Gegeutheil gefolgert werden, da es sonst un- 
erklärlich wäre, warum der Bergwerksbesitzer der Eisenbahn 
gegenüber nach ihrer Inbetriebsetzung ungünstiger gestellt 
sein sollte, wie ror diesem Zeitpunkte, wobei uatürlich vor- 
ausgesetzt wird, dass das Bergwerksunternehmen bereits im 
Zeitpunkte der Projeetirung des EisenbahnuDternehmens 
bestanden itat. 

Wie dies im Erlass des Mini-^teriuras des Innern vom 
Iii. April 1870, Z. 3548, angedeutet wird, hat die Mini- 
bterialverordnuug vom Jaitire 185Ü zwei i?^älle vor Augen, 

11* 
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einmal, wenn auf den von der Eiseubahn berührten (irüadeü 
der Abbau effectiv schou bis zur Bahntrace gediehen war, 
daher eine Einschränkung ina Beiriebe durch die zu führende 
Eisenbahn und somit ein Schaden fttr die Qrobenbesitzer, der 
sieh Qbersehen, sohäteen, bezahlen oder sieherstellen lässt, be- 
reits feststand, in welchem Falle der Anspruch der Bergbau* 
nnternehmer auf die Austragung der Entschädigungsfrage vor 
Beginn des Bahnbaiies im Sinne des § 7 der citirten Mini- 
steriaiverordnung bpgründet erseheint; wr^nn dagegen anderen- 
falls auf den verliehenen Grubenfeldern oder wenigstens auf 
der von der Bahn berübrtp^n Strecke zur Zeit der Bahn- 
anlegung noch kein wirklicher Bergbaubetrieb staitiuud, der 
dnreh den Ban sofort eine Einsebränkung erleiden wflrde, 
wenn somit zur Zeit der Bahnanlegung sich der Sehaden fUr 
den Grubenbesitzer noch nicht übersehen und schätzen lässt, 
so bat der letztere gemäss § 6 jener Ministerialverordnung 
seinen Schaden seinerzeit im ordentlichen Rechtswege nach 
Maassgabe der bestehenden Gesetze geltend zu machen. 
Diese letztere Eventualität trifft im gegebenen Falle zu. Es 
ist nun allerdings in dem Berggesetze vom 23. Mai 1854, 
B. G. Bl. Nr. 146, eine Schadenersatzpflicht des Eisenbahn- 
unternehmens gegenüber den, durch dasselbe in seinem 
Betriebe beschrfinkten Bergwerksbesitzer nicht normirt. 

Es kann aber andererseits aus der Torsehrift des § 106 
B. G., inhaltlich welcher der Bergwerksbesitzer für Be- 
seh&digungen an solchen Gebäuden, Wasserleitungen und 
anderen Anlagen, welche innerhalb eines Grubenfeldes erst 
nach dessen Verleihung ohne obrigkeitliche Baubewilligung 
errichtet worden sind, nicht verantwortlich erscheint, im 
Gegentheile nicht geschlossen wenleu, dass die Kläger somit 
für den ihnen infolge des Eisenbahnbetriebes der B.-Bahn in 
ihrem Berg werksnnter nehmen erwachsenen Schaden keinen 
Ersatz fordern können, weil die genannte Eisenbahn mit ob- 
rigkeitlicher Bewilligung errichtet worden ist. 

Bei einem Eisenbahnnnternehmen obwalten eben ganz 
besondere Verhältnisse, die Benützung des zu der Eisen- 
bahiianlnsie nölhigen Grund und Bodens ist eine von der ge- 
wöhnliciien BenütziiiiL^ derselben so verschiedene, dass die 
Eisenbabubaulen in dieser Hinsicht mit anderen Bauten und 
Anlagen, welche für sich die gewöhnliche Benützung der 
Erdoberfläche bedingen, nicht gleichgestellt werden können. 
Dafür spricht auch der Umstand, dass sich die dem Berg- 
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Werksunternehmen aufgelegten Beschränkungen nicht nur 
auf jenen Tbeil des Bergwerken, welcher sieh untpr dein 
Bähukuiper beiludet, souderu auch auf eiuöu 20 bis 25 Meter 
weitOD Baum zu beiden Seiten des Bahnkörpers ausserhalb 
desselben erstrecken; deshalb gelten auch bezOglieh der £r- 
satapflleht der Bisenbahnen besondere gesetzliche Be- 
stimmungen und normirt insbesondere die Verordnung vom 
14. September 1854, R. ö. Bi. Nr. 238, betreffend die Er- 
theiluug von Ooncessionen für Privateisenbahnen, im § 10, dass 
die Eisenbaij[]unternehmungen verpflichtet sind, alten Schaden 
an öfi'eritlicheiii oder Privatgute zu vergüten, welcher durch 
den fraglichen Eisenbahnbau veranlufjbt worden ist, sowie 
auch solche Vorkehrungen zu treffen, dass die angrenzenden 
Grundstöcke, Gebftude etc. durch die Bahn weder während 
des Baues noch in der Folge Schaden leiden, und dass die 
Eisen bahnunternehmungen f&r derlei Bescb&digungen zu 
haften haben. 

Aus dieser Bestimmung geht klar hervor, dass die ge- 
klagte Kisenbahnuuteriiehmung sich auf den § lOG B. G, 
unter Hiuweisung auf die ihr ertheilte obrigkeitliciie 
Baubewilligung nicht mit Erfolg berufen kann, weil 
ihr diese Baubewilligung nur unter den im Eisenbahucon- 
eessionsgesetze enthaltenen Beschrftnkungen Terliehen werden 
konnte, in diesem Gesetze die firsatzpflieht fftr allen Schaden, 
welcher durch die Eisenbahnunternehmung dritten Personen 
— sei es wfthrend des Baues oder in der Folge — erwächst, 
ausgesprochen erscheint. 

Diese ErsatzpÜicht ergiebt sich aber auch aus den Be- 
sliniüjungen des allgemeineij bürgerlichen (iesetzbuches. 

Die von der geklagten Seite vertretene Ansicht, dass 
von einem Schadenersätze keine Hede sein könne, weil ein 
Verschulden von Seite der Geklagten nicht Torliege, erseheint 
durch die bezogenen gesetzliehen Vorschriften, aus denen 
sich ergiebt, dass die Eisenbahnunternehmungen den durch 
den Bau oder Betrieb an fremde rn Eigenthume rerarsachten 
Schaden, auch ohne dass ein Verschulden von Seite des 
Eisenbabnunternehmens vorliegt, zu ersetzen verptiicbtet sind, 
widerlegt. Ebenso muss mit Rücksicht auf das bereits Gesagte 
die Ansicht als unrichtig bezeichnet werden, dass es sich im 
Torliegeudeu i^'alle bloss um eine Beschränkung des Eigen- 
thumsrechtes handle, welcher sieh die Kläger gemäss des 
§ 364 a. b. G. B. ohne Anspruch auf eine Entschädigung 
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zu unterziehen verptiichtet sind, weiJ, wenn auch Jene He- 
schiiiDkuiig zur Sicherheit des die Bahn benutzenden Pubii- 
cums und zur Sicherung des Babnverkebres und somit aus 
öfifentiicheD RQeksiebten verlügt worden ist, die oben aoge* 
führten gesetzliehen Bestimmungen den durch eine solehe 
Einsehränkung in ihrem Rechte beeinträchtigten Personen 
den Aospruch auf Entschädigung gegenüber der fiisenbahn- 
unternehmuno^ ausdrücklich gewährleisten. 

Wenn es sich jedoch um keine nach § 364 a. b. G. B. 
zu beurtheilende Eigenthumsbeschränkungen bandeln kann, 
so kann nur die Vorschrift des § 365 a. b. G. B. 
platzgreifen, iuiiaitlich welcher der Eigentbümer da^ Eigen- 
thum seiner Saehe, somit auch einzelne Rechte, welche das 
Eigenthum in sich begreift, bloss gegen eine angemessene 
Sehadloshaltung abzutreten verpflichtet ist, es erscheint 
somit der klSgerische Anspruch auf Ersatz des durch jene 
Beschränkung des Bergwerksbetriebes erwachsenen Schadens 
gesetzlich begründet, wobei der Umstand, dass ein Entei^- 
nuDgsverfdhreii im Sinne des (^psetzes vom 18. Febni:-!r 1878, 
R. G. Bl. Nr. .;0, nicht stattgetuuden hat, dem Klagsauspruche 
nicht entgegenstehen kann, weil die Enteignung nur über 
Ansuchen des Eisenbabnunternehmeus vorgenommen werden 
kann, unä nachdem die geklagte Eisenbabngesells^aft die 
Enteignung des fraglichen 8ieherbeitspfeilers nicht veranlasst 
hat| den Bergwerksbesitzern das Eecht nicht abgesprochen 
werden kann, ihre Ersatzansprfiehe im ordentlichen Eeebts- 
wege geltend zu machen, zumal sie mit dem Statthalterei- 
erlasse vom 14. Januar 18^9. Z. 120041, auf Grund des Mini- 
sterialerlasbes vom 2. Januar 1859, R G. Bl. Nr. 25, darauf 
gewiesen worden sind und es bei der entgeo-en^esetzten An- 
schauung im Belieben der EisenbabuverwaiLuug gelegen wäre, 
die Entschädigung der ßergwerksbesitzer zu ermitteln. 

Der Unterschied zwischen der Vorschrift des § 364 und 
jener des § 305 a. b. ß. G. besteht im Wesentlichen darin, 
dass die auf (irund des § 364 a. b. 6. B. etwa ergangenen 
behördlichen Verfügungen oder Anordnungen bloss declara- 
tori«eher Natur sind, indem sie etwas anordnen, was bereits 
durch eine positive Gesetzesbestimmung vorgeschrieben ist, 
während Verfügungen constitutiver Natur, wenn nämlich 
eine Unterlassung oder Beschränkung im Interesse des all- 
gemeinen Besten ausgesprochen wird, welche nur durch be- 
sondere conerete Verhältnisse hervorgerufen wird und sonst 
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uicht io Erscbeinung treten würde, unter dem Gesichtspunkte 
des § 365 a. b. G. B. aufgefasst werden müssen. Die den 
Bergbau betreffenden und nach § 364 a. b. G. B. zu beur- 
tbeilenden Torsofarifteo b&sirdn auf dem Prioeipe, dass der 
Bergbaubereebtigte bei seinem Betriebe aile diejenigen Vor- 
kehrungen zu treflfen hat, die zur Sicherheit der dabei un- 
mittelbar betroffenen Personen und YermOgensobjecte dienlich 
firseheinen. Der Berj^baubetrieb selust mnss somit Aenderungen 
der bisherigen Verhältnisse hervorgerufen haben, welche die 
Vorkehrung seitens der Sicberheitsbehörde erachten lassen. 
Dies ist jedoch vorliegend nicht der Fall. Die Aenderung der 
bisherigen Verhältnisse ist durch den Eisenbahubetrieb ver- 
ursacht worden, denn wenn die EiseDbahounternehmang nicht 
besteben wQrde, hätte die Bergbaaunternehmung, welche 7or 
jener im Felde war, ungehindert ans dem Sieherheitspfeiler 
Kohle fördern können. 

Der Eisenbahnbetrieb trat als ein Hinderniss dem Berg- 
l^aubetriebe entgegen, im Interesse der Allgemeinheit wurde 
diese CoIk ion zu Gunsten des Eisenbahnunternehmens ent- 
schieden und die Hergbauunternehmung von der Kohlenför- 
derung in den Grenzen des in Rede stehenden Sieherheits- 
pfeilers ausgeschlossen. Ein solcher Fall wird im § 365 
a. b. G. B. normirt, worin eben bestimmt wird, dass eine solche 
Eigen thumsbesehränlcung nicht ohne Entschädigung der da* 
durch Betroffenen zu geschehen hat, und diesen eventuellen 
Ersatz hat die Eisenbahnunternehmung, in deren Interesse, 
nämlich zur Sicherung des ungestörten Betriebes, der Ein- 
LM'iff in das fremde Kecht durch die angeordnete HeRchrän- 
kiiifß- des Kunstgrubenbaues decretirt worden ist, gemäss des 
§ 3t3ö a. b. G. B. und § 10 lit. 1) der ^Jinisterialverordnung 
vom 14. September 1854, ß. G. Bl. Nr. 238, zu tragen. 

ad 2. Der der Bergbaunnternehmung erwachsene Schade 
besteht in der tb eil weisen Entwertliung der derselben ge- 
hörigen Ennstschachtgrube bei D., welcher dadurch hervor- 
gerufen wurde, dass das den Klägern, beziehungsweise ihren 
Eechtsvorgängern verliehene Recht, innerhalb der Gruben- 
maasse Kohle zu fördern, hezüglicli des in Rede stehenden 
Schutzpfeilers ausgeschlos.sen, dieser Theii der Grubenmaasse 
somit ftir die Kläger vollkommen werthlos geworden ist. Die 
Ausschliessung des Schutzpfeilers von der Kohlenförderung 
ist durch die Entscheidung der politischen Behörden erfolgt, 
und Ton dem Zeitpunkte, wo dieselbe in Bechtskraft er- 
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wachsen ist, datirt sich das Hecht der Kläger gemäss § 365 
a. b. ü. ß. eiue augemessene Entschädiguug zu fordere. Die 
absolute l^othweiidigkeit, aas dem SehutzpfeiTer Eohle fördern 
zu mOssen, beziehoDgsweise der Eintritt desjenigen Zeitpunktes, 
in welchem Iceine anderen Kohlenmittel mehr in der Ennst- 
schaebtgrube Torlianden und die Bergwerksbesitzer unter allen 
Umständen gezwungen sein wurden, zu den im mehrerwähnten 
Sicherheitspt'eiler befindlichen Kohlonmitteln zu greifen, er- 
scheint hier nicht maassgebend, was sich schon daraus er- 
giebt, dass, wenn die Klager heute ihre Kohlenbergw eike zu 
veräusseru beabsichtigeu würden, jene ihueii auferlegte Be- 
sehrftukong den EauQiirais nothwendigerweise berabdrflcken 
mOsste, daher sie um diese Werthdifferenz schon heute ge- 
schädigt erscheinen. Ueberdies kann den Klügern auch nicht 
zug* iiiiithet werden, dass sie, um die £rsatzpflicht der Bahn- 
unternehmuug hinauszuschieben, von dem rationellen Betriebe 
des Kühlenbergbf^iip'^ Abstand nehmen. 

Nun haben aber die Sachverständigen in ihrem Gut- 
achten angegeben, welche Tiieiie des Sicherheitspfeilers nach 
den vorhandenen Grubenverhältuisseu in den Jahren 1891 bis 
1896 sonst hätten zum Abbaue gelangen sollen, und es 
wurde nur das in den Jahren 18dl und 189!^ abzubauende 
Eohlenquantum dem in der Klage geltend gemachten Ersatz- 
ansprüche zugrunde gelegt. 

Der den Klägern zugefügte Schaden besteht, wie gesagt, 
nicht im Verluste eines bestimmten Kohlenquantums, sondern 
in der Schmälerung des Rechtes, die Kolile innerhalb einer 
bestimmten Grenze zu fördern, wobei allerdings die durch 
diese Schmälerung erzeugte Werthminderung in dem Werthe 
der sonst zum Abbaue gelangenden Kohle ihren Ausdruck 
findet. 

Von einer Yorzeitigkeit der Klage kann somit keine 
Bede sein. 

ad 3. Die Geklagte stützt ihre Einwendung der Ver- 
jährung auf die Vorschrift des § 1489 a. b. G. ß. Der Klags- 
auspruch ist jedoch seifjer Wesenheit nach auf Ke/-aiilung 
des Preises für den enteigneten JCohlenpfeiler gerichtet und 
darf daher der im § 1489 a. b. G. B. er a ahnten Entschädi- 
gungi«kluge, welche einen Sehadenersatz im techuiseheu Sinne 
nach Maassgabe des }kXX. HauptstOckes des allgemeinen 
borgerlichen Gesetzbuches zum Gegenstande haben muss, nicht 
verwechselt werden. 
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Es kauii duher im vorliegenden Falle nur die gewöhn - 
liehe dreissigjäbrige Verjährungsfrist gemäss § 1479 a. b. G. B* 
p]atzgreifeo. 

ad 4. Mit dem Statthaltereierlasse Tom 14. Januar 1889. 
Z. 12004, wurde allerdings der Sicberheitspfeiler bloss in den 
Grubenmaassen Anna IL und Maria I. festgesetzt. Die Kläger 
beziehen sich jedoch in ihrer Klage ausdrücklich auf das von 
den Vorbei^itzern dpr Kläger «ub Z. 5564 anno 1881 übtT- 
reiehte, mit der Karte belegte Ansuchen um Aufnahme d^^s 
Beweises zum ewigen Gedäeiiluisse über eine durchgefülirte 
Streckeuausmauerung iu den Gruben maa.'^sen Ottomar 1. und 
Anna I. und den durch das Stehenbleiben eines Kohlenpfeilers 
entstandenen Schaden, dann auf das darüber aufgenommene 
Protokoll vom 30. März IJ^SI, Z. 5564, welche beide Acten- 
stücke sieh auf den d^uin citirteu Erlass des Revierbergamtes 
Ellbogen vom 13. Juli 1S86, Z. 385. mit welchem der Sicher- 
heitspfeiler in diesen beiden Urubenoiaassen bestimmt worden 
ist, gründen. 

Dieser letztere Erlass wurde sodann in der Replik alle- 
girt, uud es kann in der uachUäglichen, durch die Einwen- 
dung der Geklagten, dass jener Sieherheitspfeiler behördlieb 
nicht bestimmt worden ist, hervorgerufenen Legung dieser 
Urkunde, über bereits in der Klage angeführte Umstände, 
da hierdurch weder der Gegenstand der Klage noch der Klage- 
grund eine Aenderung erfährt, eine unzulässige Klageändernng 
oder auch nur -Venernng nicht erblickt werden. Mit diesem Er- 
lasse ist aber der vSicherheitspfeiler mit mindestens 20 Meter 
jederseits vom Fiisse des Bahnkörpers entferut bestimmt worden. 

Nun folgt aus dem Gutachten der JSachversiäudigeu un- 
bedingt, dass der Sieherheitspfeiler im Ottomar 1. Gruben- 
maasse und dessen Dimension behördlich bestimmt worden 
ist, dass der in der Klage angeführte Theil des Sicherheits- 
pfeilers im letztgenannten Grubenmaasse noch nicht zur Ent- 
schädigung gelangt ist, wobei übrigens bemerkt werden 
ninss, dass die ireklagte Eisenbahngesellsehaft die erfolgte 
Erfüllung du JintscLiädigungsptlicht l)ezüglich dieses Tiieiles 
des fSicherht K-pieilers hätte behaupten uud beweisen müssen. 
Bei dieser baciiiage kauu jedoch von einer pluris petitio, 
welche sich aus dem Thatbestande der Klage nicht ergeben 
sollte, füglich nicht die Bede sein, und es entbehsren somit 
sftmmtliehe vier Einwendungen der geklagten Eisenbahn- 
gesellsehaft der gesetzlichen Berechtigung. 
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Der Anspruch der Kläger auf Vergütung der durch die 
Bestimmung des Sicherheitspfeilers ihnen zugefügten Vermögeoö- 
minderung ist im Prioeipd im § 365 a. b. G. B, und ia den 
MinisterialrerordniiDgen vom la September 1854, R. 0* Bl. 
Nr. 238, uod vom 2. Jaouar 1859, R. G. EL Nr. 25, be- 
gründet und es kommt nunmehr die Frage zu erörterD, ob 
die Kläger durch das Stehenbleiben des Kohlenpfeilers eine 
Vermögensverniinderung, somit einen Schaden, der ihnen 
von der Geklagten zu ersetzen wäre, erleiden und worin der- 
selbe besteht. Wie bereits oben angeführt v\urden ist, wurde 
' — uod zwar trotz des vom Vertreter der Geklagten dagegen 
erhobenen Protestes — der Beweis zum ewigen Gedächtnisse 
durch Sachverständige darüber zugelassen und dnrchgefäbrt, 
dass und welcher Schaden den Einschreitern mit dem mit 
dem Erlasse der k. Ic. Statthalterei vom 14. Januar 1889, 
Z. 12004^ aufgetragenen Stehenbleiben der in diesem Erlasse 
bestimmten Kohlenpfeiler in den Grubenraaassen Ottomar I., 
IT.. Anna U., Maria I. und II. bei D. unterhalb des Bahn- 
körpers der B.-Bahn erwäclist. 

Der Vertreter der üeklagteu wendet zwar ein, dass die 
Sachverständigen zur Beantwortung der Frage, ob ein Schade 
und in welchem Umfange Torliege, nicht berufen sind, da es 
Sache des Richters ist, darfiber zu entscheiden, und dass die 
Sachverständigen bloss zu erheben haben, welches gewinnbare 
Kohlenquantum der fragliche Kohlenpfeiler enthalte. Wenn 
es aber auch richtig ist, dass der Kichter darüber, ob ein 
Schade vorlio^n nnd in welchem Betrage er zu ersetzen ist. 
zu entsclieideu bat, 60 ist doch die Sichcistellung ob und in 
welchem Betrage der Schade vorliegt, nicht immer eine Frage 
juridischer Natur und es wird daher dem Kichter in vielen 
Fällen, insbesondere dann, wenn es auf eine fachmännische 
Beurtheilung der diesfalls in die Wagschale fallenden Ver- 
hältnisse aDKomrot, unmöglich sein, eine solche Entscheidung 
zu fällen, ohne dieselbe auf den Ausspruch von Fach- 
männern zu stützen, und er wird deshalb des Gutachtens 
von Sachverständigen nicht entrathen können. Die Beweis- 
führung durch Sachverständige darüber, ob ein Schade vor- 
liegt und wie viel derselbe beträgt, ist daher keineswegs un- 
zulässig. 

Die Sachverständigen haben nun in ihrem Gutachten 
die erste Frage dahin beantwortet, dass die Besitzer der 
Maria Anna-Zeche bei D. wirklich einen Schaden erleiden, 
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Dachdem in dem Falle, als die Bahn Dicht bestände^ sie 
den fraglichen Sicberbeitspfeiler mit Nutzen ffewinnen könnten, 
woran sie jedoch darch den Bestand der Bahn gehindert sind. 

Diesem Aussprache muss auch volilcommen beigepflichtet 
werden, und es wurde bereits bei der Widerlegung der Ein- 
wendung ad 3 darauf hingewiesen, dass die Kohlengrube 
durch die Anordnung de?: Sicherheitspfeilers eine Werth- 
mindening erfaliren bat, wel<"he bei einer altfälligen V«r- 
äusserung in dem um den Werth des Kohlpiisehutzpreilers 
geringeren Kaufpreis ihren Ausdruclv finden müsste. Der dem 
Kläger zu ersetzende Schade deckt sich somit mit dem 
Wertbe des Eoblenscbutzpfeilers, beziehungsweise mit dem 
Preise der sonst zum Aboaue gelangenden Eoble. 

üeber Appellation der geklagten Babngesellschaft hat 
das 0. L. G. Prag das erstrichterliche Urtheil 
a) insofern durch r);\^splhe die geklagte Bahngesellschaft 
schuldig erkannt wurde, den Klägern an Entschädigung für 
den zum Vortheile der geklagten Bahn unabgebaut ge- 
lassenen Tbeil des Kohlenpfeilers im Oltomar I. und 
Anna II. Grubenmaasse, die im Jahre 18Ü1 und 18Ü2 faüig 
gewordenen Tbeilbeträge per 1554 fl. 87 kr. und 1567 n. 
sammt 5 Proeent Verzugszinsen von diesen beiden Betrftgen 
seit dem Klagstage, d. i. den 19. Juni 1893, dann die ver- 
bältnissmässigen Kosten dieses Streites per 810 £1. 45 kr. 
— salva der TTribeilsgebtibr — dann die von den Klügern 
bezahlten Commissionskosten und Sachverständigen- 
gebühren per 607 fl. 42 kr. binnen 14 Tagen bei Exe- 
cutionsvermeidung zu bezahlen, bestätigt; 
hj insofern durch dasselbe jedoch die Klage bezüglich des 
weiter angesprochenen Betrages pro 1892 per 184 fl. 82 kr. 
nebst 5 Procent vom 1. Januar 1893» dann bezOgUcb 
der beanspruchten Zinsen rem Tbeilbeträge per 1554 il. 
87 kr. vom 1. Januar 1892 bis zum 13. Juni l!^Or> und 
vom Tbeilbeträge pro 1567 fl. vom 1. Januar 1093 bis 
zum 18. Juni 1893 abgewiesen worden ist, unberührt 
gelassen, und weiters 
cj zu Recht erkannt, dass die geklagte B.-Eisenbahngesell- 
schaft die Kosten des Appellationsbesclieides zu tragen 
hat, und weiters schuldig ist, den Klägern die gemässigten 
Kosten der Appellationseinrede, d. i. den auf 37 fl. 48 kr. 
bestimmten Betrag binnen 14 Tagen bei Ezecutions- 
Vermeidung zu ersetzen. 
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Grflndd: 

Den sachlicheo Theii des IStreites hat das Gericht erster 
lustanz 80 klar, deutlich und* so weit als möglich in bQndiger 
Karze dargelegt, dass es genügt, sich bloss darauf zu be* 
rofen und sich lediglich auf die Beantwortung der Appel- 
lation und deren Beweggründe einzulassen: 

ad 1. Es wird behauptet, dass eine Ersatzklage über- 
haupt unzulässig sei, indem die Mi oisterial Verordnung rem 
2. Januar 18r>9, R. G. Bl. Nr. 25, 

a) nicht Gebetzeskraft besit/e und 

b) überhaupt nicht anut^nLlbur sei, weil sie nur das Ver- 
hältniss bestehender Bergbaue zu bloss projectirten 
Bahnen im Auge hat; 

c) dass aber bei bereits bestehenden Bahnen sieh der 
Bergwerksbesiizer eine etwaige Einschränkung ohne Er- 
satz gefallen lassen müsse, und derartige spfttere Ent- 
schädigungsans^prüche überhaupt aus<^eschlossen s^ipn-, 

d) dass die Geltung des Berggesetzes vom 23. Mai lb54, 
Ii. G. Bl. Nr. 146, durcli die bezogene Miuisterial- 
verordnnng überhanpt nicht tangirt werde, und dass 
das Berggeseiz lu dem maastigebendeo § 222 von einer 
Entschädigung überhaupt nicht spreche; 

e) dass sich ein Entschädigungsanspruch auch nach den 
Grundijätzen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
nicht rechtfertigen lässt, wie dies aus der obergericht- 
licheu Entscheidung vom 6. Februar 1894. Nr. 1326 
(„Juristische Blätter" XX III. Jahrgang, Nr. 11), betreffend 
die Stadt Karlsbad, zu ersehen sei, dass somit 

f) ein Entschädigungsanspruch nur im Falle des § 365 
a. b. ü. B. denkbar ist, dieser aber eiue Expro- 
priation voraussetzt, die aber nicht erfolgte, daher 
auch in dieser Bflcksicht Entschädigung nicht gefordert; 
werden kann, weil 

g) eine Enteignung voraussetze, dass etwas aus dem Ver- 
mögen des Enteigneten in das Vermögea des En teigners 
gelange, was aber nicht der Fall sei, da der stehen- 
gebliebene Kohlenschutzpfeüer üoch fortan Eigenthum 
der Kläger bleibt, nur nicht abgebaut werden darf, weil 
das allgemeine Interesse zum Schutze und zur Sicherheit 
von Menschen und Frachtgütern das Stehenlassen er- 
fordert, und endlich 
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h), weil — wenn selbst entschädigt werden sollte — 
nie der Werth der Vorliebe, d. i. Schadloshaltnn^ mit 
Rücksicht auf die eingetretene Preissteigerung der Kohle, 
sondern nur der gemeine Werth des den Schutzpfeiler 
biMendon Quantums der Kohle vor der Zeit der Er- 
richtung der Bahn (1871) zu ersetzen wäre. 

Diese Einwendungen sind aber insgesammt belanglos: 
ad a) Mit der Allerhöchsten Eutschliessuug vom 12. April 
uDd 27. Mai 1852 (Justizmioisteriftlerlass vom 30. Juui 1852, 
Z. 77öO), ist dem hohen Jastizministerium die Erläaterung 
der Gesetze und kaiserl. Verordnungen, insofern sich die- 
selbe aus der eigentbümlicben Bedeutung der Worte und 
aus der klaren Absicht des Gesetzes ergiebt, eingeräumt, 
und dieser Bestimmung ent^^^prioht auch der Inhalt der an- 
gefochtenen Ministerialverorduung. 

Ob sich in diese von den Ministerien des Innern, der 
Finanzen, der Justiz und des Handels für alle Kroullüider, 
mit Ausnahme der Militärgrenze, erlassene Verordnung volle 
Gesetzeskraft besitzt und ob selbe als Erläuterung und aueb 
Ergänzung des Berggesetzes angesehen werden muss, das 
hat im vorliegenden Falle das Gerieht zu beurtheilen« 

Die Gesetzeskraft dieser Yerordnung kann aber in 
diesem Falle, wo es sich um die Erläuternnf and Ergänzung 
des § 222 6. G. handelt» nicht in Zweifel gezogen 
werden. 

ad Z'J Es ist richtig, dass der § 7 der bezogenen 
Ministeriaiverordnuüg von der [.eistung einer an^^emessenen 
Entschädigung an die Unieruehmung projeciirter oder 
wenigstens noch nicht gebauter Bahnen spricht. 

Aber der der Klage zugrunde liegende Statthalterei- 
eriass vom 14. Januar 1889, Z. 120041, bezieht sich 
im Abs. 4 nicht auf § 7, sondern auf § 8 der besagten Mi- 
nisterialrerordnung, und dieser sagt: j,Ob und welche Ent- 
schädigung, wenn es sich um schon bestehende Bahnen han- 
delt, dem Bergbauberechtigten gegen die Bahn Unternehmung 
zusteht, das haben im Falle eines Streites die Gerichte zu 
entscheiden." 

Diese Miuisterialverordnung sagt also nur, dass falls 
Entschädigung begehrt, und falls sie zu leisten wäre, diese 
nicht mehr im administrativen, sondern nur im ordeullicheu 
Rechtswege zu ermitteln wäre. 
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Es ist also unrichtig, wenn die Appellaotin den § 7 in 
Aawenduug bringt, während doch die besagte Eotscbeidung 
den § 8 bezieht. 

ad c) Die besagte MinisterialentscheiduDg Jässt die Frage, 
ob die BergbiiuuiiternehuiuQg bei bereits bestehenden Bahnen 
sich eine etwaige Einsehränkang ohne Ersatz gefallen 
lassen mfissd, offen, und wird anf deren Wortlaut verwiesen. 

Dass aber fiotsch&digungsansprQche gegen eine bereits 
bestehende Bahn Qberhanpt ausgeschlossen seien, das ist in 
der besagten Ministerialverordnung nicht enthalten. 

ad d bis g) Es ist allerdings richtig, dass im vorliegenden 
Falle der klägerisehe Anspruch in den Hestirnriiungen des 
Berggeaeizes keine Begründung tiudet und dass außh der 
Fall einer Enteignung im eigentlichen Sinne des Wortes 
nicht gegeben ist. 

Die reebtliehe Grundlage des Elagsanspruches bietet 
aber allerdings die Bestimmung des § 8 der Minisierial« 
Verordnung vom 2, Januar 1859, R. G. ßl. Nr. 25, in Ver- 
bindung mit den analogerweise anzuwendenden Bestimmungen 
des § 305 a. b. G. B., denn durch iio Rf^«=fimranng des 
§ 8 der obbezogenen Ministerialverordnung, dass über die 
Frage, ob und welche Entscliädigung — wenu es sich um 
schon bestehende Hahnen handelt — dem Bergbauberechtigten 
gegen die Bahuunteruehmung zusteht, im Falle eines Streites 
die Gerichte zu entseheiden haben, ist wohl ausser Zweifel 
gestellt, dass ein Entsehädigungsanspruoh rechtlich zul&ssig 
ist, so dass nur die Frage entstehen kann, ob im concreten 
Falle den Klägern ein solcher Anspruch und in welcher 
Höhe zusteht, denn wäre ein Entschädigungsanspruch der 
Bergbaul)erechtigten gegen bereits bestehende Bahnen nach 
der bezogenen Ministeriahurordnung überhaupt ausgeschlossen, 
bü vviire die im § 8 dieser Ministerialverordnung normirte 
Ueberweisung der Entscheidung der Kntschädigungsfrage an 
die Gerichte gegenstandslos, da die Gerichte Uber den Be- 
stand und die Höbe einer Entschädigung nicht absprechen 
könnten, wenn ein Entschädigungsanspruch Oberhaupt aus- 
geschlossen wäre. 

Es erübrigt sobin nur noch die Erörterung der Frage, 
ob im gegebenen Falle der Entschädigungsanspruch der 
Kläger h^^Lniindet ist oder nicht. 

Diese Frage rauss aber bejaht werden, wenn erwogen 
wird, dass im vorliegenden Falle die bergbauberechtigten 
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Kläger io ihrem gesetzlichen Bechte auf Äusübuog des ihnen 
verliehenen Bergwerkseigenthumes im Interesse der un- 
gestörten Erhaltung und Benützung der Eisenbahn durch 
den Erlass der k. k. Statthaltprei vom 14. Januar 1889, 
Z. 120041, in der Richtung besehiaukt wurden, dass den- 
selben jedvvelehe Kohlengewinnung unterhalb des Bahn- 
i^orpers, sowie auf eine Entfernung von 20 Meter westlich 
und 25 Meter östlich vom Fasse der Babnbösehung, be- 
ziehungsweise am äassersten Bande untersagt wurde. 

Nachdem diese, eine offenbare Beschränkung des klä- 
gerischen Bergwerkseigenthumes invoWirende behördliche 
Uutersagung ausschliesslich im Interesse der ungestörten Er- 
haltung uij(l l>enntzuDg der Eisenbahn erfolgte^ so ergibt 
sieh aus der analog anzuwendenden Bestimmung des § 365 
a. b. G. B. in Verbindung mit jener des § 8 der oben be- 
zogenen MinisterialverorduuDg; dass die geklagte Eisenbahn- 
gesellschaft im vorliegenden Falle nach dem Gesetze zur 
Leistung einer Entschädigung verpflichtet ist. 

fid h) BezOglicb der Höhe der Entschädigung wird aut 
die ersenöpfende und richtige Begründung des ersten 
Bichters verwiesen und nur noch bemerkt, dass von einem 
Werth der Vorliebe mit Rücksif^ht fiuf die F irdernng des ge- 
wöhnlichen Kaufpreises und mit i' i \ ^ ht auf die Be- 
stimmung des § 305 a. b. G. B. keine Kede «ein kann, weil 
der Werth der Kohle doch erst dann richtig bemessen 
werden kann, bis der Zeitpunkt des Abbaues eintrat, das ist 
im Jahre 1891 und 1892, und nicht sehen zur Zeit als die 
Bahn erbaut wurde (1871) weil damals das Flötz noch nicht 
zum Abbau gelangte. 

ad 2. Eben mit Rücksicht auf das Gesagte und mit 
Rücksicht darauf, dass der Zeitpunkt der Ersatzpflicht mit 
dem Moment eintrat, wo die Möglichkeit vorlag, den Schutz- 
pfeiler abzubauen, und weil das Klagerecht bereits er- 
wachsen ist, und nicht erst etwa dann bis nach eventueller 
Berechnung der ganze Pfeiler abgebaut sein müsste — be- 
ziehungsweise als abgebaut anzusehen wäre — kann die 
Klage nicht als rerfrflht bezeichnet werden. 

ad 3. Was die Einwendung der Verjährung der vor- 
liegenden Klage anbelangt, so stellt sich dieselbe — ab- 
gesehen von dem inneren Widerspruche in den Ausführungen 
der Geklagten, wonach einmal die Vorzeitigkeit der Klage 
und dann wieder die eingetretene Verjährung dertielbeu eia- 
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gewendet wird — als zur Gänze haltlos dar, da, wie oben 
»ä 1 d bis ff hpreitR des Näherpn 'ausgeführt wurde, der 
Anspruch der Klager weder in einem Verschulden, noch in 
einem Vertragsbruche sich gründet, sondeiu auf ein gesetz- 
liches Becht der Kläger auf Ersatz der ihnen durch eine 
im Interesse der Geklagten auferlegte Besehrftokaog io der 
Aneübung ihres Bergwerkseigentbumes verarsaebten Yer- 
mögens?6rmioderung sich stützt und »^obiu auf denselben 
die ßestimmuDg des § 1489 a. b. G. B. keine Anwendung 
finden kann. 

Es ist richtig, dass der oft bezogene Statthaltereierlass 
nicht enthält, dass auch im Grubenmaasse Ottomar I. ein 
Scliutzpfeiler belassen werden müsse, aber dieser Umstand 
wurde uachtriiglich aulgeklait und wird diesfalls auf die 
richtige Darstellung des ersten Gericbtes gewiesen, wobei 
nur hervorgehoben wird, dass die Behauptung, es sei die 
Legung einer weiter n ^ die Saehe aufklärenden — ür* 
künde eine unbefugte Neuerung nicht begründet ist, weil es 
sich doch nur um Aufklärung des wahren Sachverhaltes 
handelt. 

Die Appellation blieb sohin erfol?los imd gründet sich 
der Spruch iu Betreff der Appel latiotiskuhten auf die Be- 
stimmung der §§ 24 bis 26 des Gesetzes vom 16. Mai 1874. 

In dem nicht appellirteo Theile blieb das Urtheil selbst- 
verständlich unberührt 

Der 0. G. H. hat der seitens der B.-Bahn eingebrachten 
Bevisionsbeschwerde keine Folge gegeben und gefunden, 
dass nach §§ 24 und 26 des Gesetzes vom 16. iVlai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 69. die Geklagte den Klägern die Kosten der 
Kevisionseim-pden mit 12 fl. 45 kr. binnen vierzehn Tagen 
bei sonstiger Executiou zu ersetzen und die Kosteu ihrer 
erfolglosen Revisionsbeschwerde selbst zu tragen hat, weil 
eine Nullität weder behauptet wird, noch auch bei Prüfung 
der Aeten wahrgenommen werden kann, die beiden gleich- 
förmigen Ürtheile aber auch eine offenbare Ungerechtigkeit 
nicht erkennen lassen, vielmehr durch die eingehende Be- 
gründung der untergerichtlichen Urtheile gesetzlich gerecht- 
fertigt erscheinen und sonach die Bedingungen des Hof- 
deeretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, abgehen, 
unter denen allein gleichförmige Urtheile aufgehoben oder 
abgeändert werden können. 
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Nr. 47. * 

Dm Verhinderung der Benützung eines über die Böschung eines Eisen- 
bahngrundttttoke« fuhrenden Privatweges bildet keine zur geriobtliohM 

Competenz gehörige Beslfzstörung. 

(Entscheidung des 0. G. H. vom 28. Oetober 1S9(), Z. 12692/317: Be- 
stätigung der Entscheid ungeu des 0. L. G. GrA/, vom 10. September 
UBOe, Z. 86aa, und des B. Marborn vom 20. Angast 1896, Z. 12315.) 

Der Grundbesitzer Alois K. in K. klagte die S.-Hahn 
we^en Störung des Besitzes an dem über die Eisenbahn- 
parcelie Nr. 427, Catastralgemeinde K., führenden Fusswege. 
Das B. G. Marburg stellte die Klage unter Behebung des 
abgeführten Verfahrens dem Klfiger znrQck uod erkannte den 
Kläger schuldig» der Geklagten die Gerichtskosten im Betrage 
von 113 fl« 70Vs ^i*- binnen vierzehn Tagen bei Ezecution 
zu ersetzen. 

GrQnde: 

Nach dem eiahelligeu Ausspruche der SachveiöLuudigea 
führt der Fnssweg, in dessen Besitze Kläger geschfltzt 
werden will, Ober jenen Theil der Bisenbabnparcelle Nr. 427, 
Catastralgemeinde K., der die Bdschnng dieser Parcelie 
darstellt. 

Gemäss § 96 der Eisenbahnbetriebsordnung vom 16. No- 
vember 1S51, R. G. Bl. Nr. 1 ei 1852. ist das Betreten von 
Bahnböschungen allen Personon, die nicht zum Dienst- oder 
Arbeitspersonale der Bahn geiioren, oder die mit nmer be- 
sonderen Erlaubuiss hierzu nicht versehen sind, ausuahmsios 
verboten, und ist im § 103 des citirten Gesetzes das Zu- 
widerhandeln gegen obiges Verbot als strafbar erklärt. Haben 
daher die Klüger den streitigen Weg, wie dies von der Ge- 
klagten zugestanden wird, benützt, so haben sie damit dem 
citirten Gesetze zuwidergehandelt, und es liegt auf der Hand, 
dass eine gesetzlich verbotene Handlang nicht irepiirnet sein 
kaon, dem Uebertreter ein Privatrecht, etwa einen richter- 
lich zu schützenden Besitz, zu erwerben. 

Danach kann von einem Rechtsbesitze des Klägers keine 
Bede sein. Mit den citirten Bestimmungen der kais. Ver- 
ordnung vom IG. November 1851 steht § 5 des mit der 
Verordnung vom 10. December 1892, B. G. Bl. Nr. 207, in 
Wirksamkeit gesetzten Betriebsregleraents in vollem Einklang. 
Vorliegend beansprucht der Ki&ger ein Wegereeht, beziehungs- 
weise den Schutz im vermeintlichen Besitze eines Wege- 

«MaMten^t. »rticteWwstQ. I«»«. 12 
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rechtes an einem Eisenbahngrundstückei welches zum Eisen* 
bahnkörper selbst gehört Die Schaffung; Abänderung, Um- 
leguD^, den Bestand etc. von derlei We^en regelt § 10 c 
der Verordnung des Ministeriums für Handel, Gewerbe und 
öflfentliche Bauten vom 14. September 1854, H. G. Rl. Nr. 238; 
weil aber nach der ausdrücklichen Vorschrift des § lö ibidem 
alle derlei Angelegenheiten vom Bechtswege ausgeschlossen 
und der Oompetenz der AdminietratiTbebdrden zugewiesen 
sind, war die Klage unter Behebung des ganzen Verfahrens 
den Elflgern zurückzustellen. 

Das 0. L. G. Graz bestätigte den erstrichterlichen Be- 
seheid, ermässigte jedoch die vom Richter ersfpr Instanz mit 
113 fl. 7OV2 tr. bemessenen Gerichtskosteu aul y2 fl. 40'/, kr. 
und verurtheiJte den Kläger zur Tragung der Kosten des 
verworfenen Becurses. 

Gründe: 

Die von dem Beeurrenten gegen die als Sachverständige 
bestellten und vernommenen Jakob St und Josef N. er- 
hobenen Bedenken sind unbegrflndet, weil der Besitz der 

erforderlichen Sachkenntnisse des ersteren schon durch seine 
Stellung als k. k. Bezirksingenieur der Bezirkshauptmann- 
schaft in M. gewährleistet erscheint, und der Umstand, dass 
die Angelegenheit, wegen welcher Jakob St. als gerichtlicher 
Sachverständiger vernommen wurde, möglicherweise bei dieser 
Bezirkshaoptmaonschaft zur Verhandlung kommen könnte, 
ihn von der Verwendung als gerichtlichen Sachverständigen 
nicht ausschliessen kann, und weil das gegen Josef N.^ der 
nach eigenem Vorschlage des Beeurrenten bestellt worden war, 
vorgebrachte Bedenken verspätet eingebracht wurde und nicht 
einmal bescheinigt ist, und, wenn auch erwiesen, nicht ge- 
eignet Ware, gemäss § 191 a. G. 0. seine Ausschliessung zu 
begründen. Das Gutachten der Sachverständigen steht übrigens 
weder mit dem Localaugenscheine noch mit den Angaben 
der Geklagten im Widerspruche, vielmehr betiudet sich das 
Gutachten, dass das fragliche Terrain ein StQck des £isen> 
babnkörpers, nämlich Böschung ist, im Einklänge einerseits 
mit der Constatirung im LocalaugenscheiuprotokoHe, dass der 
streitige Fussweg sich zwischen dem Grundstücke Parcelle 
Nr. 16, Catastralgemeinde K., und dem eigentlichen Bahn- 
körper, Parcelle Nr. 427, rücksiehtiich auf diesem eigent- 
lichen Bahngruude, Parcelle Nr. 427^ beendet und anderer- 
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seits mit der Behauptung der Geklagten in der Einrede, dass 
die Parcelle Nr. 427 zum eijrentlichen Bahnkörper gehöre, 
und in der fraglichen vStreckc Eisenbahoböschung sei, Ferners 
kann aber auch an der Identität des von den Sachverstän- 
digen begutachteten Terraines mit jenem, um welches es 
8ich im vorliegenden Streite handelt, nicht gezweifelt werden, 
Daehdem die Aufoahmd des Saehrerstflodigenbeweises tod 
demselben Biebter, welcher den LocalaugeDSobeia auf- 
genommen hat, und unter luterventioD der Streittheile, be- 
siebnogsweise deren Becbtsfremide an Ort und Stelle erfolgt 
ist und von Seite des Klägers bei der Saehbefundaufnahme 
ein An stand nicht erhoben wurde. Das Gutachten der Sach- 
verständigen wird somit durch die Ausführungen des ße- 
currenten in seiner Beweiskraft nicht erschüttert, und ist die 
hierauf sich stützende UnzuständigkeUöeiklärung des ersten 
Biehters^ auf deren, der Sachlage und dem Gesetze ent- 
sprechende Begründung sich bezogen wird, gerechtfertigt, 
weiters konnte im ßesitzstörungsverfabren die Frage, ob dem 
Becurrenten ein Eeeht zum Besitze zustehe, überhaupt nicht 
erörtert werden, daher war der Beweis Ober die behauptete 
fünfzigjährige ungestörte Ausübung des Gehens schon des- 
halb nicht zuzulassen ; und da überdies der liecurrent sich 
mit Erfolg auf eine ariffebliche, in dieser geduldeten Be- 
gehung gelegene besondere Erlaubniss im Sinne des § 96 
der Eisenbabnbetriebsordnung vom 16. November 1851, 
B. G. Bl. Nr. 1 ex 1852, nicht berufen konnte, da eine 
solche nach Belieben ertheilte Brlanbniss ebenso ohne- 
weiters wieder entzogen werden kann, so musste das erst- 
richterliche Erkenntniss nach dieser Biehtung bestätigt 
werden. 

Hinsichtlich der Entscheidung über die Processkosten 
fand das 0. L. G.. dass dieselbe zwar hinsichtlich der Ver- 
urtheilung des Klägers in den Kostenersatz gerechtfertigt 
war, dass dieselbe sich aber nur auf jene Kosten erstrecken 
konnte, welche zur zweckentsprechenden Bechtsvertheidigung 
nothwendig waren. Bs musste daher in der Erwägung, dass 
bei Bemessung der Kosten der Geklagten der Umstand in 
die Wagschale fallen, dass zu gleicher Zeit mit dem gegen- 
wärtigen Besitzstörungsstreit ein zweiter solcher Streit über 
die Klage des Franz und der Aloisia K. jjesfon dieselbe 
(iekhiate in Betrefi desselben auf Grundparceile Nr. 427, 
Catastralgemeinde K., führenden Fussweges und unter der 

12* 
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Intervention derselben Rechtsfreunde beider Theile geführt 
wurde und die Satzreden in beiden Processen mit gering- 
fügigen Abweichungen gleichlautend sind, somit die zur 
Reciiibveiiheidigung nothweudige geistige Arbeit für beide 
Processe im Grossen und Ganzen nur einmal, und zwar in 
jedem etwa zur Hftlfle passirt werden kann, in der Erwägung 
ferner, dass die b&ufigen, theil weise dareh das unstatthafte 
Einlegen Vorbereiteter Satzreden veranlassten Ueberlegnngen 
der Tagsatzungen unnothwendig und die separaten Aaf- 
recbnungen fQr Verfassung der Satzreden und Erstattung 
derselben bei den Tagfahrten ungebührlich sind, und schliess- 
lich in der Erwägung, dass trotz Minderung der Vertheidi-- 
gungsküsten der Kläger in der Hanptsache dennoch erfolg- 
los recurrirte, die Vertheidigungskosten in Abänderung der 
erstrichterlichen Bemessung von 113 fl. 70 '/j kr. auf 92 fl. 
40 Vs kr. herabgesetzt werden. 

Der 0. G. S. wies den vom Kläger eingebrachten ansser-; 
ordentlichen Bevisionsrecurs zurück und entschied, dass der 
Kläger die Kosten seines Revisionsreourses selbst zu tragen 
habe. Der 0. G. E. ging hierbei von der Anschauung aus, 
dass in den gleichförmigen Entscheidungen der Untergerichte 
weder eine Nullität noch eine oüenbare Ungerechtigkeit ge- 
funden werden kann, wenn erwogen wird, dass nach § 13 
des Eisenbahuconcessioüsgesetzes vom 14. September 1854, 
B. G. BL Nr. 238, Angelegenheiten, welche sieb auf die 
Vollziehung der Bestimmungen des § 10, lit. h liod c dieses 
Gesetzes beziehen, vom Rechtswege ausgeschlossen sind und 
vor die administrativen Behörden gehören, dass daher zur 
Entscheidung über die vorliegende Klage, in welcher der 
Kläger den Bestand meines Wegerechtsbesitzes dadurch zer- 
stört erachtet, dass die raitgeklagten Angestellten der S.-Bahn 
ihn an der Benützunjo: des Weges hinderten, welcher nach 
dem übereinstimmendeu Gutachten der Sachversiäudigeu über 
die Böschung des eigentlichen Bahngrandes führt, nicht die 
Gerichte zuständig sind, und daher die Yoraassetzungen des 
Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, zur 
Aufhebung gleichförmiger untergeriehtlicher Entscheidungen 
nicht gegeben sind. 

Der Spruch über die Kosten des erfolglosen ßechts- 
mittels findet seine Begründung in den §§ 24 und 26 des 
Gesetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69. 
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Unter Ereignung im Verkehre einer mit Anwendung von Dampfkraft 
betriebenen Eisenbahn im Sinne des g 1 des Gesetzes vom 5. März 
I8€9, R. Q. Bl. Nr. 27, mu«s nIcM nothwandig ein «iissergewtthnHohet 

Ereignist, wia z. B. ain Eisenbahnunfall u. dgl. verstanden werden. Auch 
Verletzung eines Reisenden durch heftiges Zuschlagen der Coupäthlir 
durch den Conducteur ist eine Ereignung im Sinne des Haftpflicht- 

faaatzaa. 

(Entseheidniig des 0. &. H. Tom 29. Oetober 1896,- Z. 12420/832; Be- 

st&tigang des Urtheiles des 0. L. G. Wien vom 3. September 1896, 
Z. 11714«. theilweise Aenderung des Urtlieiles des H. G. Wien vom 

16. Juni 189Ü, Z. 734uy ex 1894.) 

I)*!r Lohnkutscher Iguaz L. erütt auf der Fahrt von L. 
nach b. infolge Zuschlagens der Coupethür durch den Con- 
ducteur eine Quetschung und infolge dessen eine Verkürzung 
des kleinen Fingers der reehten Hand. Anf Grund dieser 
-VerletzUDg beanspruchte Ignaz L. im .Klagewege ein 
Schmerzensgeld im Betrage von 100 fi., weiters den Ersatz 
der mit 100 fl. anp;egehenen Heilungskosten, sowie eine Ver- 
gütung von 300 n, für Verdienstentgang und verminderte 
Erwerbsfähigkeit, somit also zusammen 500 Ii. saniint 6 Pro- 
cent Zinsen vom Klagstage; überdies wurden vom Kläger der 
Ersatz der erweislichen Gericbtskosten, und zwar binnen drei 
Tagen angesprochen. Seitens der geklagten Bahoverwaltung 
wurde gegen die Klage die Ineompetenz des angerufenen 
Oerichtes mit der Motifirung geltend gemacht^ dass die Ver- 
letzung des Klägers nicht durch ein Ilreigniss im Verkehre 
auf Eisenbahoen herbeigeführt worden sei. 

Das H. G. Wien hat zu Eecbt erkannt: 

1. Dip von der geklagten Seite erhobene Eiuwendung 
der Ineompetenz de.s angerufenen Gerichtes hat nicht statt. 

2, Die geklagte Bahn Verwaltung ist nur dann schuldig, 
dem Klager das Schmerzensgeld im Betrage von 100 fl. 
sammt 5 Proeent Zinsen vom Klag^iuge, binnen vierzehn 
Tagen nach entschiedener Sachfölligkett uud bei Vermeidung 
der Execution zu bezahlen, wenn der Kläger den ErfQllungs- 
cid ablegt, dass er in der Nacht vom 11. auf den 12. Juni 
1892, während der Fahrt von L. nach B., und zwar vor 
der Station Pr., in einem Waggon III. Classe bei der Ooupö- 
thüre gesessen habe, dass der Conducteur hastig durch die 
Coup^thüre, bei welcher der Kläger sass, herausgegangen 
sei, dass der Kläger dem Conducteur Platz machen wollte, 
dabei seinen Ueberrock gehoben habe und in demselben 
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Augenblicke aber der ('i'iidiicteur die Coupethüre so heftig 
zugeschlagen bube, dass dem Kläger der kleine Finger der 
rechten Hand eingeklemmt wurde. 

3. Der Kläger lat mit dem gestellteu Melirausprücheu 
ftbKQWdsen. 

4. Im Falle der Ablegung des seDteotioDirteii Erf&Uungs- 

eides werden die Gericbtokosten gegeneinander aufgehoben. 
Im Falle der Nichtablegung dieses Eides sei der Kläger 
schuldiir, der geklagten Bahnverwaltuug vier Fünftel der auf 
101 ti. Ö3 kr. bestimmten Kosten, i. o. den Betrag von 
81 fl. 23 kr. binnen 14 Tagen nach entschiedener Sach- 
fäiiigkeit bei Vermeidung der Exeeutiou zu ersetzen. 

Es obliegt demnach dem Kläger, den bententiuniileü Er- 
fifllangseid binnen drei Tagen, naebdem dieses firkenntnlss 
in Beebtskraft erwachsen sein wird, so gewiss anzutreten und 
sohin auch abzulegen, widrigens der ihm hierdach Torbe* 
haltene Beweis als erloschen angesehen werden wfirde. 

Gründe : 

Was die formelle Einwendung der rncompetenz des an- 
gerufenen Gerichtes anbelangt, so musste dieselbe zurück- 
gewiesen werden, weil nach der Darstellung des Klägers die 
Anwendung des Gesetzes vom 5. März 1869, B. G. ßl. Nr. 27, 
begründet ist, zumal das Zuschlagen einer CoupetbQr während 
der Fahrt seitens eines Sisenbahnbediensteten sich als eine 
Ereignung im Eisenbahnverkehre darstellt und auf eine Beweis- 
führung Ober die Richtigkeit der thats&ch liehen Angaben 
des Klägers puncto der Incompeteuzeinwendung im vor- 
liegenden Falle wpfTPH des präjudieirenden Eintiusses in der 
Hauptsache nirlu abgegangen werden kann. 

In der Hauptsache selbst hat gegenüber dem Wider- 
spruche der geklagten Partei der klägerischerseits geführte 
Zeuge Andreas B. bestätigt, dass während der Fahrt von L. 
nach B., als er mit dem Kläger in einem mit Passagieren 
voll besetzten Goupe III. Olasse sass, der Cunducteur in 
einer Station die Goup^tbür, bei welcher der Kläger sass, 
aufgemacht habe, um die Passagiere aussteigen zu lassen, 
und sodanu die (Joupethür so hastig zumachte, dass dem 
Kläger der kleine Finger an einer Hand eingeklemmt wurde, 
so zwar, dass derselbe zerquetscdit wurde und blutete. 

Da nun durch das Gutachten der Sachverständigen Med. 
Br. Johann Z. und Dr. Samuel Kr. constatirt ist, dass sich 
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an dem kleiueu Finger der rechten Hand des Kläo^ers eine 
uobedeuteude Fie^ioiiäaeigUDg (Kiümmung) bez,u^licii der 
dritten- Phalanx Torfindat^ diese FlexioDsneigaog eine meibende^ 
immerwftbreDde ist und eine Verkfirzung des Icleinen Fingers 
um etwa V4 Centimeter zur Folge hat, und diese Verletzung 
durch äussere Einflüsse; insbesondere durch heftiges Za* 
schlagen einer Eisenbahncoupethür entstehen'' konnte, ist der 
Beweis der Verletzung des Klägers durch eine Ereignung im 
Verkehre der Eisenbahn erbracht, wenn Kläger den sen- 
tentionirten Ert'üllungseid ablegt. 

Unter dieser Voraussetzung gebührt dem Kläger gemäss 
§ 1325 a. b. G. B. ein den erhobenen Umständen ange- 
mesaenes Sofamaraensgeld, da nach dem Gntaehten der Tor- 
genannten Experten die fragliche Verletzung grössere Schmerzen 
verursachte und überdies nach dem Gutachten der Experten 
Dr. Kr. und Dr. Julius C. die in Rede stehende Verkürzung des 
kleinen Fingers eine Verunstaltung begründet, und wurde 
das angesprochene Schmerzensgeld per 100 fl. als ange- 
mesfeon (lern Kläger zuerkannt. 

Aulaugend die Heilungskoslen per 100 fl. hat Kläger 
dieselben weder in der Klage noch in der Verhandlung 
speciiieirt und faetiseh snbstantiirt, und ist auch die an 
den Elttger ergangene geriehtliehe AufTordemng, die Heilungs- 
kosten zu speeifieiren, und die einzelnen Posten, aus welchen 
sich der Gesammtbetrag per 100 fl. zusammensetzt, unter 
Reweis zu stellen, erfolglos geblieben. Mangels factischen 
Substrates konnten daher dem Kläger keine Heilungskosten 
zuerkannt werden. 

In gleicher Weise verhält es sieh mit dem Ver- 
dienstentgaiigu uud dem Ansprüche für verminderte Krwerbs- 
ftbiglceit. 

Da auch hier alle factisehen Substrate fflr die Zuer- 
kennung eines Betrages fehlen und die an den Kläger 
ergangene gerichtliche Aufforderung, jene thats&ohlichen 

Umstände anzuführen und unter Beweis zu stellen, welche 
den Anspruch per 300 fl. für Verdiensteutgaug und ver- 
minderte Erwerbsfähigkeit begröudeu sollen, ohne Erfolg 
geblieben ist, und übrigeus nach dem Gutachten der Experten 
Dr. Johann Z. uud Dr. Samuel Kr. die in Rede stehende 
Verletzung den Kläger in seiner Erwerbsthätigkeit als Lohn- 
kntscher nicht hindert, so musste daher dem Kläger auch 
der Betrag Ton 300 fl. aberkannt werden. 
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Die Zuerkenuung von 5 Proceut Zinsen anstatt G Pjocent 
ZiBBen and die Festsetzuoff der Judiontfrisi mit 14 Ta^eu 
jaastatt mit drei Tilgen^ gründet -sich daraiif, dass es sieh hier 
weder um eine Weehselrechtssache noeb um eiDe HandeU- 
reehtssaehe handelt. 

Die Entscheidung in Ansehung der Gerichtskosten 
gründet sich auf den § 25 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, 
B. (j. Bl. Nr. 69, und im Falle des Obsiegens der geklagten 
Partei in der Hauptsache auf die Erwägung, dass die Iq- 
competenzeiu Wendung verworfen wurde. . 

Ueher Appellatioo beider Theile hat das 0, L. G. Wien 
das erstgeriehtliebe Urtheil io den PuDkten 1 .und 3 be- 
stätigt, im Paukte 2 aber bloss dabin abgeändert, dass der 
dem Kläger vorbebalteue Erfullungseid folgendermaassen zu 
lauten habe: „Dass während der Fahrt von L. nach B. der 
Conducteur die Coup^thür, bei welcher der Kläger sa«'^^, so 
heftig- zugeschlagen hat, dass derselbe ihm (dem Kläger) 
den kleinen Finger der rechten Hand einklemmte." Ferner 
hat das 0. L. G. Wien vom Punkte 4 des erstgerichtlichen 
Urtheiles denjenigen Theil, welcher sich auf die Gerichts- 
kosteu im Falle der Nicbtablegung des ErfillluDgseides be- 
zieht, unberührt zu lassen» dagegen den anderen Theil dieses 
Punktes abzuändern und zu erkennen befunden: 

Im Falle der Ablegung des sententiouirten Erfüllungs- 
eides durch den Kläger sei die geklagte Bahuverwaltung 
sehuldig< dfm Kl;iij;pr die Hälfte der im Ganzen mit 137 fl. 
66 kr. bemessenen Gerichtskosten, i. e. 68 ä. 83 kr. binnen 

14 Tagen nach entschiedener Sachfälligkeit bei Vermeidung 
der Execution zu bezahlen. 

In diesem Falle ist die geklagte Eisenbahuffesellsehaft 
aueh sehuldig, dem Kläger die Hälfte der im Ganzen mit 

15 fl. 53 kr. bestimmten Appellationskosten, i. e. 7 fl. 777^ kr. 
binnen derselben Zeit bei £xeeution zu bezahlen. 

Grunde: 

Die Bestätigung des Punktes 1 des angelochtenen Ur- 
theiles gründet sich auf die Erwägung, dass bei der allgemeinen 
Fassung des § 1 des Gesetzes vom ö. März 1869, K. G. Bl. 
Nr. 27, unter Ereignung im Verkehre nicht nothwendig ein 
aussergewöhnliehes Ereigniss^ ein Bahnunfall oder der- 
gleichen verstanden werden muss, daher das heftige Zu- 
sehlagen der Coup^tbOr seitens eines Eisenbahnbediensteten 
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während der Fahrt ganz wohl daiuoter subsumirt werden 
kaiiii. im Puuktd 2 war der ErfQlluDgseid des Klägers zu- 
^zulassen «meraeits, weil der. Zeuge Andreas B. die wesent^ 
•liehen Umstinde. worauf es ankommt, nämfieh das heftige 

Zuschlagen der Ooupethür seitens des Coudueteurs und. die 
hierdurch bewirkte EioklemmuDg eines Fiogers des Klägers 
bestätigte, andererseits, weil es nicht riehtis: ist, dass der 
Zeuge Martin W. flippe UmstäüdA gleichfalls bejahtp. Bei der 
P'ormuliruiiff dieses KrfülluDgseides wurden nur die obeu als 
wesentlich bezeichneten Umstände beibehalten, dagegen die 
übrigen im erstrichteriich sententionirten Eide vorkommendeu 
ümstftnde als nnwesentlieh nnd weil sie von den Zeugen 
-ohnehin nicht bestätigt worden, somit diesfalls die erste 
halbe Probe nicht erbracht ist, aasgeschieden. Im Falle der 
Ablegong dieses Erfttllaogseides wurde dem Kläger das der 
Sachlage nach angemessene Schmerzensgeld von 100 fl. zu- 
gesprochen, weil die geklagte Eisenbahngeseilschaft nicht 
bewiesen hat, dass der Kläger au seiner Verletzung selbst 
schuld trage, indem die excipiendo unter Beweis gestellte 
Aeusserung des Klägers nach dem UulalJe „Ich habe mir 
den Finger ffedrQekt" keineswegs als ein aussergerichtliohes 
Gestftndniss desselben, dass den Gonducteur an der YerletzuDg 
kein Verschulden treffe, angesehen werden kann, da hierdurch 
nur Oberhaupt die Thatsache der Verletzung, nicht aber die 
Frage des Verschuldens daran constatirt wird. 

Dio Abweisung des Klägers mit dem Mehrbegehren 
(Punkt 3 des ürtheiles) ist deshalb gerechtfertigt, w^^il die 
vom Kläger erwähnten Umstände nur darthun, dass er in 
ärztlicher Behandlung gestanden hat, nicht aber, dass er 
etwas dafür bezahlt bat — was er gar nicht behauptet; 
ferner weil er hätte speciflciren mQssen, wie viel er sieh 
während seiner behaupteten Erwerbsunfähigkeit hätte ver- 
dienen können, und weil der Mangel dieser Specification 
solcher tbatsächlicher Umstände durch einen Sachverständigen- 
beweis odor Sehätzungseid nicht ersetzt werden kann. 

Tm Piiiikie der (ierichtskostcn wiirrle das erstrichter- 
liche Irtiieil für den Fall der Abltiruiiu des Erfüllungs- 
eides dahin abgeändert, dass in diesem Falle dem Kläger 
die Hälfte der Gerichtskosten zugesprochen wurde, weil 
Kläger dann mit der prineipiellen Frage, ob ihm' eine Ent- 
schädigung gebühre, obsiegt, und die Erörterung dieser Frage 
einen grossen Theil der Verhandlung in Ansprueh nahm; 



Digitized by Google 



1 



andererseits aber waren ihm in diesem Falle doch nicht 
die ganzen Kosten zaznf^preoheD, weil oieht infolge righter- 
lieben Ermessens der Klagsansprach bloss gemässigt wnrde^ 

soodern weil Kläger fon mehreren getrenntes Ansprüchen 
im Falle der Ablesung des firfÜUungseides nur mit einem 
Ansprüche siegt. Die von der geklagten ßahngesellschaft 
erhobene Bevisionsbeschwerde wurde vom 0. G. H ab- 
gewiesen. 

GrQnde: 

Gleicliwiti die Belangte gieiuli eiDgaugs ihrer Bevisions- 
beschwerde selbst zugiebt, dass ihr nach den VorschrifteD 
des summariscbeii Verfahrens eine weitere Beschwerde* 
ftihrnng gegen jenen Theil der nntergeriehtlichen Urtheile 
(Punkt 1), mit welchem die reo ihr erhobene Einwendung 
der Incompetenz abgewiesen worden ist, nicht zustehe^ steht 
derselben auch darüber eine weitere Beschwerde nicht zu, 
dass die beiden unteren TnstaTi7en dem Kläger für den Fall 
der Ablegung des ErfüUuugseides liber die Ereignung, durch 
welche der Kläger eine Bescbädiguug am kleinen Finger der 
rechten Hand erlitten hat, von den verschiedenen an- 
gesprochenen Beträgen an Schmerzensgeld den Betrag von 
100 ü. zuerkannt haben (Pankt 2). 

In dieser Bichtung und in den diesbezQglichen An* 
führungen stellt sich die Bevisionsbeschwerde der Geklagten 
als eine aosserordentliehe. somit nach § 51 des Justiz«» 
hofdecretes vom 24. October 1845, J. G. S. Nr. 906, als eine 
unzulässige dar^ als welche sie daher gemäss der eitirten 
Gesetzesstelle verworfen werden mnsste. 

Ordentlich und daher nur aiiem zulässig erscheint die 
Bevisionsbeschwerde der Geklagten gegen jenen Theil des 
oberlaudesgerichtlicheu Unheiles, womit in Abänderung des 
Urtheiles erster Instanz dem Klfifor fiQr den Fall seines Ob* 
siegens mit dem Betrage von 100 fl. die Hftlfte der Gerichts* 
kosten erster Instanz zugesprochen worden ist (Punkt 4). 
Ferner erscheint die Bevisionsbeschwerde ordentlich und zu* 
lässige darüber, dass im Falle dieses Obsiegens die belangte Eisen- 
bahnverwaltung auch in den Ersatz der Hälfte der Appellations- 
kosten an den Kläger vcnirtheilt wurde. Allein in diesen 
beiden Bichtungen erscheiuL die Kevisionsbeschwerde nicht 
begründet und war in diesem angefochtenen Punkte das 
oberlandesgerichtliehe Urtheil zu bestätigen. 
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Deno, wenn es aneb richtig int, dass Kläger im Ganzen 
ÖOO ü, eiDgeklagt hat, und Bedingt nur mit 100 fl. obsiegt, 
. während er mit dem weitaus grösseren Betrage von 400 fl* 
unterliegt, so kann doch für den Kostenersatz nach Vor- 
schrift der §§ 24 und 25 des Gesetzes vom IH. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 09, nicht das blosse Zifieruveriiäitniss zwibchea 
dem abgewiesenen tind dem zuerkannten Betrage in Betracht 
kommeü, ea ist vieimeiir der zur KeehUverloigUiJg erforder- 
liehe ProoesBftof^aDd maasBgdbend. 

Nachdem nun seitens der Eisenbahnverwaltung dem 
Kläger jede Ersatzleistang verweigert und derselbe bierdureh 
zur Klage genöthigt wurde, nachdem die belangte Babn- 
verwaltung die Einwendung der Incompetenz, mit welcher 
sie sachfällig wurde, erhoben hat, worlureh sie gleichfalls 
dem Kläger einen Theil an Kosten verursachte, nachdem 
ferners im Processe jedwede Ersatzpflicht und die An- 
wendung des Gesetzes vorn ö. März 1869, ß. G. Bl. Nr. 27, 
auf den vorliegenden Streitfall seitens der Geklagten be- 
stritten wurde und die diesfälligen Erörterungen einen grossen 
Tbeil des Processes umfassten, erscheint es nach den §§ 25 
nnd 26 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, R G. Bl. Nr. 69, 
gerechtfertigt, dass das 0. L. G. für den Fall des Obsiegens 
des Klägers mit dem Betrage von 100 II., demselben einen 
Theil, und zwar die Hälfte der Gerichtskosteu erster Instanz 
(auf deren gegenseitige Aufhebung für diesen Fall das erst- 
riehterliche Urtbeii erkannte), sowie die Appellationskosten 
zuerkannt hat. 



Nr. 49. 

Die iür die staatliche Ei$enbahr>verwaltung errichteten Beiriebsdireciionen 
sind alt Behörden im Sinne des Art. V des Gesetzes vom 17. December 
1862, R. Q. Bl. Nr. 8 ex I863| anzusehen. 

(Bntseheidung des 0. G. als Cassationshofes vom 10. November 1896, 
Z. 13014: Abänderung der EotscheidQQg^ des B. G. Krems vom 28. Mai 
1896, Z. 642. uod des £r. G. Krems vom 16. JuU 1896, Z. 2395.) 

Josef 0. hatte auf der Station K. der Staatsbahnen eine 
Sendung Tranben aufgegeben und das Interesse an der 
rechtzeitigen Lieferung mit 10 fl. versichert. Die Trauben 
wurden dem Adressaten verspätet zugestellt und kamen ver- 
fault an. Josef 0. verlangte von der Betriebsdireetion in W. 
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den Betrag von 10 fl. als EDtseliädiguiig. Bein Anspruch wurde 
jedoch mit Rücksicht auf § 87 des Eisenbahnbetriebsregiement 
^zurückgewiesen, weil er einen Nachweis des Schadens nicht 
jerbracht hatte, und die Direction offerirte ihm „aus Goulance- 
rflcksiehten" eine Entschädigung vou 2 fl. lo eioer an die Eisen- 
bahnbetriebsdirection in W. geriehteten Eingabe Tom 3. März 
1896 erklärte nuDmehr 0., «er pfeife auf das ihm angebotene 
^Almosen, er wolle entweder seip Becht und den versicherten 
Betrag von 10 fi. oder nehme gar nichts, .... er stelle es 
der Direction anheim, in dieser Angelegenheit zu aratshandeln, 
wie es ihrem Pliicht- und Anstandsgefühle entspreche. sas"e 
aber im vorhinein, dass ihr Vorgehen nicht Geheimuiss 
bleiben werde etc." In einer weiteren Eingabe vom 13. März 
1896 erklärte er, „die Vorenthaltuug eines Betrages für ver- 
sicherte Lieferzeit erscheine ihm als keine allzu anständige 
.HftQäluog, und wenn das Vorgehen der Betriebsdirection 
ihren Gefahlen für Ehre und Anstand entspreche, so sei es 
ihm klar, warum sie eine Entscheidung in diesem Sinne 
getroffen habe". Auf Ersuchen der Betriebsdirection leitete 
das B. G. Krems das Strafverfahren ein. Der Vertreter der 
BetriehRdirectiou erklärte, dass eine Amtsehrenbeleidignng 
vorliege, nachdem die Betriebsdirection der Ötaatsbahnen eine 
Behörde sei; er stelle deshalb den Antrag, dass die Staats- 
anwaltschaft die Anklage erhebe. 

Die Staatsanwaltschaft stellte in der Hanptrerhandlung 
unter Zugrundelegung des Briefes vom 13. März 1896 den 
Antrag auf Anwendung des Gesetzes, allein das B. G. sprach 
den Angeklagten gemäss § 259, Z. 3 St. P.O., von der Anklage 
frei, indem es zwar anerkannte^ dass der Inhalt des Schreibens 
vom 13. März 1896 den Thatbestand des § 491 St. G. in- 
volvire, da durch denselben die Betriebsdirection ohne An- 
führung bestimmter Thatsachen verächtlicher Handlnngen ge- 
ziehen worden sei, und dass auch der Wahrheitsbeweis uiit Kück- 
sieht auf den zuvor geschilderten Sachverhalt und die Be- 
stimmungen des Eisenbahnbetriebsreglements nicht für er- 
bracht anzusehen sei, andererseits aber annahm, die Elsen- 
bahnbetriebsdirection erfülle nicht den gesetzliehen Begriff 
einer Behörde, weil der Eisenbahnbetrieb nur ein wirthsehaft- 
liehes Geschäftsunternehmen sei, und es bilde die gegen 
dieselbe gerichtete Schmähung kein nach Art, Y des Gesetzes 
vom 17. December 1862, R. G. BL Nr. 8 ex 1863, von 
amts wegen zu verfolgendes Delict. 
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Die gegen deo Freisprach Tom dffeDÜichen Ankläger- 
angemeldete Berufung wurde vom Er.- als Berufungs- 
gerichte Krems zurückgewiesen und das erstrichterliche 
ürtheil ans dessen Gründen bestätigt. 

Ueber die vod der Generalprocuratur zur Wahrung des 
Gesetzes erhobene Nichtigkeitsbeschwerde erkannte der 0. G.* 
als Oassationsbof, dass die beideu untergerichtlicheu Ent- 
scheiduogen rechtsirrthQnilich sefen, und dass durch dieselben 
das Gesetz in den BestimmuDgen des § 492 St. 6. und des 
Art. y des Gesetzes vom 17. December 1862, B. G. Bl. 
Nr. 8 ex 186S> verletzt worde. 

■ 

Gründe: 

Dass eine bei einer öffentlichen Behörde überreichte Ein- 
gabe unter den Begriff einer „verbreiteten Schrift" im Sinne 
des § 49i St. G. fällt, wurde bereits in der Eutscheidung 
des Cassation shofes voni 21. November 1877, Z. 8831 
(Sammlung Nr. 163), anerkannt, und bedarf keiner weiteren 
Erörterung. Aber auch die Behördenqualität der k. k. Eisen- 
bahnbetriebsdireetion ist nicht bezweifeln. Dem Begriffe 
einer Behörde entspricht jedes Organ der Staatsgewalt, welches 
dazu berafeo ist, unter ölYentlicher Autorität ftlir die Beali- 
sirung der Zwecke des Staates, beziehungsweise derjenigen 
Zwecke, deren Förderung zu deu Aufgaben des Staates gehört,' 
thätig zu sein. Zu den Aufgaben des Staates gehört aber 
neben den einen unmittelbareu Ausfluss der Staatbiiolieit bil- 
denden BethätiguDgeu der gesetzgebenden, regierenden (voll- 
ziehenden) und richterlichen Gewalt auch die Verwaltung 
und Pflege der materiellen Kr^e und Zustande im Staate, 
die Staatswirthschaft im weitesten Sinne des Wortes, welche 
insbesondere auch die Sorge fdr den öffentlichen Verkehr 
und die öffentlichen Anstalten, insoweit sie die gemeine^ 
materielle Wohlfahrt der Nation fördern, so wie für die 
Grundbedingungen des nationalen Wohlstandes überhaupt 
im Ganzen und in ihren Theilen in sich bpjj^reift. Emen Zweig 
der staatlichen Yolkswirthschall-pUt bildet die Sorge für 
die öffentlichen Verkehrswege (Land- und Wasserstrassen, 
Eiseiibahüeü, Telegiaphen etc.). Die Aufsicht über die öffent- 
lichen Yerkehrsanstalten obliegt dem Staate auch dann, wenn 
mit Bezng auf dieselben die Begalitftt nicht statuirt ist. Der 
Staat kann wohl an Privatgesellschaften die Herstellung von 
Eisenbahnen überlassen^ aber er darf nie auf das Becht ver- 



Digitized by Google 



— 190 - 



»cbteO) diese wichtigsten Mittel des öffeDtlichen Verkehres, 
welche ihrer Natur nach, ebenso wie z. B. die Post, einen 
wesentlichen Bestaridtheil der öffentlichen Wirthschaft bil- 
den, an sich zu ziehen, und selber für die einschlägigen In- 
teressen de? Pülilirums zu sorgen. Diese Aufgabe erfüllt er 
durch den l^igeubeirieb am vollkommensten. Abgeseheu davon 
ist auch za erwägen, dws die vom Statte flberaommeDeii 
und in dessen Eigenbetriebe befiodlichen EiseDbabnea in* 
sofern einen Tbeil seines „werbenden Terndgens** bilden, 
als sie flEir den Staat Einkünfte abwerfen^ und dass deren 
Verwaltung somit auch die FinaiizwirtbsebaA des Staates 
wesentlich beeinflusst. Es sind daher eminent öffentlich- 
rechtliche Interessen, die durch den geregelten Eisenbahn- 
betrieb des Staates gewahrt werden, mag derselbe auch zu- 
nächst nur als ein wirthschaftliches Gesehäftsniiternehmen 
des Staates in Erscheinung treten. Daraus lulgt aber, dass 
die mit dem Organisationsstatut der Staatseisenbabn?erwaltung 
Tom 23. Juni 1884, B. G. Bl. Nr. 103, dem Bereiche der 
Eisenbahnbetriebsdireetionen zugewiesenen und ron denselben 
gemäss des mit der Kundmachung vom 19. Januar 1896, 
B. G. Bl. Nr. 16, eingeführten Organisationsstatntes fnr die 
staatliche Eisenbahnverwaltung in allen wesentlichen Punkten 
an die Staatsbahndirectionen übertragenen Geschäfte (§ 17 des 
Statutes) als Geschäfte der Regierung in Betracht kommen, 
da dieselben eine der Aufgaben des Staates erfüllen zu 
helfen bestimmt sind. Dies bringt das Organ isationsstatut rom 
19. Januar 1896 auch damit zum Ausdrucke, da^s es im 
§ 14 die Mitglieder der dem Eisen bahnministerium unter- 
geordneten Staatsbabndireetionen unter die Staatsbeamten 
einreiht (s. auch Verordnung des Eisenbahnministeriums ?om 
30. Juli 1896, B. G. Bl. Nr. 139). Es kann darum keinem 
Zweifel unterliegen, dass die gemäss Organisationsstatutes 
vom 23. Juni 1884, R. G. Bl. Nr. 103, bestandenen Eisen- 
bahnbetriebsdireetionen, insofern sie Geschäfte eines vom 
Staate an sich gezogenen Eisenbahnbetriebes verrichteten, 
als öffentliche Behörden im Sinne des § 492 St. G. an- 
zusehen seien, und dass Beleidigungen derselben gemäss 
Art. V des Gesetsses vom 17. December 1862, EL G. Bl. 
Nr. 8 ez 1863, der Verfolgung von amtswegen unterliegen. 
Es ist daher die angefochtene Freispreehnng der beiden unteren 
Instanzen reehtsirrtbOmlich, weshalb der von der General- 
proeuratnr zur Wahrung des Gesetzes erhobenen Nichtigkeits- 
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besehwerdd in Oernftssheit des § 292 8. P« 0. Folge gegeben 
warde. 

Nr. 50. 

Zuttändigkeif des V. Q. H. zur Entscheidung der Frage, ob ein Gewerbe 
•ich als ein der ConoMsion bedürfendes odar als freies Gewerbe dar- 
ilallt. — Dar Bairlab altiaa Bsanbalwifhielifan-Ravlslona* und Racla- 
mattonsbureaut durch eine Privatperson, kann nur auf Qrund einer 
— > naoh fraiam Ermassan der Behörde — zu arthailandan Coneassion 

unternommen werden. 

(Entscheidimg des V. G. H. vom 12. November 1896, Z. 5976.) 

Das Ministerium des Innero hat dem A. H. mit 
Erlass vom 22. April 1895, Z. 6813, die angesuchte Be-> 
williguDg zur Eröffnung eines Eisenbahnfrachten-Bevisions* 
nnd Reclamationsbiir^^ans in St. verweigert. 

A. H. erhob gegen den ab weislichen Bescheid die Be- 
schwerde beim V. G. H. und bestritt in derselben die Gesetz- 
mässigkeit der angefochtenen Entscheidung, weil die vom 
Beschwerdeführer beabsichtigte Unternehmung ein Haudels- 
geschäft sei, zu dessen Antritt in Gemässheit des § 11 Ge- 
werbegesetznovelle Tom 15. Mftrz 1883, B. G. El. Nr. 39, 
die blosse Anmeldaog bei der Behörde hinreiche und weil 
ferner, selbst wenn Sese Untemehmnng von der Erlangung 
einer behördlichen Ooncesston abhängig wftre» solche im Ter* 
liegenden Falle nicht zu verweigern war. 

Der Y. G. H. wies die Beschwerde als unbegründet ab, 

Grfinde: 

Wenn der Regierungsvertreter bei der öffentlichen, münd- 
lichen Verliaudluug zunächst die Incompetenz des Gerichts- 
hofes zur Entscheidung für den ganzen Umfang der Streit- 
sache eingewendet haC weil dieselbe lediglich nach admini- 
BtratiTom Ermessen zu entscheiden war, so konnte der Gerichts- 
hof dieser Einwendung darum nicht im rollen Umfange statt- 
geben, weil das Beschwerdebegehren in erster Linie dahin- 
geht, dass der Beschwerdeführer zur Errichtung des in Frage 
kommenden Bureaus, da es sich bei demselben nicüt um den 
Betrieb eines coueessionirten Gewerbes, sondern um die Aus- 
übung einer freien Beschäftigung handle, einer Ooncession 
überhaupt eicht bedurft habe, weil somit den Gegenstand des 
Streites vor allem die Frage bildet, ob der Wirkungskreis 
des Bureaus eine der Ooncession bedflrftige oder eine freie 
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BdschftftiguDg darstelle, die Beantwortuog dieser Frage aber 
der Oognitioo des Gerichtshofes keineswegs enteogen ist. 

In der Sache selbst ist der V. G. H. davou ausgegangen, 
dass hier allerdings der Fall des Art. V, lit. / Kundmachungs- 
patent zur Gewerbeordnnno: vorliegt, welche gesetzliche Be- 
stimmung neben anderen Geschäften auch alle ünternehmungen 
von Privatgescbäftsvermittluugen in anderen als Handels- 
geschäften von der Gekuiig der Gewerbeordnung ausnimmt. 
0as8 ' hier tlberhaupt eine OesehäfteTermittlang in Betraeht 
iommt, folgt schon daraus, dass unter Geseh&ftsrermittlang 
im weitesten Sinne jede Thätigkeit verstanden werden muss, 
durch welche geschäftliebe Beziehungen zwischen dritten Per- 
sonen angeknüpft oder geordnet werden sollen. Nach dieser 
allgemeinen Charakterisirung treffen aber die Merkmale einer 
Geschäftsverraittluug bei der vom Beschwerdeführer in Aus- 
sicht genommenen Thätigkeit zu, sowohl hinsichtlich der 
beabsichtigten Ertheiinng von Auskfinften zum Zwecke der 
Eingehung von Geschäften mit der Bahnverwältuug als auch 
hinsichtlich der Be?i8ioD . von Fraehtreehnuogen und der 
Beelamationen allfiLlliger UebergebQhren. Es handelt sich 
also nach der Bechtsansehauang des Y. G* H. im vor* 
liegenden Falle allerdings um eine Thätigkeit, welche als 
Geschäftsvermittlung charakterisirt werden kuin, und es liefet 
auch das weitere Moment vor, dass diese Yermittlang m 
anderen als in Handelsgeschäften Platz greift. 

Es ist richtig, dass zu den Gfischäften, deren Vermittlung 
der Beschwerdeführer in Aussiciit nimmt, zunächst die Trans- 
portgeschäfte gehören, welche durch die Eisenbahn besorgt 
werden, und ebenso wenig unterliegt es einem Zweifel, dass, 
da nach den Bestimmungen des Handelsgesetzbaches die 
Frachtgeschäfte der Eisenbahn zum mindesten anf Seite der 
Bahn Handelsgeschäfte sind (Art 272, Z. 3 und 5 H. G. 6.), 
die lotenrention beim Abschlüsse solcher Geschäfte sich auch 
im Sinne des citirten Art. Y, lit. f des Kundmachungspatentes 
zur Gewerbeordnung als eine Gösch äftsvermittlung in Handels- 
geschäften qualiticirt. Allpin, nach dem eigenen Zugeständnisse 
des Beschwerdeführers boli sicli seine Thätigkeit nicht nur v 
auf die Vermittlung von Frachtgeschäften im Wege der 
Auäkuuftertheilung beäcliränken, sondern der Beschwerde- 
Idbrer beabsichtig noch flberdies die Enthaltung einer weiteren 
Thätigkeit, darin bestehend, dass er die Fraehtrechnungen 
der Bahn revidiren und in Fällen ron Mehrforderangen die 
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Uebergebüiireu von der Bahn reclaiuueü will. In der Tiiätig* 
keit dieser letzteren Art konnte aber der V. G. H. nicht 
mehr die Vermittluijg von Hüudelsgesciialien, speciell von 
Eisenbahnfraohtgesehuten erblieken, da im eigentlicheii Sinne, 
welcher bei Handelsgesohäften festzubalten ist, als eine Ge- 
schfiftsyermittlung nur jene Mitwirkung aogesehea werden 
kaQD; welche darauf abzielt, den AbseiiluSB des Geschäftes 
vorzubereiten oder herbeizufOhren, während, wenn in Bezug 
auf ein bereits abgeschlossenes Geschäft eine Thätigkeit, etwa 
— wie im vorliegenden P'alle — in der Richtung entwickelt 
wird, dass nur noch die Frage zur Austragung zu bringen 
ist, ob und inwieweit bei einzelnen Geschäfleu von der eineo 
Partei (der Eisenbahn) zum Nachtheile der anderen die ver- 
einbarten Frachtsätze unrichtig angewendet worden seien, in 
dieser Beschäftigung allerdings eine besondere, aus Anlass 
von Handelsgeschäften zwischen den betheiligten Parteien 
vermittelnde Thätigkeit, jedoch keine Geschäftsvermittlung in 
Handelsgeschäften gelegen ist. Huss aber angenommen 
werden, dass die Thätigkeit des projectirten Bureaus auf 
Privatgeschäftsvermittlung auch in anderen als in Handels- 
geschäften gerichtet sein sollte, so steht auch ausser Zweifel, 
dass diese Thätigkeit unter die VorschriUeü des Hofkauzlei- 
decretes vom 5. Februar 1847, P. G. S. Nr. 14, fällt, 
wonach eine derartige Beschäftigung nicht von jedermann 
frei, sondern nur aiu Grund einer behördliehen Goncession 
unternommen werden kann. 

Wenn schliesslich der BeschwerdefQhrer geltend macht» 
dass die Ertheilang dieser Goncession, da die Bedingungen 
hiefür gegeben seien, ihm nicht verweigert werden konnte, 
so hatte der Y. G. H. auf diese Ausführungen nicht weiter 
einzugehen, da die Yoraussetzuugeü für eine solche Concessions- 
ertheiiuDg wie die angesuebte nicht gesetzlich genau um- 
schrieben und präcisirt, sondern von den Behörden nach 
freiem Ermebsen zu beurtheilen sind, in dieser iiiclitung also 
die Beschwerde allerdings einen Gegenstand befariffi, zu dessen 
Ueberprttfung der V. 6. H. nicht berufen erseheint. 

Nr, 61. 

Zur Frage nach dem Unternehmer des Betriebes von Erdarbeiten und 
der SemittergewiRnung fUr eine EltmbalingMellteheft in Abeiolit auf 
die Feststellung der Versicherungszuständigkeit der in diesen Betrieben 
beschäfllgten Personen zur territorialen oder zur tierufegenoseensobaft» 

KtMnbKhnrMbtl» EntachsldaDgou. 1^. j^3 
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lioben Unfaiiveriicherungsanstait. — Beurtheilung dieser Frage nur 
natth dam zur Zoll aat VoniehaningMiitragta fintgettallteii Tlwl> 

batttnd«. 

(Bütselieidnng det V. G. H. vom IS. November 1896. Z. 6025.) 

Das Mioisteriiim des Inneni hat mit dsr EutscheiduBg 
vom 23. August 1895, Z. 34160, ausgesprochen, dass die 

territoriale Arbeiter-Unfailversieherungsanstalt in P. im Hin- 
blicke auf die Besümmung des § 57 des Unfallversicherungs- 

gesetzes zur Versicherung der in dem von Anton ß. in D. 
angemeldeten Betriebe „Erdarbeiten und Sciiottergewinnuug" 
für die A. Eisenbahn beschäftigten Arbeiter nicht verpflichtet 
ist, weil nach den Bestimnoungen des § 11 des Unfall Ver- 
sicherungsgesetzes die A. Eisen bahngesellschaft als Unter- 
nehmerin dieses Betriebes anzusehen sei. Für diese Beehts- 
ansfihauuDg war hinsichtlich des Betriebes der Schotter- 
gewinnung die Thatbestandsannahme massgebend, dass dieser 
in einer der Gesellschaft gehörigen Schottergnibe erfolge und 
das gewonnene Material ausschliesslich von der Gesellschaft 
verwendet werde, wonach zweifellos der bezeichnete Betrieb 
fiir Rnehnung der Gesellschaft erfolge. — Was die Erdarbeiten 
anbelangt, so stützt sich die Entscheidung darauf, dass diese 
Ärbeiien als Bauarbeiten im weitesten Sinne autzufassen seien, 
und nach den gepflogenen Erhebungen Anton B. kein auf die Aus- 
führung von Bauarbeiten sich erstreckendes Gewerbe betreibe, 
sondern nur die ihm von den Ingenieuren der Gesellschaft 
angewiesenen Arbeiten ausführe, nicht aber die selbst&ndige 
Au^hrung eines Baues übernommen habe, wonach also auch 
nur die Gesellschaft in ihrer üigenschaft als Bauherr, als 
Unternehmerin des Betriebes angesehen werden könne. 

Die dagegen beim V". G. H. erhobene Beschwerde begehrt 
die Aufhebung der Entscheidung nach § 6 des Gesetzes vom 
22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, indem sie eine 
Mangelhaftigkeit des Verfahrens behauptet, weil nicht ord- 
üUügsmäbbig eiiiobeu worden bei, dass Anton Ii. Erdarbeiteü 
nicht nur für die A. £isenbabngesellschaft| sondern auch, 
und swar insbesondere Wedlerstellungen für andere Auftrags- 
geber unternommen habe. Der Y. 0. H. hat die Beschwerde 
als uobegrttndot abgewiesen. 

Gründe: 

Ueber die in der Beschw^erde erhobene Einwendung 
konnte der V. G. ü. deshalb hinweggehen, weU, wie sich aus 
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dem Nachfolgenden ergeben wird, der behaiipt^^te Thatumstand 
für die Entscheidung der Präge, ob Anton K. zur Zeit der An- 
meldung des in Kede stehenden Betriebes zur Unfallver- 
sicherung als selbständiger Unternehmer anzusehen war, nicht 
maassgebend ist, daher auch alliUllige Mängel in den 
Erhebungen aber den erwähnten Thatumstand keineswegs 
eine wesentliche Mangelbafrigkeit des Yerfahrens begründen 
würden. 

Die Entscheidung der Arbeiter-Unfallversicherungsanstalt 
ebenso wie auch die Entscheidungen der Administrativbehörden 
konnten nämlich nur auf Grund jenes Thatbestandes erfliessen, 
weicher zur Zeit des Versicherungsantrages des Anton B. vorlag. 
— Diesen Thatbestand hatte auch der V. G. H. semer Em- 
Scheidung zugrunde zu legen und er konnte auf Verhältnisse 
und Thatumstände, welche dem der angeiuciiteuen EutbclieiduDg 
sngruQde gelegenen Thatbestande nachgefolgt sind, keine 
Bfleksieht nehmen (§ 6 des Gesetzes ?om 23, Oetober 1875, 
R G. BI. Nr. 36 ex 1876). Nun bat Anton B. in der Anmeldung 
?om 1. Februar 1892 die Ausführung von Erdarbeiten und die 
Schottergewinnung bei der A. fiSisetibahn als den versicherungs- 
pflichtigen Betrieb angegeben und sich selbst als Partieführer 
bezeichnet. Dies allein würde schon genügen, um die An- 
nahme zu rechtfertigen, dass zur Zeit der Anmeldung B. 
diese Arbeiten nicht als selbständiger Untern ehmer, sondern 
ftr die A. Eisenbahngesellschaft ausführte, und es würde 
dem auch der (selbst erwiesene) Umstand nicht entgegen- 
stehen, dass B., wie er behauptet, die Arbeiter selbst auf* 
nahm, entlohnte und entliess, weil solches auch in Vollmacht 
geschehen kann. Aber ß. hat Oberdies bei seiner Einvernahme 
am 2. April 1895 beim ßürgermeisteramte in D. selbst an- 
gegeben, 'dass er früher wohl in Diensten der A. Eisen- 
bahn als Regiepartieführer gestanden und pro Tag entlohnt 
worden sei, dass aber dieses Verhältiiiss seit August 
1894 nicht mehr bestehe, und er seither die Arbeiten als 
selbständiger Unternehmer für die Eisenbahn übernehme. — 
Allerdings beliaupiet die Beschwerde, dass B. bei der A.Eisen- 
bahn nur bis 16. M&rz 1891 als Fartief&brer angestellt ge- 
wesen sei und hat die Eisenbahngesellsehaft die gleiche An- 
gäbe auch schon in ihrer Aeasserung vom 25. April 1895 
gemacht. Dem kann aber angesichts der gegentheiligen be- 
stimmten Erklärung des Anton B. kein Gewicht beigelegt werden, 
zumal der obigen Angabe der A. Eisenbahn der Umstand 

13* 
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entgegeo steht, dass B. am 1. Februar 1892 den Betrieb der 
Erdarbeiten und SJchottercrewinnUDg als PartiefOhrer zur Unr 
fallversu'hHrunt;- üntj;erneld»^t hat. — Wenn sich weiters die 
Beschwerde auf den dem Anton B. ausgefeitigteu Gewerbe- 
schein für die Ausfährung von Erdarbeiten beruft, so ist zu be- 
meikeo, dass derselbe erst über die am 23. April 1895 
erfolgte AnmelduDg des Gewerbebetriebes am 5. Jan! 1895 
ausgestellt worden ist, also Ober die Tbatsaebe, dass B. snr 
Zeit seines Versiehemogsantrages bereits selbstftodiger Unter- 
nehmer gewesen sei, keinen Beweis liefert, für die vorliegende 
Entscheidung aber auch darum nicht berücksichtigt werden 
konnte, weil er den Administrativbehörden bei ihrer Ent- 
scheidung noch nicht vorlag. 

Was von den Erdarbeiten gesagt wurde, gilt auch von 
der Sciiottergewinnung, welche B. in einem der A. Eisenbahn 
gehörigen Steinbruche in Verbindung mit den erwähnten Erd- 
arbeiten und für deren Zwecke betreibt, und auch in Ver- 
bindung mit diesen Arbeiten znr Unfallrersiebernng . und als 
Gewerbe angemeldet bat. Denn wenn aneh der Umstand^ 
dass B. den für die Erdarbeiten erforderlichen Schotter in 
einer der A. Eisenbahn gehörigen Schottergrube gewinnt, 
für die Entscheidung der Frage, ob er selbständiger Unter- 
nehmer ist, unentscheidend wäre, so darf nicht übersehen 
werden, dass er zur Zeit des Versicherungsantrair^^s eben 
noch in Diensten der Bahn stand und den Schotter für die 
Bahn verwendete, und dass die Behauptung der Beschwerde, 
B. habe Schotter auch zu anderen, von ihm übernommenen 
Wegherstelinngen verwendet, durch die gepflogenen Er* 
bebungen nicbt bestätigt wurde. — Es kann also nach dem 
Gesagten der der angefochtenen Beschwerde zugrunde ge- 
legte Thatbestand wenigstens f&r den Zeitpunkt des Ver* 
sicherODgsantrages — und nur dieser ist für die Entscheidung 
maassgebend — keineswegs als actenwidrig angenommen be- 
zeichnet werden. 

Mag man nun die unbestritten versicherungspflichtige 
Schottergewinnnnff mit der angefochtenen Entscheidung als 
einen von den uübesLntteü unter die nach § 1, Abs. 2 des 
Un&llrersieberungsgesetzes Tersieberungspflichtigen Bau- 
arbeiten zu zählenden Erdarbeiten getrennten Betrieb oder, 
wie die Beschwerde annimmt, als einen mit denselben zu- 
sammengehörigen Theilbetrieb ansehen, so erscheint im 
ersteren Falle im Sinne der Bestimmungen des § 11, Abs. 1 
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und 2, im letzteren Falle im Sinne der riestimmungen des 
§ 11, Abs. 2 des UnfallversicheruDgsgesetzes die A. Eisen- 
bahngesellschaft als BetriebsuDternehmeriD, nnd fällt demnacli 
die Unfallversicherung der in diesen Betrieben beschäftigten 
Arbeiter nicht der territorialen Arbeiter-Ünfallversicherungs- 
anstalt, sondern der gemäss § 58 des Uuluilversicheruugs- 
gesetzes enriehtaten berufageno^seosehaftliehea Unfallver* 
8ieh6niDg8iiii8talt der österreiohisehen Eiseobahneii zu. 

Nr. 52. 

Die Partei, wtJeh« wegen Veriust des Qutef Ersatzansprüche stellt, 
mitte dat Vorhandensein eines Schadens erweisen. Falls dieser Beweis 
mangels jedes anderen Beweismittels durch den der Bahnanstalt auf- 
getragenen referiblen Haupteid geführt werden soll, muss die Partei, 
eei es die Perton engeben, weielie denselben nomine der Balmanttelt 
zu leisten hat, sei es nähere Umstände anTuhren, eut welchen die 
Gegenseite nähere Kenntniss von der xu beschwerenden Thatteclie 

erhält. 

(Entscheidung des 0. G. H. vom la November 1896, Z. 12204/2Ö0; 
Bestätigung der Eoteoheidmig de« 0. L. 6. Lemberg vom 28. Juni 1896, 
Z. 13679, Abfinderung des Erkenntnisses des L. als H. Q, Czemowitz 

vom J8. April 1896, Z. 111185.) 

Die Prau M. E. hatte am 3. Juni 1893 in der Station 
Cz. drei Colli mit gehranchteo Kleidern, Wäsche und Bett- 
zeug nach Rotterdam aul^n ^eben und dieselben am 14. October 
189o von dort wieder nach Cz. zurückgesendet. Laut des 
für die Rückbeförderung: ausgestellten Frachtbriefes bestand 
die Sendung aus zwei Baileo mit der Signatur B. Nr. 1 und 
2t im Gesammtgewiehte von 86 Kilogramm, uod einem mit 
der Signatur B. M. 3 versehenen Korbe im Gewichte ?od 
76 Kilogramm, welche drei Colli laut Angabe im Fracht- 
briefe angeblieh Bettzeug und Kleider enthielten. Eine Werth- 
declaration war im Frachtbriefe nicht angegeben. 

Die in Frage siehende Sendung gelangte am 3. No- 
vember 1893 in Cz. zwar richtig an, jedoch wurde an den 
Ballen mit der Signatur B. Nr, 1 und 2 ein Gewichtsabgang von 
5 Kilogramm constatirt und derselbe im Frachtbriefe auch 
bahnämtlieh bestätigt. Frau Ii. liess infolge dessen den Ballen 
B. Nr. 2 (Offnen, und fand in demaelben atatt der darin ver- 
packten Effecten im angeblichen Werthe von 221 fl. Federn 
im Werthe von kaum 10 3. vor. Frau R. verweigerte daher 
die Annahme des mit B. Nr. 2 bezeichneten Ballens und 
belangte die Eisenbabnverwaltung, welcher die Station Oz. unter* 
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steht, auf Ersatz des wie zuvor angegeben mit 221 fl. be- 
ziödrtea Schadens. 

Das L. als H. G. Gz. bat in dieser summarisch ver- 
handelten Handelsrechtssaehe die belangte Eisenbahnver- 
waltung verurtheilt, der Klägerin von der eingeklagten 
Summe per 221 fl. den Tbeilbetrag per 2 fl. 50 kr. -sammt 
6 Proeent ZlBsen Tom Klagstage binnen 3 Tagen zn be- 
zahlen,* die Klägerin aber mit dem weiteren Begehren aof 
YerhaUnng der Belangten znr Zahlonff des restlieben Be- 
trages von 218 fl. 50 lEr. aammt 6 Procent Zinsen vom 
Klagstage abgewiesen. 

Die beiderseitigen Kosten dieses Streites wurden gegen- 
einander fftr aufgehoben erklärt. 

Gründe: 

Die KlagebebauptuDgen wollte die Klägerin mit dem der 
Gegenseite aufgetragenen referiblen Hanpteide, und den Um- 
stand, dass sie in den mit dem Signum B. Nr. 1 und 2 ver- 
sehenen, am 2. Juni 1893 in der Station Cz. zur Aufgabe 
gelanortpn zwei Ballen Kleider und Bettzeug verpackt habe, 
mir der Zeugenschaft der Dw. G. beweisen. Die Gegenseite 
giebt wohl den Abschluss des Frachtgeschäftes nach Inhalt 
des der Klage angeschlossenen Frachtbriefes de dato üotter- 
dam 14. October 1893, sowie die bahnämtliehe Gonstatirung 
des Gewicbtemaneos von 5 Kilogramm an der am 9. No- 
vember 1893 in Oz. zur Abj^abe an die Klägerin angelangten, 
aus den obbezeiehneten drei Collis bestandenen Sendung zu, 
bestreitet aber, dass der mit Signum B. Nr. 2 vereeben ge- 
wesene Ballen, dessen Annahme die Klägerin verweigerte, 
und der, wie beiderseits zngeg'pben wurde, beim Anlangen in 
Cz. die unverletzte Zoliplombe aus liotterdam an sich ge- 
tragen hatte, das Gewichtsmanco gezeigt habe, indem vielmehr 
die beiden Ballen, also auch der von der Klägerin aostandsloa 
angenommene Ballen imt dem ^Signum B. Nr. 1, zusammen bei 
der Aufgabe in fiotterdam laut oben bezogenen Frachtbriefes 
82 Kilogramm und bei der sodann in Gz. erfolgten Abgabe bloss 
77 Kilogramm gewogen haben. Schliesslich widerspricht die 
belangte Eisenbahnverwaltung der klägerischen Behauptung, 
dass sich in dem mit unverletzter Zollplombe angelangten 
Ballen R. Nr. 2 ursprünglich ein anderer als der constatirte 
Inhalt von Federu befunden habe, und dass insbesondere die 
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K!äs:erin in demselben die laut dem der Klage beigeRchlossenen 
Verzeicbnisse abgängigeu Effecteo verpackt habe, indem sieb 
gegen die Zulässigkeit des der belangteo BaboverwaltuDg 
aufgetragenen Haupteides verwehrt wird. 

Wenn auch au dem Bestehen der Haftpflicht der Be- 
klagten bei dem babnämtiicb constatirten Gewiehtämaaco an 
den SD die Klägerin zur Abgabe angelangten Frachtgütern, 
die aber niebt za den im § 67 des Eisenbahnbetriebsreglements 
Tom 10. Juni 1874, R G. BL Nr« 75, angeführten Gütern 
gezählt werden können, im Sinne der Art. 395, 400, 401 
und 423 a, H. G. B. und im Sinne des § 62 des citirten 
Betriebsreglements nicht gezweifelt werden kann, so vermag 
sich die Klägerin im vorliegenden Falle auf diese Haftpflicht 
der Belangten doch nicht mit Erfolg zu berufen, weil durch 
das in Rotterdam erfolgte gemeinsame Abwägen beider Ballen 
im Gesammtgewichte von 82 Kilogramm sieb nicht feststellen 
ifisst, ob an dem Ballen, dessen Annahme die Klägerin 7er* 
weigerte, oder an dem von derselben anstandslos angenommenen 
Ballen sich irgend welcher Yerlnst ereignet hat, und durch 
die Annahme des Gutes seitens der Klägerin, welche dies- 
falls innerhalb der im Art. 386 a H. G. B. normirten Frist 
nichts unternahm, im Sinne (ies Art. 408 a. H, G. B, jeder 
Anspruch ge^^en die Gelangte erlosehen ist. 

Aber auch aus einem weiteren Grunde musstb die Klä- 
gerin bei diesem Sachverbalte mit ihrem auf vollen Ersatz 
der von liir angesprochenen Summe per 221 Ü. genciiteLen 
Beehren abffewiesea werden. 

Sache der Klägerin war es nämlich, beim diesbezQg- 
liehen Widerspräche der Gegenseite anf geeignete Weise 
darzuthun, dass ihr wirklich ein Schade im Sinne der 
§§ 1293, 1294 und 1295 a* b. G. B. durch das Fracht- 
geschäft mit der Belangten erwachsen ist, d. i. dass Klägerin 
thatsachlich in dem von Rotterdam naeh Gz. beförderten 
Baiien mit dem Signum R. Nr. 2, dessen Annahme sie eben 
verweigerte, die von ihr als abgängig bezeichneten Effecten 
eingepackt habe und sich dieselben thatsachlich in diesem 
beanständeten Ballen befanden haben. Da nun der Ober diese 
streitentsebeidende Klagsthatsache dnroh den Haupteid ge- 
fiibrte Beweis gemäss § 280 gal. G. 0. sich als unzulässig 
erweist, weil die physische Person, die namens der Be- 
langten diesen Eid leisten soll, von der Deferentin ^ar 
nicht bezeichnet worden ist und die letztere auch gar kerne 
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Umstände angeführt hat, nach welchen die Gegenseite vou 
der zu beschwörenden Thatsachb irgend weiche Keuntoiss 
erlangen könnte, so blieb diese Klagslhatsache nulißwiesen. 

Auf den durcii die Zeugin JJw. G. angebotenen Be- 
weis kann kein Bedaeht genommeii wardeo, weil dareh diese 
Zeugin nor dugethan werdeo will, daes Eiftgerio in den 
beiden Ballen vor deren Absendaog von Cz. nach Bofctei dam 
Kleider und Bettzeug verpackfc habe, während es zar Be- 
gründung des Klagebegehrens nur darauf aukomoit, dass sich 
die vou der Klägerin als abgängig bezeichneten Fahrnisse, 
für deren Verlust der Schadenersatz von 221 fi. angesprochen 
wird, in dem von ihr beanstandeten Ballen K. Nr. 2 im 
Zeitpunkte der Aufgabe in ßotterdam thatsächlich befunden 
haben, weil ja im vorliegenden Falle die beiangle Bahu- 
rerwaitUDg nicht aus ihrer Haftpflicht fQr den Transport der 
in Frage stehenden drei Golli von Oz. naeh Botterdam, 
« sondern ans der Haftpflicht für den Transport von Botterdam 
nach Gz. als der Bestimmuogs- und Abgabsstation in An- 
spruch genommen wird. 

In der Erwägung jedoch, dass in dem der Klage zu- 
grunde liegenden Frachtbriefe de dato ßotterdam 14. October 
1893 der Werth der zum Eisenbahntransporte nach Cz. auf- 
gegebenen drei Colli nicht declarirt erscheint, in der ferneren 
Erwägung, dass eine böswillige Handlungsweise der Eisen- 
bahnverwaltung oder ihrer Leute seitens der Klägerin, welche 
selbst den Verlust in einer Verwechslung oder in einer Ent- 
wendung sucht, direct gar nicht behauptet wird; in weiterer 
Erwägung, dass die in den fragliehen drei Collis zur Auf- 
gabe gelangten Effecten der Klägerin nicht zu denjenigen 
Gegenständen gehören, für welche bei Gewichtsraanco eine 
besondere Beschränkung der Haftplücht der Eisenbahnen im 
§ 67 des Eisenbahnbetriebsreglement vom 10. Juni 1874, 
B. G. Bl. Nr. 75, statuirt ist und in schliessiicher Erwägung, 
dass beiderseits zugestandenermaassen bei der fraglichen 
Sendung aus Kotterdam bahnämllich ein Gewichtsmanco von 
5 Kilogramm constatirt worden ist, unterliegt es keinem 
Zweifel, dass ans diesem Grunde der Klägerin ein Ent^ 
sehädigungsansprnoh fQr den constatirten Gewichtsabgaug von 
5 Kilogramm an ihren von Botterdam nach Gz. beförderten 
drei Frachtstücken, und zwar nach dem gemeinen Werthe 
von 30 Ü. Silber pro 50 Kilogramm Brutto, mithin vor- 
liegendeufalls ein Betrag von 2 fl. 50 kr. für das bahn- 
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amtlich eonstatirte Gewichtsmaneo von 5 Kilogramm im 
Sinne des § 68 des citirten Betriebsreglements gegen die be- 
langte Bahüverwaltung zusteht. Diesem uacii wird die be- 
langte Eisenbahnverwaltung zur Zahlung des Theilbetrages 
voo 3- ^ 50 kr. sammt 6 Proeest ZiDsen Yom. Elagstage 
an die Elägerin Terhalten, dagegen dieselbe mit dem rest- 
tiehen Theile ihres Elagebegehrens abgewiesen. 

Mit Rücksicht auf die theilweise Sachf^lligkeit beider 
Strnittheile werden die beiderseitigen Streitkosten gemäss 
§ 25 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, R Ö. Bl Nr. 69, 
gegeneinander für aiifeelioben prklnrt. 

lieber AppellaUai] beider Theile hat das 0. L. G. Lem- 
berg die erstsrerichtlif^he Entscheidung dahin abzuändern be- 
funden, dabö dej Eisatzaubpruch , der Klitgerin gänzlich ab- 
gewiesen werde und dieselbe verurtheilt, der Geklagten die mit 
167 fi. 70 kr. bemessenen Processkosten, sowie die. Kosten 
der Appellation im Betrage von 11 fl. 36 kr. an ' die Ge- 
klagte zu ersetzen und die eigenen Äppellationskosten selbst 
zu tragen. 

Gründe: 

Das Landesgericht in Ozernowitz hat mit Grund das Klage- 
begehren auf den Theilbetrag per 2 Ii. 50 kr. zurückgewiesen, 
ludem es angenommen hat, dass Klägerin den Beweis des 
Schadens nient erbracht habe. Die AppellationsansfUfarungen 
bieten keine Widerlegung dieser Annahme. Die niebt be- 
strittene Thatsaehe, dass der Versebluss bei dem be- 
anständeten Ballen unversehrt war, begründet die Ver- 
muthung, dass der Inhalt des Ballens keine Umweehslang 
erfuhren hat. 

Arifiesichts dessen ist der hierüber in der Eeplik an- 
gebotene Beweis durch den Haupteid unzulässig, während 
der in der Triplik angebotene Beweis sieh als unentscheidend 
darstellt, weil die berufene Zeugin bloss bei der Verpackung 
der Saehen mitgeholfen hat, sie daher über die Beschaffenheit 
der Verpackung und den Inhalt der Colli im Zeitpankte der 
Aufgabe offenbar nicht in der Lage wäre auszusagen» und 
flbrigens die Klägerin die unterscheidenden Merkmale der ur- 
sprüglichen und der beanständeten Verpackung nicht einmal 
angegeben hat, hingegen die Hinweisung auf die der Triplik 
angeschlossene Waarenerklärang die wider sie streitende 
Vermuthung nicht zu widerlegen vermag, zumal sie von der 
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Klägerin erst nach der Rücksendung der Sachen ausgestellt 
wurde und die daselbst beigesetzte zoUämtlsehe Bestätigung 
sich bloss auf den bei der Abitabe erhobenen Thatbestand 
bezieht imd die Biihtigkeit der Declaration in Bezog auf die 
allgemeine, die Zolifreiheit bedingende Besehaffenbeit der 
Sachen zum Gegenstande hat, ohne dass sie einen Rückscblnss 
auf eine bestimmte Gattung der Sachen, insbesondere in der 
Richtung der Klageangaben gestatten würde. 

Demgeraäss war das Ürtheil in den abweisenden Theilen 
nicht bloss zu bestätigen, sondern auchm dem dem Klaerebeierehren 
sUttgebendea Theile über die begrliudete i^ppeilation der 
Gegenseite abzuftndern und das KJagebegehren ganz znrflek- 
zuweisen, weil die Klftg^n den Ersatzanspruch aus dem 
Totale des Gewicbtsmancos, welches übrigens, da das bean* 
stftndete GoUo bei der Auf- und Abgabe nicht besondm ge- 
wogen wurde, nicht erwiesen erscheint, keineswegs gesteUt 
hat, weshalb das L. G. Cz. keine Veranlassung gehabt haben 
konnte, den Ersatzanspruch nach dieser Richtung zu prüfen. 
In (Jonsequenz dessen und im Hinblicke auf die § 24 und 26 
des Gesetzes vom 16. Mai 1874, H. G. BI. Nr. 69, war das 
erstgerichtliche Urtheil auch im Kostennunktö abzuändern. 

Der 0. G. E, wies die bei demselben seitens der Klä- 
gerin eingebrachte Beyisionsbesehwerde, deren Kosten die- 
selbe im Sinne der §§ 24 und 26 des Gesetzes yom 16* Mai 
1874, B. G. Bl. Nr. 69, selbst zu tragen hat, zurfiek. 

Gründe: 

Die Revisionsbeschwerde ist, so weit in derselben ver- 
langt wird, dass dem Klagebegebren stattgegeben werde, 
nachdem beide untergerichtlichen Urtheile darin überein- 
stimmeu, dass die Klagerio miL dem Betrage von 21B fl, 
50 kr. abzuweisen sei, eine aussererdentliehe und oaeh § 51 
8. y. unzulässig, insoweit aber das 0. L. G. Lemberg auch 
den Theilbetrag ?on 2 fl. 50 kr. der Klägerin nicht zu- 
erkannte, und dieselbe zum Ersätze der Kosten an die ge- 
klagte Bahn Verwaltung rerföUt, eine ordentliche, in dieser 
Richtung aber die obergeriehtliche Entscheidung durch deren 
Begründung, und was den Kosteuanspruch anbelangt, durch 
die §§ 24 und 26 des Gesetzes vom lü. Mai 1074, ß. G. Bi. 
Nr. 69, gerechüertigt. 
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Nr. 58. 

Die Verweigerung der Zustimmung zur Uebersetzung eines Bahngeleises 
itt tili Verwaltlingnot, der im freien ErmeMMi des Eieeiibahiiiiiiiii- 

sterlums gelegen ist. 

(fintscheidimg des V. Q. R, vom 80. November 1896, Z. 6568.) 

Der Bezirksaassehoss S. hatte gegen den Erlass des 

EisenbahDininisteriums vom 8. Juli 1896, Z. 4583/1, mit 
welchem die Zustimmung zur projectirten Uebersetzung des 
Bahogeleises der N.-Bahn in ^Kilometer 95-0/1 der Strecke 
G.-G. durch die von V. nach C. herzustellende Bezirksstrasse 
aus Betriebsrüeksichten, sowie aus dem weiteren Grunde ver- 
weigert worden war, weil die Babugesellschaft ihrer gesetz- 
lichen Verpflichtung zur Aufrecbthaltung der zur Zeit des 
Babnbaues bestandeDen GommanicatioDen vollständig ent- 
fiproehen hat, dann gegen den Erlass vom 17* ilugust 1896, 
Z. 16472, womit der im Gegenstände eingenommene Stand- 
punkt aufrechterhalten und das Einehen auf neuerliehe 
Untersuchung abgelehnt warde, an den v . G. H. die Besehwerde 
gerichtet. 

Diese Beschwerde wurde nach den §§ 3, lit. e, 5, 21 des 
Gesetzes vom 22. October 1875, R G. Bl. Nr. 36 ex 1876, 
ohne weiteres Verfahren zurückgewiesen, weil es Bich bei 
der in ßede stehenden Verweigerung der Zustimmungser- 
klärung um einen Verwaltungsact handelt, welcher im freien 
Ermessen des Eisenbalmminisferinms gelegen ist, und weil, 
insofern die Beschwerde die Einleitung eines Verfahrens znr 
zwangsweisen Verpflichtung der N**6ahn, die Bahnübersetzung 
zu gestatten (Expr^Hrialion), anstrebt, die Angelegenheit im 
Administrativverfahren nicht ausgetragen ist, da in dieser 
Richtung die instanzmässigen Entscheidungen der competenten 
politischen Behörden noch nicht einmal provocirt worden sind. 

Nr. 54. 

Br Auftrag dat Vareeadara «vagen Nlohiautfolgung einer Sendung an 

den Adressaten ist von der Empfangsstation nur dann zu befolgen, wenn 
dieser Auftrag im Wege der Versandtstation an die Empfangsstation 
gelangt. Selbst bei Qefahr Im Verzuge (voranssichtliche Zahlunge- 
einstellung des Empfängers) und bei dargethaner Unmöglichkeit einer 
rechtzeitigen Disposition Im Wege der Versandtstation genügt eine vom 
Versender der Empfangsstation unmittelbar ertheilte Disposition nicht, 
la dar Nlahibalblgung dar lalitaran durch dia Abgababahn liegt kalaa 
Varlatzmig dar bona fldaa und dar SorgfeK ainaa ordantllaban XaunnaRnaa. 
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(Entscheidung des 0. G. H. vom 1. Dcipmber 1896, Z. 9568; Be- 
stätigung, des Urtheiles des 0. X. G. Wieu vom 27. Mai 1896, Z. 1747 
. .und aM Urtfaeilet des H. Wien Toin 8^ Deoember 1895, Z. 21566.) 

* - 

Die protokollirte Firma A. v. P« gab in der Station B. 
32 Waggon lad II ügen und Jn der.Statigü Z.-B. 50 Waggon- 
laduDgen Bielter, zusammen also 82 Seuduiigeo, aa H. 0. in 
W. St.-Bahn auf. , 

Die io dör BistimmoopsstatioD emgelangten^SenduDgeD 
wurden dem DmpfllDger aTisirt, jedoch niebt 're<^tzeitig De- 
zogen. 

Von letzterem Umsiande wurde die Firma A. v. P. 
durch die Aufgabsstationen verstäDdi<rt und bliebeu die 
Sendungen, da keine Verfügung der Aufgabsfirma eintraf, 
Bahnhof lagernd. 

Als die Aufgabsfirma in Erfahrung brachte, dass der Em- 
pfänger sich iüsokent erklären werde, gab sie, nachdem in- 
zwischen bereits 14 Sendungen vonH.O. bezogen waren, um die 
Einbeziehung der restliehen 68 Sendungen in die Concursmasse 
zu Terhindern, der Empfangsstation W. der 8t.-Bahn, und zwar 
nicht im Wege der Aufgabsstationen, sondern direct die 
Weisung, die Sendungen nicht mehr an H. 0. auszufolgen, 
sondern zur Disposition der Aufgabsfirma zu halten, widrigens 
dieselbe die Bahn für den ganzen ihr aus der Nichtbefolgung 
erwachsenden Sehaden verantwortlich machen werde. 

Dieser Disposition wurde jedoch auf Grund der Be- 
stimmungen des § 59 des B. R. vom 10. Juni 1874, be- 
ziehungsweise des § 64 des B. K. vom 10. December 1895i 
nicht entsprochen. 

Unmittelbar nach obiger, der Empfangsstation von der 
Anfgeberin direct gegebenen Weisung wurden die Frachtbriefe 
der noch lagernden 68 Sendungen seitens des Empfängers 
"H. 0. ausgelöst und an denselben ausgefolgt. 

Infolge der wenige Tage darauf erfolgten Eröffnung des 
Concurses über das H. O.'sche Vermögen wurden diese Sen- 
dungen in die Concursmasse einbezogen. 

Die Firma A. v. P. klagte nunmehr die St.-Bahn auf 
Rückstellung der sämmtlichen ausgefolgten Sendungeo, eventuell 
auf Zahlung des Faeturawerthes derselben per fl. .ö8 kr., 

welcher Betrag sp&ter auf den Betrag per 2S.314 fl. 87 kr., 
alE den Faeturawerth der am Tage nach der ertheilten 
Disposition ausgefolgten 68 Sendungen restringirt wurde, und 
erklärte sich zugleich bereit, der geklagten St.-Bahn ihre bei 
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der Oonearfimasse angemeldete Forderung per 28^16 fl. 58 Jar , 
respective per 23.314 fl. 87 kr. zu cedireD, 
Das H. G, Wien wies diese Klage ab. 

• OrQnde: 

In dem der Klage zugrunde liege ndea Sachverhalte 
wird erklärt, dass K. P. am 8. Januar 1893 im Naaieu und 
im Auftrage der klagenden Firma unter VorweisuDg der 
OriginalaiifgabsselieiDe den Stationsehef der geklagten uesell- 
scliaft am Bahnhofe in W.« A. v. M«, ersneht hahe, dass die 
Jaut dieser Aufgabsscheioe an H. 0. in der Zeit zwischen 
dem 9. Juli und 7. September gesendeten, laot den beige- 
brachten Benacbrichtigungsschreiben (das erste de dato 
4. Ao^ust, das letzte de dato 19. September 1892) nicht 
inDorlialb der reorlementsmässigen Zeit abgenommenen \Vaaren 
(Breuer) nicht mehr an 0. ausgefolgt werden mögen, suudern 
zur Disposition des Klägers zu halten seien. Hierbei habe der 
^eüaüiite kiägeritsche Bevollmächtigte auf die auaserordentliche 
Gefahr aufmerksam gemacht und ausdrOeklich erwähn^ dass 
0. ericlärt habe, er sei im Begriffe, seine Zahlungen einzn» 
stellen, wolle aber vorher noch am Montag die Waaren be* 
ziehen, damit dieselben in die Concursmasse fallen, woraut 
der Stationschef, indem er den klägeriscben Beamten seiner 
grössten Bereitwilligkeit versicherte, entgegnete, er sehe 
wohl die Dringlichkeit und Gefahr im Ver/uge ein, er 
sei jedoch im Hinblicke auf die Bestimmung des § 64 des 
seit 1. Januar 1893 in Kraft stehenden Betriebsregleraents 
(Ministerialverorduuug vom 10. December 1892, B. G. Bl. 
Nr. 207) ausser Stand, dem Auftrage Folge zu leisten, da er 
nur AuftrSge, die ihm im Wege der Versandtstation zukommen, 
beachten kOnne. Der Stationaehef habe weiters die Befolgung 
des ertheilten obigen Auftrages im eigenen Wirkungskreise 
verweigert und sei bei dieser Verweigerung auch yerblieben, 
als ihm P. erklärte, dass es unmöglich sei, die vorgewiesenen 
Aufgabsrecepisse rechtzeitig an die Aufgabsstation gelangen zu 
lassen, damit dieselben sohin die St. -Bahn in W. verständigen 
könnten, die Waaren nicht auszutolgen, und ungeachtet P. 
wiederholt weiters nachträglich die grösste Gefahr betouead 
überdies die Erklärung hinzufügte, dass er, um den Stations* 
ehef zu beruhigen, sofort die Aiägabsreeepisse nach B. und 
Z.-B. senden werde, damit im Wege dieser Stationen dje 
Weisungen an die Station W. der St-Babn gelangen, dass er 



Digitized by Google 



206 - 



jedoch die Verweigeroog der Ausfolgang begehren müsse, 

bis die Möglichkeit des EiDlangens der Anweisungen von der 
gfinannten Station geboten würde. Am nächsten Tage, Montag 
den 9. Januar 1893, sei thatsächlich 0. erschienen, habe die 
Ausfolguog der Waare verlaugt, indem er die Fracht zu 
zahlen sich erbot und seien ihm auch die sämmtlichen 
Waareiij und zwar nach der m der Eeplik erfolgten Üiciitig- 
stellang, dass 14 Waggons bereits vorher abgenommen worden 
waren, die noeb vorhandenen 68 Waggons im Faetnrawerthe 
von 23.314 fl. 87 kr. ungeachtet der obigen Weisung ausge- 
folgt worden. 

Am 9. Januar 1893 habe sich 0. insolvent erklärt und 
am 19. Januar 1893 den Concurs angemeldet. 

Der Kläger behauptet nun, dass ihm durch die geklagte 
Gesellschaft, weil sie seinen obigen Auftrag nicht erfüllte, 
ein Schade in der Höhe des Pacturabetrages, abztiglich 
der auf die angemeldete Forderung entfallenen Goneursi^uote 
zugefügt wurde und fordert mit der vorliegenden Klage, nach 
der in der Beplik erfolgten Bestringirung des Klagebegehrens, 
die Ansfolgung von 68 Waggon Hölzer oder Zahlung des 
Betrages von 23.314 fl. 87 kr., indem er sieh ansdracklioh 
bereit erklärt, der geklagten Gesellschaft die zum Ooncurse 
angemeldete und liquidirte Forderung von 28.216 Ü. 58 kr. 
zu eediren und die hierauf bezüglichen Accepte auszufolgen. 

Bei Entscheidung dieser Rechtssache wird es in erster 
Linie darauf ankommen, ob in dem Verhalten des genannten 
StationsvursLandes der geklagten Gesellschaft ein phichtwidnger 
Vorgang, eine widerrechtliche (Vertrags-, respective gesetz- 
widrige) Handlung gelegen ist und hängt die Beantwortung 
dieser Frage von dem Umfange und der Tragweite der mit 
dem 1. Januar 1893 in Wirksamkeit getretenen im § 64 des 
B. B. enthaltenen Bestimmungen ab. 

Wenn der Art. 402 des H. G. B. bestimmt, dass der 
Frachtführer den späteren Ausführungen des Absenders wegen 
Zurückgabe des (iutes, oder wegen Auslieferuug desselben 
an einen anderen als an den im Frachtbriefe bezeichneten 
Empfänger so lange Folge zu leisten habe, als er nicht letzterem 
nach AükunfL des Gutes am Orte der Abiiefeiung den Fracht- 
brief übergeben hat, so ist damit im Allgemeinen die Be- 
fugniss des Absenders, dem FraehtfÜhrer Anweisungen zu 
ertheilen, normirt und bezieht sich dieser Artikel nicht bloss 
auf die Anordnung, das Gut zurfiekzugeben oder an eine 
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andere Person auszufolgen, sondern begreift auch das Beeht 
in sieb, flberliaapt Maassregeln in Betren des Gates zu treffen. 
Bs ist also dann jedenfaUs auch die Anordnung mit inbe- 
griffen, das Qnt bis zu einem gewissen Zeitpunkte nicht dem 
Empfönger auszufolgen. Gonform dieser Bestimmung setzt der 
§ 64 des B. R. fest, dass der Absender allein das Eecht 
habe, die Verfügung zu treffen, dass das Gut auf der Ver- 
sandtstation zurückgegeben, unterwegs angehalten, oder an 
einem anderen als den im Frachtbriefe bezeichneten Em- 
pfänger am Bestimmungsorte oder an einer Zwischenstation 
abgeliefert werde. Unter dieser Bestimmung ist auch die vom 
Elfieer beabsichtigte Anhidtung der in Bede stehenden Bretter- 
sendungen, respeotive die Verftganfr» die Waare nicht an 
den Adressaten auszufolgen, inbegriffen, denn was von dem 
Anhalten unterwegs gilt, muss doch auch von dem Anhalten 
am Bestimmungsorte gelten. Die Frage, ob der Kläger zu der 
gedachten Verfügung berechtigt war, ist also allerdings nach 
Art. 402 des H. G. B. und beziehungsweise § 64 des B. R. 
und nicht nach den allgemeinen Bestimmungen des Handels- 
und bürgerlichen Rechtes, respective nach den im § 354 des 
a. b. G. B. normirten Befugnissen des Eigeuthümers zu be- 
urtfaeilen. 

Für obige Auslegung spricht auch die Bestimmung des 
§ 66, Abs. 2, des B. S. Hiemach ist der Empfänger nach 
Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte berechtigt, die durch 
den Frachtvertrag begründeten Eechte gegen Erfüllung der 
sich daraus ergebenden Verpflichtungen im eigenen Namen 
gegen die Eisenbahn geltend zu machen. 

Er ist insbesondere berechtigt, von der Eisenbahn die 
üebergabe des Frachtbriefes und die Äusfolgung des Gutes 
zu verlangen. Dieses Becht erlischt, weuu der Absender der 
Eisenbahn eine nach Maassgabe des § 64 zulässige, entgegen- 
stehende VerlÖgung eriheilt hat. Es bezieht sich also § 64 
auf alle dem Inhalte des Frachtbriefes entgegenstehenden Ver- 
fügungen. Dabei mag noch insbesondere herrorgehoben 
werden, dass nach §§ 66 und 70 des B. B. geschlossen 
werden muss, dass, wenn der Adressat die Güter nicht inner- 
halb der reglementsmässigen Zeit abgenommen und die Eisen- 
bahn die Güter auf Gefahr und Kosten des Absenders auf 
Lager genommen hat, dies nicht hindert, dass der Adressat 
nachträglich die Abgabe fordern kann und dass insoiange 
eine gegentheilige Verfügung des Absenders auf dem vorge- 
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schrieben en Wege in der ßestimmungsstation nieht eioge- 
troffen ist, das Gut dem sich nachträglich zum Bezüge 
meldenden Empfänger auszufolgen ist. Dies trifft im vor- 
liegenden Falle umsomehr zu, als in den beigelegten Benach- 
richtiguügsschreiben von der Nichtannahme der Güter aus- 
drücklich, und zwar allgemein, respective ohne Bezugnahme 
auf die im vorhergehenden Absätze erwähnte dreitä^igü Frist 
bemerkt ist, dass, falls der Adressat inzwischen Tor BintreffeB 
der anderweitigen Disposition in der Abgabestation den Bezug 
des Gates realisiren wollte, die Anzeige nicht verhindert 
ihm dasselbe auszufolgen und dass der Kläger diesen Yor- 
merk nicht beanständet, somit stillschweigend genehmigt hat. 

Nach Abs. 3 des bereits bezogenen § 64 des B. R. ist 
die Eisenbahn derartip^e im ersten Absätze vorgesehene Ver- 
fügungen des Absenders zu beachien nur verpflichtet, wenn 
sie ihr durch Vermittlung der Versandtstatiuü zugekommen 
sind, sie ist also berechtigt, Verfügungen des Absenders, weiche 
nieht durch Venmttlang der Tersandtstaiion getroffen wurden, 
nicht zu beachten. Im Abs. 6 wird weiters bestimmt, dass 
die Verfügungen des Absenders mittelst sehrifdieher und 
Tom Absender unterzeichneter Erklärung erfolgen mUssen 
und ist diese Erklärung im Falle der Aussteilung eines 
Frachtbriefduplicates oder eines Aufgabeseheines auf der be- 
treffenden Urkunde zu wiederholen. Jede in anderer Form 
gegebene Verfügung des Absenders ist nach § 64^ Abs. 7 des 
B. B. nichtig. 

Die Weigerung des Stationsvorstandes, der nicht in 
der Torgeschriebenen Form getroffenen Verfügung des Elllgers, 
respeotive seines Bevolhnftchtigten zu entsprechen, ist somit 
in dem in gesetzlicher Ctoltung stehenden Betriebsreglements 
begründet. 

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass auch nach dem Inhalte 
der unter der Geltung des früheren Betriebs?rejrlements er- 
gangenen Anzeigen die Disposition schriftlich zu erfolgen 
hatte, bei der Versandtstation einzubringen und von dieser 
weiter 7m befördern war. 

Es kann bei dieser Sach- und Rechtslage auch nicht von 
einer Verletzung der bona fides oder der Sorgfalt eines 
ordentlichen Eanfmannes gesprochen werden, zumal ja der 
Elfter selbst anfährt, dass der Stationsvorstand, ungeachtet 
nacfi dem bisherigen Verhalten des Klägers angenommen 
werden könnte, dass nach dem zwischen Elfiger und 0. be- 
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stehenden VertragSFerhältDisse 0. allein fiber die Güter zu 
verfügen berechtiVt sei, und ungeafhipt dafür, dass dieser im 
Begrifife sei, sich insolvent zu erklären, ein Nachweis fehlt, 
seine Bereitwilligkeit dem Kläger entgegenzukommen zeigte 
und sich für den Fall als eine diesbezügliche polizeiliche 
Verfügung erwirkt würde, ohne weiters zur Befolgung des 
Auftrages bereit erkl&rte. 

Neehdem somit das Yorgeheo des Statioosyorstandes 
nicht als eio scbuldbares, pflichtwidriges Verhalten angesehen 
werden kann, mangelt die wesentliche Voraussetzung der vor- 
liegenden Ersatzklage und war dieselbe, ohne dass in eine 
Prüfung der Höhe des zugefügten Schadens und der Zulässig- 
keit des Alternativbegehrens, sowie in eine Erörteninf^ der 
Frage, ob H. 0. mit Erfolg hätte klagbar werden konueni 
einzugehen war, abzuweisen. 

Das 0. L. G. Wien bestätigte die Entscheidung des Ge- 
richtes erster Instanz. 

Gründe: 

Der Ersatzanspruch des Klägers ist rechtlich nicht be- 
gründet, weil in der Ausfolgung der von der Geklagten im 
Auftrage des Klägers verfrachteten 68 Wasfgon (Bretter) an 
den in den Frachtbriefen bezeichneten Kmpfänger H. 0. in 
W. am 9. Januar 1893, trotz der von dem Kläger am 8. Januar 
1893 durch C. P. ertheilten Anweisung weder eine Wider- 
rechtlichkeit, sei es gegen das Gesetz, sei es gegen den 
Frachtvertrag, noch auch eine Verletzung der bona fides im 
Verkehre oder der pfilchtmfissigen Sorgfalt auf Seite der 
Geklagten oder ihrer Organe stichhältig erkannt werden kann. 

Denn die TerflQgung des Kittgers vom 8. Januar 1893, 
jene 68 (ursprünglich 82) Waggon Hdlzer, sei es auch nur 
einstweilen, an H. 0. nicht auszufolgen, vielmehr zur Dispo- 
sition des Klägers zu halten, war, weil in ihrer Art und Form 
nicht vorschriftsmässig (§ 64, Abs. 3, 6 und 7 des B. R. vom 
10. December 1892, R. G. Bl. Nr. 207), vielmehr nichtig, 
und von der Geklagten, rücksichtlich ihrem Stationsvorstande 
A. V. M. püichtmäääig nicht zu beachteu; die Befolgung 
dieser Anweisung wurde daher gesetzmissig abgelehnt, die 
Ausfolgnng der 68 Waggon Hölzer an H. 0. als Üracht* 
briefmässigen Empfänger am 9. Januar 1893 erfolgte gemäss 
§ 66 des citirten B. R. und Art 405 des H. G. B. recht- 
nsässig, da der Kläger bis dabin eine nach Maas^abe des § 64 
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des B. K. zQlftssige entgegonsteheode Verfögong sieht er- 
theiit hatte. 

Mit Kecht hat die erste Instanz die vorgedachte Ver- 
fft^uDg des Klägers von) 8. Januar 1H93 unter die BestimmuDg 
des § 64, Z. 1 des B. R. subsuminirt und letztere nicht als 
f^ine stricte auszulegeude Ausuahme vou der allgemeioeu 
Norm des Art. 402 des H. G. B. aof den Torliegeoden Fall 
aogeweDdet, da die zwei besonderen AnweisQogsfäUe des 
Art. 402 im citirten § 64, Abs. 1, nicht taxatir, sondern 
nur im Wesentlichen wiederholt und auf den Fall der Anbaltong 
unterwegs erweitert erscheinen, und nach der unbestrittenen 
ratio legis des § des B. R, insbesondere des Abs. 3, die frag- 
liche Verfügung des Klägers unter den Fall derAnhaltung ((»inst- 
weiliger Nichtausfoigun^, rticksichtlich Zurückhaltung), eventiie^U 
nach der Tendenz des Klägers unter den Fall der Ablieieruiig 
an einen au deren Empfänger, nämlich au den Kläger selbst, 
oder an einen von ihm namhaft zn maebenden Dritten fidit. 

Die Anwendbarkeit des eitirten Betnebsreglements als 
integrirenden Bestandtheil des Fraebtvertrages aaf den vor- 
liegenden Fall ist im Allgemeinen nicht streitig, und im 
Art. 423 des H. G. B., worin der Art. 402 nicät bezogen 
ist, begründet. 

Im § VA des citirten B. R. sind ganz allgemeine Vor- 
schriften über das Yerfügungsrecht des Absenders gegeben, 
dieselben sind insbesondere nicht auf die Zeit bis zum Ab- 
laufe der Bezugsfrist oder der Lagerung des Frachtgutes auf 
der Bahn beschränkt ; das Bezugsrecht des EmpiUngers dauert 
gemäss § 66, Abs. 2 des B. B. bis za der nach § 64 des B. B. 
zalässigen entgegengesetzten Verfügung des Absenders. 

Wenn es auch im Hinblicke auf § 70 des R R im AlU 
gemeinen richtig ist, der Frachtvertrag gehe von der Ver- 
ständigung des Absenders darüber, dass der Empfänger das 
ihm avisirte Frachtgut in der reglementsmässigen Frist nicht 
bezogen habe, in einen Verwahrim^svertraü: über, so ist es 
ebenso unrichtig, dass von dem vorgedacbLeij Zeitpunkte an 
das Verwahrungsverhältniss nur zwischen dem Absender und 
der Eisenbahn bestehe, und dass nur der erstere das un- 
besebränkte Verfügungsreebt Ober das Fraebtgut babe, weil 
nach § 70, Abs. 2 des B. fi. die eventuelle üebergabe des 
Frachtgutes an ein öffentliches Lagerbaus oder einen Spediteur, 
für Rechnung und Gefahr dessen, den es angeht, also nieht 
'des Absenders allein zn erfolgen hat 
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Im Bestände dieser gesetzlicheo BestimmoDgen erscbeiot 
die seitens der Geklagten rücksicbtlich ihres Stations^orstaades 

A. V. M. unter ausdrQckli ehern Hinweis auf § 64 B. E. ver- 
weigerte Befolgung der Verfügung des Klägers vom <S. Januar 
1893 weder gesetz- noch vertragswidrig, da diese Verfügung 
weder in der im § 64, Abs. 3 B. R. normirten Art, noch in 
der bei sonstiger Nichtigkeit im § 64, Abs. (> und 7 B. R, 
vorgeschriebenen Form durch Vermittlung der beiden Versandt- 
statioDen der Geklagten zugekommen, somit diese nicht ver- 
pflichtet war, jene Verfügung zq beachteo« weil: ferner Kläger 
dureh die beiden VersandtstatioDen von dem Niebtbezuge der 
fraglichen Brettersendangen seitens des H. 0. lange vor 
dem 8. Januar 1893 verständigt und mittelst der vorgelegten 
Benachrichtigungsschreiben zur Verfügung über diese Güter 
im Sinne des § 61 des bis 31, December 1892 wirksamen 
Betriebsreglements vom 10. Jijni 1874, Nr. 75, zugegeben 
eorrespondirend, be2iehuDgswels^^ idfAntisch mit §70 des B. R. 
vom 10. December 1892, Nr. 2n7, wirksam vom 1. Januar 
1893, „aaher'\ d. i. bei der Veisaüdtstation mit dem Ver- 
merke angefordert wnrde, dass diese Anzeigen, die Ton H. 0. 
inzwischen vor dem Eintreffen der Disposition des Klägers 
in der Abgabsstation W. vorschriftsmässig eingeleitete Beali- 
sirung des Bezuges nicht hindern werden (§ 66, Abs. 2 cit. 

B. R.), und weil Klägerin (als Oblat) diese Verständigungen 
unbeanstandet gelassen, sich mit diesem Vormerke still- 
schweigend einverstanden erklärt hat. 

Angesichts dieser Sachlage und der vuri^ulj rauhten gesetz- 
lichen Bestimmungen ist es auch nnrichüg, dass Klägerin 
von den Verständigungen an ihre Verfügungen über die frag- 
liehen Fraehtgttter wirksam auch direct bei der Abgabsstation 
in W. treffen konnte. 

Wenn es aneh im § 64, Abs. 3 des B. B. beisst n<3er- 
artige Verfftgnngen des Absenders ist die Eisenbahn zu be- 
achten nnr verpflichtet", so kann der Geklagten grundsätzlich 
deshalb, weil sie von ihrem angeblichen Rechte, ausnahms- 
weise von d^r vorgeschriebenen Art und Form der Verfügung 
wegen der dem Kläger drohenden Vermögensgefahr abzu- 
sehen und der verlangten zeitweiligen Nicbtausfolgung, be- 
ziehungsweise Zurückhaltung stattzugeben, nicht Gebrauch 
gemacht habe, im vorliegenden Falle auch eine Verletzung 
der bona fides im Verkehre oder der pflichtmässigen Sorg- 
falt (Art 399 und 282 H. G. B.) nicht zar Last gelegt 

14* 
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werdeD, weil H. 0,, dem die fraglichen Frachtguter vorlängst 
avisirt waren, gemäss Art. 305 b. G. B. und § 66 insbesondere 
Abs. 2 des B. B. bis znm fiiolangen einer nach Maassgabe 
des § 64 des B. B. zulässigen entgegengesetzteo VerlQguDg 
des Elflgers io der Abgabestation W. jederzeit, in Abgang 
einer solchen YerflQgnng also auehi noch am 9. Januar 1893 
berechtigt war, gegen Auslösung der Frachtbriefe und £r- 
fiillung der reglementmässigen Verpflichtungen die üebergabe 
der Frachtbriefe und die Auslieferung der fraglichen Fracht- 
güter zu fordern; weil ferner die Geklagte in solchem An- 
forderungsfalle, wie er ihatsächlich am 9. Januar 1893 sich 
ergeben hat, dem H. 0. gegenüber sich durch die Berufung 
auf die in Art und Form gesetzlich unzulässige, ja nichtige 
Terfllgung des Klägers vom 8. Januar 1893 keineswegs zu 
schQtzen vermocht h&tte, vielmehr demselben f&r den aus 
der Verweigerung der Ausfolgung entstehenden Schaden, wie 
im Falle des § 64, Abs. 2 des B. B. haftbar geworden wäre. 

Die seitens des Klägers hierüber ergriffene ausserordent- 
liche Bevisionsbeschwerde wurde vom 0. G. H. abgewiesen. 

Orflnde: 

Die Voraussetzungen, unter welchen allein in dem Hof- 
decrete vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593 dem 
Bechtsmittel einer ausserordentlichen Bevisionsbeschwerde 
gegen gleichlautende ürtheile der beiden unteren Instanzen 
stattgegeben und mit einer Aufhebung oder Ab&nderung 
solcher Urtbeile vorgegangen werden könnte, sind in dem 
vorliegenden Falle nicht gegeben, und erscheint daher die 
ausserordentliche Revisionsbeschwerde der klagenden Firma 
zu einer Berücksichtigung auch nicht geeignet. 

Denn das Vorbandensein einer Nichtigkeit, d. i. eines 
im Verfahren oder bei der ürtheilsschrsptung unterlaufenen 
Formgebrechens, welches mit Nullität bedroht wäre, wird 
von dem Revisionswerber selbst gar nicht behauptet» und 
war ein solches auch bei der UeberprOfung der Acten nicht 
wahrzunehmen. 

Aber auch eine offenbare Ungerechtigkeit kann darin, 
dass die klagende Firma mit ihrem in der Klage vom 
2. Juni 1893, Z. 9G645, gestellten, in der Replik vom 
31. August 1894, Z. 156394, theil weise restringirten Aiter- 
nati vbegehren zur Gänze abgewiesen wurde, keinesw^s er- 
blickt werden. 
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Schon in r!en Gründen der Urtheile erster und zweiter 
Instanz wurde sacbgemäss erörtert, dass die Anschauung der 
klilgerischen Firma, wonach in dem vorliegenden Falle die 
Anwendbarkeit der Bestimmung des § 64 des mit der Ver- 
ordnung des Haudelbmiuititerä im Eiovernehmeü mit dem 
Justiminister vom 10. December 1892, B. G. Bl. Nr. 207, 
erlasseoGD, mit 1. Junuar 1893 in Wirksamkeit getretenea 
BetriebsreglemeDts, auf welches sich die geklagte Eisenbahn- 
gesellsehaft zur Bekämpfung des Elagsanspruehes vorzugs- 
weise berufen hat — ausgeschlossen sein soll — der Be- 
rechtigung entbehrt. 

Unter Verweisung auf diese zutreffende Begründung wird 
mit Eücksicht auf die Ausft)hrungen der kiägerischeu BevU 
sionsbeschwerde nur noch Folgendes bemerkt: 

Wenn die klagende Firma auch noch in dieser Keehts- 
mittelschrift sich darauf beruft, dass die Berechtigung des 
von der kiftgerisehen Firma durch ihren BevoUrnächtigten 
C. P. am 8. Januar 1893 an die geklagte Eisenbahngesell- 
schaft rücksichtlich deren Stationsehef in W., A. v. M., 
mündlich gestellten Begehrens, die auf dem Frachtenbabnhof 
in W. lagernden, von ihr in der Zeit vom 7. Juli bis 7. Sep- 
tember 1892, von den Stationen B. und Z. B. an H. 0. in 
W. gesendeten und von letzterem bisher (bis 8. Januar 1893) 
nicht bezogenen Hölzer an den Adressateü nicht mehr aus- 
zufolgen, sondern zur Disposition der Klägerin bereit zu 
halten, sich schon ans den Bestimmungen der 354 und 
429 des a. b. G. B. ergebe und daher die geklifte Eisen- 
bahngesellschait verpflichtet gewesen sei, dieser Aufforderung 
des Absenders zu entsprechen, so ist darauf ^u verweisen, 
dass in dem vorliegenden Falle angesichts der Bestimmung 
des Art. 1 des H. G. B. und der im IV. Buche, Y. Titel, 
ersten und zweiten Abschnitte, Art. 390 bis 431 des H. G. B. 
(von dem Frac^htaesehüfte und dem Krachtge-schRfie der Eisen- 
bahnen iusbesunderej enthaltenen besonderen Bestimmungen, 
nicht die Normen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, 
sondern die specieileu Normen des Handelsgesetzbuches und 
rtteksiohtlich des seit 1. Januar 1893 in Wirksamkeit stehen« 
den Betriebsreglements yom 10. December 1892, B. G. Bl. 
Nr. 207, zur Anwendung zu kommen haben, wie denn auch 
die klägerische Firma in weiterem Yerlaufe ihrer Ausführungen 
selbst vorzugsweise ihren Klagsanspruch auf die BestimmuDg 
des Art. 402 des H. G. B. stützt uod nur wieder die 
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bpeciellen Bestimmuogeü des § 64 des cit. ß. B. von ihrer 
AnwenduDg ausgeschlossen wibbeii will. 

Allerdings bestioanit Art. 402 des U. G. B., dass der 
Frachtführer den späteren Anweisungen des Absenders wegen 
Zurückgabe des Gutes, oder wegen Auslieferung desselben 
au einen anderen, als den im Frachtbriefe bezeichneten 
Empfänger so lange Folge zu leisten habe^ als er nicht 
Letztprem nach Ankunft des Gutes am Orte der Ablieferung 
den Frachtbrief übergeben hat, und ist unbestritten, dass am 
8. Januar 1893 die in Rede stehenden Sendungen von Hölzern 
dem H. 0. wohl längst avisirt, die Frachtbriefe jedocii noch 
nicht behändigL waren. (Art. 405 des H. G. B.) 

Dieser Bestimmung des Art. 402 des H. G. B. entspricht 
auch ' der Abs. 4 des § 64 des B. B. ?om 10. Deeember 1892. 
£s kann jedoch im Hioblick auf die Bestimmung des Art 425 
des H. G. B. und zumal da der Art. 402 des H. G. B. eine 
bestimmte Art und Weise nicht festsetzt, wie eine spfttere 
von dem Absender dem Frachtführer ertheilte Anweisung 
betreffs einer anderen als der im Frachtbriefe enthaltenen 
Verfüguu,!^^ mit dem Frachtcruie beschaffen ^eiii iiiü^se. damit 
der FrachLisihi er diebeibe zu respertiren gehalten ^ei, keinem 
Zweifel unterliegen, dass den Eisenbahnen das Recht zusieht, 
iu ihren Betriebsreglements behufs ihrer biciieiuug besondere 
Bestimmungen über die Art und Form, in welcher der Ab- 
sender derartige von dem Frachtbriefe abweichende An- 
weisungen zu treffen habe, festzusetzen. 

Derartige Bestimmungen sind nun auch thatsächlich iu 
dem § 64, Abs. 3, 6 und 7 des B. R. vom 10. Deeember 1892, 
R. G. Bl. Nr. 207, und zwar dahin getroß'en, dass derartige 
im Abs. 1 des § 64 B. R. aogeführte Verfügungen des Absenders 
die Eisenbahn nur dann zu beachten verpflichtet ist, wenn 
sie ihr durch Vermittlung der Versandtstation zugekommen 
sind, duss diese V^erfügungeu miitelbt fechnUlicher und vom 
Absender uoterzeichneten Erl^läruug nach dem vorgeschriebenen 
FormuJare zu erfolgen haben und dass jede in anderer Form 
gegebene Verfügung des Absenders nichtig ist. 

Die klagende Firma giebt selbst zu, dass Insofern 
in dem vorliegenden Rechtsstreite die Bestimmungen des 
Betriebsregleraents zu beachten waren, jene des Betriebs- 
reglements vom 10. Deeember 18V>2 und nicht jene des 
zur Zpit der Aufgabe der in Rede steiieiideu Hölzer noch 
in üeUuug gestandenen Betriebsreglements vom 10. Juni 
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1874, R. G. Bl. Nr. 75 (§ 59), zur Auweaduo^ zu kommea 
hätten^ 

Wenn dieselbe aber vernieiot, dass es sich iü dem ge- 
gebeoeo Falle nicht um eioe Verfügung im Sinne des Abs. 1 
des § 64 des B. B. gehandelt hab«, da oiefat die fiückgabe 
des Mutes auf der TeraandtstatioD, eioe Anhaltung unterwegs, 
oder die Ablieferung an einen anderen als den im Fraeht- 
briefe bezeichneten Empfilnger am Bestimmungsorte, Kondern 
lediglich die Nichtaiisfolgung an den H. 0. und die Haltung 
desselben zu ihrer Disposition verlangt wurde, daher auch 
das vom 8. Januar 1893 durch ihren Bevollmächtigten mit 
Ausseraehtlassuiig der Vorschrift der Abs. 3 und 6 des 
eit. § 64 am Abgabsorte gestellte Ersuchen zu beachten 
gewesen wäre, und daher die Ausfolgung der Hölzer au 
§. Jannar 1893 an H. 0. zn unterbleiben gehabt h&tte, ao 
ist wohl daraaf zu Terweiseo, dass eine Verf&guog des Ab* 
Senders, das Frachtgut nicht an den im Fraebtnriefe be* 
zeichneten Empfänger anszafolgen, der VerfOgung wegen Ab- 
lieferung desselben an einen anderen als den im Frachtbriefe 
bezeichneten Empfänger gleichkommt, wenn auch durch die 
Bemerkung, dasselbe vorläufit^- zur Disposition des Absender«* 
zu halten, die NamhaftmachuDg das dritten von dem im 
Prachtbriefe verschiedenen Empfängers einer späteren Zeit 
vorbehalten wurde. Die klägerische Firma vermeint feiüen<, 
dass von der Anwendung des § 64 d«is B. K auch deshalb 
keine Sede sein k5nne, weil infolge des dem Absender 
bereits avisirten Nichtbezuges der Hölzer seitens des 
Adressaten H. 0. innerhalb der reglementmässigen (achttägigen) 
Frist nunmehr die Bestimmung des § 70 des B- B. zur 
Anwendung zu kommen hätte. 

Allein abgesehen von der in de« ^ «srständigungen der 
Versandtstation von dem Nichtbezuge der Hölzer de dato 
4. August bis 19. September 1892, welche an die Klägerin 
ergangen siud und vüü der&elbeü uiibeaiitwortet blieben, 

aosdracklich enthaltenen Bemerkung: „Sollte der Adressat 
inzwischen vor Eintreffen ihrer eventnellen anderweitigen 
Disposition in der Abgabsstation den Bezug des Gutes 

realisiren wollen, so wird die gegenwärtige Anzeige nicht 
hindern, ihm dasselbe auszufolgen", sowie abgesehen da- 
von, dass, wenn die Klagsseite wirklich der Ansicht 
war, dass, nachdem der Adressat innerhalb der regle- 
mentmässigen Frist das Frachtgut (die Hölzer j nicht 
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bezogen hatte, die belangte Eisenbaho ohne specielle Ver- 
iüguüg des Absenders gar nicht mehr berecbiigc gewesen 
sei, den AdFessaten H. 0. die HOlzer ooeb aoszufolgen, es 
hiermit nicht wohl yerein barlieh ist, daes sie es DOtb wendig 
fand, am 8. Januar 1898 diese Ansfolgnng durch G. P. noeh 
üpeciell inhibiren m lassen, enthält der Absatz des § 70 
cit. B. E. keineswegs eine Bestimmnog, dass Güter, deren An- 
oder Abnahme verweigert oder nicht rechtzeitig bewirkt 
wird, oder deren Abgabe sonst niehi möglich ist, wenn 
dieselben von der Eisenbahn auf rxetabr und Kosten des 
Absenders auf Lager genommen werden, dem Adresisaten 
nicht mehr auszufolgen sind, während es doch alltäglich im 
Verkehre vorkommt, dass, wenn sich zwischen Absender und 
. Adressaten eines Frachtgutes Differenten ergeben nnd letzterer 
die Annahme vorerst verweigert solche Differenzen nach- 
triglich beigelegt» und die Güter von dem avisirten Adressaten 
auch noch nachträglich behoben werden. 

Dass eodlich die angerufenen Bestimmungen der Art. 282, 
397 und 399 des H. G. ß. (von welchen tlbrigens die beiden 
letzteren nur bei Versäumung der Lieferzeit Anwendung 
finden) den Kiairnanspruch nicht zu rechilertigen veniiutr^n, 
ergibbt sich daraus, dass von einer Niciilanweijdüüg der 
Sorgfalt eineo ordentiicheo liaufuianues von Seite der ge- 
klagten Eisenbabngesellschaft rfteksichtlich. ihrer Organe an- 
gesichts der in den Verst&ndigungeo des Absenders von dem 
Nichtbezuge des Frachtgutes enthaltenen Auffordernng, sowie 
des Omstandes, dass seitens des Stationschefs A. v. M. dem 
Abgesandten der klägerischen Firma 0. P. am 8. Jaouar 1893 
sofort bedeutet wiirde^ dass dessen Ansuchen, die Hölzer 
nicht mehr an Herrn H. 0. auszufolgen, mit Rücksiebt auf 
die Bestimmung des § 64 des B. R. nicht entsproclinn werden 
könne, und dass derselbe dem 0. P. sogar den Rath iTtheilte, 
polizeiliche Intervention anzurufen und auf diese Weibe die 
AnsfolgUDg des Frachtgutes an H. 0. zu inhibiren^ was dann 
thatsächlieh geschah, jedoch in der Folge wieder rückgängig 

Semaeht wurde, sowie angesichts dessen, dass die Berufung 
er geklagten Eisenbahngesellschaft auf die Nichtbeachtung 
der Bestimmungen der Abs. 3 und 6 des § 64 des B. K. 
seitens des Absenders die am 9. Januar 1893 erfolgte Aus- 
folgung des Frachtgutes an H. 0. als eine berechtigte er-- 
scheinen lässt, keine Eede sein kann. 
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Kr. 55. 

Eine autoritative Ingerenz der Eisenbahnbehörden bei BettSiigung des 
Ls^arplaiMt hat nicht ttatt. Ein ganaliiiiigter Lagerpian ««hiiettl die Er- 
Weiterung von Eisenbahnaniagen nicht aus, da die Enteignung von Grund 
atttclien, weiche für öffentliche Zwecke bestimmt sind oder bereits öffent- 
Uchen Zwecken dimen, zulässig erscheint, wtnn iiaeh der Ueherzeugung 
der erkeiineiMiM Behörden die in Frage kommenden IMTeiitlleheii Inter- 

eseen die Enteignung rechtfertigen. 

(Eatscheiduug des V. G. H. vom 2. Deoember 189ü, Z. 6467.) 

Mit Entseheidang des Landesaussebas^es des KQnig- 
reiehes fidhmeu voiu 21. August 1895, Z. 40243, wurde die 
im Sinne des § 4 der Bauordnaog für BObmeo durch deo 

Bezirksausschuss Eger vollzogeue Bestätigung des Lager- 
planes für einen Tbeii des Egerer Stadtt^ebietes vom Landes- 
aussebusse entsprechend der Wohlmeinung der k, k. Statt- 
hakerei aufrecht erhalten, trotzdem in diesem Lagerplane 
Strassen derart projectirt waren, dass in dieselben Grund- 
Rtreifen zu liegen kamen, welche im Eisenbahnbucbe ein« 
getragen waren» und beztiglich weleber die k. k. General- 
direction der österreicbischen Staatsbabnen erklärt batte, dass 
sie itlr den Eisenbahnbetrieb unentbehrlich seien. Die da- 
gegen seitens des k. k. Aerars und Genossen erhobene 
Beschwerde wurde seitens der V. U. H. als unbegrCindet 
abgewiesen. 

Uründe: 

Die dagegen gerichtete Beschwerde erblickt vor allem« 
in dieser Entscheidung mit Unrecht eine Verletzung der 
Oompetenznormen. Denn nicht nur ist im § 4 der eitirten 
Bauordnung (Gesetz vom 8. Januar 1889, bOhm. L. G. BL. 
Nr. 5) die Bestätigung der Lagerpläne ausnahmslos in die 
Hände der autonomen Behörden gelegt, welche iRdiglieh zur 
Einholung der Wohlmeinung der eorrespondirenden poli- 
tischen Behörden verptiichtet werden, sondern es ergiebt 
sich aus den übrigen Bestimmungen der Bauordnung, dass eine 
autoritative Ingerenz der Eisenbahubehörden bei Verfassung 
eines Lagerplanes auch dann ausgeschlossen werden muss, 
wenn Eisenbahngrund von diesem Lagerplane betrolien wird. 
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Deuü die liautjrduuui^ entzieht zwar iu den §§ 27 und 134 
die Enheiluiig der Baubewiliiguno: für Eisenbatiiibauteü der 
Competeuz der autouomeu Behörden, behält aber im ietzteu 
Absätze des § 134 diesen Behörden die Feststellung der 
Baulinie ausnahmslos, also auch für Eisenbahnbauten, vor. 

Da nun durch die Feststellung der Beguliroogs-, be- 
ziehungsweise Baulinie eventuell über Eisenbabogrund un* 
mittelbar verfltgt wird (§§ 20, 22, 23, 40 leg. cit.), der 
Lagerplaa hingegen cur für die künftige Richtung und 
Lage der Strasseo maassgebend ist, auf die Schicksale der 
betroffenen Grundstücke aber nur mittelbar zurückwirkt 
(§§ 5, 10 eodem), so wohl mit Bestimmtheit anzunehmen, 
dass die bei Feststellung der Baulinie ausge&chlossene 
autoritative Ingerenz der £isenbahnbeh5rden bei Bestätigung 
das Lagerplanes nicht statt hat. 

Nun wendet die Besehwerde allerdings ein, dass durch 
die lagerplanmftssige Widmung ?on Eisenbahngrund za 
StrassenzweckeB ohne die hiefür erforderliche Erklärung der 
Eisenbahnbebörden oder entgegen dieser Erklärung die auto- 
nomen Behörden sich ein Urtheil über die Entbehrlichkeit 
von Grundstücken zu Eitienbahuzvvpcken angemaasst haben, 
weiches ürtheil lediglich den Eisenbahn behörden zu- 
stehen kann. 

Allein dieser Einwand ist thatsächlich unrichtig. Denn 
nach den oben citlrten Gesetzesstellen kommt dem Lager- 
plane eine unmittelbare Wirkung in dem Sinne nicht zu, 
dass etwa die zu Strassenzwecken reservirten Grundstöcke 
sofort nach fieehtskraft des Lagerplanes ihrer Widmung zu- 
geführt werden müssten und etwa zu diesem Zwecke von 
der Gemeinde oecupirt werden könnten oder das auf einem 
dieser Grundstücke stehende Bahngebäude entfernt werden 
müssten, sondern der Lagerplau belässt die Eisenbahnen vor- 
läufig im ruhigen Besitze ihres Terrains, und um eine 
Aenderuijg dieses Zustandes heibeizufühieo, müsste die Ge- 
meinde ron den ihr nach den §§ 22 letzter Absatz and 24 
der Bauordnung zuttehenden Rechten in dem htefür vor« 
gesehenen Verfahren (§§ 24, 25, 26, 137 eodem) Gebrauch 
machen wollen, worum es sich jetzt nicht handelt. 

Hierdurch widerlegt sieh auch der Einwand der Be- 
schwerde, dass der Locomotivremise, welche von einem der 
projectirteu Strasseuzüge gestreift werde und eingeplankt 
bleiben müsste, durch die Heraorüekuog der Planken an das 
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Gebäude Licht uücl Luft benommeo werde, denn die Remise 
verbleibt trotz der HeslfttiguDg des Lagerplanes io ihrem 
dermaligen statas quo und kann sogar ebenso wie das auf 
dem zu Strassenzwecken bestimmten Gründe stehende andere 

Bahogebäude durch bauliche Maassnahmen im Status quo 
erhalten werden (§ 29 der Bauordnung), es ist aleo von einer 
Störung des consensrntoigen Baubestandes von Gebäuden 
nicht die Rede. 

Richtig ist allerdings, dass die Eisenbahnverwaltungen 
jjich in dem vom Lagerplane umfassteu Terrain solcher Bau- 
lührungen werden entiialLeu müssen^ welche eiuer Aussteckung 
der Baulinie bedflrfen (§§ 27 und 40 leg. cit.) oder sich 
sonst dem Lagerplane ftl^en mflssen, dass sie somit in der 
freien Disposition Aber ihren Grund und Boden beschränkt 
sind. Allein dies entspricht nicht nur dem allgemeinen 
Bechtsgrundsatze, dass zwar durch den projectsmftssig aus- 
geführten Bau einer concessionirten Eisenbahn ein Rechts- 
zustand geschaffen wird, weicher wie jeder andere in seinem 
BeStande geschützt wird, dass aber Aenderuue:en dieses Zu- 
hlandes ebenso wie die Neuanlegung einer Eisenbahn nur 
innerhalb der durch ölieutliche und Privatrechte Anderer ge- 
zogenen Schranken zulässig sind, sondern wird auch, wie 
der letzte Absatz des § 134 der böhmischen Bauordnung 
lehrt, vom Gesetze gewollt. 

üebrigens erscheinen durch die Rechtskraft des Lager« 
planes die Interessen des Eisenbahnverkehres keineswegs fQr 
immer preisgegeben, weil ja dieselben nach § 2, Punkt 3 
des Gesetzes vom 18. Februar 1878, R. G. Bi. Nr. 30, und 
nach § 10, lit. c des Eisenbabnconcessionsgesetzes auch 
projecurLen Oommunicationen gegenüber zur Geltung gebracht 
werden kouijen. 

Diese Erwäguüg begegnet auch dem in der Beschwerde 
erhobenen Einwände, dass durch den Lagerplan die Er- 
weiterung der Bahnhofanlage unmöglich wird. Dies ist nach 
dem oben Gesagten nicht richtig, weil die Enteignung von 
Grundstücken, welche für öffentliche Zwecke bestimmt sind 
oder gar bereits öffentlichen Zwecken dienen (argumento 
§ 10, lit. c des Eisenbahnconcessionsgesetzes), keineswegs 
ausgeschlossen ist, wenn nur nach der Ueberzeuguog der 
erkennenden Behörden das Gewicht der beiderseits in Frag« 
kommenden öffentlichen Interessen für die Eisenbahn Verwaltung 
euL&cheidet. 



Digitized by Google 



— 220 — 



Hiernach erscheint durch die aDgelbcbtene Eotscbeiduog 
ein Recht der Beschwerdeföhrer nicht verletzt. 

lüwieferü der bestätigte Lagerplan zweckmassig ist und 
den Verkehrsbedürfnissen entspricht (§ 2 der Bauorduun^], 
hatte der Verwaltungsgeiiciitshof nicht zu piüfeu und konnte 
daher im Sinne des § 3, lit e des Gesetzes vom 22, October 
1875, R a 61. Nr. 36 ex 1876^ auf die Behauptang der 
Beschwerde, dass die projectirten Strassen im dringenden 
OrtsbedQrfnisse überhaupt niebt gelegen seien, nieht ein- 
gehen. 

Nr. 56. 

Durch den projecttgemäss autgeführten Bau von Durchlässen ist allen 
Ifiterettenton gegenüber ein neuer Reohtszuetond hergesteilt, welcher fUr 
alle künftigen Veränderungen die Bttia und den Ausgangspunkt rv 
bilden hat; nachgefolgte Veränderungen der Sachlage könnten nur in- 
aoweit den Eisenbahnverwaitungen allein zur Last fallen, als die Ver- 
Vnderongen duroh tto allein bewirkt worden wiron, nioht aber auoh 
dann, wenn bei ungeänderten Verhältnissen des Bahnbatriobos aieb Her* 
Stellungen im Interesse Dritter als noth wendig erweisen. — Die Eisen* 
bahnbehörde ist, im Falle als eine hierstellung im Interesse ebenso wohl 
dar Eisenbahnunternehmung ala dritter Batliailigtar sich als wUnschens- 
Werth darstellt, berechtigt, auszusprechen, dass die Kosten der Her- 
eteliung von der Eisenbahnverwaltung „nioht allein" zu tragen seien; 
dar Varaoch, dia Angelegenheit glltlioh baisalegen, liegt im firdan Er« 

maitan dar anttahaldandaa Bahitrda. 

(EotBcbeidung des Y. G. H. vom 2. Deoember 1896, Z. 0^68.) 

Gelegentlich der Verhandlungen über die Yerbreiterung 
der zum Fraehteo- und Kohlenbahnhofe in E. führenden Zu- 
fahrtsstrasse stellte die Stadtgeraeinde E. das Petit, die Ver- 
breiterung der durch den Eisenbahndamm führenden Durch- 
lässe, bpziehiino'.sweise die Erbreiterrmü-en der über die Güter- 
strashe iuhreiitien Bahnüberbrückungen mögen auf Kosten 
der Bahnhofgemeinschaft durchgeführt werden. Das liiiudels- 
ministerium wies das reiiL der Stadtgemeinde E. in einem 
an die Generaldireetion der königl. b. Eisenbahnen geriehteten 
Intimat vom 26. August 1895, Z. 44530, mangels einer ge- 
setzliehen Handhabe zu diesem Antrage ab. 

Die Stadtgemeinde E. beschwerte sich über diese Ent- 
scheidung, sowie auch darüber, dass ihr die ministerielle 
Entscheidung zunächst nur zur Einsicht- und Absehriftnahme 
und erst über ihr Ansuchen eine Abschrift des bezüglichen 
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Erlasses, jedoch ohne Datum uod Zahl übermittelt wurde, 
beim V. G. H. 

Die Beschwerde wurde als unbegründet abgewiesen. 

Gründe: 

Die Behauptung der Beschwerde, als sei das Intimat der 
aDgefochteoeo EDtsebeidnog „offieieU" Oberhaupt nur ao die 
GeneraldireetioD der königl. b. Eiseobabo gerichtet gewesen, 

ist acten widrig, denn die angefochtene Eiiischeiduog stellt 
sieh allerdings ihrem Texte nach als eine an die genannte 

Generaldireetiop gerichtete Zuschrift dar, wurde aber der 
Statthaiterei in Prag „zur entsprechenden Verständigung der 
Intf^ressenten" übermittelt, so dass an der Absicht des Han- 
delsminisieriums, sämmtlichen Interessenten eine Enunciation 
zukommen zu lassen, ein vermiLftifirer Zweifel nicht möglich 
ist, die Entscheidung also auch „oiliciüli au die beschwerde- 
fahrende Oemeiode gerichtet ist» wie denn aaeh das Intimat 
derselben sieh im Texte unmittelbar an die beschwerde- 
führende Gemeinde wendet. 

Thatsäehlich richtig ist, dass der die angefochtene Ent- 
scheidung vermittelnde Stattbaltereierlass der besch werde* 
führenden Gemeinde durch die Bezirkshauptmannschaft Eger 
zunächst „zur Einsichtnahme und eventuell zur Abschrift- 
nahme gegen Eücksehluss" und erst über Ansuchen der Ge- 
meinde in einer eigenen, für sie bestimmten schriftlichen 
Ausfertigung zukam, dass ferner diese sctiriiiliohe Ausfertigung 
das Datum und die Zahl des die angefochtene Entscheidung 
enthaltenden Erlasses des Handelsministeriums nicht enthielt; 
allein es ist sehleehterdings unerfindlich, welchen Einfluss 
diese Vorgänge auf die Becbtslage der beschwerdeführenden 
Gemeinde hätten nehmen kOnnen, nnd sie sind daher — 
wenn man überhaupt eine Abweichung vom hergebrachten 
Amtsgebraucbe, welche weder gegen eine Norm, noch gefren 
den Zweck des Administrativverfahrens verstösst, einen 
Mangel nennen kann — gewiss nicht geeignet, das Ver- 
fahren wegen Verletzung wesentlhcher Formen als mangelhaft 
im Sinne des § 6 des Gesetzes vom 22. October 1875, 
fi. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, erscheinen zu lassen. 

In der Sache selbst ist zunftchst auf das vom Vertreter 
der besch werdeflihrenden Gemeinde bei der commissionellen 
Verhandlung gestellte Begehren znrQckzugeben. 
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Dasselbe katet: 

„Seitens der Stadtgemeinde E. wird gebeteD, aus dffent- 
lieben ROclcsiehten der Babohofgemeinscbaft E. aufzutragen, 
die Erbreiterang der GüterstrassenttberbrQekung im Objeete 
A nnd B durchzufQhren." 

„Um Irrungen vorzubeugen, erwäbne ich ausdrücklich, 
dass ich die Erbreiterung der GüterstrassenQberbrQckungen 
auf Kosten des Gemeinschattsbahnbofes begehre, weil es 
sich um eine von der Babnhofgemeinschaft errichtete und 
dem öffentliehen Verkehre nicht entsprechende Anlage handelt, 
nnd die Erbreiternng nicht wegen der Yergrösserung der 
Stadt allein, sondern banptsäehlieh wegen der Anlage und 
Sitnining des Frachten- und Koblenbabnhofes, zq welchen 
diese Durchlässe die einzige Verbindung bilden, nothwendig 
wird." 

Hierauf stellten die Vertreter der Babnhofgemeinschaft 
die Pflicht derselben zur Erbreitung der Durchlässe in Ab- 
rede und erklärteu: 

„Sollte die Stadtgemeinde E. die Erweiterung der 
Durchlässe durchfuhren wollen, so wäre die Bahnhofgemein- 
scbffift nicht abgeneigt, diese bauliehe Ausführung zu gestatten 
und ganz und gar auf Kosten der Stadtgemeinde E. selbst 

• zu bethütigen." 

Der Vertreter der Gemeinde erwiderte, „er mQsse darauf 
beharren, dass die Bahn Verwaltungen zur Erweiterung auf 

• ihre Kosten verpflichtet seien , auf das Anerbieten 

der Gestaltung der Erbreiternng der Ueberbrnckung auf 
Kosten der Gemeinde könne und wolle er selbstverständlich 
nicht reagiren. ' 

Hierauf entschied das liaudelsministerium dahin, dass 
das Ansuchen der Stadtgemeinde B., die Babnhofgemeinsebaft 
zur AusfabruDg der gedachten Herstellung auf deren alleinige 
Kosten zu yerbalten „mangels einer gesetzlichen Handhabe 
zu diesem Antrage" abgewiesen wird. 

Weiter heisst es in dem betreffenden Erlasse des Han- 
delsministeriums: 

„Im lliiililioke darauf, dass der gesteigerte Stra^s^n- 
verketir eine Aniiderung des Bestandes des iJurchlasses in 
hohem Grade wünschenswerth erscheinen lässt, wird der 
Stadtgemeinde E empfohieQ; sich mit der Baha- 

• hofgemeinschaft hinsichtlich der Beconstrucdon des in Rede 
stehenden Objectes auf Kosten der Stfassenverwaltung ins 
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Einvernehmen zu setzen. Hierbei muss jedoeb bemerkt werden, 
dass die GiUerstrasse auch den Verkehr zum (liKerbahnhofe 
der BahnhofgemeiDsehaft vermittelt nod demnach bis zu 
eiDem gewissen Grade auch den Bahnen ein Antheil ao der 
Steigerung des Strassenverkehres beizumessen ist." 

yjla Berücksichtigung dieses Umstandes, sowie in An- 
betraeht dessen, dass die rasche und anstandslose Abwicklung 
des Verkehres auf der genaDoten Strasse aneh für die Bahn- 
aostalten von wesentliehem Interesse ist, wird ....... den 

aD der Bahnbofgemeinschaft bethetligten Bahnverwaltungeii 

■ nahegelegt^ dareh eine angemessene Betheiligung 

an der Kostentragung den Umbau dieses Projeetes zu 
fördern." 

liegen die vorstehend eiiirte Entscheidung erhebt die Be- 
schwerde in erster Linie den Einwand, dass sie die seit Jahren 
angestrebte Abhilfe gegen die Gefahren, welche durch die beiden 
zu engen Durchlässe hervorgerufen werden, nicht gewähre. 

Diese Einwendung ist vor allem darum nieht stiehbftitig, 
weil die Gemeinde ihrem bei der eommissiooellen Vechand- 
Inng gestellten Petite gemäss die Abhilfe, d* i. die Beseitigung 
des gefahrdrohenden Zustandes — ohne dass die Kosten 
hiefür auch zur Gänze der Bahnhofgemeinsehafc auferlegt 
worden — nicht verlangte, dann aber darum nicht, weil 
das Handelsministenum snv nicht berufen gewesen wäre, 
über Leistungen für andere als Eisenbahninteressen zu ent- 
scheiden, wenn diese Leistungen nicht Ei s» u bahn Verwaltungen, 
soüdeiü andere Factoren treffen seilen, und höchstens die 
Bahnen hätte verhalten können, gewisse Herstellungen an 
ihrem Eigentbume zu dulden, wozu kein Anlass vorlag, weil 

- sieh einerseits die Bahnen erboten, die Herstellungen auf 
fremde Kosten sogar vorzunehmen, andererseits niemand zur 
Vornahme dieser Herstellungen bereit war. ' 

Wenn !inn das Handelsministerium innerhalb seiner 
Oompeten /grenzen aussprach, dass dif* Eisenbahuverwaltungen 
die Kosten der Erweiterung der Durchlässe nicht allein zu 
tragen haben — und nur dieser Theil der Enunciation des 
Handelsministeriums ist eine Entscheidung im technischen 
' Sinne — so war diese rein negative Entseheidung gewiss 

- begrOndet. 

Denn es ist unbestritten, dass die jetzt zu erweiternden 
Durchlässe in ihrer dermaligen Weite consensmässig be- 
stehen. 
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Durch Errichtung dip?er Durchlässe hatten aber die • 
Eisenbahnverwaltangen ihrer gesetzlichen Verpflichtung, 
namentlich auch io Bezug aiil den durch den Eibeiibabnbau 
unterbrochenen Zug der Güterstrasse, genügt und ihrerseits 
das Recht erworben, auf den erbauten Ei^eubabuen den 
Transport zu betreiben (§ 9 lit d und § 10 lit c, Absatz S 
des ElsenbahDconeessioDsgesetzes). 

Darch den projeetgemäss ausgefQfarten Bau der Durch- 
lässe war sunaeh allen Interessenten gegenüber ein neuer 
Bechtszustaod hergestellt, welcher fQr alle künftigen Ver- 
änderungen die Basis und den Ausgangspunkt zu bilden bat^ 
und von dem daher auch nicht mehr einfach abgeseheu 
werden kann, wenn es sich um die Prage^ bandelt, weiche 
rechtlichen Gonsequenzen aus späteren, der Errichtung der 
Durchlässe nachgefolgten thatsächlichen Umständen ab- 
zuleiten sind. 

Derlei nachgefolgte Veränderungen der Sachlage könuten 
vielmehr nur dann und insoweit den BisenbahuYerwal- 

- tUDgenallein zur Last fallen» als die Veränderungen dureb* 
sie allein bewirkt worden wären, niebt aber auch dann, 
wenn auch bei ungeänderten Verhältnissen des Bahnbetriebes 
sich HerötelluDgen im Interesse Dritter als nothwendig er- 
geben. 

Dies trifft aber im vorliegenden Falle zu. 

Bemerkte doch der Vertreter der beschwerdeführenden 
Gemeinde bei der commissioueüen Verhandlung selbst, dass 
die Erbreiterung der Durehlftsse «nicht wegen der Ver- 
grössernng der Stadt alleinV -~ also gewiss doch auch wegen 
dieser Tergrösserung, wenn nicht hauptsächlich wegen der- 
selben — „nothwendig wird". Damit erscheint die Dis* 
Position der angefochtenen Entscheidung gerechtfertigt. 

Derselben wird von der Beschwerde allerdings auch 
zum Vorwurfe gemacht, dass sie zu wenig disponire. Die 
Verweisung der Parteien auf ihr gegenseitiges Einvernehmen 
sei keine Entscheidung. 

Auch dieser Vorwurf ist ganz unbegründet. 

Die mehrfach citirte Aeusserung des Vertreters der be- 
schwerdeführenden Gemeinde bei der eommlssionellen Ver- 
handlung führt die Nothwendigkeit der Erweiterung der 
Durchlässe zurück: 

1. auf die Vermehrung des Verkehres überhaupt (\rer- 
grösserung der Stadt 
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2. auf die Yermebrung des Verkehres infolge der Si- 
tuation des Kohlen- und Frachtenbahnhofes. 

Der eiste (iruiid kann, wie dargetbao wurde, für eine 
Verpflichtuns: der Rahnverwaltung überhaupt keine Handhabe 
gebeu, der zweite kaoa deü BahnverwaltUDgeü äucii nur io- 
direet, weil sie eliie Strasse aossergewöbnlieh beD&tseii und 
daher die Erbreiterang derselben verorsaeben, nicht aber 
direct^ weil sie Bigentbflmer der Durchlässe sind, zugerechnet 
werden. 

Die Ermittlung eines Antheiles der Bah^Terwaltungen 

an den Kosten der Erweiterung aus diesem Anlasse und die 
Auferlei^niii^ der Entrichtung; dieses Kostenantheiles konnte 
also gewibs vom üandeläministenum com^tetenter Weise nicht 
ausgesprochen werden. 

Das PfocessmaLeiial, so weit es von der beschweide- 
führenden Gemeinde beigebracht wurde, gab also zu einer 
anderen als der vom Handeisministerium gefeiten Ent- 
scheidung keine Grundlage. Ein Aulass zu eioer solchen 
hätte allenfalls in der Behauptung des Vertreters der Handels- 
und Gewerbekammer erblicxt werden können, welcher die 
Noth wendigkeit der Erweiterung der Durchlässe nicht nur 
der Steigerung des Verkehres auf der darunter führenden 
Strasse, sondern auch dem intensiveren l:>etriebe und der 
Vermehrung der (leleise auf den darüber tühreuden Bahnen 
zubciirieb. Dass aber diese von der Gemeinde nicht aul- 
gestellte, übrigens auch nicht subf^tantürte Behauptung nicht 
«sofort zum Anlasse einer oMciösen YerTollst&ndigung des 
Verfahreua gemacht wurde, lag, zumal angesichts des gleich- 
zeitigen Versuchen, die Angelegenheit gütlich beizulegen, 
wohl im freien Ermessen des Handelsministeriums (§ 3, 
lit. e, des Gesetzes vom 22. October 1875, B. G. El. Nr. 36 
ex 1876), und es fehlt insbesondere der Gemeinde die Le- 
gitimation zur Bemängelung der Entscheidung aus diesem 
Grunde ij 5 eodera). 

Hiernach erwies sich die Beschwerde iu allen Punkten 
als unbegründet und musste abgewiesen werden. 

Nr. 57. 

Ereignung tm Sinne des Haftpflichtgesetzes vom 5. März 1869, R. G. Bf. 
Nr. 27, ist auch ein bei Vornahme einer Veriiühiebung eingetretener 
Unfen. 8äl Bemettung d«r EntschSdigungsrente ist Jener Verdienst in 
Betracht zu ziehen, welchen der dtireb den Unfeil erwerbsunfähig 

JEiMubkliareehtl. £nt*cJieidungeD 189$. 15 
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Geworden« im Momente des Unfalles sich thatsächiich erwarb. Auf 
etwaige zukünftige Erhöhung dieeee Verdienstee ist hieribai ebenso wenig 

Rücksicht 2u nehmen, wie auch der Umstand, dass eine noch theilweise 
Erwerbsfähigkeit des Verletzten vorhanden ist, die zur frOher besessenen 
Erwerbsfählgiceit in Iceinem Verhältnisse steht, Iceinen Qrund für eine 
Minderung der «iigeeproohenen Entechüdlgungsretito bilden kann. 

(Entscheidung des 0. G. H. vom 2. December 1896, Z. 13923; theilvveise 
Bestätie^ung und tbeilweise Aeiiderung der Urtheile des 0. L. Q. Bruin 
▼om 2a September 1896, Z. ()639, und des K. als H. Q. Tetschea ▼oin 

10. Jnli 1896, Z. 4011 > 

Der Ver'Schieber Josef W. erlitt am 2. Juni l^Pl in dor 
Station D. der N.-Babu geleo^entlich der Vornaiimu einer 
Ziigsverschiebung schwere Verletzungen an beiden Händen, 
die denselben nach Angabe der sachverständijren Aerzte zu 
jeder mit Handarbeit verbundenen Beschäftigung in nur sehr 
geringem Maasse geeignet machteo^ so zwar, daas derselbe io 
seinem Erwerbe hauptsächlich auf seine gesunden unteren 
Gliedmassen angewiesen war. Der Unfall ereignete sich da- 
durch, dass Josef W., welcher am genannten Tage bei 
Rangirung eines aufgelösten Güterzuges beschäftigt war, im 
Momente, als er im Geleise stehend zwei Wagen an eine 
andere Wagenpartie ankuppeln wollte, durch einen auf dieses 
(ieleise abgesiüsseneu, an die anzukiippeiuden Wagen an- 
prallenden Wagen zu Falle kam und in seinem Bestreben, 
einen Halt zu suchen, mit den Händen zwischen die Pufifer 
der durch den Anprall in Bewegung versetzten Wagen geriefb. 

Nach seiner am IS. November 1891 erfolgten Genesung 
wurde er sodann in der Station 0. beim Fahrkartenabnehmen 
verwendet und mit 31. Januar 1893 ohne weiteren Grund 
entlassen. 

Tn der mif Grund dieses Thatbestandes gegen die N.-Bahn 
am 1. Mai 1893 eingebrachten Klage führt der Kläger aus, 
dass er zur Zeit des Unfalles einen Monatslohn von 25 fl. 
bezogen habe, dass jedoch ein Versehieber statutenwemftss 
nach vier Dieustjahren und abgelegiei i'rülung als Üentral- 
weichenwäehter III. Glasse mit einem Monatsgehalte von 
35 fl. und einer Wohnungszulage von 100 fl. j&hrJich an- 
gestellt werde. Nach drei weiteren Dienstjahren rQcke ein 
Oentralweichen Wächter m. Classe zum Oentralweichenwächter 
Classe mit monatlich 45 fl. und einer Wohnungszulage 
von 120 fl. vor und erhalte nach weiteren drei Jahren als 
Centrai weichen Wächter 1. Classe einen Monatslohn von 55 11. 
mit einer Wohuungszulage von 125 fl. 
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Kläger fahrt sodann weiter aus, dass er seit 1888 Ver- 

Schieber gewesen sei, im Mai 1891 die vorgeschriebene 
Prüfung mit Erfolg bestanden habe und somit spätestens am 
1, April 1893 in den Monatslohn von 35 fl., ani 1. Mai 1896 
in den Monatslohn von 45 fl. und am 1. Mai in den 

Monatslohn von 55 fl. sammt der entsprechenden VVohnungs- 
zulage vorgerückt wäre. 

Kläffer beansprueht daher, 

1. rar die Zeit seiner Krankheit, d. i. vom 2. Juni 1891 
bis zum 13. November 1891 als YerdienstentgaBg den Betrag 

von 133 fl. 33 kr., 

2. als Verdienstentgang für die Zeit vom 1. Februar bis 
31. März 1893 den Betraj^ von 25 fl. und für die Zeit vom 
1. April 1^^9"' l)i8 zum Klagstage, d. i. bis zum 1. Mai 1893 
den lia dü Zeit fälligen erhöhten Mouatslohn pro 35 iL 
nebst dei- W obuungszulage von 8 fl. 33 kr., 

3. au Alimenten vom 1. Mai 1893 bis zum ol. März 189(> 
moDatlieh 35 fl. nebst jährlichen 100 fl. Wobnungszulage, 
sodaoD vom 1. April 1896 bis 31. M&rz 1899 monatlich je 
45 fl. nebst jährlichen 120 fl. Wohnuogszulage, and schliesslich 
vom 1. April 1899 ab auf Lebensdauer monatlich 55 fl. nebst 
einer jährliehen Wohuungsznlage von 125 fl.^ endlich 

4. einen Betrag von 4000 11. als Schmerzensgeld. 

Die geklagte Eisenbahn machte gelteud. der tragliche 
Unfall sei nicht durch eine Ereignuug im Verkehre auf einer 
durch l);iiitjji kraft betriebenen Eisenbahn herbeigeführt worden, 
und bestritt demnach dieCompeteuz des angerutene« Berichtes. 
Das K. als H. G. Tetschen erkannte zu Hecht: 
I. Die von der belangten Eisenbahn geltend gemachte 
Einwendung der Incompetenz des erkennenden Gerichtes zur 
YerhandluDg und Entsebeidang dieser Streitsache wird zurück- 
ge Vliesen. 

IL Die belaugte N.-Bahn ist schuldig, dem Kläger Josef W. 
einen Betrag von 137 fl. 33 kr. als Eutgang des Monats- 
lohnes für die Zeit vom 2. Jnni 1891 bis 13. November 1891, 
dann für jeden Monat für die Zeil vom 1. Februar 1893 bis 
zur Reell hkratt dieses Urtheiles als Lohnentgang den Betrag 
von 5^5 fl. sammt 5 Procent Zinsen, uud zwar von der Ge- 
sammtsumme dieser Lohnratenbetrfige berechnet^ ferner an 
Schmerzensgeld 4000 fl. binnen 14 Tagen bei Executions- 
Vermeidung, dann fQr die Folge Tom Tage der Rechtskraft 
des Urtheiles bis zum ersten Tage des nächstfolgenden Monates» 
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daDD aber immer am 1. eines jedeo Mooates den Betrag von 
25 fl. im TorhioeiD, für die Lebensdauer bei sonstiger Exe- 
cutioD zu bezahlen. Mit deo übrigen Ansprüchen wurde der 
Kläger abgewiesen. 

Gründe: 

Die von der geklagten Bahn vorgebrachte Einwendung 
der Unzuständigkeit des urtheilenden Gerichtes im Sinne 
des § 3 des Geeetases vom 5. März 1869, B. G. Bl. 
Kr. 27, war, abgesehen von dem nicht rechtzeitigen Vor- 
bringen, auch desshalb nicht zu berücksichtigen, weil die ' 
Ereignung, die dem Kläger zur Klage Anlass gab und auch 
den fiictischen Klagsgrund bildete, wirklich im Verkehre der 
geklagten Eisf nbabn, die mit Dampfkraft betrieben wird, 
sieh zugetragen hat; denn nntar Kisenbahn verkehr ist im 
Sinne des erwähnten (ieseizes uicht, wie die Belangte 
vermeint, eine Ereignung im Sinne ihrer Vertheidigung, 
sondern der Inbegriff sämmtlicher auf den Personen- und 
Saehentransport sich beziehenden Thätigkeiten des hiefflr 
bestimmten Personales eine Eisenbahnnnternehmung zu ver- 
stehen, da aber die Verschiebung voo Waggons auf Bahnhöfen 
eine nothwendige Voraussetzung zu diesem Transporte bildet, 
so macht diese Verschiebung auch einen ßestandtheii uod 
ein Zugehör dieses Eisenbahnverkehres aus. 

Wenn min bei einer solchen Verschiebung von Waggons 
eine Körperverletzung einer PerüOü erfolgt ist, so mnss die- 
selbe als im Eisenbahuv( i'kehre ertblgt angesehen werden, 
und hat das eben erwaliiite EiseubahnhatipÜichtgesetz in 
allen seinen Bestimmungen, daher auch in jenen im § 3 an- 
geführten zur AnwenduDg zu gelangen. 

Es ist sonach die Competenz des erkennenden Gerichtes 
sächlich und örtlich begründet. Ist nun aber mit Bezug auf 
den vom Kläger in der Klage als factischen Klagsgrund an* 
geführten Vorfall dieser als Ereignung im Eisenbahnverkehre 
der belangten Bahn ge^chohen, so haftet sie fiir die dem 
Kläger durch diese Ereignung zugefügte schwere Körper- 
verletzung nach § 1 des obenerwähnten Gesetzes im Sinne 
der §^5 1325 bis 1327 a. b. ü. Ii., wenn sie uicht einen der 
drei, im § 2 des erwähnten Gesetzes angeführten Befreiungs- 
gründe für sich anführen und beweisen kann. 

Die Belangte hat nun den einen dieser Befreiungsgrttnde 
von diesen ihrer Haftung zur Geltuug gebracht, indem sie 
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behauptet udcI zu beweisen an<?etragen bat, dass der Kläger 
hieb die, am 2. Juni 1891 beim Wagenverschieberdieoste 
am Bahnhofe in D. ihm zugestossene, von ibr zugegebene 
Körperverletzung durch sein eigenes Verschulden zugefügt 
habe, indem er zuwider der Vorschrift für den Verschub- 
dienst, die er als Wageoschieber genau kennen musste, am 
Bahohofe in D. zwisehen die heranrolienden Waggons 
20.136 und 91.162, welohe er mit eioer am 19. Geleise 
stUlsiebenden Partie Wagen zu verkuppeln hatte, und diese 
Wagenpartie in einem Augenbiieke ins Geleise trat, als die 
beiden erstgenannten Waggons eben noch im Rollen waren, 
was nicht nur vorschriftswidrig war, sondern was er auch als 
g«^fUhrlich einsehen rnnsste, und dass es nur durch diesen 
vorschriftswidrigen und gefährlichen Vorgang des Klagers 
geschehen ist, dass derselbe durch den Anprall des Wageos 
442 an die beiden vorher abgestosseoen Wagen 91.162 und 
1/0.136, welehe mit dem am 19. Geleise bereits siebenden 
Zugstheile m verkoppeln waren, za Falle kam und in seiner 
Batblosigkeit mit der linken Hand zwischen die Pufifer des 
Waggons 26.481 und des Waggons 20.136 gerietb, sich hier- 
durch die Zerquetschung der linken fiand zuzog und sich bei 
dieser Gelegenheit auch die rechte Hand verletzte. 

Diese das Verschulden des Klägers nachzuweisen be- 
stiraraten Thatsachen hat die belangte Hahn unter Beweis 
gestellt lind diesbezüglich die Vernehmung von Zeugen be- 
iiiilragt, und eventuell dem Kläger den irreferiblen negativen 
Hanpteid aufgetragen. 

Die beantragte Yernebmnng der Zeugen ist nun fdr die 
Belangte gftnzlieh resnltatlos gewesen, indem keiner der 
einvernomnaenen Zeugen anzugeben vermoebte» wie der frag- 
liche Vorfall sich zutrug. 

Nur ein Zeuge, Franz P., hat erhebliches, allerdings 
nicht für die Belangte GünstigeSi ausgesagt, wie später des 
Nähereu erörtert weideu wird. 

Nachdem nun das Zeugenverhör kein für die Belangte 
günstiges Kesuitat ergeben hat, konnte auf den über die 
Thatsaehe, aus welcher sieb der Befrei ungsgr und der Be- 
langten ergeben seil, dem £l8ger irreferibel aul^etragenen 
Haapteid gar nicht mehr reflectirt werden, weil, wie sich 
sehen aus der Erzählung des Vorfalles seitens beider Theile 
ergiebt, und wie auch ?on einem Theil der abgehörten, von 
der Belangten in Antrag gebrachten Zeugen bestätigt worden 
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ist, der Anprall des Waggons 442 ao die beideu Wi^eii y 1.162 
und 20.136, welchen der erstere nacbgestossen worden ist, be- 
vor dieselben noch mit dem auf dena 19. Geleise gestandenen 
Zugstheile^ dessen erster Wagen der Waagen 26.481 war, ver- 
koppelt worden waren, die beiden Wagen 91.162 und 20.136 
in Bewegung setzte, wodurch der durch diese Bewegung ge- 
troffene Kläger zu Falle kam und Verletzungen an der linken 
und rechten Hand erlitten hat, und sonach das vorzeitige 
Kacbstossen des Waggons 442 und dieser Anprall desselben 
an den Wagen 91.162 diejenige Ereignun^ im Eisenbahn- 
verkehre war, durch welche der fragliche Unfall die Körper- 
verletzung des Josef W, zu Stande kam. 

Nicht das vorschriftswidrige oder gefährliche Hineiüireten 
des Klägers in das 19. Ueleise zwischen den auf demselben 
stehenden Zugstheil und die auf diesem Geleise schon ruhig 

festandenen oder heranrollen den Wagen 91.162 und 20.136, nicht 
as Kusammenkuppeln der Waggons 20.136 und 26.481 haben 
im eoncreten Falle die Körperverletzung verursacht, sondern 
das vorerwähnte vorzeitige Nachstossen des Waggons 442 
und dessen Anprallen an den Wagen 91.162. Auch wenn 
selbst die Wagen 91.162 und 20.136 auf dem 19. Geleise, 
wie der Klä^rer behaupt»^t, schon ruhig gestanden wären und 
Josef W. die Ankuppelung der Waggons 20.136 und 26.481 
im (ieleise zwischen den Wagen 20.131) und 26.481 oder 
sogar von der Seite aus vollzogen hätte oder volJzieheu 
wollte, hätte infolge des Anpralles des Waggons 442 an 
den Wagen 91.162 der eingetretene Unfall eintreten können. 

Es konnte demnach, weil das erwähnte, wenn auch vor- 
schriftswidrige und immer gefährliche Hineinterten des Klägers 
zwischen die erwähnten Eisenbahnwaggons, wie Belangte be- 
hauptet, aber durch Zeugen nicht erwiesen hat. nicht im 
Causalnexus zur Körperbeschädigung steht, auch auf den 
hierüber aufgetragenen Haupteid nicht eingegangen werden. 

Üm sich vou der Ual'tpflicht zu befreien, hätte nun die 
Belangte nachzuweisen gehabt, dass das vor/.eitige Nacii- 
Stessen und der erwähnte Anprall des Waggons 442 durch 
Yersehulden des Klflgers vor sich gegangen ist; sie hfttte zu 
beweisen geht^t^ dass der die Verschiebung leitende Be- 
dienstete im Sinne des Punktes 11 ihrer der Einrede beiliegenden 
Instruction fttr den Yerschubdienst das Nachstossen des Waggons 
442 erst zu jener Zeit veranlasst habe, wo die Ankuppelung 
der Wagen 20.136 an dem auf den 19. Geleise stehen dea 
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Zugstheile sdhon beendet war und diese BeeodigUDg ron 

dem die Verschiebung leitenden Beamten gegeben ward, 
oder dass der Kläger selbst das 8igDal zum Nachstossea des 
Waggons 442 gegeben habe. 

Durch diesen Nachweis wäre dann die Anuahnie ge- 
rechtfertigt gewesen, dass die Verunglückung des Kläffers 
durch einen uoabweodbaren Zufall oder durch eigenes Ver- 
sebnldeo des Klägers gesehehea ist. 

Die Belangte hat nun aber diesen Beweis in keiner Weise 
erbracht, indem weder die abgehörten Zeugeo Thatsaeheo 
bestUigt haben, woraus ein Verschulden desKifigersan dem vor- 
zeitigen Nachstossen des Waggons 442 hervorgeht, noch die Be- 
langte von dem Haupteide über solche ein diesfälliges Verschulden 
des Klägers begründende Thatsache Gebrauch gemacht hat. 

Zwar hat der obei wähnte Zeuge Franz P. bestätigt, dass 
er, wie der letzte Wagen oder die letzten Wagen auf dem 
19. Geleise über seine Veranlassung uachgestosseo wuidu, 
laut gerufen habe „19" und dass der eirca 60 Sehritte 
TOD ihm entfernt gestandene Kläger, den er Hbrigens zur 
Zeit des Unfalles gar nieht sah, diesen lauten, vernehmbaren 
Ruf hören musste, weil, was allerdings sonderbar und merk- 
würdig begründet wird, die Luft rein war; allein die Aus- 
sage dieses im Dienste der belangten Bahn gestandenen oder 
noch stehenden, nicht erwiesenermaassen von alier Verant- 
wortung freien Zeugen kann den dem Vorerörterten gemäss 
erforderlichen Beweis umsoweniger ersetzen, als hieraus 
uicht hervorgeht, dass bei Nachstosbuug des Waggons 442 
alle instructionsmässigeu oder auch nur selbstverständlichen 
Vorsichten beobachtet worden sind* 

Bs ist sonach die Haftpflicht der belangten Bahn fQr die 
fragliche Körperverletzung festgestellt. 

Aus den Aussagen der beiden sachverständigen Zeugen 
Dr. Josef B. und Dr. Eugen K. geht hervor, dass der 
Kläger infolge der ihm durch den erwähnten Eiseubahn- 
unfall zugefügten, als schwere sich darstellenden Körper- 
verletzung in B. im Spitale durch ungefiihr zwei Monate 
krank lag, dass zahlreiche operative schmerzhafte Eingriffe 
in die verletzten Hände gemacht werden mnssten, dass die 
Wunden an der rechten und linken Hand schmerzhaft und 
schwer heilbar waren und insbesondere die linke Hand ganz 
unbrauchbar wurde, da wiederholt Enochenstacke und Weich- 
theilfetzen abgetragen wurden. 
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Die ärztlichen Sachverständi^^f^n Dr. T. und Dr. H. haben 
nach genauer UntersuchuDL:^ des Klägers, der auch zur ün- 
tersuchongszeit so unbeholfeD gefunden wurde, dass er nur 
lüii Schwierigkeiten und unier Nachhilfe die Kleidungsstücke 
ablegen konnte, ihr Gutachten fiber den gegenwärtigen 
kOrperlißben Zusta&d des ElSgers dahin abgegeben, dftss: 

1* Eine VeriiDstaltoDg und YoUfitindige Unbraoehbarkeit 
der linken Hand infolge der Zertrümmeruog der Handwurzel 
nnd Mittelfingerknochen vorhanden sei, dass 

2. eine Steifheit iu der rechten Handwurzel und in den 
Fingergelenken des rechten Zeigefingers infol<re von Quet- 
schung und Kuocbenbruch der rechten Mittelhand zu con- 
statireu sei, und dass weiters 

3. eine weitere Folge der Verletzung eine geringe 
Kräften t Wicklung der ganzen recliten Gliedma^sseo ist, dass 
die Yerftadeningen an der linken Hand einem vollitttndigen 
Yerlnst derBelkMdn entsprechen und die Veränderungen an 
der reebten Hand so beschaffen sind, dass dieselbe zu jeder 
stärkeren Kraftentwieklung, sowie auch zu allen feineren 
Handgriffen ungenügend erscheint. 

Der Untersncbte sei daher zu jeder mit Handarbeit ver- 
bundenen BeRfliLiftifj;ung nur in sehr i^pijugem Maasse ge- 
eignet, sei vielmehr iu seinem Erwerim hauptsächlich auf 
die gesunden unteren Gliedraassen angewiesen, also beispiels- 
weise zu Botendieusteu verweiidbar. 

Die Erwerbsfähigkeit des Klägers sei eine sehr be- 
schränkte und sei die Arbeitsfähigkeit fQr immer beein- 
trächtigt. 

Es ist somit durch dieses Gutachten erwiesen, dass die 
Arbeits- und mithin ErwerbsfUhigkeit des Klägers derzeit 
und für alle Zukunft als eine minimale und beinahe srleich 
einer dauernden Arbeits- und Erwerbsunföhigkeit, hervor- 
gerufen durch den erwähnten Unfall, anzusehen sei. 

Mit Eücksieht auf die erwähnten Aussagen der sach- 
verständigen Zeugen uud dieses Gutachten der ärztlichen 
Sachverständigen erscheint der vom Kläger geforderte Be- 
trag des entgangenen und entgebenden Verdienstes mit 
25 a pro Monat umsomehr als angemessen, als der Be- 
trag Ton 25 fl. dem normalen Betrage desjenigen Einkommens 
pro Monat entspricht, den sich ein in gleichen Yerhältnissen 
nnd gleicher Bildungsstufe stehender Arbeiter gewöhnlich ver- 
dient und als der dem Kläger für die Folge abgehende Ver* 
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dienst angesehen werden könne. Das beanspruchte Schmerzen^* 
sreld mit 4000 fl. ö. W. kann mit Rücksicht auf die von> 
Kläger ausgestandenen, durch die Aerzte Dr. B. und Dr. K. 
als Zeugen bestätigten Schmerzen, welche bei der langsamen 
Heilbarkeit der Wunden, auch lange daut rteu, nicht als zu 
hoch betrachtet werden, zumal wenn noch die gänzliche Defor- 
mität der linken Hand des Klägers berücksichtigt wird, rück- 
flicbtlieh deren Misagestaltung derselbe nach § 1326 a. b. G. B, 
ebenfalle ersatzaneproehbereehtigt erscheint and welche noeb 
fort nnd dauernd den Sebmerzen ähnliche Gefühle und Em- 
pfindungen in den Verletzfeen hervorzurufen geeignet ist. 

Was jedoch die vom Kläger begehrten Alimentations- 
beträge per 35 t\., 45 fl, beziehungsweise 55 Ü. monatlich und 
die Wohnungszulage per 100 fl., 120 fl. und 125 fl. anbetrifft, 
so konnten ihm diese nicht zuerkannt werden, weil er einei) 
Anspruch aut Avancement und Eintritt in diese höheren Be- 
züge nicht nachgewiesen hatte, dieser Eintritt auch von vielen 
Veranssetzungen abhängig ist, deren ürfQllnng weder naeb<^ 
gewiesen wird, nocb leicht nachweisbar ist, and weil so daa 
dtesftllige Begehren unbegründet erscheint. 

Tom Schmerzensgelde konnten Zinsen nicht zugesprochen 
weiden, weil der Betrag desselben nicht feststand und erst- 
richterlich auch nicht festgestellt werden konnte, dagegen 
wuiden Zinsen von dem dem Kläger bisher entgangenen Monats- 
loha, welcher ihm gebührte und liir de.ssen Ersatz er ander- 
weitig Sorge tragen musste, zugesprochen. 

Ueber Appellation beider Theile imd das 0. L. G. ßrunn 
das erstgerichtliche ürtbeil hinsichtlich der ZurQckweisung 
der Incompetenzeinwendung zu bestätigen, in seinen übrigen 
meritorischen Theilen aber thells zu bestätigen, tbeils abzu- 
ändern, und in der Sache selbst zu erkennen: 

I. Die belangte N.-Bahu ist schuldig, dem Kläger zu 
befahlen : 

a) ünbedincrt den Betrag von 29 fl. 70 kr. als f.nhn- 
ectgang für die Zeit vorn 2. Juni 1891 bis 13. >«ovemi>'^r 
1891 sammt 5 Procent Zinsen vom 1. Mai 1893, als dem 
Kiagstage ; 

h) den Betrag per 78 fl. 30 kr. als weiteren Lohn- 
entgaug ftkr diese Zeit sammt 5 Proeent Zinsen seit dem 
1. Mai 1893, als dem Klagstage, wenn der Kläger den ihm 
in der Bapiik aufgetragenen irreferiblen Haupteid dabin 
ablegt: 

IlMatakBiwM« SalMiMMnRSB. IM«. Iß 
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„Es sei seines Wissens und Erinneriis nicht wahr, das» 
ihm TOD der Erankencasse der N.-Bfthn für die Zeit, während 
welcher er sich in Spitalsverpflegung befand, d. i. vom 
2. Juni 1891 bis einschh'esslich 31. Juli 1891, das halbe 
Krankengeld ä 24 kr. pro Tag, d. i. für 60 Tage zusammen 
14 fl. 40 kr. und für die Zeit vom 1. August 1891 bis zum 
13. November 1891 das ganze Krankengeld a 48 kr. pro 
Tag, d. i. lür 80 Tage per 38 fl. 40 kr. aubbezahit wurde, 
und dass die genanote Xnmkeneasse ausserdem fQr ihn die 
Spitalsverpflegskosten per 25 fl. ßO kr. bestritten habe." 

Dem Kilver steht es frei, diesen Eid aneh nnr bessQglieh 
einzelner der angeführten drei Posten (14 fl. 40 kr., 38 fl. 
40 kr. und 25 fl. 50 kr.) abzulegen. 

Leert derselbe den Eid nicht oder nur beziijrlich ein- 
zelner TheiJe ab, so wird er in ersterem Falle mit dem Be- 
trage per 78 Ü. 30 kr., in letzterem Falle mit einem deu- 
jenifiren Posten, rtlcksicbtlich welcher der negative Eid nicht 
geöciiworen wurde, gleichkommenden Betrage sammt 5 Pro- 
eent Zinsen vom Klagstage abgewiesen, und ist die Geklagte 
im zweiten Falle lediglieh schuldig, dem Kläger den vom 
Betrage per 78 fl. 30 kr. sich ergebenden Best, welcher den 
eidlich nrgirten Posten entspricht, sammt 5 Procent Zinsen 
vom Klagstage biniien obiger Frist bei sonstiger £xecQlion 
zn bezahlen; 

c) unbedingt den tJetrag von 20 Ü. für jeden Monat für 
die Zeit vom 1. Februar 1893 bis zur Rechtskraft dieses 
obergerichtlichen Urtheiles sammt 5 Proceut Zinsen, and 
zwar von der Geaammtsumme der vom 1. Februar 1893 bis 
zum 1. Mai 1893, als dem Klagstage, an Lohnentgang auf- 
gelaufenen Ersatzbetr&ge, Tom Kla^stage und Ton den seit 
1. Mai 1893 weiterlaufenden monatlichen Brsatzbeträ^en per 
20 fl. vom 1. eines jeden der folgenden Monate, als dem 
Tage ihrer Fälligkeit, ab berechnet, ferner an Schmerzensgeld 
den Betrag von 1500 fl. 

II. Die belangte N.-Bahn ist weiters schuldig, dem 
Khii^fr für die Folge vom Tao^e der Rechtskraft dieses Er- 
keuuLuisses ab für die Lebensdauer einen monatlichen Er- 
satzbetrag per 20 fl., und zwar den am Tage der Rechts- 
kraft diebes Urtheiles bis zum ersten Tage des nacMolgeudeu 
Monates von dem Monatsbetrage per 20 fl. entfallenden Be- 
trag am ersten Tage des der Rechtskraft dieses Urtheiles 
folgenden Monates, dann aber immer am 1. eines jeden 
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JMonates den gleichen Betrag per 20 fl. im vorhinein zu be* 
zahleD. Mit den übrigen AnsprQeben wurde Kläger abgewiesen, 

Grflnde: 

Die Appellation der Geklagten hält daran fest, dass 
über ihre Eiowendung die Klage wegen locompeieuz des 
Gerichtes zurtiekzu weisen gewesen wäre. 

Wenn aber auch die Ansehauung des ersten Richters 
nicht getbeilt werden kann, dass die bei der Tagfahrt am 
14. M&rz 189i erhobene Einwendung des ungehörigen Ge- 
richtsstandes als verspätet anzusehen sei, weil nach dem 
Hofdecretft vom 27. Juli 1792, J. G. S. Nr. 36, welches 
nach § 7 des Summarpatentes auch auf den vorliegenden 
Fall Anwendung findet, die exceptio fori deelinatoria bei der 
ersten Tagfahrt, bei welcher beide iheiie erscheinen, die 
also vor sich geht, angebracht werden rauss, der Tagfahrt 
vom 14. März 1094 aber nur eine einzige Tagfahrt vorher- 
ging, d. i. jene, bei welcher nur der Tertreter der Geklafften 
erschien und dem Kläger das Ausbleiben nachsah, uod welche 
daher als eine vor sich gegangene Tagfahrt im Sinne des 
citirten Hofdecretes nicht betrachtet werden kann, so stellt 
sieh die erwähnte Einwendung doch als völlig unbegründet dar. 

Denn nach § 3 des Gesetzes vom 5. März 1869, ß. G. Bl. 
Nr. 27, können Klaj^en auf Ersatzleistungen, welche auf 
Grund dieses lie.setzt\- erhoben werden, nach der Wahl des 
Klägers nicht bloss bei dem Handelsgerichte, in dessen 
Spreiigel die geklagte ünternehmung ihren Sitz hat, soudefn 
Anch, wie im vorliegenden Falle, bei jenem Handelsberichte, 
beddiuugsweise Gerichtshof erster Instanz als Handelsgericht 
eingebracht werden, in dessen Sprengel die dem Ersatz- 
ansprüche zugrunde liegende Ereignnng eingetreten ist 

Als auf Grundlage des erwähnten Gesetzes eingebracht 
wird nach § 1 desselben eine Ersatzklage jenen Falles zu 
betrachten sein, wenn dem geltend gemachten Ersatzansprüche 
eine Ereignung im Verkehre einer mit Anwendung von 
Dampfkraft betriebenen Eisenbahn, durch welche die körper- 
liche Verletzung oder Tödtung eines Menschen herbeigeführt 
wurde, zugrunde liegt. 

Eine solche Ereignung liegt 7or, nnd besteht dieselbe 
darin, dass beim Versehieben von Eisenbahnwaggons, also 
bei einer Verrichtung, welche die Geklagte in ihrer Appel- 
lation selbst als einen Act des Eisenbahnverkehres bezeichnet, 

16* 
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der hierbei beschäftigte Kläger von einem Waorgon nieder- 
gestosseo wurde, mit den Händen zwischen die f ufter gerieth 
und körperliche Verl^^tzungen erlitt 

Die Deuiüü^, welche die Appellation dem Worte „Er- 
elgnoDg" giebt, dabin gehend, es sei hieranter nur eio ansser- 
ordeDtliqhes, anormales, den Baboverkehr stOreodes 7or- 
kommniss za verstehen, welebes ans der AusseraehUassun^ 
der beim Betriebe durch Dampfkrafl zur YerhOtong von 
Ünglücksföllen erforderliehen Vorkehrungen entspringt^ ist 
willkürlich und offenbar unrichtig, da der Ausdruck „Er- 
eignung" jedes Geschehoiss oder Vorkommniss im Eisen- 
bahnverkehre, ohne Rücksicht darauf, ob dasselbe gewöhnlich 
oder nur ausnahmswf^ise vorkomme, und ob hiermit eine 
Verkehrsstörung verbuDden ist oder nicht, umfasst, und da, 
wenn unter Ereignung im Sinne des § 1 des Eisenbahnhaft- 
pfliehtgesetzes nnr ein ans der Aosseraditlassung der be* 
stehenden Torschriften^ aiso ein von der Bahn oder dem Per- 
sonale derselben verschuldetes Vorkommniss zu verstehen 
wäre, die in diesem Gesetze normirte Vermuthung, dass die 
Ereignung durch ein Verschulden der Unternehmung oder 
derjenigen Personen, deren sie sich zur Ausübung des 
Betriebes bedient, eingetreten sei, keinen Sinn und 
iteiuen W ertii hätte. Es erschemt somit dargethao, dass der 
vorliegenden Ersatzklage thatsächlich eine durch eine 
Ereignung im Eisenbahnverkehre herbeigeführte Verletzung 
des Elügers zugrunde liegt, und ist die Gompetenz des an- 
gerufenen Oeriehtes daher nach § 3 leg. cit. begründet. 

In der Sache selbst mnss dem Gerichte erster Instanz 
gegenüber den Ausführungen in der Appellationsbeschwerde 
der Geklagten darin beigepflichtet werden, dass es der letz- 
teren nicht gelungen ist, die im § 1 des Eisenbahnhaftpflicht- 
gesetzes normirte Vermuthung im Sinne des § 2 dieses Ge- 
setzes durch deu versuchten Nachweis zu entkräften, dass 
Kläger seinen Unfall selbst verschuldet hal e. 

TruUdem die Geklagte selbst zugiebL, dass der Un- 
glücksfall dnreh den Anprall des Waggons 442 an die Wagen 
20.136 und 91.162 und nieht durch die den letzteren Waggons 
(vor dem Anstosse des Waggons 442) noeh innewohnende 
eigene Fortbewegungskraft geschehen ist, erblickt sie doch 
ein Verschulden des Klägers darin, dass er entgegen der 
Vorschrift für den Verschubdienst, noch während der Be- 
wegung der Wagen 20.136 und 91.162 in das Geleise 
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'i&wisebeD diese und die stehende WageDpartie trat, uad 
dass er, alB er zum Falle kam, einen Halt an den PofilBr- 
seheiben suchte. 

Der letztere Vorwurf bedarf wohl keiner Widerlegung, 
da man einem von einem EisenbabnwajO'g-on niedercrestossenen, 
zwischen den Puffern betindlieiieii, daher in höchster Lebens- 
fjf^fahi schwebenden Manne wohl nicht zumutheu kann, mit 
Kuhe und Besonnenheit geeignete iStütz- und Anhaltäp unkte 
l'Ür seine HSnde zu suelien. 

Aber auch einen Beweis darüber, dass Kläger während 
de» HeranroIIens der oberwähnten zwei Wagen das Geleise be- 
tretenhabe, hat die geklagte Eisenbahngesellschaft nicht erbracht. 

Ein Geständniss dieses IJmstandes findet die Appellation 
in der Klugsdarstellung des Unfalles, allein mit Unrecht, da 
in den Worteu: ..in dem Augenblicke, als ich die näher- 
gerückten Waggons ankuppeln sollte", keineüwegs die Be- 
hauptung liegt, dass Kläger im Begriffe gewesen sei, die 
näher rückenden Waggons anzukuppeln, der Ausdruck „näher 
gerückt** weit mehr auf eine Beendigung der Bewegung 
schliessen lassen kdnnte. 

Der geführte Zeugenbeweis ist za Ungunsten der Ge- 
klagten ausgefallen, da keiner der Ternommenen Zeugen zu 
bestätigen Termochte, dass Josef W. während der Bewegung 
der Wagen 20.13G und 91.162 das Geleise 19 bereits be- 
treten habe. 

Bei dieser Sachlage konnte auf den von der geklagten 
Eiseobahniiuternehmuüg dem Kläger aufgetragenen irreferiblen 
Haupteid über den behaupteten Thatumstand nicht mehr 
erkannt werden, weil sieh letzterer zum mindesten als im 
höchsten Grade uDwahrsebeiniieh darstellt, daher die Toraus- 
Ketzungen, unter welehen ein irreferibler Haupteid aufgetragen 
werden kann, nicht vorliegen. 

Die Geklagte hat daher den Beweis, dass Elftger sich 
den Unfall selbst verschuldet habe, nicht erbracht. 

Die Ersatzpflicht der Geklagten ist daher nach §§ 1 
und 2 des Gesetzes vom 5. März 1869, R. G. B. 27, ge- 
geben, und deren Umtaug durch § 1325 a. b. 0. H. geregelt. 

Zwischen der Angabe des Klägers, er habe in «einer 
Eigenschaft als Verschieber seinerzeit einen monatlichen Ge- 
halt per 25 fl. bezogen, uud jeuer der Geklagten, nach welcher 
Kläger im Bezug eines Taglohnes per 80 kr. stand, ist; was 
die ßetraghöhe anbelangt, nur ein geringfQg^er Unterschied. 
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Da nun rlie Sachverständigen aus dem ärztlichen Fache 
erklärt haben, dass Kläger infolge der an beiden Händen 
erlittenen Verletzungen zu jeder mit Handarbeit verbundenen 
BeschitUiguüg nunmehr in sehr geringem Maasse geeignet 
und in seinem Erwerbe hauptsächlich auf die gesunden 
unteren Gliedmassen hingewiesen ist, und somit die Erwerbs» 
iähigkeit des Klägers für immer eine sehr beschränkte ist^ 
eine vollständige Erwerbsunfilhigkeit aber dureh das von den 
Sachverständigen erstattete Gutachten nicht constatirt er- 
scheint, vielmehr ans der eigenen Angabe des Klägers hervor- 
geht, dass er der Zeit vom 13. November bis ol. Januar 
1H93 bei der geklagten Eisenbahnunternehraung den Dienst 
eines Fahrkartenabuehraers versehen konnte, so lag kein 
Grund vor, den von der Belaugteu aus dem Titel des Lohn- 
eotgauges zu vergütenden monatlichen Betrag in der vollen 
Höhe des zuletzt von dem Kläger als Wagen versehieber be- 
zogenen Lohnes zu bemessen. Es wurde daher in Statt- 
gebung der Äppellationsbesehwerde der Geklairten der 
mouatlicbe Ersatzbetrag auf 20 ü., d. i. auf circa 80 Proeent 
des vor dem Unfälle bezogenen Lohnes herabgesetzt. 

Dies ergiebt für die Zeit vom 2. Juni 1891 bis 13. No- 
vember 1891 den Betrag per 108 IL, wovon angeblich 
48 fl. 30 kr. bereits durch die Krankencasse der N.-Babo 
gezahlt wurden. 

Da die Angaben der Geklagten über die durch die Betriebs- 
krankencässe erfolgte Zahlung der Krankenunterstützung den 
Vorschriften der §§ 6 uod 8 des Gesetzes vom 30. März 1888^ 
B. G. B). Nr. 34, sowohl rOcksichtlich der Art und des Aus- 
maasses als auch rfieksiehtlich der Dauer der Krankenunter- 
stützung genau entsprechen, daher die Wahrscheinlichkeit fttr 
sich haben, die geklagte N.-Bahn ein von der Betriebskrankencasse 
dieser Unternehmung ganz verschiedenes Reehtssuhjeet ist, und 
der Vorstand der genannrf' n Eisenbahnactiengesellschafr i Art. 23'? 
H. G. B.) nicht noth wendig auch von den Geschälten dt-r 
Bet^ieb^krankencasse Kenntniss haben muss, so 55tellt sieh 
die Liquidstellung der Abzugspost per 78 ti. 30 kr. durch 
■ den dem KiSger aufgetragenen irreferiblen Haupteid als zu- 
läs:>ig dar, und musste der Appeiiatioasbesehwerde der Ge- 
klagten in dieser Richtung stattge/^eben werden. 

Auch die Bemessung des Schmerzensgeldes mit dem 
vollen von dem Kläger beanspruchten Betrage per 4000 iL 
bietet der Beklagten Gruod zur Beschwerde, weil, wenn. 
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auch durch die Aussage der Zeugen Dr, Jose!" B. und 
Dr. Kugen K., ausser Zweifel gestellt erscheint, dass Kläger 
durch längere Zeit grosse Schmerzen auszustehen hatte, und 
es geboten erfieheint, dem Verletzten dnreh die Zuerkennung 
eines namhaften Geldbetrages die entspreehende Sühne für 
das durch fremdes Verschulden Ternrsachte Leiden zu ge- 
währen, so steht doch der Betrag per 4000 fl. hiermit und mit 
den Lebensverhältnissen des Klägers in keinem Verhältnisse, 
and würde der Zuspruch einer so hohen Summe die Natur 
einer unbegrün rieten Bereicherung des Klägers an sich tragen. 
Es wurde daher das Schmerzensgeld von 4000 auf 1500 fl. 
herabgesetzt. 

Was die Appellation des Klä^2[ers anbelaugi, hiellt sich 
dieselbe als unbegründet dar, da Appellant als Wagen- 
schieber im Dienste der geklagten Eisenbahnunternehmung, 
kein Becht auf bleibende Bedienstun^ bei derselben 

und auf Beförderung in eine bessere honorirte Dienstesstelle 
hatte, und die Vermuthung, er würde, wenn sich der Unfall 
nicht ereignet hätte, im Dienste der N.-Buhu geblieben 
und im Wege der Beförderung die im Klagstitel ange- 
führten rrpbaJtsstufen und Wohnung.s/.nlageu erreicht haben, 
mit Rücksicht auf die vielen Zufälligkeiten, von welchen das 
Eintreffen dieser Vermuthung abhängig erscheint, der Be- 
messung des dem Kläger künftig entgehenden Verdienstes 
(§ 1325 a. b. Q, B.) nicht zugrunde gelegt werden kann, 
und weil, was die von dem Appellanten begehrte Verzinsung 
des Schmerzensgeldes vom Klagstage betrifft, von einem 
Zahlungssaumsale des Schuldners insolange nicht die Bede 
sein kann, als die Forderang, welche nur im Wege des Ver- 
gleiches oder richterlicbeii Ausspruches liquid gestellt werden 
kann, ziffermässig nicht feststeht und die Schuld aus diesem 
Grunde nicht abgestattet werden kann. 

üeber die gegen diese Entscheidung eingebrachte ordent- 
liche Revisionsbeschwerde hat der 0. G. Ii. befunden, der 
Bevisionsbeschwerde des Klägers theilweise, und zwar nur 
insofern stattzugeben, als dieselbe gegen jenen Ausspruch 
des 0. L. G. gerichtet ist, noit' welchem der Kläger an Lohn* 
entgang, statt der in der ersten Instanz zuerkannten 25 fl. 
bloss 20 fl. monatlich zugesprochen erhielt, und dies- 
bezüglich, unter Zurückweisung der gegenständlichen Be- 
visionsbeschwerde, insoweit solche gegen das Urtheil des 
0. L. G. betreffs des Lohuentganges iur die Zeit vom 2. Juni 
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1891 bis 13. Novf^mher 18!tl hinsichtlich des Theiibetrages 
per 7S fl. 30 kr., sowie m AüsehuDjj des vSchmerzeDsgeldes 
gerichtet ist, beide untergencbtliehe Urtheile abzuändern und 
zu erkennen: 

Die belangte N.-Babn ist schuldig, dem Kläger zu 
bezahlen: 

u) unbedingt den Betrag per 56 fl. 3 kr. ftts Lohn- 
entgang für die Zeit vodh 2. Juni 1891 bis 13. Noirember 
1891 sarnmt 5 Proeent Zinsen seit dem 1. Mai 1893 

dem Klagstage; 

h) den Betrag per 78 fl. ?)0 kr. als weiterer Lohn- 
*5Dtgaüg für diese Zeit sammi 5 Prozent Zinsen seit 1. Mai 
1893 als dem Klagstage, wenn der Kläger den im ober- 
iandesgericbtlicheo Urtheile unter I h sententioDirteu Haupt- 
«id ablegt. Dem Kläger steht es frei, diesen Eid, zu dessen 
Antretung eine neue Frist von 14 Tagen von der Zustellung 
dieses Urtheiles an gerechnet wird, auch nur bezOglioh ein- 
zelner der dort angefahrten drei Posten (14 fl. 40 kr., 38 fl. 
40 kr.y 25 fl. 50 kr.) abzulegen. Legt er den Eid gar nicht 
oder nur bezüglich einzelner Posten ab, so wird er im 
ersteren Falle mit dem Betrage von 78 fl. 30 kr., im 
letzteren Falle mit eirn^n denjenigen Posten, rücksichtlich 
welcher der iieeative Eid nicht i^f^'^chworen wurde, gleich- 
kommeuaeu Betrage samiuL 6 Proeeni Zinsen vom Klagstage 
abgewiesen, dagegen die Geklagte lediglich zur Zahlunj? jenes 
von dem Betrage per 78 Ii. 30 kr. sich ergebenden Bestes 
»ammt 5 Proeent Zinsen vom Klagstage binnen obiger Frist 
hei sonstiger Exeeution verpflichtet sein, welcher den eidlich 
negirten Posten entspricht; 

c) unbedingt den Betrag von 25 fl. fflr jeden Monat für 
HÜe Zeit von 1. Februar 1893 bis zum Tage der Zustellung 
dieses ITrÜieil(\s saramt 5 Prot'(M!t Zinsen, und zwar von der 
(jesaramtbuiriiiie 'I^r vom 1. Februar 18U3 bis zum 1. Mai 
189') au Lotiueuigaug aufirelaufeneii Ersatzbeträge vom 
Kla^^stao:e ab. und von den seit 1. Mai 189:J weiter laufenden 
monatlichen Er.saLzbettägeu pe^' 25 ti. vom 1. eiues jeden der 
folgenden Monate, als dem Tage ihrer Fälligkeit, ab be- 
rechnet; 

d) für die Folge vom Tage der Zustelinng dieses Ur- 
theiles ab, für die Lebensdauer des Klägers Josef W. an 
Lohnentgang einen monatlichen Ersatzbetrag per 25 fl., und 
zwar Tom Tage der Zustellung dieses Urtheiles bis zum 
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ersten Tage dfts nächstfolirenden Mouates den von dem Mo- 
iiätäbeuage vou 25 Ii. euUalleuden Betrag am ersteu Tüge 
des dieser ZnstelluDg folgeodea Monates, dann aber immer 
am 1. eines jeden Monates den gleichen Betrag tob 25 ti 
im Torhinein. 

Gründe: 

Nachdem beide Untergerichte die Haftungspflicht der 
belangten Bahn für die dem Kläger zu^^estossene körperliche 
Verletzung im Sinne des Gesetzes vom 5. März 1869, 
B. G. Bl, Nr. 27, reeiitsiirältig ausgesprochen haben, be- 
schränkt sich die Ueberprüfung dieses Rechtsstreites auf das , 
Maass der dem Kläger nach den §§ 1324 und 1325 a. b. G. B. 
ffebQhrenden JBntsehftdigung. Kaeh diesen Gesetzesstellen ist 
die belangte Bahn zur ToUen Genogthnang verpflichtet und 
muss daher dem Elfiger nicht nur den positiven Schaden 
Tergflten, sondern auch nach Maassgabe seiner Erwerbs- 
unfähigkeit den ihm künftig entgehenden Gewinn ersetzen.^ 
In dieser Richtung hin erachtet sich der Kläger deshalb für 
beschwert, weil ihm der obere Richter statt des ihm erst- 
richterlich mit 25 fl. zugeäproch( üen monatlichen Alimen- 
tationsbetrages bloss 20 fl. zuerkannt hat. 

Dieser Beschwerdepunkt muss als Ijegi LiudeL aü^eseiieü 
werden, weil die geklagte Bahn nach dem eben angeführten 
Grundsätze zur vollen Genugthuung« daher zum Ersätze jenes 
Verdienstentganges, welchen der Beschfi^igte zur Zeit des 
Unfalles thatsächlich bereits gehabt hat, deshalb zu verhalten 
war, da durch das Gutachten der Sachverständigen eonstattrt 
erscheint, dass die Erwerbsfähigkeit des Klägers eine sehr 
beschränkte und seine Arbeitsfähigkeit für iramer beein- 
trächtigt ist^ andererseits die Anweisung des Klägers, weicher 
auch für den Unterhalt seiner Familie zu sorgen hat, in 
seinem Erwerbe auf die gesunden unteren Gliedmasseo, 
weil solcher dem Begriffe und dem Wesen der hier in Bede 
stehenden firwerbsi'ähigkeit durchaus nicht entspricht als 
ein Ersatz des Terdienstentganges, welcher der vom 0. L. G. 
vorgenommenen Bestringirung der höheren monatlichen Be- 
zfige dem Kläger entstehen wQrde, nicht angesehen werden 
kann, daher der vom ersten Richter diesfalls ermittelte 
monatliche Alimentationsbetrag von 25 11., welcher der Höhe der 
zur Zeit des Unfalles vom Klrio;cr bezogenen Entlohnung seiner 
Arbeit gleichkommt, als angemessen angesehen werden muss. 

SlMBlwluurMlMl. XnttebelduitKwt. isae. i 7 
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Im [Jebrigen ist das vom oberen Richter gefällte, das 
Weseu der Öaciie betreffende Urtheii diucii beme dem Ue- 
setze and der iieteDlage entspreehende BegrttDdoog geroebt- 
fertigt und ist die ävisioDsbeschwerde des ElSgers nieht 
geeignet, die von ihm begehrte gänzliche Wiedernerstellttiig 
des entgeriehtUehen ürtheiles wieder berbeizufahren. 

Nr. 68. 

Zur ReoursfOhrung gegMi die warn Schutze einer EiseniMiliii 4em Vtr> 
leiliungtwerber bergbehördlioh auferlegte Verpflichtung zu Betriebs- 
betchränkungen Ut nur dieser selbst und nicht ein zu demselben in 
einem Vertregsverbältnisee stehender benachbarter Bergbauuntemehmer 

iegitimirt 

(Entseheidung des V. G. H. vom 9. December 1896, Z. 6653.) 

In einem zwischen A. v. B. einerseits und der Firm« 
Gebrüder G. andererseits im Jahre 1871 abgeschlossenen 
^Verkaufs- und Kaufsvertrage wurde eine Demarcationslinie 
vereinbart, welche die Schurfgrenze zwischen dem R.'schen 
Bergbau bei 0. und dem von den Gebrüdern G. erworbenen 
Gruben- und Schurfterrain uächst P, uud U. iu der Weise 
zu bilden bat, dass £. nur berechtigt sein soll, östlich von 
dieser Linie im 0. Terrain za sebflrfen und Grnbenmaassen 
za erwerben, wogegen die Gebrfider G. verpfii(^tet sind, mit 
ibren Bergbanunternebmungen nächst P. und 0. diese Linie 
gegen Osten nicbt zu Qbersebreiten. Sollte es bei einstiger 
Maasseulagerung des einen oder anderen contrahirenden 
Theiles unumgänglich nothwendig werden, im Einverständ- 
nisse mit dem anderen Tbeile auch Maassen oder Theile 
derselbeu über diese Demarcationslinie hinüber in das rineh- 
barliche Feld zu strecken, so soll demjenigen conUaiiireüdea 
Theile, in dessen reservirtes Terrain diese Ueberlagerung der 
Demaroationslinie erfolgt, das Becbt zustehen, den Abbau 
in den in sein Feld gelästerten Maassentbeilen zu seinen 
alieinigen Gunsten zu betreiben, wogegen derjenige Theil, 
welcher seine Maassen über die Demarcationslinie hinüber 
streckte, auf die Ausbeutung der in das Nachbarfeld fallenden 
Maassentheile zu Gunsten des anderen contrahirenden Theiles 
verzichtet. Im Jahre 1891 suchten die Gebrüder G. auf 
Gruüd eines in der Gememde U. erzielten StemiiohieDauf- 
schlusses um die Verleihung eines Grubenfeldes an, mit einer 
solchen Lagerung, das — wie im FreifaiirungsproLoii.olle con- 
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statirt ist — zwei Dreieck© des angesprochenea Grubea- 
feldes über die DemarcatioDslinie hinaus in das dera B. re- 
servirto Gebiet fällt. Das erstere Dreieck ist von zwei Flügeln 
der im Eigenthume der N.-Bahn befindlichen Montanbahn 
lud Ton dor E.-B!laenbalm dorohzogen. 

Auf 0raad des Ergeboisses der Freifahrung sprach die 
Berghauptmannschaft in Wien im Einverständnisse mit der 
schlesischen Landesregierung die Zalässigkeit der erbetenen 
Verleihung mit dem Zusätze aus, dass die Verleih ungswerber 
verpflichtet seien, bei dem Bergbaubetriebe in dem be- 
zeichneten Giabenfelde zur Sicherheit der Tiber dasselbe 
führenden Eisenbahnen die im Erkenntnisse nktier bestimmten, 
beziehungsweise erst zu bestimmenden Öieherheitsmaassreijeln 
und Vorschriften, welche bich unter anderem auch auf das 
Ton der K. Eisenbahn noch zn erbauende zweite Geleise be- 
zogen, genau einzuhatten, wobei weiters ausgesprochen wurde, 
dass wegen der aus diesem Anlasse etwa nothwendig werden- 
den Beschränkungen des Bergbaues dem Bergbauunternekmer 
gemäss § 5 der Ministerial Verordnung vom 2. Januar 1859, 
5. G. BI. Nr. 25, kein Anspruch auf Entschädigung gegen 
die Eisenbahn zusteht. Die Verieihuugswerber haben dieses 
Erkenntniss nicht augefochten, wohl aber recurrirte die 
E/sche Berfifdirection in W. gegen die Verfügung, dass der 
BergbauuüLöiüehaiei' bezüglich der zum Schutze des zweiten 
Geleises der E. Eisenbahn dem Bergbaue aufzuerlegenden 
Sicherheitsmaassregeln keinen Ansprueh auf Entschädigung 
haben solle. 

Das Ackerbauministerium gab dem Recurse wegen 
mangelnder Legitimation der B.'schen Bergdirection zur 
Einbringung des Recurses mit der Begründung keine 
Folge, dass die mit dem Erkenntnisse der Berghauptmann- 
schaft in Wien normirten Betriebsbesehränkungen nickt 
der beschwerdeführenden Beigdirection, sondern den Ver- 
leihungswerbern als Unternehmern des zur Verleihung er- 
betenen Bergbaues aufgetragen wurden und bei dem Um- 
stände, als im Grunde des § 187 allgemeines Berggesetz 
immer, selbst im Falle der Verpachtung des Werkes, nur 
der Bergbauunternehmer allein der Bergbehörde für die 
Beobachtung der Berggesetze Terantwortlich ist, auch nur 
den Verleihungswerbern aufgetragen werden konnten. Gegen- 
über der Berufung der R.'schen Bergdirection auf den De- 
marcationsvertrag wird bemerkt, dass dieser Vertrag nur 

17* 
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Privatrechte unter den Contralienfen m befzrüüden im Stande 
ist, keineswegs aber auf die Stellung dieser Contrahenten 
dem vorliegeudeu YerieibuugsaD suchen gegenüber Einfluss 
zu nehmen vermag. 

Die dagegen beim V. G. H. erhobene Besehwerde wurde 
TOD dieseiD als UDbegrOndet zurflckgewiesen. 

Gründe: 

Aus dem Gesetze kann der Beschwerdeführer seine Le- 
gitimation zur Einbringung des Recurses nicht ableiten, weil 
in dem vorliegenden Falle lediglich die Firma Gebrüder G. 
als Verleibuiigrfwerberiu aulgeireten, daher der Berghehürde 
gegenüber gemäss § 187 allgemeines Berggesetz bezüglich 
des zu ?erleibendeD Grubenfeldes nur diese Firma als fierg- 
bauunterDebmerin anzuseheo ist und auch nur dieser die Er- 
füllong jener Bedingungen, unter welchen die Bergbehörde 
die Yerleihttug für zulässig erkennt, auferlegt werden kann, 
dann weil andererseits die primäre Erwerbung des Eigen- 
thuraes an den vorbehaltenen Mineralien innerhalb der 
Grenzen des verliehenen Grubenfeldes und das aus demselben 
fliesseiide Abbaurecht nur durch die Verleihung erworben 
werden kann, sonach der Beschwei (infülirer nicht behaupten 
kaitn, dass ihm aus dem Deraaicalions vertrage schon dermal 
ein solches concretes EigeDthumsrecbt oder irgend ein 
anderes gegen jeden Dritten wirksames dingliches Beeht 
zustehe. 

Dass dem BesehwerdefQbrer weiters auch die formelle 

Legitimation zur Becursfuhrung gegen das berghauptmann- 
^chafiliche Verleihungserkenntniss mangelt, ergiebt sich daraus, 
dass der bei der Freitahruug anwesende Vertreter der E.'schen 
Ber^direction der von dem Vertreter der Verleihuugswerber 
abgegetieuen Erklärung, gegen die Forderung der K. Eisenbahn 
keine Em Wendung zu erheben, rückhaltlos beigetreten ist, 
während es ihm zugestaudeu wäre, von demselben die Ver- 
tretung der dem EL aus dem mehrerwühnten Vertrage erwach- 
senen Beehte und die Geltendmaehung der auf dieselben ge- 
stützten Einwendungen zu begehren, im Weigerungsfalle aber 
gegen die Uebersebreitung: der Damarcationslinie durch die be- 
gehrte Massenlagerung Einspruch zu erbeben, in welchem 
Falle dann nach Maassgabe der §§ 61 und 62 allgemeines 
Berggesetz vorzugeben gewesen wäre. 
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Auf die nachträgliche Eingabe der B/sehen Bergdirection 
an das Befierbergamt in OlmQtz, worin auf die Priorität der 
Verleihung ge^emiber dem erst zu erb^nendeu zweiten Ge- 
leise der K. Eisenbahn hingewiesen wurde, war schon aus 
dem Grunde keine Kücksicht zu nehmen, weil es nach 
Inhalt des Freifahrnnffsprotokolles nicht richtig ist, dass sich 
der Vertreter dei Befgdireciiou rücksichtlich der Forderuiigeii 
des Tertreters der £. Eisenbahn eise Aenseerung vorbehalten 
hat Vielmehr hat sieh derselbe anedrQeklieh nur hinsicht- 
lich der Ansprüche des Vertreters der Montanbabn den Vor- 
behalten der Verleibungswerber angeschlossen, während der 
Vertreter der letzteren gegenüber den Ansprüchen des Ver- 
treters der K. Bahn einen Vorbehalt überhaupt nicht ge- 
macht hat. 

Aus dem Gesagten erbellt, dass die R.'sche Bergdirection 
zn einem Einsprüche gegen die Bedingungen der Verleihung 
nicht legitimirc i&l, und dass ihr aus dem Demarcations vertrage 
kein anderes Recht zusteht, als in dem Falle, wenn sie sieh 
durch ein Versftamniss des Verleihungs Werbers in ihren yer- 
tragsmftssigen fiechten verletzt erachtet» Abhilfe im ordent- 
lichen Rechtswege zu suchen. 

Nr. 59. 

Zustellung de» Enteignungterkenotnistet lediglich an den Sequester 
eiiiM Ffdeieommiteee. Die Anetrkennung der Qem^nnOtxIgkeit des Unter- 
nehmens nach Durchführung der Enieignungtverhandlung begründet 
keinen formalen Mangel des Verfahrens. Die Stockgelelse einer Eisen* 
bahn qualificiren sich wegen des Anschlusses an die Schleppbahn einer 
Zii€k«rfiibrik noeh niolit als privat«» Untarnabmen. 

(Entscheidung des Y. G. H. vom 18. Deeember 1896, Z. 6885.) 

Anlässlich der rom Ministerium des Innern bestätigten 
Enteignung einer zum Fideieomnaisse Ob. gehörigen Grund* 
fläche behufs Herstellung pin^»s Stockgeleises der N.-Bahn 
erhob der Kideicomniiisscurator und Secpiester die Be- 
schwerde beim V. G. H., weil 1. zu der Enieignungsverhand- 
lung nicht alle betheiligten Parteien, msbesoncieie nicht der 
Besitzer des Fideicommisses und der PoäteiitäLscurator ge- 
laden worden waren und das Enteignungserkeontniss nur 
dem Sequester des Fideicommisses zugestellt worden war; weil 
2. die Gemeinnützigkeit des Unternehmens erst nach Dorteh- 
fllhrnng der finteignungsverhandlung mit Brlass des Handels- 
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ministeriums vom 29. Januar 1895, Z. 70418, anerkannt 
worden ist, ohne dass über diebeö Moment eine Verhand- 
lung gepflogen worden wäre und ohne dass die betheiligten 
Gememdeu und di6 Bezirksvertretung darüber gehört worden 
wären; weil endlich 3. es sieh ni&% um eine der N.*Biibn 
obliegende Herstellang bendle, de das Stockgelelse, für 
welches die Enteignung erfolgte, lediglich für Zwecke der 
A. -Zuckerfabrik hergestellt werden soll. Der V. G. fl. hat 
die Beschwerde abgewiesen. 

(Gründe: 

Was den ad 1 erwähnten Besch wRrdepunkt anbelangt, 
so wurde derselbe, insoweit er die Ladung des Fideicomraiss- 
besitzers zur Loealeihebung betrifft, bei der öffentlichen 
Verhandlung zorfiekgezogen, es entflUIt daher seine Be- 
sprechung. Aber auch den In Betreff der Zustellung des Ent- 
eignungserkenntnisses geltend gemachten Mangel konnte der 
V. G. H. nicht für begründet halten, weil die Vertretung 
und Verwaltung des Fideicommisses durch die erfolgte Se- 
questration in die Hände des Fideicommisscnrators gelegt 
ist, und aus dera Umstände, dass in Angelegenheiten des Fi- 
deicommisses selbst eine Mehrheit von Personen zur Wahrung 
bestimmter Interessen berufen erscheint (Fideicommisscurator, 
Posteritätscurator), nicht gefolgert werden kann, dass jede 
dieser einzelnen Personen in Betreff der Zustellung, ins- 
besondere administrativer Entscheidungen, als Partei zu be> 
bandeln ist 

Ad 2. Es ist zwar richtig, dass die Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit des Unternehmens erst nach Durchführung 

der Enteignungsverhandlung erfolgt ist; allein auch hierin 
ist nach den Bestimmungen des Enteignun^sgesetzes vom 
18. Februar 1878, ß. G, Bl. Nr. 30, ein formaler Mangel 
nicht gelegen. Denn nicht nur schreibt das Gesetz den Zeit- 
punkt nicht vor, in welchem die Anerkennung der Gemein- 
nützigkeit des Unternehmens erfolgen müsse, sondern aus 
der Bestimmung des § 3t des citirten Gesetzes muss Im Ge- 
gentbeile gefolgert werden, dass die Anerkennung der Ge- 
meinnQtzigkeit auch nach durchgeführter Expropriations- 
verhandlung zulässig erscheint, da die citirte Gesetzes- 
bestimmung fQr Eipropriationsfalle, wie der vorliegende, die 
Dufehfühnin^ der Verhandhing Ober da? Ansuchen der 
Eiseobahuuuternehmung der politischen Behörde erster Instanz 
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ohneweiters überweist, während zur AnerkennuDg der Ge- 
meinnützigkeit des ÜDternehmens nur die oberste staatliche 
V erwaitUDgsbehörde berufen ist. Ks liegt auch nahe, dass die 
durch die Ezpropriationsverhaudlung zu Tage geförderteu 
Daten mit ein Material zur Beurtheiluug der Gemein- 
ntitzigkeit des CfDteniebmeDs bieten kOnoeD, so dass die Ent- 
scliIiesBUDg der berafeneii Behörde Aber die Frage der Ge* 
meinnUtzigkeit aus Gründen der Zweckmässigkeit den Er- 
gebnissen der Verhandlung vorbehalten werden kaDn. £ine 
Verhandlung mit den Parteien über die Frage der Gemein- 
nützigkeit der Unternehmung, specieU eine Anhörung der 
Gemeinde- und Bezirksvertretungen ist durch das Gesetz 
nicht vorgeschrieben. 

Zu dem ad 3 geltend gemachten Beschwerdepunkte ist 
aus den Acteu zu coubULireu, dass uacli dem GuUeiiteii der 
Experten die von der N.-Bafan. beabsichtigte YerÜlngening 
des Stockgeleises als für die Entwieklnog eines geregelten 
Verkehres, fEir die Beseitigung bestehender Gefahren nnd für 
die Entlastung der Bahnstation anlässlich von Militärzügen 
dringend geboten erklärt worden ist. Nach dieser Qualification 
des Unternehmens durch die Commision selbst muss die 
Ausführung der Beschwerde, als ob es sich um eine Anlage 
nicht der N.-Bahu, sondern um eine Anlage der A.-Zucker- 
fabi ik handeln würde, alä mit dem acteugemässen Thatbestande 
nicht übereinstimmend bezeichnet werden. Dabs das Geleise 
im Anschlüsse an die Schleppbahn dieser Zuckerfabrik und 
auch für deren Zwecke nnd für den durch sie bewirkten 
Yerkehr zn dienen hat, kann den Gegenstand des Unter- 
nehmens nicht als ein privates Unternehmen dieser Fabrik 
qualificiren. 

Nr. 60. 

Die EitMibaliR btftet IHr dm Sehadw, w«lfih«r durah die Aotfoigung 
•InM Gutes an dne vom Adrattstei» verschiedene Pereon entsteht 

(EntBoheidaDg des 0. G. U. vom '60. Deoember 1896. Z. U678, Be- 
st&tigiuig des ürtheiles des 0. L. G. Wieu ▼om 8. October 1896, 
Z. 12809» tfaeilweise Aenderung der Entscheidung des H. Qt, Wien vom 

7. JaU 1896, Z. 210649 ex 1895.) 

Die Firma H. 8. & Cie. in Sw. hatte der N.-Bahn am 
9. September 1890 zwei Kisten Schuh waaren zur Beförderung 
an die Firma B. & W. in W. abergeben. Diese letztere 



Digitized by Google 



— 248 

Firma sollte die Seodang wegen des swischeD Oesterreich 

und Rumänien bestehenden Zollkrieges, nicht direct, sondern 
über Driitschland nach Kumänien senden. Nachdem jedoch 
die Firma ß. & W. in W. der N. Bahn kurz vorher fto- 
gezeigt hatte, dass sie in dem Gesebüfte der Firma J. L. 
aufgegangen sei, wurdö die Sendung an die letztgenaiiute 
Fnm& avisirt und auch ausgefolgt. Die letztere Firma sandte 
nno die Sendung direet naen Barnftnien. Wegen des hohen, 
aaf Artikel österretehiseher Provenienz gesetzten Zolles, 
welcher den Werth der Sendung völlig oonsumirte, ver- 
weigerte der Empfänger in S. die Annahme der Sendung, 
wesnalb dieselbe seitens des Zollamtes verkauft wurde, 
wobei ein kaum die Spesen deckender Verkaofspreis erzielt 
wurde. Die Firma H. S. & Cie. in Sw., deren Factura infolge- 
dessen unbonorirt blieb, beanspruchte von der N.-Bahn 
den Betrag von 462 fl. 90 kr, als Ersatz des durch die un- 
richtige Veräeiiduug, beziehungsweise Ablieferung von Waarea 
zugefügten Schadens zu 4iezahlen. 

Das H. 6. in Wien erkannte die geklagte N.-Bahn 
schuldig, der klagenden Firma den Betrag per 462 fi. 90 kr. 
, abzüglich des Betrages per 422 Francs 10 Gentimes in 
bezahlen. 

Gründe: 

Von Seite der Geklagten wird zugegeben, dass die 
klägerisehe Firma die in der Klage erwähnten zwei Eisten 
b^ciiuhwaaren am 9. September 1890 der geklagten Bahn- 
gesellschaft zur Beförderung an die Firma K. & W. in W. 
fibergeben hat, und dass die Ansfolgung dieser Sendung in 
W. an J. L. erfolgte. Nachdem im Frachtbriefe die Firma 
R & W. als Empfanger bezeichnet erscheint und eine ent- 
gegengesetzte Disposition seitens der klägerischen Firma 
nicht getroffen wurde, war gemäss Art. 403 H. G. B. die 
Geklagte verpflichtet, das Frachtgut dem durch den Fracht- 
brief bezeichneten Empfänger auszuhändigen und ist für 
den durch die Unterlassung der Auslulgung des Frachtgutes 
an K. & W. in W. der klägerischen Firma verursachten 
Schaden verantwortlich. 

Die Berufung der Geklagten auf das Gircular, in welchem 
die Firma B. & W. der N.-Bahn anzeigte, dass ihr Geschfift 
dem Geschäfte des J. L. einverleibt worden sei, zur Becht- 
fertigung der Ansfolgung der Waare an J. L., erscheint un- 
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stichhältig; weil, wodd die als Empfänger im Frachtbriefe 
bezeicbnete Firma zur Zeit der Ankunft der Waare in W. 
Dicht mehr bestand, es Sache der Bahngesellschaft gewesen 
wäre, die klägerische Firma hiervon zu verständigen und 
deren Verfügung einzuholen, und der Vorgang, wonach von 
Seite der Bahn die Ausfoigung an einen anderen als den im 
Frachtbriefe bezeichneten Empfänger ohne Zustimmung des 
Absenders erfolgte, als ein vertragswidriger Aet sich darstellt. 
Üebri|^en8 geht aneh ans einem den Klageaeten beiliegenden 
Sehreiben der geklagten Bahn hervor, dass dieselbe noeh 
am 21. Kovember 1890, also nach dem der Klage zugrunde 
liegenden Fraehtgesehäfte, mit der Firma R & W. gesohäft- 
lich verkehrte. 

Durch die Unterlassung der Ausfolgung der Waare an 
ß. & W. seitens der Geklagten ist der klägerischen Firma 
ein Schaden erwachsen, welcher dem Facturenbetrage, re- 
spective-Werthe der Waare per 462 fl. 90 kr. abztighch der 
durch das Gutachten der Sachverständigen constatirten Zoll- 
beträge, welche bei der Beförderung der Waare via Deutsch- 
land erwachsen wären, nämlich 178 Francs 60 Centimes 
dentsch-österreichischen Zoll und 183 Francs 60 Centimes 
rumänisch-deutschen Zoll und abzQglieh der durch das Gut- 
achten der Sachverständigen erwiesenen Kosten der Naturali- 
sation per 60 Francs gleichkommt, und musste daher die 
geklagte Bahngesellschaft zur Zahlung dieses Betrages un- 
bedingt verurtheilt werden. 

Ueber die Appellation der klägerischen Firma hat das 
C. L. G. Wien das erstrichterliche Urtheil theils bestätigt, 



klägenschen Firma die eingeklagten 462 fl. 90 kr. zu 
be^hlen. 



Der Appellation der geklagten Firma kann nur in der 
Richtung stattgegeben werden, dass ihr die geklagte N.-Bahn 
den vollen Facturenwerth der Schuhwaaren per 462 fl. 90 kr. 
ohne jeden Abzug zu ersetzen hat. Die Ersatzpflicht der ge- 
klagten N.-Bahn ist schon in den Urtheilsgründen der ersten 
Instanz zutreffend constatirt. Der Sehaden, welchen die 
klagende Firma durch die unberechtigte Ausfoigung des 
Frachtgutes an J, L. erlitten nnd welchen die N.-£khn nach 
§§ 1295, 1323 und 1324 a. b. G. B. zu ersetzen hat, besteht 



theils abgeändert nnd erkannte 




Grflnde: 
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in dem vollen Factarenwerthe der Scbuhwaaren per 462 fl. 
90 kr. ohne jeden Abzug, weil die klagende Firma diesen 

Betrag, da sie zugestandenermaassen franeo Bahnhof H. ver- 
kaufte, erhalten hätte, und weil nach Art. 351 H. G. ß. der 
K-äufer die Kosten der Abnahme, die Fracht und den Zoll 
zu tragen gehabt hätte. Es ist also nicht gerechtfertigt, wenn 
im appellirten Urthelie der N.«Bahu nur die Zahlung des 
Facturenwertbes per 462 fl. 90 kr. abzüglich der Zölle und 
NatoralisatioDskosten per 422 Francs 10 GentimeB anferlegt 
wurde. In dieser Bichtung war also die angefoehtene Eot- 
Scheidung abzuändern. 

Ueber die Bevisionsbeschwerde der N.-Bahn hat der 
Oberste Gerichtshof das obergerichtliche ürthei! in seinem 
in Beschwerde 2:Pzogenen, die der N.-Bahn auferlegte Zahlung 
betreffenden ab indernden Ausspruche unter ünberührtiassung 
seines sonstigen Inhaltes zu bestätigen befunden. 

Denn wie bereits von den Untergerichteu festgestellt 
wurde, kann die seitens der Bahn erfolgte Ausfolgung der 
unter der Adresse der Furma R & W. eingelangten Waaren 
an J. L. nicht als gerechtfertigt gelten. Der darans fliessende 
Entschädigungsanspruch der Kiageifirma aber beruht auf dem 
Umstände, dass sie bei ordnungsmässiger Behandlung der 
Sendung durch die Bahn nach dem Einlangen der Waare 
in W. von dem hiesigen Auftraggeber die Bezahlung des 
Facturenbetrages erlangt hätte, so dass die auf die weitere 
Gebarung mit der Waarenseudung bezüglichen Ausfuhrungen 
der Revisionsbeschwerde sich der Klageürma gegenüber 
nicht als entscheideud erweisen, wobei übrigens zu be* 
merken ist, dass eine auf der Incorreetheit des damit in 
Verbindung stehenden Vorganges beruhende ünstatthaftigkeit 
der Beförderung über Deutschland wohl nicht die augen- 
scheinlich mit Bücksicht auf die hohen Zölle ganz nnthun* 
liehe directe Expedition nach Rumäoien, sondern das Unter- 
bleiben der ganzen Lieferung hätte zur Folge haben müssen, 
in welchem Falle die den Faetiirenwerth repräsentirende 
Waare verfügbar geblieben wäre. Auch der Umstand, dass 
die Firma S. & üie. behufs Erlangung der Zahlung sohin 
gerichtiichb Schritte wider J. M. eingeleitet hat, ist iür aich 
allein nicht geeignet, ihren Ersatzanspruch gegen die'N.-Bahn 
hinfällig zu machen, insolange nicht vorliegt, dass diese 
Schritte wirklich zu ihrer Befriedigung geftkhrt haben. 
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Entscheidungen ungariseher Gerichte, 

Nr. 61. 

Die Eitenbahn haftet bei einer Wagenladungssendung fUr die Gewichte' 
differenz, welche »ich in der Abgabsstation gegenüber dem in der Auf* 
gabMtation mitloltt einer Brückenwaage fesfgestellton Gewicht ergiebt, 
Mch dann, wenn die Sendung in der AbgabsstatloR mit einer Hand* 

waage verwegen wurde. 

(Entscheidung der königl. Garie vom 31. Januar 1896, Z. 1733; Be- 
stätigung def^ Urtheiles der Budapester königl. Tafel vom 26. September 
1894, Z. 5o579; Abänderung des Ürtbeiles des Badapeater VL königl. 
Beairkageriehte« Tom 1. December 1898, Z. 52412.) 

Von einer auf der N.-Bahn transportirten Wagenladung 
Oelkuchen, welche in der Aufgabsstation mittelst einer Brücken- 
waage abgewogen wurde, zeigte sich bei der Nachwaage in 
der Abgabsstation mittelst einer Handwaage eine bedeutende 
GewiebtsdifferenSy wegen deren Entsebädigung die genannte 
Bahn von dem mittelst Cession des Bmpfilngers legitimirten 
Au^eber geklagt wurde. 

Das ßudapester VI. königl. Bezirksgericht hat dieser 
Kla^e keine Folge ge<rebpn, weil gemäss § 68, Punkt 8, des 
Betriebsreglements die Eisenbahn nicht verpflichtet war, die 
Nachwaage in der Abgabs.station, wo sich keine Brückenwaage 
vorfindet, vorzunehmen, und die Gewichtsdifferenz aus der 
verschiedeueu ConstrucLiou der Brückec- und iiandwaagen 
umBomehr erklftrlieh ist, als der £läger weder behauptet, 
Docb weniger bewiesen hat, dass diese Differenz durch ein 
Verschulden des Bahnpersonales entstanden sei; endlich ist 
gemäss .§ 64 und 73 des Betriebsreglements . nur der Em- 
pfänger kiagebereehtigt. 



Digitized by Google 



m — 



Die kÖDigl. Tafel in Budapest hob dieses Urtheil auf 
und verurth eilte die geklagte Bahn zur Zahlung des Handels- 
Warthes f&r die erwlSrnte Gewiehtsdifferenz. 

Gründe: 

AiierdiDgs ist gemäss den §§ 64 uod 73 des Betriebs- 
reglements nach Uebernahme des Frachtbriefes nur der Em- 
piäuger aU üigenthümer der Waare uüd dalier üur er aiieiu 
zu einer diesfölligen Klage bereebtigt, doeh kann er diese 
BereebtiguDg auf wen immer, daher auch auf den Aufgeber 
öbertragen, was hier der Fall ist. Wenn die Bahn aber An- 
suchen der Partei eine Verwieguog der Senidung vornimmt 
und darüber einen Wägeschein ausstellt, so kann sie naeh- 
träglich nicht die Unzulänglichkeit der Wägevorrichtung ein- 
wendeü. Aus dem § 68, Punkt 8 des Retriebsreglements 
erheilt; dass die Bahn bei Wagenladungsgütern die Ver- 
wieffung nur dann vornehmen muss, wenn die Wäge- 
vorncliluü^eD in der betreffenden Station ausreichen, andeien- 
falls die Nachwägung dort zu geschehen hat, wo diese Vor- 
richtungen vorhanden sind. Hat die Bahn jedoch auch bei 
unzureichenden Wfigevorrichtnngen die Nachwägung vor- 
genommen, so kann sie diese Unzulänglichkeit nicht mehr za 
ärer Befreiung von der Haftpflicht vorschützen. Endlich 
enthält der citirte Paragraph keine solche Anordnung, dass 
die Nachwägung mittelst einer Waage gleicher Oonstructioü 
wie bei der ersten Verwiegung geRcheheu imlsse. 

Die köiiii^l. Curie bestätigte das zweitmsiaozliche Urtheil 
auä dessen Gründen. 

Nr. 62. 

Das Ausbleiben von einer Tagsatzung infolge eines Verkehrshindernisset 
auf einer Pferdebahn gilt als durch vis major verursacht, und kann sich 
die Partei zwtoks ReoMfertlgung ihres Veralunmitaw auf dmeii Um- 
stand berufen. 

(Entscheidunsr des Budapester königl. Handels- und Weohselgerichtes 
vom 8. Februar löÜ6, Z. ä:^ ex 1896; Abänderoag des UitheUes des 
Bndapeater TL kSnigl. Besirkflgeriohtes ▼om 18. November 1895, Z. 67687.) 

Ein zur bebtimmten Tagsatzungsstunde vorgeladener Ge- 
klagter hatte sich nachgewieseDermaassen dadurch Torspätet, 
dasB die betreffende Linie der Pferdebahn nmgepfiastert und 
er dadnreh am rechtzeitigen Erscheinen vor Gericht ver- 
hindert wurde. Die von ihm angesuchte Aufhebung des Gon- 
tumacialnrtheiles wurde von der Erkenntnissinstanz mit der 
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Moti?irung abgewiesen, dass ein Verkehrshinderniss auf der 
Pferdebahn keine vis major und tsomit keine Ausbleibens- 
recbtferti^ng bildet. Das Handels- und Weehselgericht als 
Appellseuät liess dagegen diese Keclitfertigung mit der Be- 
gründung zu, dass die Pferdebahn bei ihrem regelmässigen 
Betriebe ein solch gewöhnliches Terkehrsmittel in Stftdten 
bilde, dessen sieh der Beearrent im Hinblicke auf das recht- 
seitige Eintreffen zur Tagfabrt bedienen konnte, ohne im 
voraus erwägen oder gar befürchten zu müssen, dass er 
daran durch eine Strassenpflasternng verhindert werden könne. 
Das Coutumacialurtheil sei daher aufzuheben und eine neue 
Tagfahrt anzuberaumen. 

Nr. 63. 

Die im § 398 ungar. H. G. B. aufgesfellfe RecMtvermufhung, dass der 
Frachtführer und somit auch dfe Bahnanstalt für Schäden haftet, welche 
an einem anstandslos zum Transporte übernommenen Gute entstehen, 
hat aaoh dann zu gelten, wenn das Qut bei der Uebemahma nicht 
untersucht worden Ist und von der Partei der Beweis nicht erbracht 
wird| dass das Qut unbeschädigt zur Aufgabe gebracht worden ist, es 
wire denn, dass dia Bahnanttalt dar Partei ds» Aaf- und Atrfadan dat 
Qutas auf deren Qafahr firaehtvartragsmlkssig Überlasten hat 

(£Dt8cheiduug der Budapeater köniel. Gerichtstafel vom 14. Februar 1896, 
Z. III 61; BestätiguDg des Urtbeilea des Bvdapester königl. Gttiotita» 

hofps vom 16. October 1895, Z. 359, D; Abänderung des Erkenntnisses 
des Budapester VI. i£öuigl. Bezirksgeriehtes vom 20. April 1895, Z. 24623.) 

Die Firma W. Pb. N. & Cid. in B. hatte der N.-BahD 
am 20. October 1890 eine aus 92 Stück gusseiseroen Ma- 

sehinentheilen bestehende Sendung zur Beförderung an die 
Adresse des Georg N. in V. übergeben. Während des Trans- 
portes musste die Sendung wegen Heisslaulf uF^ des Wagen 
in der Station F. durch die Organe der Eisenbahn umgeladen 
werden. In der Station V. angelangt, übernahm Georg N. die 
Sendung gegen Berichtigung der darauf haftenden Gebfihren, 
entlad 43 StQck derselben aus dem Wagen, und sandte die 
restliehen 49 StQeke, ohne weitere Umladung im selben 
Wagen mit einem neuen Frachtbriefe im Namen der Firma 
W. Pb. N. & Oie. an Josef K. in M. Dort angelangt^ zeigte 
sich, dass ein Theil der Sendung infolge Bruches Schaden 
genommen hatte, worauf die Firma W. Ph. N. & Cie. die 
N.-Bahn auf Ersatz des mit 385 fl. bewertbeten Schadens klagte. 
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Das Budapester VI. königl. Bezirksgericht verurtheilte 
die ereklajo^te Bahn Verwaltung zum Ersätze des gerichtlich 
aul 323 Ii. 50 kr. herabgemiuderten Werthes der zerbroohenen 
EisenwaareD und wies die ElSgeria mit ihren Mehr- 
aDsprfleheii ab. 

Gründe: 

■ 

Im Laufe der Verhaudlung wurde bewiesen, dass die in 

Rede stehende, der geklagten Bahnanstalt seitens der Klägerin 
mitteist Frachtbriefes übergebeae Sendung von der Geklagten 
anstandslos überuummen worden ist. Es spricht daher die 
rechtliche Vermuthung dafür, dass die Sendung bei der Auf- . 
gäbe fehlerlos gewesen und der au derselbeu sich zeigende 
Schaden w&hrend des Transportes auf der Eisenbahn entp 
standen ist. 

Dieser Annahme gegenüber wftre es gemftss § 398 H. 6. B., 

dessen Bestimmungen die Eisenbahnen laut § 424 leg. cit. 
zu ihrem Vortheile nicht abändern dürfen, Sache der Bahn- 
anstalt gewesen, zu beweisen, dass der Schaden durch vis 
major, oder durch die natttrlichd Beschaffenheit der Waare 
Terursacht worden sei. 

Dieser Beweis ist aber der Geklagten nicht gelungen, 
da nach Aussage der hierüber einvernommenen Zeugen nach- 
gewiesen wurde, dass die Sendung aneh noch gelegentlich 
des Ausladens in der Station F. unbeschädigt gefunden wurde. 

Mit Rücksicht darauf nun, dass das Heisslsufen des 
Wagens vermnthlieh infolge sohnldbsren Vorgehens der Eisen- 
bahnorgane eingetreten ist, und die dadurch nothwendig ge- 
wordene Umladung durch die Organe der Eisenbahn besorgt 
wurde, mit Rücksicht darauf, dass nach dem Gutachten des 
einvernommenen Sachverständigen, die Beschädigung der 
Sendung eine Folge der fehlerhaften Einladung ist, mit Rück- 
sicht darauf, dass das von der Geklagten vorgelegte That- 
bestandsprotokoll als wahrscheinliche Ursache des Bruches 
das eigene Gewicht der Sendung angiebt, welche diese 
Wirkung aber nur infolge des durch die Organe der Eisen- 
bahn besorgten Einladens äussern konnte, ferner mit fiück* 
sieht darauf, dass es nach Angabe des Sachverständigen in 
den Eisengiessereien allgemeiner Brauch ist, Eisengusswaaren 
einer sogenannten Wasserprobe zu unterziehen, bei welcher 
Dothwendigerweise Fehler oder Brüche eriiannt werden müssen, 
sowie endlich mit Bücksicht darauf, dass die Versendung der 
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in Bede steh eu den Waaren immer in unverpacktem Zustande 
zu erfolgen pflegt, musste die Geklagte im Hinblicke auf die 
§§ 398) 424 und 425, letzter Absatz H. G. B., und gemäss 
§ 67 des zur Zeit des ein^etreteneo Sehadens geltend ge- 
wesenen Betriebsreglements in den Ersatz des von den Sach- 
Terständigen festgestellten Schadens verortheilt werden. 

Gelegentlich der tlber Appellation beider Theile statt- 
gehabten AppellationsverhandluDg constatirte der Bndapester 
königl. Gerichtshof, dass das Gericht erster Instanz auf den 
Thatbestaod der Klage nicht genügend eingegangen sei, nach- 
dem dasselbe auf den bereits damals sichergestellten, wichtigen 
Umstand, dass der erste Empfänger Georg N. von der am 
20. üciüber 1890 unter dessen Adresse eingelangten Sendung 
anslad nnd die restlichen 49 Stücke ohne weitere Umladuug 
im selben Wagen unter der Adresse des Josef JL in M. 
weitersandte, keine Bfieksieht genommen habe, üeberdies sei 
auch die Thatsache unberfieksichtigt geblieben, dass die Be- 
schädigung der Sendung erst gelegentlich ihres Eiintreffens 
in M. festg'estellt wurde. 

In der Äppellationseinrede selbst rnaehte die Gekla(?te 
geltend, dass die Haftung der Bahn Verwaltung aus dem mit 
der Firma W. Pb. N. & Cie. abgeschlossenen Frachtvertrage 
über die Beförderung einer Sendung Masehinentheile von B. 
nach V., gemäss § 410, Abs. 1 H. G. B., und gemäss ^ ü4, 
Abs. 4 B. B., mit der Ablieferung des Gutes in V. gänzlich 
angehört habe. 

Wenn daher die Sendung bei der Umladung in F. oder 
zufolge des theilweisen Ausladens in V. auch irgendwie be- 
schädigt worden wäre, so könne die Eisenbahn hiefür zum 
Schadenersatze nicht verpflichtet werden, weil der Adressat 
Georg N. die aus 92 Stücken bestehende Sendung gegen 
Bezahlung der Fracht ohne Einwand übernommen habe, und 
weil der Bruch bei einer unverpackten Waare keinen ver- 
borgenen Fehler im Sinne des § 410, Abs. 2 H. G. B., bilde. 
Angesichts dieser Einwendungen hat die klagende Firma 
ihren ?or dem Gerichte erster Instanz eingenommenen Stand- 
punkt Terlassen, und nunmehr ihren Entschädigungsanspruch 
auf den iu Y. abgeschlossenen neuen Frachtvertrag gestutzt 
und behauptet, dass der Schaden während des Transportes 
TOn V. nach M. entstanden sei. 

Das Appellationsgericht hat das erstrichterliche ürtheil 
aulgehoben und die Klage gänzlich abgewiesen. 
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OrfiDde: 

Die BeEufaDg der XlfigeriD auf § 3d8 des H. 6. E, 
woDftoh der Frachtführer Ukr den Schaden verantwortlieh 
ist, welchen die Sendung rem Momente der üeberoabme bis 
zur Ablieferung an den Empfänger erleidet, ist keine stich- 
hältige, nachdem der ümstaud nicht strittig ist, dass Georg N. 
die in V. zur Weitersendung aufgegebenen Waaren so in den 
Waggou einla<?erte, dass die Eisten bah noro;ane dieselben nicht 
untersuchen konnten und thatsächiich Lii]eh Dicht untersucht 
haben, und die Klägerin sich nur dann mit Eriolg aui den 
Art. 398 des H. Q. B. berufen könnte, wenn sie beweisen 
wfirde, dass die Sendung bei der Aufgabe in Y. unbeschädigt 
war. Diesen Beweis hat die Partei aber gar nicht versucht» 
und konnte denselben auch gar nicht anbieten, weil Georg N., 
wie Klägerin selbst zugiebt, die aufgegebenen Waaren nicht 
untersucht hat. Nachdem weiters Georg N. nach Auslösung 
des Frachtbriefes in V. sich zugegebenermaasseu mit seinen 
Leuten in den Waaefon begeben, aus der Sendung 43 Stücke 
ausgewählt und ausgeladen, und somit mit der Sendung raani- 
pulirt hat, und man aus einem Waggon nicht einen Theil 
der darin verladenen Sendung herausnehmen kann, ohne den 
abrigen Theil der Ladung zu berahren, und ohne deren Ge- 
fäge 2n lockern, so liegt die Mdgllehkeit nahe, dass die surOck- 
gebliebenen Gegenstände durch sieh selbst Sehaden erlitten, 
und konnte sonach auf die Aussage des von der Geklagten 
angebotenen Zeugen Georg N., er habe gelegentlich der in 
V. vorgenommenen Ausladung den im Wagen verbliebenen 
ßest der Sendung nicht berührt, keine Rncksicht genommen 
werden. Ueberdies musste dieser Zeuge als befangen ange- 
sehen werden, da er einerseits gleichzeitig als Empfänger 
und Absender er^icheint und andererseits die Klägerin den 
Procet« aus dessen Bechte führt 

Dass die Baho anstatt für die BescbfidigUDg der Sendung 
nicht verantwortlich ist^ ergiebt sieh aber auch daraus, dass 
- wie die Parteien es auch selbst zugegeben haben nach 
dem Gutachten des vom Gerichte erster Instanz einvernom- 
nipnen Sachverständigen die Beschädigunor der Sendung eine 
Folge der an derselben in V. vorirenorniiKiaen Manipulation 
Sem konnte, und die Klägerin eine von der Eisenbahn, be- 
ziehungsweise von deren Leuten zu vertretende Schuld nicht 
nachgewiesen hat uud das Heisslaufeu des Wagens em solches 
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Verschulden nicht begründet, da das Heisslaufen, abgesehen 
davon, dass ein solches Vorkommniss bei einem regen Verkehre 
unausweichlich ist, iu der Station F., also vor JEintrelien der 
Sendung in der 8tatiou V. stattgefunden hat. 

Nachdem aber die Kiügerm einerseits selbst behauptet, 
dass die Waaren in Y. unbesehädigt angelangt sind, nnd 
andererseits aus dem in Y. ab^escblossenea, neaen Fraefat- 
vertrage^ wie znror aasgef&hrt, ein SobadenersatK nicht ange- 
sproeben werden konnte, musste dieselbe mit ibren Ansprflchen 
abgewiesen werden. 

Das von der Klägerin eingebrachte Superrevisiottsgesueh 
wurde von der köoigl. Gerichtstat'el abgewiesen. 

Gründe: 

Die von dem Appellationsgerichte festgestellten That- 
sachen, betreffend die üebernahme des Gutes in V. durch 
den Adressaten Georg N., die von demselben anlässlich der 
Weitersendnng eines Tbeiles der Sendung an dem Gute vor- 
genommene Manipulation, die möglicherweise Ürsache der 
Beschädigung sßin konnte und wofür der Gegenbeweis niebt 
erbracht worden ist, sind nach § 197 Summarverfahren auch 
im Superrevisionsverfahren maassgebend, da bei Ermittlung 
dieser Thatsachen seitens des AppellationsgerichtPs keine 
Rechtsnorm verletzt wurde, und diese Thatsaolien theils (iurch 
Parteigeständniss, theils durch causale Schlussfolgeruugen 
aus demselben, theils auf Gruud des Sachverständigen- 
gutachtens, somit im Wege der freien Beweis Würdigung 
im Sinne des § 64 Summarverfahren festgestellt worden 
sind, und das Ergebniss der riebterÜcben Erwägung zum 
Gegenstande einer Superrevision niebt gemacht werden kann. 
In der Ablehnung der Einvernahme des von der Klagsseite 
angebotenen Zeugen Georg N. ist ebenfalls keine Rechts- 
verletzung gelegen, der Umstand, ob zur Feststellung 
eiiiHF Tbatsache die üiavernahme eines angebotenen Zeugen 
nothvveudig sei und ob der Zeuge als befangen abzuieiinen 
sei, ebenfalls einen Bestandtheil des dem Richter zustehenden 
Rechtes der freien Beweiswürdigung bildet. 

Da sich weiters auch keine Anhaltspunkte dsfür ergeben 
haben, dass die während des Transportes der Sendung von 
Y; nach Bf. eingetretene Beschädigung auf ein Yerscbulden 
der Bahnanstalt zurückzuführen ist, so hat das Appel- 
lationsgericht auch dadurch keine Rechtsnorm verletzt» dass 

XlMiitwfein««lrtl. InUemldniieM. 1886. lg 
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-♦^s niihts unternahm, um eiii etwaiges Verschulden der Bahn- 
austalt Dach dieser liichtung bio testziistellen. 

Nachdem sich aber weiters die EisenbabD nach § 425, 
Punkt 3 H. Gr. B. ftasbedingen kann, dass sie bei solcheo 
Otttern, deren Auf* und Abladung die Partei besorgt, keine 
Haftung für etwa dadureb entstandene Scbäden überoimmty 
und zufoJge des letzten Absatzes des citirten § 425 H. G. B. 
der in einem solchen Falle entstandene Schaden bis zum Be- 
weise des Gegentheiles als aus dieser Gefahr entstanden an- 
7.usehen ist. Mnd naobiif^m es ferner nifht streitig is-t, dass 
laut § 67, Absatz ü des lur den concieien Frachtvertrag 
maas«<<rebenden Betriebsreglements die zuvor besprochene Be- 
freiung der Hahuanstalt von der Haftpflicht im vorliegenden 
Falle einzutreten hatte, und die Klägerin somit auf Grand 
des in V. abgescblossenen neuen FraehtTortrages einen 
Schadenersatz nicht beanspruchen kann, so hat das Appel- 
lationsgeriebt auch die im § 425 H. G. B. enthaltene mate* 
rielle Bechtsnorm insofern richtig angewendet, als sie die 
Kläsrerin mit ihrer Entschädigungsforderung abgewiesen bat. 

Wenn nun auch die Argumentation des Appellations- 
gerichtes, dass die auf § 398 H. G. B. beruhende Haftpflicht 
der Hahnanstalt hier nicht anwendbar sei, weil die Bahn- 
organe die Sendung gelegentlich ihrer neuerlichen Aufgabe 
in V. nicht untersucht haben und die Klägerin den Umstand 
tiieht bewiesen hat, dass sie die Sendung in unbeschädigtem 
Zustande zur Aufgabe gebracht habe, nicht stichhältig ist, 
weil die im § 398 H. G. B. enthaltene Bechtsvermuthung 
bei der anstandslosen üebernahme der Sendung durch den 
Verfrächter sofort wirksam wird, und daher der Verfrachter 
zu beweisen gehabt hätte, dass die Sendung im Augenblirke 
der Üebernahme fehlerhaft gewesen sei, so musste df iuidch, 
da dieser Umstand für die Entscheidung des Processes nicht 
wesentlich ist. und der in erster Linie maassgebende § 4ii5 
H. G. B. richtig angewendet wurde, und somit bei Erledigung 
dieses Processes die in den §§ 398, 410 und 424 H. G. B. 
enthaltenen Rechtsnormen nicht verletzt worden sind, und 
auch die Bechtsnorm nicht verletzt erscheint, dass die durch 
das Gesetz und das Betriebsreglement zugelassene Vertrags- 
mässige Vereinbarung die contrahirenden Parteien verpflichten, 
und somit seitens des Appellationsgerichtes weder eine raa- 
teriplle Eechtsnorm, noch eine wesentliche Verfafirensvorschrift 
verletzt worden ist, das iSuperrevisionsgesuch abgewiesen werden. 
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Nt. 64. 

Die ticherttollungsweite Execution gegen eine Localbaiin durcti Vor» 
merloing im Ceetraignmdbuelio fitr Eitenbalmeii itt xuÜMig. 

(EntseheiduDg der Budapeeter köuigl. Tafel vom 18. Februar 1896, Z. 81; 
Abänderung der Entscheidung des Budapeeter königl. Gr. H. vom 16. Mai 
1895) Z. 211; Büstätigung der Entsebeidong des Budapester köoigL 
Handel»- und Weehse^eriobtea Tom 16. April 1895, Z. S1U7.) 

Die Firma N. & Co. klagte die Aetiengeseiischaft der Local- 
bahn W.-G. auf Zahlung von 68.127 fl. und 60.000 fi. sammt 
Nebengebühren. Das Budapester könid. Handels- uud Wechsel- 
gerieht erkannte auf die sicherstellangsweise Execution der 
eingeklagten Summe sammt Zinsen und ixerielitskosten auf 
die genannte Localbahu sammt deren FlUgellinie O.-Szt. J. 
und aui die der Actieogesellsebaft zukommenden Nutz- 
niessuDgen aus diesen beiden Linien. 

Df>r Requisition dieses Gerichtes um Vormerkung der 
fixecuUOD gab der Buiiaju sh'r königi. G H. als Centralgrund 
buchbehörde mit Berufuug auf den Uesetzartikel LXI ex 1881, 
betreffend die Modification des Gesetzartikels I ex 1868, über 
die Einrichtung des Centralgrundbuches für Eisenbahnen» 
keine Folge, weil es sieh hierzu nicht für eompetent hielt. 

Die königl. Tafel in Budapest wies sodann das Handels- 
und Wechselj^ericbt an, die pfandreehtliehe Prfinotation der 
klsgerischen Forderungen selbst anzuordnen, und das Central- 
grundbucb um dieselbe zu ersuchen, welcher diesem An- 
suchen zu entsprechen habe, weil weder nach den Bestim- 
mungen des G^^setzartike! LX es l.'^Sl (ExecutioDSordnung)^ 
noch nach der Einlage der *j:tiiiauijieu Localbahulmien im 
Centraljrrundbuche sich ein H^ide^ni^s Vetren diese Vornahme 
ergiebt, und Sache der kiagerischen Eirma ist, diese Vor- 
merkung innerhalb der gesetzliehen Frist bei sonstiger 
Löschung zu rechtfertigen. 

Nr. 66. 

Anaprüclie auf Rückerstattung toleher Mehrfrachtgebühren, welche vor 
dem I- Januar 1893 entstanden waren, sind gemäss § 61 des B. R. 
vom 10. December 1892 als verjährt anzusehen und Itünnefi daher nicht 

mehr geltend gemacht werden. 

(Entsehoidung der königl. Curie vom 21. Fobrnnr 1896, Z. 746 V ex 1895; 
Bestiktigunj; der £ntsciieiduug des Budapester konigl. (j. H. vom 20. J^e- 
braar 1895, Z. 4819 ex 1894; Ab&Dderong des Urtkeiles des Badapeater 
TL königl. BMirksgeriehtes vom 11. October 1894, Z. 54249.) 

18* 
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Die königl, ungarischen .Staatsbahuen uiirden wegen 
Bückerstatiuug einer vor dem 1. Januar 18*J3 bezahlten 
Mehrfracht im Laufe des Jahres 1894 gekla»;t und von der 
ersten Instanz hierzu aub dem Gniinle verurtheilt, weil zur 
Zeit der sctio nata die in Ungarn allgemeine gesetzliche Ver* 
jähruogsdaaer von 32 Jahren aueh ftir Forderungen aus dem 
Eisenbahnbetriebe GeltaDg hatte, dann weil das Ber&er inter- 
nationale Uebereinkommen gemäss Gesetzartikel XXY ex 1892, 
auf welchem das neue Betriebsreglement, Fömit auch dessen 
die Verjährung auf 1 Jahr einschrÄokender § 61, Punkt 4» 
beruht, nicht zurückwirken kauu. 

Die königl. Tafel in Budapest hob dieses Urtheil auf 
und wies den Kläger mit seinem Ansprüche ab. 

Grttnde: 

£s ist allerdings richtig, dass weder der vom Gerichte 
erster Instanz citirte Gesetzartikel XXV ex 1892, noch der darin 
bezogene § 61, Abs. 4 des B. B eine Pr&clusiTfrist für die 
Geltendmachung der vor dessen luslebentreten entstandenen 
Forderangen aus dem Frachtgeschäfie der Etsenbabneo 7or- 
geschrieben hat; indessen wurde aber die Regierung bei der 
Schaffung des erwähnten Gesetzartikels ermächtigt, in dem 
darnach zu erlassenden Hetriebsreglement auch solche Aende- 
ruDgen vorzunehmen, welche den Bestimmungeü des Handels- 
gesetzes entgegeusLebeu. 

Eine solche Aenderung ist nun die einjährige Verjährungs- 
frist, weiche auf alle vor dem Jahre 1893 aus dem Fracbt- 
gescfaftfte der Eisenbahnen entstandenen Forderungen An- 
wendung finden muss. weil die jeweiligen Bestimmungen Ober 
die Verjährung sich nicht als Rechte darstellen, welche er- 
worben und nicht durch spätere Bestimmungen aufgehoben 
werden könueu. 

Der frühere diesfAllige Rechtszustand verlangt iiaailich 
nur, dass die unter der Herrschaft der längeren Verjährungsfrist 
begonnene Verjährung nicht mit dem gesetzlichen Eintritte 
der kürzeren Verjährung als beendet anzusehen sei, wenn 
auch diese Forderung nach der neuen Gesetzesbestimmung 
schon verjährt wäre, daher diese kürzere Teijäbrungseeit 
auch für die froheren Forderungen in der gaozen Dauer so 
laufen hat. 

Nachdem aber der klägerische Anspruch erst im Jahre 1894 
geltend gemacht wurde, so musste derselbe abgewiesen werden. 
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Die königl. Curie bat difiSds Uitiieii aus dessen Mo- 
tiven vollmiiaitiicb bestätigt. 

Isr. 66. 

Eisenbahnbedienstete, welche durch Verletzung einer ihnen obliegenden 
Dienstpflicht auf einem Eisenbahnzuge oder in dessen Nähe befindliche 
Personen oder Sachen der QolUir einer Verletzung oder Beschädigung 
dnrcli die Eisenbahn aussetzen, sind gemäss § 438 des ungar. Str. Q. 
mit Qefängnisa von zwei bis fünf Jahren zu bestrafen. 

(Entscheidung der königl. Curie vom 12. März 1896, Z. 2124; Abandcrnns^ 
der Urtbeile der Badapester kouigl. Tafel vom 13. JSovember 1894, 
Z. 6058> und de« Badapester königl. Q: B. vom 13. April 1894, K. 19519.) 

Ein bei eiuer mit Dampf betriebeDen Strassen eisenbahn 
angestellter Bremser hatte durch seine Nachlässigkeit die 
schwere körperliche Beschädigung mehrerer Persouen ver- 
ursacht. Wegen dieses Vergehens wurde er von der ersten 
Instanz nur mit BOeksioht darauf zu 3 Monaten Gef^gnlss 
und 10 fl. Geldstrafe verurtheilt, dass auf seine strafbare 
Handlung nicht nur die in der obigen Ueberschrift citirte 
(Tesetze8be8timn1^rl^^ sondern auch die des § 310, Punkt 2, 
Str. G. anwendbar ist, wonach eine durch Unkenntuiss oder 
Machlässigkeit verursachte körperliche Beschädigimg mit üe- 
fängnisp bis zu 1 Jahre und einer Geldbiissp bis m 500 fl. 
bestraft wird, und solche Miklerungsumstände obwaltete, weiche 
die Anwendung des § 82 (ausserordentliche Milderung) recht- 
fertigten. 

Die königl. Tafel in Budapest fand keinen anderen Mil- 
derungsgrund, als die Unbeseholtenheit des Angeklagten, da- 
gegen nahm dieselbe als erschwerend an, dass die beiden 

eitirten Paragraphe auf sein Verschulden anwendbar sind, und 
erhöhte daher seine Strafe auf 2 Jahre 6 Monate Gefängniss. 

Die königl. Curie hat unter Abänderung beider Urtheile 
die Strafe auf 9 Monatf> herabgesetzt, in welche auch die Zeit 
der Uuterbuchungshalc eiuzurechuen ist. 

Grflnde: 

Bei der Schaffung des § 438 des ungar. Str. G. wurde 
auf die Gef^Uirlichkeit der mit Dampf betriebenen Bisenbahnen, 
und insbesondere darauf BAeksioht genommen, dass der Bremser 
mit der grösstmöglieheo Pünktlichkeit und lustructiousmftssig- 
keit seinen Dienst versehe, sowie auch darauf, dass das 
Bahnpersonal auf die verschiedenen Signale und den Bahn- 
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körper sein stetes Augenmerk zu richten babe. Verstösse 
gegen diese Vorschriften sind mit Recht strenger zu ahnden. 

Die Entschuldigung des Angeklagten, dass sein Ver- 
halten bei einer Strasseneisenbahn vollkoiumen genügend ge- 
wesen sei, war deshalb nicht zu berücksichtigen, weil das 
ihm zur Last gelegte VerBohulden zwar auf einer Strassen' 
eisenbahn, aber nicht auf einer Pferdebahn eingetreten ist, 
wo Dämlich die Gefahr weit geringer und die Aufmerksam- 
l^eit des Bremsers, respective des Kutschers auch durch ander- 
weitige Verhältnisse des nicht abgeschlossenen Bahnkörpers 
in Anspruch genommen wird; es ist daher auf den Ange- 
klagten zwar der § 438 Str. G. anzuwenden, jedoch war mit 
Rücksicht auf die zahlreichen Mildeningsumstände, welche 
im zugute kamen (weiche im ürtheile specieli angeführt sind), 
seine Strafe herabzusetzen. 

Nr. 67. 

Die im § 61 des B. R. vom 10. Oecember 1892 festgesetzte einjährige 
Frist für die Geltendmachung von RückersatzansprUchen wegen zu viel 
bttzaliHer FnieM ist nickt ein Prilelativteniiin, «oMlem «Ine Verjihriiiigs- 
frist. Auch solche Ansprüche, welche noch vor dem Insfebentreten des' 
neuen Betriebsreglements entstanden sind, unterliegen dieser Verjährung, 
und beginnt in diesem Falle der Lauf derselben mit dem Zeitpunkte 
das Eintrittes der Wirksamkeit des neuen Betriebsreglements. Ein» 
ailtsergertolitliGba Raolamation der Partei bewiricl kaina Untarbradiung 

der Verjährung. 

(EntsoheiduDg der königl. Curie vom 23. April 1896, Z. I. G. 7; Be> 
stätigoDg der firkeniitniBse des Badapester königl. Handels- und Weohsd- 
gericlites Tom 24. Deoember 1896, Z. 628, and des Budapester VL künigl. 
Bezirksgerichtes vom 5. Oetober 1895, Z. 58333.) 

Alois T). klagte die N.-ßahn aus ddm Titel Bückvergfltimg 
zu viel bezahlter Fracht auf Ersatz von 411 fl. 72 kr. und 
391 fl. 28 Vv. Das Budapenter VL königl. Bezirkso-ericht 
wies dpR Kiuizer wegen Verjährung seiner Forderung ab, 
indem es die Anschauung vertrat, dass nach der allgemeinen 
Bechtspraxis die Verjährung nur durch die Einbringung der 
Klage und nicht, wie dies im vorliegenden Falle geltend 
gemacht wird, durch ein vor Ablauf der Verjährungsfrist 
b«i der Bahnanstait fiberreichteu Gesueh um Bttckersate sa 
▼iel bezahlter Fraeht, unterbroeheD werde. 

Das Budapester Handels- und Wechselgerieht bestätigte 
das Urtheil des Geriebtes erster Instanz mit dem BeifügeD, 
dass die vom Kläger vor der AppeUattonainstanz rorgebraeiite 
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Einwendung, dass die. Uahuaiistali geuiiiss § 61, Abs. 4 des 
B. R. vom Jahre 1892 verpflichtet gewesen wäre, ihn von 
dem bezahlten Mehrbetrage in Kenntnis» zu setzen, und somit 
die Verjährung nur Tom Zeitpaokte dieser, im üebrigen 
seitens der BabnaDStalt unterlasseDen Yerstäodigung beginueo 
könne, aus dem Grunde nieht stichhältig sei, weil gemfiss 
§ 61, Abs. 4 B. B. der aus der unriebtigen Berechnung der 
Frachtgeböhr entstehende Anspruch von der bezüglichen 
Verptändigun^ nicht abhängio: ist. und demnach die Verstän- 
digung der Partei keine Bedingung für die Geltendmacliung 
des Rechtes bildet. 

Das vom Kläger überreichte Superrevisionsgesuch wurde 
seitens der köuigl. Curie abgewiesen. 

Grande: 

Die Einwendung des Klägers, dass in der Anwendung 
der durch das Betriebsreglement vom 1. Januar 1893 au^ 
gestellten kürzeren Verjährungsfrist, auf Aosprttche, welche 
vor Inkrafttreten des genannten Reglements entstanden sind, 
eine Rechtswidrigkeit lie<jp. ist nieht zutreffend, da von einer 
rückwirkenden Kraft eme^ Gesetzes überhaupt nur dann die 
Rede sein könne, wenn dasselbe solche Rechte berührt, 
welche während der Dauer des früheren Gesetzes bereiiö er- 
worben wurden und bestandeo haben. 

Aas dem Gesicbtspankte der Reebtsinstitution der Ver* 
j&braog kann aber vor dem Verlaufe der Verjäbrungsdaaer 
der Fall einer Recbtserwerbung uiebt eintreteo, und da über- 
dies auch kein Recht zur Verjährung besteht und demnach 
das die Yerjähningsdauer von dem früheren Gesetze ab 
weichend regelnde neuere Gesetz bereits erworbene Rechte 
nieht berühren kann, so kann auch hierbei von der Anwen- 
dung des Rechtsprincipes, dass das Gesetz eine rückwirkende 
Kraft nicht besitze, gar nicht die Rede sein. Insofern aber 
weiters das neue Gesetz eine kürzere Verjährungsfrist anf- 
stelit, ist der Einfluss dieser rem frdberen Beebte ab- 
weichenden Bestimmung auf die Klagbarkett der noch wäbrend 
der Dauer des früheren Rechtes entstandenen, aber erst nach 
dem Inslebentreten des neuen Gesetzes geltend gemaehten 
Ansprüche dahin festzustellen, dass die Ijürzere Verjährungs- 
frist des neuen Gesetzes während der Dauer des späteren 
Gesetzes für ah^eschlo^isen i)i''ht angesehen werden kann, 
sondern dass dieselbe erst von dem Tage des lusiebeutreteo 
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des neuen Gesetzes beginnt und von da an gerechnet weiter- 
läuft. Diese Reehtsatisch.iiinnii' findet auch in der auf die 
üebergaiif^'svprfügii Ilgen be/.iiLrlial)pn<ien Hestimmuns- des 
flandelsgesei/.e.s Ausdruck, weil uii^ der im § 564 des H. G. 
enthalteueu Verfügung, dass die auf die Verjähruiii; bezag- 
habenden Bestimmungen desselben in dem Falle keine An- 
wendung finden, wenn znr Beendigung der bereits begonnenen 
Verjährang das frühere Oesetz eine kürzere Verjährungsfrist 
feststellt) nnd somit ex contrario folgt, dass die auf die Ver- 
jährung bezughabenden VerfQgungen des Handelsgesetzes 
nur dann Anwendung finden, wenn nach dem früheren Gesetze 
die Verjährungsfrist eine längere gewesen ist. Auch das 
Appellatioiisfforicht ist von dieser Auffassung ausgegangen, 
als es die vom Inkrafttreten des neuen, auf Grund Gesetz- 
artikel XXV ex 1892 erlassenen Hetriebsregleraents gerech- 
nete kürzere Verjährungsfrist für anwendbar erklärt bat, und 
ist demgemäss in dieser Biehtung keine materielle Beehtsnorm 
Terletzt worden. 

In zweiter Beihe führt der Kläger in der Beschwerde 
an, dasS; nachdem die Eisenbahn Ober die bei der Fest- 
stellung der FracbtgebQhr vorgekommenen Eechnungsfehler 
den Bereciitigten gemäss § 61. Abs. 4 des B. R, zu ver- 
ständigen bat, auf die hieraus entstehenden Ansprüche auch 
die einjährige Verjährungsfrist nur unter der Bedingung der 
Verständigung augewendet werden könne. 

Aber auch dieser ßeschwerdepunkt ist nicht stichhaltig, 
weil in diesem Paragraphen des Betriebsreglements die aus der 
unriehtigen Berechnung der Fracbtf^ebühr entstehenden An- 
sprüche ron der diesbezüglichen Verständigung nicht ab- 
hängig gemacht sind, und demnach die Verständigung die 
Bedingung für die Geltendmachung des Rechtes nicht bilden 
kann; überdies bestimmt auch § 61, Abs. 4 des B. ß., dass 
derartige Ansprüche nach einem Jahre, von dem Taye der 
Zahhingsleistung an gerechnet, nicht mehr geltend gemacht 
werden können. 

Wenn nun auch der Kläger beznglieh des letzteren 
Punktes einwendet, dass, da der bezogene Paragraph rück- 
sichtlich des Verbotes der Geltendmachung der Ansprüche 
nach einem Jahre eine Verfügung enthält^ diese Verfügung aber 
eigentlich nicht die Verjährung regelt, 'sondern bloss einen 
Präclosivtermin zur Geltendmachung derselben anberaumt, 
so ist auch dieses Argument nicht sutreffend, weil gerade 
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' aus dieser Erklärung, dass die Ansprüche nach einem Jahre 
nicht geltend gemacht werden können, folgt, dass dieselben, 
wenn sie nicht unter einem Jahre geltend gemacht werden, 
auch verjähren. Würde aber auch die einjährige Frist den 
Präciusivtermin zur Gelieudmachung der Ansprüche bilden, 
so kann auch in diesem Falle, weil sieh dies auch auf das 
Elagereoht bezieht, die genanate Bestimmung sar Unter» 
stfltzuDg des VertheidigQogsstandpunktes des Elfigers nieht 
dienen. 

Wenn nun der Kläger weiters einwendet, dass die An- 

schauung des Appellgerichtes, wonach nur die Einleitung der 
Klage zur Unterbrechung der Verjährung geeignet wäre, 
unrichtig ist, da doch laut Punkt 3 des § 73 des B. R. An- 
sprüche auch im Wege der Beclamation aussergerichtlich 
geltend gemacht werden können, der Klä^^er aber laut des 
Thatbestandes des Appellgeriehtes seine Beclamation inner- 
halb der eimfthrigen Verjährungsfrist vorgebracht und hier* 
durch also die Verjährung unterbrochen habe, ho muss dies- 
bezüglich bemerkt werden^ dass nach der gerichtlichen 
Praxis bloss die Anh&ngigmachung der Klage oder die erfolgte 
Anerkennung des Anspruches durch den Verpflichteten die 
Verjährung unterbricht, und die zwischen den Parteien zur 
Ordnung ihrer Ansprüche geptiugenen Verhau dl untren die 
Verjährung noch nicht unterbrechen. Für das (^iegeniheil 
kann auch aus der Verfügung des Absatzes 3 des § 73 des 
B. E. keine Folgerung gezogen werden, weil daraus, dass 
laut dieses Paragraphen die Ansprüche im Wege der Beelft» 
ination geordnet werden können, gerade das folgt, dass 
die Beclamation bei der Geltendmachung der Ansprfiche 
vor dem Gerichte zur Unterbrechung der Verjährung nicht 
genügend ist. 

Nr. 68. 

Auf Sendungen aus Ungarn nach einem Staate, in welchem das inter- 
nationale Uebereinkommen Uber den Eisenbalinfrachtverkehr nicht giit, 
findet der 8 61 des B. R. ebenfille Anwendung. 

(EntscheidoDg des Budapester königl. Handels- und Wecliselgericbtes 
vom 20. Juli 1896, Z. 325; Abänderung des Urtheiles des Badapeater 
VJ. königl. Beiirkagerichtes ?om 1. April 1896, Z. 25230.) 

Am 2. Mai 1R93 wurden in der Station B. der N.- Bahnen 
drei Pferde nach S. (Türkei) aufgegeben und die daftir an- 
gerechnete Gebühr bei der Aufgabe gezahlt, ßs stellte sich 

SiMubshtiracliU. EnuelmidMnceii IW. 19 
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aber später heraus, dass der Bahnbeamte um 331 Francs 
85 Centimes zu wenig angerechuet hatte, weshalb der Auf- 
geber, nach lüGgereu fruc^htlosen Correspondenzen mit ihm 
und den Adressaten, wegen Ersatz dieses Betrages von der 
Direction der N.-Bahnen am 21. December 1895 geklagt 
wurde. Das Gericht erster Instanz veriirtheilte den Geklagten 
io den Ersatz des eingei^lagteD Betrages. 

üeber Appellation des GeklagteD warde die BahndireetloD 
abgevieseo. 

Grande: 

Die wm Geklagten eingewendete nnd von der ersten 
Instanz unberücksichtigt gebliebene einjährige Verjährung des 
klägerischen Anspruches muss im vorliegenden Falle beachtet^ 

und daher der erst nach länger als einem Jahre erhobene 
Eütschädiguno^sanspruGh unbed!n<]rt abgewiesen werden Die 
klägerische Bahudirection hat zwar dagegen geltend gemacht, 
dass, nachdem die Türkei dem Kerner internationalen Ueber- 
einkoinnien über den Eisenbahiitrachtverkehr nicht beigetreten 
ist, diesbezüglich die im § 61, Punkt 4 des neuen B. B. 
vorgesehene Yerjährungsfrist keine Geltung habe, sohin die 
gewöhnliche Veijäfarung von 32 Jahren nach dem ungarischen 
Privatreehte gelte. 

Dem entgegen wird aber vom Geklagten mit Becht 
darauf verwiesen, dass nach dem Stande der gegenwärtigen 
uni^nirischen Gesetzgebung im internationalen Eisenbahnverkehre 
überhaupt das ßerner Uebereinkommen und somit auch 
§ 61, Punkt 4 des B. B., in Ungarn volle litiltmig habe, 
ohne Rücksicht darauf, ob das betreffende Ausland diesem 
Uebereinkommen beigetreten sei oder nicht. Gemäss dem 
Gesetzartikel XXY ex 1892 wurde nämlich die ungarische 
Regierung im Allgemeinen ermftchtigt, das Betriebsreglement 
nach den Bestimmungen des Berner Uebereinkommens auch 
in jenen Vorschriften abzuändern, welche vom Handelsgesetze 
abweichen; dies ist durch das neue Betriebsreglement, somit 
auch rücksichtlieh der Verjährungsfrist geschehen, und ist 
in der Einführungsverordnung zu diesem Reglement keinen 
Vorbehalt statnirt, dass dasselbe nur bezüglich jener aus- 
ländischen Staaten gelte, welche dem raehrerwiihuteu Ueber- 
einkommen beigetreten sind. Daher bildet dasselbe, respective 
das Betriebsreglement eine Ergänzung des ungarischen Handels- 
gesetzes. 
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IL Register der citirten Stellen aus Gesetzen und Ver- 
ordnungen. 

A. Oesterreichisclie Gesetze und Yerordnaiigeu. 



Allgemeines bürgerliohes Gesetz- 
buch (kaiserl. Patent vom L Juni 
1811, J. G S. Nr. 496): 

§ 6, S. m 

§ 303, S. 

§ 305, S. 175, 212. 
§ 313, S. 65. 
g 352, S. ÖiL 



§ 354, S. 123. 207, m 

g 364, S. 185. 166. 167. 

§ 3()5, S. 47. 162. 166, 167. 

170t 17L im 
§ 391, s. m 
§ 429, s. 
§ 480, S. 64. 

§ 891, s. m 
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§ 904, s. m 
937, S. HL 

1293, S. 41, 138, m 

1294, S. 4£ 52, 79, 81t 82, 
IM 199. 

1295, S. 41, 199. 249. 

1296, S. liL 

1801, s. m 

1302, s. m 
I 1304, S. 14L 
§ 1305, s. m 
§ 1314, S. 3g, 
§ 1315, S. 36, 80, 82. 
§ 1323, S. 

§ 1324, S. 53, 24t 249. 

§ 1325, S. 14, 29. 79, 128. 130. 
m 146, 149, 151. 183i MT 237, 
^ 241. 

§ 1326, S. 146, 149. 228. m 

§ 1327, 8. 14, 15, 18, 146. 149, 

§ 1333, S. 43, m 
§ 1334, S. 139, 142. 
§ 1412, 8. 30. 
8 1470, 8, 65. 
§ 1479, s. m 
§ 1489, S. 161, 168, im 
§ 1501. S. 65. 
Allgemeines Handelsgesetzbuch vom 
IL December 1862, R. G. Bl. 
Nr. 1 ex 1863: 
Artikel L 8. 4L 
„ 21, S. 132. 
„ llL S. ISL 

164, s. laL 

209-212, S, 132. 
213. 8. 131, m 
232. S. 238. 

272, S. 12. 102, 153,192, 

273, S. LL 

2S2 S. 36.38. 211.21iL 

287, 8. ^ 

288, a. 15L 
348, S. 15L 
351, S. 250. 
386, s. m 

390-392, S. 213. 

393, S. 36. 40, 213. 

394, S. SIL 

395, S. 154, 157, 199, 



»» 

V 

r> 



213 



Artikel 396, S. 158. 213. 

„ 397, s. m, m 



Artikel 398, S. 213. 
„ 399, S. 21L 21Ü. 
„ 400, S. 36, 43, 156, 199, 

213 . 

Artikel 401, S. 199, 213. 

« 402, 8. 156. m\, 207. 
210. 213, 2LL 

Artikel 403, S. 213, 248. 

„ 404, S. 213. 

, 405,S.154.209,21321L 
Artikel 406, S. GGT^S, 213. 

„ 407, S. 213~ 

„ 408. 96. 98, 158, m 

213. 

Artikel 409— 411. S. 213. 
„ 412, S. 96, 98, 213. 
„ 413-42SrS. 213. 
„ 423,8. 38,199,210, 214, 
424- 431, S. 212. 
Eiofübrungsgtiset/ zum Handels- 
gesetzbuch (Gesetz vom 17. De- 
cember 1862, R. Ct. Bl. Nr. 1 ex 63): 
§ L 8. lEL 

§ 38, a. 9. 10, 11, 12, 102. 153. 

§ 39; S. 8, 9, 10, IL^ 

§ g S. 13L 

§ 48, S. m 
Ministerialverordnung vom 2. Ja- 
nuar 1859, K. G. Bl. Nr. 25, be- 
treffend Bestimmungen über das 
Zusammentreffen des Eisenbahn- 
und Bergbaubetriebes 159, 163. 
166, 17(£ 172: 

§ 7. S. 162, 163, 164, 173. 174. 

§ 8, S. 162, m, m, 174, 115. 
Eisenbahnconcessionsgesetz, Mini- 
sterial Verordnung vom 14i Sep- 
tember 1854, R. G. Bl. Nr. 238, 
S. 78, 170. 

§ 1, § 2, s. m 

§ 9, S. 224. 

§10,8.5,49,50.51,75, 76, 
165, 167, 178, 180, 219, 224. 

f% S. ITSTlSQ. 
Gesetz über Enteignungen zur Her- 
stellung und zum Betriebe von 
Eisenbahnen vom ISk Februar 1878, 
R. G. Bl. Nr. 30, S. 43, 44i 47, 
63, 116-118. 123, 24IL 
§ 2, S. 123,"2lk 
§4, S. 47. 67, 116, 118, 120, 
121. 122. 
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§ 5. S. 118. 120, 123. i2L 
8 IL S. 4iL 
§ 12, S. 118. 
§ IL S. US. . 
j; 21. S. 116. m 

§ 22, s. m 

§ 25 S. 4L 

§ 44, S. 44, 45, 47, 63. 
Eisen bäEnbetnebsorduiing (kaiserl. 
Verordnung vom Ifi. November 
1851. R. G. Bl. Nr. 1 ex 1852), 
S. 177. 

§ L § 2, 8. 22, 

§ 19, S. 36, 79, 8L 82. 

§ 64^ S. 5iL 

§ 96, s. 17L m 

§ 103. S. HL 
. Curatoreneesefz vom 24. April 1874, 
R. G. ßl. Nr. 49): 
§ 0, S. 3L 
Gesetz über die Anlegung von Eisen - 
bahnbüohern vom 13. Mai 1874. 
R. G. Bl. Nr. 70, S. 23. 
§ 18, S. 71^ 72, m 
§ 20, S. IL 
Verordnung über die Verfassung 
der Eisenbahn projecte vom 
2!l Januar 1879, K. G. Bl. Nr. 19. 

s. m "~ 

§ 16, S. 12L 
§ 19, S. 48. 
22, S. 48, 4iL 
3L S. 22. 
Ministerialverordnuug vom 20. Mai 
1880, R. G. Bl. Nr. 5L womit in 
theihveiser Abänderung der Ver- 
ordnung vom 25. Januar 1879, 
R. G. Bl. Nr. 19, Erleichterungen 
hinsichtlich der Verfassung und 
commissionellen Behandlung der 
Projecte für Localbahiien und 
Sehleppbahnen eingeführt werden, 
S. 118. 

Gesetz vom IL Juni 1887, R. G. Bl. 
Nr. IL womit Bestimmungen für 
die Anlage und den Betrieb von 
. Localbahnen jretroflfen werden. 

Artikel X, S. m 
Eisenbahnbetriebsreglement (Mini- 
aterialverordnung vom lü. Juni 
1874. R. G. Bl. Nr. 75), 
§ 52, S. 36, 38, 
S 59, S. 156. 204. 215. 



§ 6L S. 21L 

§ 62, s. m 

§ 63, S. 66, 40. 

§ 64. S. 156. 158. 

§ 67, S. 15i 199, 2(H>. 

§ 65: S. 154. 157, 158. 2QL 
Eisenbahnbetriebsreglement (Mini- 
sterialverorduuDg vom lü. De- 
cember 1892, R. G. Bl. Nr. 207). 

§ 5, S. 17L 

§ 53, S. 9?, 9L 98, 100, löL 
§ 58, S. 96. 

§ er 8. 96, 9L 98, 99, 100, 
101. ~^ 

§ 64, S. 204, 205. 206, 207. 
208. 209, 210i"2TL 212, 213, 214, 
215. gUT 

§66,8. 96,20L2Q2 210. 211. 

212. 

*§ 70, 8. 20L 209, 210, 21L 

215. m 

§ 78, S. 9ß. 

Internationales Uebereiukommen 
über den Eieenbahnfraehtverkehr 
vom U. Oetober 1890, R. G. Bl. 
Nr. IM ex 1892. S. 22. 

Gesetz über die Haftpflicht der Eisen- 
bahnen für Körperverletzungen 
bei Rahnunrällen vom 5. März 
1869. H. 0. Bl. Nr. 2L S. 5,. 6, 

7, 108. 110. 144, 145. 147, 152. 
153, 154. 181. 187. 225. 241. 

§L 8. 6, IL III, 14ß, 149, 
181, 184, 228. 235. 23672317 

§^8. 138, 138. 147. 149, 226. 

237. 

§ 3, 8. 102, 228, 235, 236. 
ünfallversicherungsgesetz vom 28. 
Deeember 1887, R. G. Bl. Nr. 1 
ex 1888, S. 15, 152. 

§ L s. m 

t? 11. 8. 194. 196. laL 

§ 5L 8. 124. 
Gesetz vom 2a Juli 1894, R. G. Bl. 
Nr. 168. betreffend die Ausdeh- 
nung: der Unfallversicherung. 

8. 152. 153. 

Artikel Vll. 8, 1Ö2. 
Krankenversicheruugsgesetz vom 
3Ö. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, 
8. 60, m 

§ 1 8. 6L 

i? 6, § 8, 8. m 
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§ IL § 3L S. 6L 

§ 16, S. 60, ÜL 

§ 52, S. 6Ü. 
Kaiserl. Diplom vom 2Ö. Oetober 
1860, R. G. Bl. Nr. 22ß (Oetober- 
diplom) S. 

Staatsgrondgesetz vom 2L Deeember 
1867, R. G. Bl. Nr. über 
die richterliehe Gewalt. 

§ L s- m 

Gesetz vom 22. Oetober 1875, 
R. G. Bl. Nr. aa ex 1876, be- 
treffend die Errichtung eines Ver- 

waltungsgeric'htshofes : 
§ 2. S. 22, 8fi. 
I 3i S. m 208, 220, 225. 
§ 5, S. "227 2:^, 10(>. 20S, 225. 
§ 6, S. 48, 194, 195, 2il. 
§ L S. 3, aL 56, 84, 87, 89, 
117, m 

^ 21, S. 22, 106, 208. 

AlI{?emeineGerichtsorduung(kai8erl. 
Patent vom L Mai 1781, J. G. S. 
Nr mii 

§ Uli s. laa. 

§ 187. S. 157. 

§ 191, S. LZa 

8 Ig S. löL 

§ 203, § 207, S. 42. 43. 

§ 291, s.hü: 

Westgalizisehe Gerichtsordnung vom 
Deeember 1796, J. G. S. 
Nr. 829: 

§ 5, s. m 

§ 216, S 251, S. 

§ 255. § 2o4. S. 118. 

§ 260. 8. 68. 

^ 266. S. 112. 118. 

8 272. S. 140. 

§ 280, s. m 
öummarpateut (Justizhofdreeret vom 
2L Oetober 1845, J. G. S. Nr. 906), 
S. 180: 

§ 7, S- 

§ 51. S. 22. 129, 202. 

Gesetz über das Verfahren in ge- 
ringfügigen Reehtssaohen (Baga- 
tellverfahren) vom 2L April 1873, 
R. G. Bl. Nr. mi 

§ 2, s. m 

g 51. S. 108. 
§ 14, s. m 



Civiljurisdiotionsnorm (kaiserl. Pa- 
tent vom 2£L November 1852, 
R. G. Bl. Nr. 251): 
§ 26, S. 131. 132. 
§41i§43,§58,§59,S. 13L 
Geriehtfikostengesetz vom Ifi, Mai 
1874, R. G. Bl.Nr. 69, 8.32,6^1 
§ 6, S, 32. 
^ 17, S. 158. 

§ 24, S. IL 18, 33, 63, 99, m 

lOL IXÜT m 1H3, 139, 156, 157, 
180, 20L 

§ 25, S. 16, 18, 63, 176, 18L 
18L 2QL — — - — ' 
§ 26^ S. 12, 18, 33, 63, 100, 
10t rU, 133, 139, l^lM 187, 
2üL — — 

Kaiser]. Patent vom August 1854. 
R. G. Bl. Nr. 20S (Verf. ausser 
Streitsachen) : 
§ 16, S. 46. 
Strafgesetz vom 2L Mai 1852, 
R. G. Bl. Nr. Uli 
§ 491, s. m 
§ 492, s. m 
Gesetz vom IL Dpcember 1862, 
R. G. Bl. Nr. a ex 1863, betreffend 
einige Ergänzungen des allge- 
meinen u. des MiUtärstrafgesetzes: 
Artikel V, S. 187, 188, i89, 190. 

Strafprocessordnung, Gesetz vom 
2iL Mai 1873, R G. Bl. Nr. 119: 

§ 259, s. m 
i 292, S. lÜL 
§ 366, s. m 
Allgemeines Berggesetz vom 23. Mai 
1854, R. G. Bl. Nr. 146, S. 162. 
164, 11^ ^ 
§ 6L § 62, S. 21i. 
§ 106, S. 162. 1G4, 165. 
§ 107, S. Iü2. 
§ 187, S. 243, 244. 
§ 220, § 221. S. 162. 
§ 222: S. 162, 172, 113. 
Gewerbeordnung (kaiserl. Patent vom 
2Ö. Deeember 1859, R. G. Bl. 
Nr. 227): 
§ BTTS. Iß. 

Gewerbegesetznovelle, Gesetz vom 
1^ März 1883, R. G. Bl. Nr. 39: 
Knndm. Pat. Art. V, S. 192. 
§ 11, S. 12L 
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Sonstige Gesetze und Verordnungen. 

Hofdeoret vom 18, September 1786, J. G. S. Nr. 577, S. 26i 2L 

Hofdecret vom 2L Juli 1792, J. G. S. Nr. 36, S. m 

Hofdecret vom 21. Oetober 1806, J. G. S. Nr. 789, S. 2L 

Rofdeeret vom L November 1820. J. G. S. Nr. 17U; § L S. 153. 

Hofdecret vom 2a. Januar 1822, J. G. S. Nr. 1832, S. 153. 

Hofdecret vom ISl Februar 1883, J. G. S. Nr. 2593, 8. 34i il^ 94, liS^ 
133, 158, 176. ISO. 212. 

Hofkänzleideeret vom 5^ Februar 1847, P. G. 8. Nr. 14^ betreffend Be- 
stimmungen über die Gestattung von Geschäftsvermittlern im Gebiete 
des Handels u. a± w.; S. 133. 

Jastizministerialerlass vom 30, Juni 1852, Z. 7750; ö. 173. 

Kaiserl. Patent vom gfi, Februar 1861, H. G. Bl. Nr. 2Q (Februar- Patent) 

8. m 

Landesordnung für Galizien vom 2sL Februar 1861, R. G. Bi. Nr. 20i 

§ 18, S. I26i § 22, S. mii § 32, S. 126. 
Laiidesordaung für Scüiesien, Landesgesetz vom 2D. Januar 1866, L. G. Bl. 

Nr. lOi § 76, S. 4. 
Gesetz vom l£Juni 1866. R. G. Bl. Nr. 85i (Errichtung öffentlicher 

Wäg- und Messanstalten), S. 36, 32. 
Gesetz vom 8. Mai 1869, R. G. ßTTNr. 61i (Bemessung, Vorsohreibung 

und Einhebung der Erwerb- und Einkommensteuer von Eisenbahn- 

antemehmnngen) S. 125. 
Wasserrechtsgesetz für Tirol, Landesgesetz vom 28. August 1870, L. G. Bl. 

Nr. 6ii § 44i S. 86, 8L 
Gesetz vom ^2. April 1873, R. G. Bl. Nr. 68, (Sicherstell nng and Exe- 
eution auf Bezüge aus dem Arbeits- odeF Dienstverhältnisse) 8. 94; 
§ 4, S. 95. 

Handelsministerial-Verordnung vom 2» Mai 1875, R. G. Bl. Nr. 76, (Re- 
gulativ für die Ausführung von Gasrohrleitungen und BeleucFtungs- 
anlagen); §5.8. 81;§16tS.8ii§2LS. 8L 

Gesetz vom 12. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, (Bestimmung der Fristen 
zur Geltendmachung der Rechtsmittel gegen die Entscheidungen und 
Verfügungen der Finanzorgane); § Ii 8. 12L 

Landesgesetz für Kärnteu vom L August 1881, L. G. Bl. Nr. 22, (Zu- 
fahrtsstrassengesetz) S. 104, 105, 106i § L S. 1Q4. 

Bauordnung für die k. k. Reiehshaupt- und Residenzstadt Wien, Landes- 
gesetz vom IL Januar 1883; § L 48, 4iL; § 2, S. 49i § 14, S. 48i 
§3LS. 48;S103,S. 49i§mS. 48,42. 

Bauordnong für das Herzogthum Schlesien, Landesgesetz vom 2. Juni 
1883, L. G. Bl. Nr. 26i § 1^ 8. 3i ii §§ 2, 3, 4, 8. 3i § 16, S. 4; 
§ 100. S. 3. 

Gesetz vom 3Ö. Juni 1884, R. G. Bl. Nr. 116. (Förderung der Landes- 

cultur auf dem Gebiete des Wasserbaues) gTst; §§ 1, 4, 6, 12, S. 85i § 4. 
Gesetz vom 15, Mai 1885, R. G. ßl. Nr. 77i (Abänderung der gegen den 

Wucher bestehenden Gesetze), S. 139. 
Bauordnung für die königl. Stadt Prag, Landesgesetz vom IQ. April 1886, 

L. G. Bl. Nr. 40; § 127. S. 4. 
Gesetz vom 12. März 1887. R. G. Bl. Nr. 33, betreffend die Erwerb- und 

Einnahmensteuer der Staatseisenbahnen, S. 125. 
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Banordnoüff fQr das Königreich Böhmen, Landesgesetz vom 8. Januar 
1889, L 0 Bl. Nr. 5; § 2. S. 220; § 4, S. 217; §§ 5, 10. 20, 22, 
23, 24, 25, 2(i, S. 218; § 27, S. 218, 219; § 29, S. 219; §§ 40, 134, 
8. 218, 219; § 137, S. 218. 

Ctosetz vom 31. Mai 1889, R. G. Bl. J^r. 96^ betreffend den Meüorations- 
fondt, S. 84. 

taeti Tom 14. Aagnst 1891, R. 6. Bl. Nr. 129, betntffend den HeUo- 
rationtfonda, 8. 85. 

B. Ungarlsehe Gesetze und Yerordnungea. 



Gesetzartikel I ex 1868, über das 
Biseubahneentralgrundbucb S.2ö9. 
Geaetaartikel LKI ex 1881, betreffend 
die Modifiostion des Gesetiarttkel 
I ex 1868, S. 259. 
Ungar. Handeisgesetzbuch, Gesetz- 
artikel XXXVII ex 1875: 
§ 898, S. 253, 254, 255,256, 258. 
410, S. 255, 258. . 

424, 8. 254, 256, 268. 

425, 8. 255, 268. 
_ 564, S. 264. 

Betriebsreglemen t vom 10. Juni 1874 : 
§ 64, S. 255. 
GT. S. 255, 258. 
Gesetzarukel XKV ex 1892 (Ein- 
fthrang deiintemationaten Ueber- 



einkommens über den Eisenbahn- 
fracbtrerkehr) S. 260, 264. 266. 
Betriebsreglemrat vom 10. üeoember 
1892: 

§ 61, S. 260, 262. 263, 264. 266. 

§ 64, S. 251, 252. 

§ 68, S. 252. 

§ 73, S. 251, 252, 265. 
Summarverfahren ; 

§ 64, 8. 257. 

§ 197, S. 257. 
Gesetzartikel LX ex 1881 (Bxe- 

eutionsordnung), S. 2bd. 
GesetzartikelV ex 1878 (Strafgesetz): 

§ 82, S. 261. 

§ 310, S. 261. 

§ 438, S. 261, 260. 



III. Systematisches Sacbregister. 
A. OostemleUaehe Jsdleate« 

Coucessionirang. 

Zeitpuukt, in welchem das eoncessiousmässige Einlösuugs- 
reeht der Staatsverwaltnng auf die EieenbahDstrecke 
NeratoTio-Prag wirksam wira Nr. 16i 8. 53 

Prioritätencaratel 

Der Prioritfttenenrator ist in die Kosten eines von ihm gegen 

die £mi88loDsgesellschaft erfolglos geführten Froeesses 

nicht ad pprsonam, sondern bei Execution des Vermögens 

der von ihm vertretenen Prioritäre zu veriirtheilen . . . Nr. 11, S. 31 

Eisenbahnbau, Enteignang, Eisenbahnbüoher. 

Competenz zur Feststellung des Niveau und der Baulinie 
bei BauführuDgen auf Anlagen und Gründen der Eisen- 
bahn. «~ Die Bestimniung der Baalinie ffir einen Zoban 

an piner öffentlichen Passage kann nur mit ßerüeksich- 
tiguug de«i rechtskräftigen Strassenregulirungspiaaes er- 
folgen (Schlesien) Nr. 1, S. 3 
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Die im Enteiguungsgesetze begründete Entschädigung für 
die durch die Enteignung einer (jrundparcelle verursachte 
Erschwerung des Gewerbes des Enteigneten kann nicht 
deshalb abgelehnt werden, weil das Gewerbe iiein mit 
der enteigneten Liegenschaft verbondenes dingliches Beoht 
bildet. Eine solche Sehadloshaltang kann aber nnr för 
die Dauer der Betriebsersehwerung beansprucht werden . Nr. 13, 8. 43 

Beruck'^ichtigung der 8tr;i<:senregulirungsproi>fte bei i^au- 
fuluuijgeu, deren Bewjüigmig iu die Competeuz des Han- 
delsininisteriumB als Baubehörde für Eisenbahnbauten fällt Nr. 14» S. 47 

Die Bestimmungen des Gesetzes über den Geriehtskosten- 
ersatz findea im Verfahren behufs Eeststeiiung der Eut- 
eignuugsentachfidigung keine Anwendung Nr. 18, S. 62 

Die seitens einer Bahn Verwaltung auf Widerruf gewährte 
Mitbenützung eines Industriegeleises giebt keinen recht- 
lichen Anspruch auf Entschädigung, wenn durch eine, 
anlässlieh eines Eüsenbahnbaues erfolgte Enteignung an 
dem Grunde desjenigen, dem eine solche MitbeniU/.iing 
gestattet wurde, diesem die Benützung des Schlepp- 
bahngeleises unmöglich gemacht wird Nr. 20, S. 66 

Der Curntor, welcher bei Ermittlung der in das Eisenbahn- 
grundbuch gehörigen Grundstücke für die unbekannten 
Interessenten von gerichtswegen bestellt wird, kann seine 
Entlohnung nur von der von ihm vertretenen Partei and 
nicht von der Eisenbahnunternehmung fordern, für 
welche die Ermittlung der Eisenbahngrundstücke erfolgt Nr. 23, S. 70 

Aenderungen an Eisenbahnobjeclen, welche lediglich infolge 
von Regalirungsbnuten behufs Zusammenfassung und con- 
centrirter Abfuhr der Wässer eines Fluss- oder Baoh- 
gebietes erforderlich werden, fallen nicht der Eisenbabn- 
nntemehmung zur Last Nr. 24, S. 73 

Bei Beurtheilnng der Frage, ob eine Eisenbahnunternehmung 
zu Vorkehrnnffen gegen ppäter eingetretene Nachtheile ver- 
pflichtet werden kann, kommt es nicht auf ein Ver« 
sehnlden der Eisenbahnnnternelimnng, sondern nur auf 
den ursächlichen Zusammenhang zwischen dem Bahnbaue 
und den oonstatirten Uebelständeu an. Aus der Ver- , 
pflichtung der Eisenbahnunternehmung zur Herstellung 
von Vorkehrungen folgt die weiterö Verpflichtung, den 
hierzu crfcn-derlictheu KosteuaiiAs'and zu bestreiten . . Nr. 25, 8. 76 

Meiiorationsloudäbeiträge können nur dem Unternehmen als 
Bolohein und nicht einem einzelnen Oononrrenzfaetor zu- 
gewendet werden. Concurrenzpflichtig zu einem üferschutz- 
ban erscheinen diejenigen, deren Liegenschaften durch 
den Bau vor Wassergefa.hr geschützt werden, und gilt 
dieser Grundsatz auch in Ansehung der Eisenbahnen . . Nr. 27» S. 83 

Die seitens des Eisenbahnmlin-toriums bei Ertheiluug der 
Baubewilligung für eine Eisenbahnbaltesteiie getroffene 
Verfugung, dass die Ministexialentseheidung über einen 
erhobenen Parteianspruch nachfolgen werde, enthält keine 
die Rechte der Partei in irgend welcher Riehtting tan- 
girende Disposition und eignet sich daher nicht zur Be* 
soliwerdefuhrnng vor dem V. G. H «. . . . Hr 35, S. 106 
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StelluDs der Parteien in den ver&chiedeneQ Absehnittea des 
V«rfMiren8 bei Enteisoung für Eisenbatauzweeke. Wirkao^ 
der iimerlialb der Edictalfrist erhobenen Einwendungen 
der Betheiligten auf die Ertheilung des Baucousenses. — 
Das bei der polltischen Begehung geltend gemachte, auf 
einem öffentlieb-rsehtUeh^ Verhätnisse beruhende ding- 
liche VerfüguDgsrecht an einem vom Coiieessionsinhaber 
für Eisen bahnzwecke in Mitbenüt2ung genomiuenen 
(AeraTial-)StraB8f]ikdr|»6r bildet ein Enteigntingsobject im 
Sinne des Eisenbahnexproprifttionsgeset/.es Nr. 88, S. 113 

Entschädigungsansprüche gegen eine bereits bestehende 
Eisenbahn wegen Beschränkung des Bergbaues im Interesse 
des Bahnbetriebes. Verjährung derartiger Ansprüche . . l)r. 46, S. 159 

Zur Frage nach 4m Unternebmer des Betriebes von Erd- 
arbeiten und der Schottergewinnunf? für eine Eisenbahn- 
geselisehaft in Absieht auf die Feststellung der Ver- 
sickeruDgS7.ustiindis;keit der in diesen Betrieben beschäf- 
tigten Personen zur territorialen oder zur berufsgenossen- 
schaftlieben UnCallversicherungsanstait Nr. 51, S. 198 

Die Verweigerung der Zustimmung zur Uebersetzung eines 
Bahngeleises ist ein Verwaltuugsact, der im freien Er- 
messen des Eisenbahnministermms gelegen ist Nr. RS, 8. 203 

Die Enteignung von Grundstücken, welche für öffentliche 
Zwecke bestimmt sind oder bereits Offentiieben Zwecken 

dienen, ist zujassjg Nr. 55, S. 217 



IKssen ist allen Interessenten gegenüber ein nener Reehts- 

zustand hergestellt, welcher für alle künftigen Verän- 
derungen die I^is und den Ausgangspunkt zu bilden 
hat; nachgefolgte VerSnderungen der Sachlage könnten 
nur insoweit den Eisenbahnrerwaltungen allein zur Last 
fallen, als die Veränderungen durch sie allein bewirkt 
worden wären, uioht aber auch dann, wenn bei ungeän- 
derten Verhiltnissen des Bahnbetriebes sieh Herstellungen 
im Interesse Dritter als nntbwendig erweisen. — Die 
Eisenbahnbehörde ist, im Falle als eine Herstellung im 
Interesse ebensowohl der Eisenbahnunternehumng als 
dritter Betheiligter sieh als wünschen swerth darstellt, 
berechtigt, auszusprechen, dass die Kosten der Herstellung 
von der Eisenbabnverwaltnng „nicht allein ' zu tragen 
seien Nr.ö6, S. 220 

Zur Recursführung gegen die anm Schutze einer Et8«nbahn 

dorn Vrrlpihungswerber bergbehOrdlich auferlegte Ver- 
pflichtung zu Betriebsbeschränkungen ist nur dieser selbst 
und nicht ein zu demselben in eiueui Vertragsverhältnisse 
Stehender benaohbarter Bergbaunnternehmer i^timirt . . Nr. 58, 8. 242 

Zustellung des Enteignungserkenntnisses ledigliob Mi den 
Sequester eines Fideicommisses. Die Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit des Unternehmens nach Durchtuhrung 
der Knteignungsverhandlang begründet keinen formalen 



Durch 




Mangel des Verftifarens, 



Nr.59rS.245 



Digitized by Google 



- 276 - 

Zufahrtsstrftssen. 

Für die Frage der Herstellung einer KisenbahDzuiahrts- 
Starasse ist es ohue Bedeutung, ob die in Betracht kom- 
mende Aafnahmsstelle dem Gesatnmtverkehre Hient oder 
bloss als Personenhaltestelle errichtet worden ist. Ueber 
die Frage der Kothwendlskeit der HersteUan^^^ einer 
Eisenbahnzufahrtsatrsase eDtsolieidet die zuständige Be- 
hörde noeh freiem Ermessen Nr. 34, S. 103 

Besitz Verhältnisse. 

Ersitzuug der Servitut des Fiisssteiges ttber ein Bshngrund- 

stück Nr. 19, S. 63 

Die Terhinderang der Benütsnog eines Aber die Bdsobnnfr 

eines Eisenbahn prundstückes führenden Privatweges 
bildet keine zur gerichtlichen Competenz gehörige Besitz- 
Störung .Nr. 47, 8.177 

Haftpflicht für körperliche Verletzungen. 

Die Frage, ob ein Vorfall als eine „Ereignung" im Sinne 
des Haftpflichtgesetses anzusehen ist, kann nicht mittelst 
Einwenden? der Inootnpf't« nz des Handelsgeriehtes sur 
EntseheiduQg gebracht werden Nr. 2, S. 5 

INe Hinterbliebenen nach einem, anlfisslieh eines Bisenbahn- 
uufalles, Verunglückten können Schmerzensgeld nur bean- 
spruchen, wenn es vom Verunglückten noch bei dessen 
Lebzeiten geltend gemacht wurde. Meilengelder sind bei 
Festsettung der Entschädigungsrente in Betracht zu ziehen.- 
Beiträge aus dem Pensionsfondes und Erziehun^rsbeiträge 
bilden keine Äbzngspost von der Entschädigungsrente . • Nr. 5, 8« 12 

Heilnngskosten können aaeh ohne Speeifieimng der ein- 
zelnen Aasf^spostoi zuerkannt werden, falls eine solche 
Speeifieimng nach Lage des Falles schwierig an beschaffen 
gewesen wäre , Nr. 10, 8. 27 

Der Umstand, dass die bei einem Bahnunfalle verletzte Per« 
son erst nach mehreren Monaten um Beweisaufnahme 
zum ewigen Gedächnisse über ihren Krankheitszustand 
ansuchte, hindert nicht die Bewilligung der Beweis- 
▼omahme Nr. 21f 8. 68 

Haftung der Kisenbahnunteniehranngen für das Vcipohiilden 
ihrer Orgaue, welche durch unzweckmässiges Vorgehen 
eine Gasexplosion in den Bahnrftnmen ▼ersnlasst haben . Nr. 26i 8* 79 

Verletzungen, welche sich ein Bahnbediensteter beim Heben 
von Schienen oder beim Schieben eines beladenen Bahn- 
wageus und Herauswerfen desselben aus dem (ieleise zu- 
zielit, fallen nicht unter das flafipflichtgesetz. Der von 
einem Streckenvoratand aufgenommene Bahnarbeiter kann 
Ansprüche aus dem Dienstverhältnisse gegen die Bahn- 
Unternehmung als solche geltend machen Nr. 86, 8< 107 

Die Gonstatirung des Zustandes, in weltdiem sich die bei 
einem Bahnunfalle verletzte Person nach demselben be- 
fanden hat, durch die behandelnden Aerzte ist kein 
Gegenstand des SacbTerstftndigenbewdses, sondern des 
Zengenbeweises zum ewigen Gedächtnisse ; Nr. 37, 8. 112 
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Unterbaltskosten des Verletzten im Spital fallen unter den 
Begriff der Heilnngskosten und enthebt die Tragune dieser 
Kosten seitens der Eisenbahn dieselbe nicht von der Vet- . 
pfiichtung zam Ersatie dee Verdienstentganges fflr dieselbe 
Äeit. Auf die Bemessung der Höbe des S. hmerzens- 
geldes hat der Stand des Verletzten keinen EiuUuss . . Nr. 40, S. 127 

Veraatwortliehkeit der EiBenbahnverwaltang für die Folgen 
der Verletzung, welche einem Bahnbediensteten bei dem 
geduldeten Passiren eines gefährlichen Weges innerhalb 
des Stationsbereiohes ziutosst. Zuspruch von Schmerzeus' 
geld bei dnem operativen Eingriff unter Narkose. Zn- 
ßprueh des Schadenersatzes an den verleizteii Bahn- 
bediensteten ohne F'iieksicht auf das ihm aus der Unfall- 
versicheruugsaiistalt ii^uidiitö Capital ......... Nr. 42, S. 133 

Verantwortlichkeit der Eisenbahn für die Verletzung, weloiie 
dem mit der FahrkarteurevisioD im 7avx<'- betrauten Be- 
diensteten gelegentlieh des Ueb^rsteigens aus einem 
Wagen in den anderen zostosst. .Entgang an Heilen- 
geldern bildet keinen Gegenstand der Entscbädigung . . Nr. 43, 8. 142 

Die Frage, ob eine Verletzung im Eisenbahnverkehre sich 
ereignete, ist mit der Hauptsache zu entscheiden. Das Haft- 
pflichtgesetz ist beattglich der Eisenbahnbediensteten 
durch das Gesetz vom 20. Juli 1894, B. G. ßl. Nr. 168, 
nicht zur Gänze aufgehoben Nr. 44, S. 162 

Verletzung eines Reisenden durch heftiges Zuschlagen der 
Coup6thär seitens des Conduotear ist eine Ereignung im 
Sinne des Haftpflichtgesetzes Nr.48, S. 181 

Ereignung im Sinne des Haftpflichtgeset^es ist auch ein 
bn Yornahme einer Versehiebnng eingetretener ünfisll. 
Bei Bemessung der Entseliädigungsrente ist jener Ver- 
dienst in Betracht zu ziehen, weicben der durch den Un- 
iall erwerbsuutähig Gewordene im Momente des Unfalles 
sich thatsäohlicJi erwarb ................ Nr. 57, 8. 225 

Frachtre uli 

Die Eisenbahn, deren Leute das bahnämtlich ermittelte 
Gewioht eines Frachtgutes im Frachtbriefe irrig eingetragen 

haben, haftet dem Adressaten für die Zolls* i;ife, weiche 
demselben wegen Unrichtigkeit der von ihm auf Grund 
der babnämtlichen Gewichtseintragung im Frachtbriefe ge- 
maehten Zolldeclaration auferlegt wurde Nr. 12. 8. 84 

Eine Bahn kann von riiier Pariei nicht auf Ersatz belangt 
worden, wenn letztere aut Grund der bahnseits erfolgten 
Oewiditseriulttinng im Frachtbriefe eine unrichtige Zoll- 
deelaration vornimmt und dafür in eine Zollstrafe verfällt Nr. 29, S. 91 

Die unterlassene oder die irrige Bere^^hnung eines Frachtzu- 
Schlages fällt nicht unter den Brgnii einer unrichtigen 
Anwendung der Tarife oder eines Heehnunjjsfehlers im 
Sinne des § 61 B. R. — Fraehtzuschiäge, welche in den 
Frachtbrief nicht eingesetzt wurden, kann die Bahnver- 
waltung von dem die Fracht bezahlenden Empfänger nieht 
nachtrügUeh eiufordern Nr. 32, 8. 96 
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Oompetenx der Handelsgerichte znr Eechtsprecbung fiber 
Klagen gegen das Eisenbahuärar aus dem Frachtgeschäfte Nr. BBf S. 101 

Im § 68 B. K. vom 10. August 1874 ist der Umfang der 
fintsehädigung, welche die Eieenbubn im Falle der Be* 
sehädigung eines Frachtgutes zu leisten hat, genau be< 
zeichnet und ist darüber hinaus aus dem Art. 395 H. Q. B. 
— den Fall böswilliger Handlungsweise abgesehen — 
niehts anzusprechen Nr. 45, S. 154 

Der Betrieb eines Eisenbahnfrachten-Revisions- niid TJricla- 
mationsbureaus durch eine Privatperson kann nur auf 
Grund einer — nach freiem Ermessen der Behörde — zu 
ertheilenden ConeeMion unternommen werden ..... Nr. 60, 8. 191 

Die Partei, welche wegen Verlust des Gutes Ersatzansprüche 
stellt, muss das Vorhandensein eines Schadens erweisen. 
Fall« dieser Beweis duroli den der Babnanstalt anfgeira- 
Keuen referiblen Haupteid i^eführt werden soll, rauss die 
Partei die Person anhieben, welche denselben nomine 
der Bahuanstalt abzuleisten hat, oder nähere Umstände 
anfiUireiit aus welchen die Gegenseite nähere EeDotniss 
von der /u beschwörenden Thatsaehe haben kann. . . .Nr. 68, S. 197 

Auch bei Gefahr im Verzuge und bei dargethauer Unmöglieh- 
keit einer reehtseitigen Dispodtion im Wege der Versaadt- 
station genügt eine vom Versender der fimp&ngsstation 
numittelbar ertheilte Disposition nicht Nr. 54, S. 203 

Haftung der Eisenbahn haftet für den Schaden, welcher 
darcn die Aasfolgujig eines Gates an eine Tom Adressaten 
▼ersehiedene P«r8on entsteht Nr. 60, S. 247 

Peräüualfragen. 

Oberbauarbeiter sind keine Angestellten im Rinn»^ der Vor- 
schritt des § 3% Z. 2, des Einfiihrungägesetzes zum 
Handelsgesetsbuohe. Die Entscheldong Uber eine Klage 
auf Ansstellung eines Dienstzeugnisses an einen solchen 
gehört daher nicht zur Competenz der Handelsgerichte . Nr. 4, S, 8 

Krankenversicherungspflicht der beim Eisenbahnbetiiebe 
verwendeten Schneeschaufler Nr. 17* S. 60 

Meilenge'rl' r knin (li irenstand der Executionsführuug. Die 
Verwiiltuim luer Eisenbahn ist berechtigt, namens ihrer 
Bediensteicu gegen eine executive Einweisung in die Be- 
zttge der letzteren zu reoarrireii Nr. 31, 8. 94 

Steuern und Gebühren. 

Beginn der ErwerbsteuerpHieht einer Eisenbahnbanunter' 

nehmung Nr. 3, S. 7 

Industriegeleise geuiesseu die für die Hauptlinie concessions- 
massig gewährte Steuerfreiheit nur insoweit, als sich die« 
selben al^ <-in Bestandtheii der Betriebsanlage dieses 

B ilmunteruehuiens Nr. 2Ö, S. 87 

Au^seblicsäliche Competenz des Landesaussebusses znr fint- 
Scheidung über die Vorschreibung von SteaerzusoblSgen 
far Landeserforderntase Nr. 39, S. 125 
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Strafrecht. 

Staatsbahndireotionen sind Bebördeu im Sinne des Gesetzes 
vom 17. December 1862, R Q. Bl. Nr. 8 ex 1863 . . « Nr. 49, S. 187 

Processuale Fragen. " ' 

Hierüber siehe Nr. 6, S. 18; Nr. 21, S. 68; Nr. 30, S. 93; Nr. 33,8.93; 

• Nr. 37, S. 112; Nr. 41, S. 130; Nr. M, S, 152 

Verschiedenes. 

Bei der Ertheilung eines ßetriebseonsenses für eine Eisen- 
bahn kommen nur öffentliche Büeicsichten in Betracht, 
und kann daher die bezügliche Entscheidung vor dem 
V. Q. fi. Dicht angefoehten werdeu Nr. 7| S. 22 

Zorftekweisung- des Kecurses der Gemeinde gegen den Ent- 
wurf der l'ahrordnnng einer Pferdebahn unter Hinweis 
auf die mittlerweile enolgte Activirung der Fahrordnnng Nr. 8, S. 23 

Du dem Aerar zustehende iteoM der verbotalegung findet 
auf Fordernncfen des Aerars Mu dem Staatseisen- 
bihnbetriebe keine Anwendung Nr. 9> S. 26 

Bine Eisenbahn, welche an Geseh&ftsiente Standplätze ver- 
miethet, ist verpflichtet, den Miether von dem gewerbe- 
behördlichen Verbote der Benützung eines solchen Stand- 
platzes uDverweilt m verständigen und haftet für den aas 
der UnterliBSQDg dieser Verst&iidigiing entstehenden 
Sehaden Nr. 15« S. 51 

Der Reisende, weicher einen Uegeuatand im Waggon zurück- 
lässt, hat, £s]1b letaterer bestimmt ist, im Freien an einem 
allgemein leioht zugänglichen Orte deponirt zu werden, 
dem Bahnbediensteten, weicher den Gegenstand findet, 
den J^'inderlohn zu bezahleu Nr. 22, S. 68 

B. Ungariselie Jvdiflflito. 

Frachtrecht. 

Die Eisenbahn huftot bei einer WagenladuTisssendung für 
die Gewichtsdifferenz, welche sieh in der Abgabestation 
gegenüber dem in der Aufgabstation mittelst einer Brtteken- 
wage festgestellten Gewichte ergiebt, auch dann, wenn 
die 8endnng in der Abgabsstation mit einer Handvvage 
verwegen wurde Nr. 61, S. 251 

Die im § 398 ungar. H. G. B. aufgestellte Rechtsvermuthnng, 
dass der Frachtführer für Schäden haftet, welche an 
einem anstandslos zum Transporte übernommenen Gute 
entstehen, gilt auch dann, wenn das Gut bei der Ueber- 
nähme nicht untersucht worden ist, und von der Partei 
der Beweis nicht erbracht wird, Jdass das Gut unbe- 
schädigt zur Angabe gebracht worden ist, es wäre denn, 
dass die Bahnaostalt der Partei das Aof- und Abladen 
des Gates auf deren Gefahr vertragsmässig fiberlassen 
hat Nr. 03, S. 253 
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Ansprüche aaf fiückerstattaog .solober Mebrfrachtgebübren, 
irelehe vor dem 1. Jumv IS9B entetanto wareo, sind 
Kemäse § 61 des B. R. vom 10. Deoember 1892 als vBt- 

jäbrt anzQseben Nr. 66t S. ^9 

Die im § 61 des B. B. vom 10. December 1892 festgesetzte 
eiojibrige Frist fSr die Oeltendmaohung von Rfiekenats- 

an?} lii'hen wegen zu viel bezahlter Fracht ist nicht eiu 
Präclusivtermin, sondern eine Veijäbrangsfrist. Auch 
Ansprüche, welche vor dem Inslebentreten des neuen Be- 
triebsreglements entstanden sind, unterliegen derselben 
VerjähroDsr. und besrinnt ihr Lauf mit dpm Zeitpunkte 
der Wirksamkeit des ueaen Betriebsreglements. Eine 
auseergeriehtliebe Beelamation der Partei bewlrltt keine 

Unterbrechung der Verjährung Nr. 67, 8. 262 

Auf Sendungen an<; Ungarn nach einem Staate, in welchem 
das iuternatiuiiale Uebereinkommen über den Eisenbahu- 
frachtverkehr nicht gilt, findet der § 61 des B. R. eben- 
falls Anwenduog Nr. 68, S. 26& 

Strafreobt. 

Eisenbahiibedienstete, welche dnreh Verletzung einer ihnen 

obliegenden Dienstpflicht auf einem Eisenbahnzuge oder 
in dessen Nähe belindliehe Personen oder Sachen der 
Gefahr einer Besohädigung durch die Eisenbahn aussetzen, 
sind gemiss § 488 des angar. 8tr. Q, sa bestofen ... Kr. 66, 8. 261 

Verschiedenes. 

Das Ausbleiben von einer Tagsatzung infolge eines Verkehrs- 
hlndemisses auf einer Pferdebahn gilt us dnreh Tis major 

verursacht, und kann sich die Partei zwecks Recht- 
fertigung ihres Versäumnisses auf diesen Umstand berufen Nr. 62, S. 252 
Die sicherstell ungs weise Cxccutiou gegen eine Localbahu 
durch Vormerkung im Oentralgrundbnche fflr Eiaenbabneo 
ist zulässig Nr. 64, 8. 25$» 



K. b HoflmcMnwKMral CmI Ftraama la WIm. 
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